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Vorrede 

zur ersten Auflage« 



indem der Verfasser seinem Systeme der theo- 
retischen Philosophie gegenwärtiges System 
der praktischen folgen lälsst: entledigt er sich 
eines Versprechens, das er gern früher erfüllt 
hätte 9 wenn es möglich gewesen wäre. Indes- 
sen hoft er nunmehr, durch baldige Herausgabe 
der beiden andern Theile, welche die Tu- 
gendlehre und die R^ligionslehre ent- 
haltoa sollen, "das Ganze um so ehar vollenden 
zu können« Prinzipien und Methode sind 
dieselben, welche der Verfsisser in seiner fim- 
damentalen und theoretischen Philosophie auf- 
gestellt und befolgt hat, weil er noch immer 
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VI 



Vorrede. 



von der Gültigkeit jener und der Zweckmäfsig- 
keit dieser überzeugt ist. Diejenigen, welche 
nicht gleiche Ueberzeugung hegen — und deren 
werden bei dem heutigen Zustande der Philo- 
sophie nicht wenige sein — dürfen deni Ver- 
fasser d^ob nicht zürnen, indem er gern auch 
jeden Andern seinen eignen Weg gehen lässt. 
Nur das unwissenschaftlicl^e Verfahren, wo man 
ohne alle Prinzipien und Methode gleichsam in's 
Blaue hinein philosophirt und diefs wohl gar 
als einen Beweis hoher Genialität betrachtet, 
sollte doch endlich einmal vom Gebiete der 
Phüosophie verbannt werden. Hier gilt nur 
ernste und besonnene Forschung, und vornehm- 
lich im Praktischen, wo so leicht der kleinste 
Irrthum oder Fehlgriff die ungeheuersten, über 
alle Berechnung hinausliegenden, isclädlichen 
Folgen fiir's Leben haben kann. ^ Wer daher 
jene ernste und besonnene Forschung prosaische 
Nüchternheit nennen kann^ den braucht man' 
wahrlich nicht um seine poetische Trunkenheit 
zu beneiden. Uebrigens trägt der .Verfasser frei- 
lich so gut, wie jeder andre Wahrheitsfreund, 
die Ideje^der Allgemeingültigkert in sei- 
nem Busen und macht sie darum auch zum 
Zielpunkte seines wissenschaftlichen Strebens; er 
ist aber sehr weit von der anmafsenden Einbil- 
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dung entfernt, dass^ er das Ziel erreicht und 
Tnrklicii ein allgemeingüjitiges System 
aufgestellt habe« 



Was nun insonderheit diesen ersten Theil 
des praktisch -philosophischen Systems anlangt, so 
hat der Verf. schon frühem zwei, dahin einschla- 
gende kleinere Schriften herausgegeben, näm- 
lich: Aphorismen zur Philosophie des 
Rechts (1.- Bändchen, Leipz. 1800. 8-) und 
(als 2. Bändchen x)der Fortsetzung): Natur- 
rechtliche Abhandlungen oder Bei- 
träge zur natürlichen Rechtswissen- 
schaft (Leipz. i.%11. 8)- Sollten aufmerksame 
Leser dieser frühern Sphriften in der gegen- 
wärtigen manches damit mcht Uebereinstimmende 
finden: so bittet der Verf. diefs als stillschwei- 
gende Zurüx^knahme oder Berichtigung anzusehn. 
Es ist ja wohl natürlich, dass ein wiederholtes 
Durchdenken und Erforschen derselben Gegen- 
stände nicht durchaus auf dieselben Ergebnisse 
fuhren kann« Manches ist aber auch dort aus- 
führlicher behandelt^ was hier im strengen bei- 
und unterordnenden Systeme kürzer abgethan 
werden konnte und musste. 

Schlüsslich wünscht sich der Ver£ auch in 
Ansehung seines praktisch -philosophiscien Sy- 
stems nicht blofs gerechte , sondern auch billige 
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Vorrede* 



Richter 9 in dem Sinne, vne Aristoteles das Bil- 
lige ein enayoQ&cofia Stxaiov ndnnt Leipzig , zur 
Ostermesse 1817. 

^ Krug. 



Zusatz. 

Wegen dieser zweiten Auflage hab\ ich 
aufser dem^ was in der Vorrede zur zweiten 
Auflage des Systems der theoretischen Philoso- 
phie bemerkt worden, nichts weiter zu erinnern; 
weshalb. auf dieselbe blofs verwiesen wird. 
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System 

der 

praktischen Philosophie. 



Erster Th^il. 
Rechtslehre oder Dikäologie. 



Kru^'s prakt. Philo«. Th. I. Rechtslehre. AuH. 2. * 
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Hanc video sapientissimorum faitte sententiamf legßm neque 
, hominum ingeniis excogitatam^ ^lec scitum aliquod esse po^ 
pulorunif sed aeternum quiddam^ quod Universum mundum 
regeret imperandi prohibendique sapientia, Ita principem 
legem illam et ultimam mentem esse dicebani omnia ra- 
fione aut cogentis aut veiantis dei: ex qua illa lexf quam 
dii humano generi dederunt, recte est laudata\ est emm 
ratio mensqae sapientis ad jubendum et ad deterrendum 
idonea* 

Cic. de iegg, II, 4. 
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E i n 1 e i t u n g* 



§. 1. 

Wenn die Philosophie überhaupt Wis- 
senjschaft von dei^ ursprüixgUchen Gesetzmäfäigkeit 
der-gesammten Thätigkeit des menschlichen Gei- 
stes oder von der Urform des Ich^s idt (Fnnda- « 
mentalphilosophie, $4 i26)i so ist die prakti- 
sche oder moralische Philosophie als 
zweiter Hanpttfaeil der abgeleiteten jphiloso- , 
phie (Fund. §.• 127) die Wissenschaft von der 
tu'Sprünglichen Geset^mäfsigkeit derjenigen "Kiä- 
tigkeit des menschlichen Geistes^ welche im 
Streben und Handeln oder in der Bestim- 
mung dea Objektiven durch das Subjektive besteht 
(Fund. §. 128- vergl. mit $. 75.) nnd daher auch 
selbst eÄe praktische Thätigkeit heilst 

$* 2. 
Wir setzeti also in d^t praktischen odet 
moralischen Philosophie^ wie in der theoretischen 
öder speculativen, die ursprüngliche Duplizität 
des Objektiven und des Subjektiven oder des Rea* 
len und des Idealen schon als anerkaiitit Voraus 
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4 Rechulehre. Einleitung. §. 3. 

und behaupten dem transzendentalen Syn- 
th etismus getreu, dass Beides ursprünglich ge- 
setzt und mit .einander verknüpft, und eben diese 
Synthese als unbegreifliche und unerklärbare 
Urthatsache des Bewusstseins der absolute Gränz- 
punkt des Philosophirens sei, mithin nicht niur die 
schlichtweg sogenannte Spekulazion, sondern anch 
die. Spekulazion über das Praktische oder die 
Theorie des Moralischen sich freiwillig auf das 
innerhalb dieser Gränze liegende Gebiet beschrän- 
ken müsse, wenn sie nicht transzendent wer- 
den soll — ein Fehler, der in der praktischen 
Philosophie noch gefährlicher ist, als in der theo-* 
retischen, wefl er jene in eine phantastische Moral 
verkehrt und dadurch auch unmittelbaren Einfluss 
auf das Leben gewinnt (Fund, §. 56 — 58 und $. 
67 vergL mit Theoret Philos. I. §. 2)^ 

$. 3v 
Wir erkennen ebendaruny die jedem Men- 
schen von gesundem Verstände natürliche und 
nothwehdige Ueberzeugung von unsrem eignen 
Sein, von dem Sein der Dinge aufsef uns und 
von der zwischen uns und diesen Ding^3tattfin- 
denden Gemeinschaft als gültig an (Funi §. 68) 
und behaupten, dass eben diese Gemeinschaft auf 
dem ui^sprünglich synthetischen Verhältnisse des 
Subjektiven und des Objektiven gegen einander 
beruhe, vermöge dessen es «ich gegenseitig be- 
stimmen könne (Fund. §. 75 besonders Anmerk. 
2); ja dass ohne eine s(^che Gemeinschaft «nd 
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Recbtslehre. Einleitung. §.4. 5 

gegenseitige Bestimnifbarkeit von einer prakti-r 
sehen Philosophie so wenig als von der Praxis 
im Leben selbst die Rede sein konnte (Fund* 
$. 64 und 66). » 

Da nun die praktische Thätigkeit des Ich's, 
als eine transeunte oder reale, eben darin besteht, 
dass das Objektive durch da;s Subjektive bestimmt 
werde , indem wir durch unsre Bestrebungen und 
Handlungen gewisse Gegenstände unsem Zwecken 
als Begriffen von einer möglichen Form derselben 
unterwerfen (Fund. a. a. O.) — und da jede Thä- 
tigkeit unsers Geistes von gewissen ursprünglichen 
Gesetzen abhängig ist, welche dessen Handlungs- 
weise (Form der Thätigkeit) und daraus entsprin-^ 
genden Wirkungskreis (Schraliken derselben) beim , 
Gebrauche seiner Vermögen a priori bestimmen 
(Fund. §. 70. 71. 73. 74): so lässt sich das allge- 
meine Problem der praktischen oder moralischen 
Philosophie in folgender. Formel ausspreclxen: 
Welche? sind die ursprünglichen Gesetze unsers 
Bestrebungs- und Hand^ungsvermögens? (das 
Wort Handeln im engern Sinne genommen) 
oder mit andern Worten: 
Welches ist die ursprüngliche Form des Ich^s 
in Ansehung seiner transeunten oder realen ' 
Thätigkeit? 
^nm. Es wird demnach hier als unleugBar'e 
Tliatsache des Bewusstseins und erster Anfangspunkt 
(^68 moralischen FhilosopKirenSy mithin als oberstes . 
Matetialprincip der praktischen Pbilaso- 
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6 Rechulehxe. Einleitung. §. 5. 

phie (Fund. §• 40*-<-46) gesetit, dass wir praktisch 
thatig sind aes streben und bandeln; und die wei- 
tere Nachfrage ist, wie sind wir praktisch thatig, 
oder nach welchen ursprünglichen Gesetzen richtet 
sich unser Bestrebungs- und Handlungsvermögen? 
Indem wir nun «ur Beantwortung dieser Frage über 
unsre eigne praktische Thatigkeit philosophiren, wol- 
lisn wir ein reines Selbbewusstsein in Ansehung der- 
selben kon(itruiren (Fund. §. 74 Anm. ö). Wir müs- 
sen demnach die mannigfaltigen auf unsre praktische 
Thatigkeit sich beziehenden Thafsachen des Bewusst- 
seins gehörig aufzufassen, zu vergleichen , zuordnen, 
SU zergliedern und die ursprünglichen Bedingungen 
derselben zu entdecken suchen , damit wir die Urform 
des Ich's iu jeder Art der praktischen Thatigkeit ken- 
nen lernen. Dadurch werden wir auch zu den For- 
malprinzipien der praktischen Philosophie 
gebogen (Fund. §. 47rr-50). 

$. 5- 
Was i«t aber der ol>erste Zweck des 
liioralischen Philosophirens selbst? Warum und 
wozu wollen wir die ursprüngliclien Gesetze un- 
sers Strebend und Handelns kennen lernen? — 
Wenn der oberste Zweck des Philosophirens 
* überhaupt die durchgängige Uebereiostimmung 
meiner gesammten Thatigkeit oder die absolute 
Harmonie des Ich's in aller seiner Thatigkeit ist 
(Fund. §. 54): so kann der oberste Zweck des 
moralischen Philospphirens ^ein andrer 
sein, als die durcligängige Uebereinstinimung mei- 
ner pral^tischen Thatigkeit oder die absolute Har^ 
monie aller meiner Bestrebungen und Handlungen 
als sqlcher d. h. die Güte» Diese Gute suchen 
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wir durch das moralische Phfloso|ihiren selbst zi^ 
erkeiinen , und richten uns daher auch in der Be- 
urtheilung des Guten nach der Idee einer absolu- 
ten Harmonie in unsem Bestrebungen und Hand-r 
iungen. Wir können sonach folgenden Satz als 
oberstes Formalprincip der prakti- 
schen Philosophie aufstellen: 

"Was in ein mögliches System absolut harmo- 
nischer Bestrebungen und Handlungen passt, 
ist gut; das Gegentheil bös« 

Anm, 1. .Das oberste Formalprincip der 
theoretischen Philosophie war der Satz : Was in ein 
mögliches System absolut harmonischer Vorstellungen 
und Erkenntnisse passt, ist wahr; das Gegentheil 
falsch. Was nun früher ia dem 'System^ der theo- 
retischen FhiIt>sophie (L $. 5 nebst den »beigefügten 
Anmerkungen) zur Ableitung dieses Prinzips aus dem 
obersten Formälprinzipe der Philosophie 
überhaupt und zur -vreitern Erläuterung desselben 
gesagt worden , lässt sich leicht (muiatia mutandis) 
auf das so eben aufgestellte oberste Formal- 
prinzip der praktischen Philosophie beziehh 
und braucht deshalb hier nicht wiederholt zu werden. 
Indessen dürften folgende Bemerkungen nicht über- 
flüssig sein. Der Ausdruck Güte wird hier in sei- 
ner ursprünglichen Bedeutung genominen, so dass 
wir eine Urgute denken, welche, auf den Men- 
schen bezogen, alle sittliche Vollkommenheit dessel- 
ben befasst, sie heifse Gerechtigkeit oder Gü- 
tigkeit (von Einigen, obwohl fälschlich , auch Güte 
genannt) oder Frömmigkeit (Gottseligkeit). Eine 
gute Handlung kann folglich gerecht, gütig, oder 
fromm <gottSBlig), so wie e}ne böse ungerecht, upgü- 
tig (lieblos) oder gottlos heifsen,.je naphdem sie aus 
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verschiedenen Gesichtspunkten und nach besondere 
sittlichen Grundsätzen erwogen wird. Nun ist aber 
offenbar, dass irgend eine menschliche Bestrebung 
oder Handlung (z. B, das Streben nach Eigenthum 
durch Besitznahme einer herrenlosen Sache oder das 
Streben nach fremden Wohlsein durch Unterstützung 
eines Hiilfsbediirftigen) nur darum und sofern als 
gut beurtheilt wird, weil und wieferne sie sich 
als einstiipmig mit den Bestrebungen und Handlungen 
aller vernünftigen Wesen denken lässt und in einem 
bestimmten Falle auch so gedacht wird, und dass 
wir sie eben um dieser Einstimmung willen auch 
billigen und jedermann gestatten oder an- 
sinnen. Fänden wir dagegen zwischen gewissen 
praktischen Thätigkeiten ein^n solchen Widerstreit, 
dass eine die andere aufhöbe, mithin beide zugleich in 
ein System durchaus harmonischer Bestrebungen und 
Handlungen nicht aufgenommen werden könnten : so 
. würden wir entweder beide zugleich oder wenigstens 
die, in welcher der eigentliche Grund ie^ Wider« 
Streits läge, als böse beurtheilen, misbilligen 
und n-ioht jedem gestatten, vielweniger an- 
s innen. Es ist also die ursprüngliche Richtung der 
Vernunft überhaupt auf eine absolut harmonische 
Thätigkeit (Fund. §. 54 und 81) welche sich in Be* 
Ziehung auf die praktische Thätigkeit unsers Geistes 
in die Fodrung verwandelt, 

dass jedes einzele Streben und Handeln auf die 

Totalität aller Bestrebungen und Handlungen oder 

auf die Idee eines durchaus einstimmigen Ganzen 

praktischer Thätigkeit als Theil bezogen und in 

dieser Beziehung als gut anerkannt werde; 

und die Vernunft selbst heifst eben praktisch| 

wieferne sie diese Fodrung an uns ergehen lässt. Nun 

ist freilich die absolute Harmonie aller Bestrebungen 

und Handlungen vernünftiger Wesen eine blofse Idee, 
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die Ib keinem Zeitpunkte iinsers Daseins und Wir* 
kens vollständig realisirt werden kann^ aber eine 
praktisch noth wendige Idee, indem .sie das 
Ziel ist, auf welches die praktische Vernunft gleich* 
sam immer zusteuert, wenn sie in irgend einem ein* 
zelen Falles uns ein Thun oder Lassen gestattet oder 
vorsichreibt. Diese Idee nimmt dann die Gestalt eines 
Gesetzes an, wieferne sie als eine das Verhalten 
bestimmende Regel oder Richtschuur {norma 
agendi) betrachtet wird, und dieses Gesete heifst ein 
sittliches oder Sittengesetz (lexmoralias. efhioa) 
weil es auch die menschlichen Sitten (i;^, mo^ 
res) beherrschen und denselben dadurch das Gepräge 
vernünftiger Handlungsweisen aufdrücken soll '^). 
Wiefern nun fdle besondem Sittenge&etze unter jener 
allgemeinen Fodntng der praktischen Vernunft stehen 
und in ihrer wissenschaftlichen Darstellung als Fol- 
gen oder Entwickelungen derselben betrachtet wer- 
den: insofern heifst jene Fodrung das Urgesetz 
{lex originaria) der praktischen Vernunft, die übrigen 
aber in ihrer Beziehung darauf die abgeleiteten 
Gesetze ( leges deripotipoe) derselben. Ebendarum 
ist auch dieses Urgesetz, in der oben aufgestellten 
Formel ausgesprochen, das oberste Formalprin« 
zip der praktischen Philosophie, dem freilich 
erst durch die folgenden Theile «der Wissenschaft ein 
näher bestimmter Inhalt zugewiesen werden muss, 
wenn es auf das Leben selbst anwendbar werden 



*^ Der Ausdruck sittliches oder Sittengesets wird 
also hier in seiner alten und weiteren Bedeutung genomnsen, 
wo er nicht Uols das Tugendliche >. sondern auch das Recht- 
liche und Religiöse befasst. Darum heifst auch die ganze 
praktische Philosophie eine moralische oder« Moral- 
philosophie> auch schlechtweg Sittenlehre, Moral» 
Ethik. Die engere Bedeutung dieser Worte wird sich tie« 
fer unten ergeben/ 
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• soll. Uebrigexis lasst sich denken, dass ein besondrer 
praktischer Grundsatz entweder blofs das sittlich Mög- 
liche (was man darf) oder das sitUich Nothwendige 
(was man soll) oder das sittlich Unsulässige (was man 
weder soll noch darf) bestimme. Er kann daher ent- 
weder als ein erlaubendes, öder als ein gebie- 
tendes, odet als ein verbietendes Gesetz {kx 
pernuseipa -*-^ impBratiPa — prohibitiuq) erscheinen. 
Deswegen heifst (nach Kavt) ein unbedingtes 
Gebot (welches etwas schlechthin als sittlich noth- 
wendig bestimmt) auch ein kategorischer Im- 
perativ^ das bedingte Gebo.t aber ein^ hypo- 
thetischer loiperatrv '^). 

Anm. 3. Da das Urgesetz der praktischen Ver- 
nunft aus der ursprünglichen Richtung der Vernunft 
iilberhaupt hervorgeht und der Mensch sich keines 
anderweiten Vermögens, das noch über die Vcrjiunft 
erhaben wäre und in Beziehung auf dieselbe gesetz- 
gebendes Ansehn hätte, bewusst ist (Fund. $. 76 und 
81): so muss sich die Vernunft, und zwar nicht blofs 
die allgemeine {)^oyQ^ xoivog). sondern auch die be- 

• • nm I ■ ■ II ■ iii M i j , I , ,, ■ ,_ ,1 I , I | . . 

*) Fichte sagt sehr ricbtig im 5. seiner Briefe an Rbin- 
HOLp (S. 181 der Lebensbeschreibung des Letztem von des- 
sen Sohne) 9 »»Der höchste Trieb im Menschen geht auf 
„absolute Uebereinstimmung desselben mit sich 
„selbst, des theoretischen , und praktischen Vermögens, des 
„Kopfes und Herzens; anerkenne ich praktisch nicht, 
„was ich theoretisch anerkennen mnss, so versetz^ ich 
.„ mich in klaren Widerspruch mit mir selbst.*^ Wie stimmt 
aber damit die anderweite Behauptung F,*s im 8. Briefe an 
B .' (S. 199) zusammen : „Der Idealismus ist das' wahre 
„Gegentheil des Lebens *< — ? Das idealistische Den- 
jken würde ja dann das theoretische und das praktische Ver- 
mögen offenbar entzweien, würde uns nie zur absoluten 
Uebereinstimmung mit uns selbst ~ (im Denken und Handeln 
zugleich) gelangen lassen. Denn das Handeln im Leben ist 
uoth wendig realistisch) was auch F«. selbst zugiebt. 
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'" * 

sondre (Xofog iSiog) des Menschen, als gesetage» 

bend in und für ihn selbst (autonomisch) be^- 
trachten. Der Mensch würde soxiach auf seine eigne 
Würde Verzicht leisten , wenn er sich und seine Ver- 
nunft als das Gesetz aller Handlungen anderswoher 
(etwa vom Triebe) empfangend (heteronomisch)' he* 
trackten wollte. Durch diese Autonomie der Ver- 
nunft wird aber der Gedanke nicht ausgeschlossen, 
dass« der Mensch als ein einseles vernünftiges Wesen, 
das aicli als befangen in den Schranken der Sinnlich- 
keit und Endlichkeit anschaut, sich unterordne einem 
andern vernünftigen Wesen und von demselben Ge^ 
setse empfange, es sei nun diesem andre Wesen ent- 
w^eder auch ein sinnliches und endliches, das ihm 
aber in der zeitlichen und räumlichen Ordnung der 
X>ing6 als ein höheres erscheint, oder das übersinn* 
liebe und unendliche Widsen^ w^elches in der ewigen 
Ordnung der Dinge als erhaben über alles andre, 
mithin als das höchste Wesen (en» surhmum) ge» 
dacht wird (Fund« §. 84). Vielmehr ist diese Un- 
terordnung sogar • nach dem eignen Ausspruche der 
praktischen Vernunft nothwendig, wie sich in der 
Folge zeigen wird« Indetai aber die Vernunft dem 
Menschen Gesetze giebt, wendet sie sich gleichsam 
an den Willen desselben als das volla^iehende Ver^ 
mögen. Die Sittengesetze heifsen daher auch Wil- 
iensgesetze {leges poluntatis) d. h. Gesetze für den 
Willen des Menschen (Fund.' §. 80 vergl. mit §. 81 
Anm. 3). Der Wille aber ist frei (Fund. §. 82) ob 
er gleich, oder vielmehr ebendarum., weil er den. 
Gesetzen der Vernunft gehorchen soll, indem diese 
die Fodrung einer absoluten Harmonie der Bestre- 
bungen und Handlungen unmöglich an ein Wesen 
richten könnte, das in Ansehung seiner praktischen 
Thätigkeit von 4er Herrschaft der Naturnothwendig- 
keit und des derselben ünterworfnen Triebes durch- 
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aus abhangig wäre« Der Wille des Menschen muss 
sich also auch unabhängig von jener Herrschaft zur 
Beobachtung der von der Vernunft aufgestellten Ge- 
setze selbst bestimmen können, wenn gleich die 
Vereinigung der Freiheit mit der Noth wendigkeit in 
£inem Subjecte für uns in spekulativer Hinsicht un- 
begreiflich ist (Th. Ph. IL §.473). Die Geselle 
der praktischen Vernunft oder die Sitten ge« 
aetze sind also auch Freiheitsgesetse (^'i^ges 
Ubertatis) nnd unterscheiden sich ebendadurch von 
den schlechtweg sogenannten Naturgesetzen (Z?- 
gesphyMicae) die als solche nicht das moralisch Mög- 
liche nnd Nothwendige (was man darf und soll) son- 
dern blofs das physisch Mögliche und Nothwendige 
(was man kann und muss) bestimmen; wiewohl der 
Mensch, da er bei seiner Wirksamkeit in der Sin- 
nenwelt die Naturgesetze nicht aufheben kann, bei 
BeuTtheilung des moralisch Möglichen und Nothwen- 
digen auch das physisch Mögliche , und Nothwendige 
zu berücksichtigen hat ^). Da nun ohne Freiheit 
des Willens nicht von gut und bös (so wenig als 
von Recht und Unrecht, Tugend und Laster, Ver- 
dienst und Schuld, Belohnung und Strafe) und ohne 
Autonomie der Vernunft nicht von Gesetzen 



♦) Daher kommt auch oft in der Erfahrung die Verwechs- 
lung di<;ser beiden Arten des Mögliehen und Nothwendjgen, 
besonders wenn sich ein gewisses Interesse in's Spiel mischt, 
<« B. wenn Jemand ein^ moralischen Fehltritt gern für ein 
4urch Natnmothwendigkeit herbeigefnhrtes Ereigniss ausge- 
ben möchte. Deswegen entschuldigt sich aueK die ScfawSohe «o 
gern mit dem Zwange. Umgekehrt sagt man oft: Ich kann 
nicht, für; Ich darf nichts oder; Ich mussi für: Ich soll. 
Wenn aber sittliche Gesetz auch natürliche (nämlich im 
Gegensatze gegen willkürliche oder positive) genannt werden, 
so hat man, wie die Folge lehren wird, eine andre Natur 
im Sinne, als die schlechtweg sogenannte. 
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der praktischen Vernunft für den freien WtUeh des 
Menschen die Rede sein kannte: so sind jene beiden 
Bedingungen 'die eigentlichen. Grundpfeiler der prak- 
tischen oder Moralphilosophie als einer ^V er nunft- 
Wissenschaft Tom Guten und Bösen* Wer 
daher jene Bedingungen nicht anerkennen will» kann 
auch konsequenter Weise über das Praktische oder 
Moralische nicht philosophiren wollen *), ' 

Anm. 3. Die Gesetze der praktischen Vernunft 
oder die Sittengesetze kundigen sich dem menschli« 
chen Bewusstsein zuerst in blofsen Anregungen zum 
Guten und Abmahnungen vom Bö9en an, von. denen 
man wedet sich selbst noch Andern sogleich eine 
vernünftige Rechenschaft ^e]>en kann. Diese Anre- 
gungen xmd Abmahnungen ' sind daher nichts anders 
als dunkle Vorstellungen von jenen Gesetzen und von 
deren Verhaltnisse zu gewissen Handlungen , verbun- 
den mit einem innern Antriebe, ' ihnen zu folgen. 
Man nennt sie deshalb auch sittliche Gefühle in 
Bezug auf einzele Fälle, in Bezug auf das Allgemeine 
aber das sittliche Gefühl (^enaus moraUi)^ Wird 
nun dieses dunkle Bewusstsein der Gesetze der prak- 
tischen Vernunft durch Nachdenken und Erfahrung 
nach und nach zur Klarheit und Deutlichkeit erho* 
ben: so lässt sich zwar das,, was vorher nur Gefühl 
war^ in Begriffe und Griindsätze audösen; aber die 



*) Wer Freiheit des Willens ohne Autonomie der Vernunft 
annähme, könnte allenfalls von einer Koran^ oder Bibel- 
moral, nur nicht von einer Vemunf tmoral reden. Wer 
Autonomie der Vernunft ohne Freiheit des WiUeiis annähme, 
mfisste eine Moral für vernünftige Maschinen auf- 
stellen. Wer aber beides leugnete, würde streng genommen 
gar keine Moral zulassen kBnnen. — Wegen der sonderbaren» 
aber nicht eigentlich hieher gehörigen Frage, ob d«r theo- 
retischen oder der praktischen Vernunft der Primat ge« 
büre, vergl. Fund. §• 31 Anm. 4^ 
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UTspfüngliche Anregung und Abmahnung wird dadurch 
nicht. aufgehoben^ sondern kann vielmehr mit der Zeit 
an Kraft gewinnen und das Gemüth um so ttfirker 
ergreifen. Dasi aber das sittliche Gefühl nicht ein 
wirklicher Sinn für das Gute und Böse (seneus 
borU ei mali) sei >^- etwa so, wie das grob sinnliche 
Gefühl ein Sinn für das Angenehme und UvU- 
angenehme {si(n$us jueundi ei injucundi) oder das 
feinere und edlere Gefühl , welches das ästhetische 
heifst, ein Sinn für das Schöne und Häss- 
liche (feneue fuien ei foedi) — ist daraus offenbar, 
dass das Gute und Böse gar keip Gegenstand der 
Anschauung und ISmpfindung oder der unmittelbaren 
Wahrnehmung ist und dieselbe Handlung als gut oder 
bös beurtheilt werden kann, je nachdem man ihr die- 
sen oder jenen Zweck unterlegt (z« B. die Entwaffnung 
eines Menschen, um ihn zu berauben, oder um ihn 
unschädlich zu machen ). Es scheint also nur das Ur- 
theil über gut und bös, weil es sich uns oft schnell 
und gleichsam gewaltsam aufdringt, auf unmittelbarer 
Wahrnehmung zu beruhen, während es doch immer 
auf einer höhern Kömbinazion und Reflexion beruht, 
deren wir uns nur nicht immer bewusst sind. Auch 
würde jedermann das Gute dem Bösen eben so vor* 
ziehn, wie das Angenehme dem Unangenehmen oder 
das Schöne dem H^sslichen, wenn jedermann einen 
solclien Sinn dafür hätte. Hätt* ihn aber nicht je-^ 
dermann, so ist nicht wohl einzusehn, wie man 
dem, der ihn nicht hätte, die Wahl des Bösen statt 
des Guten zurechnen könnte. Die Annahme ein^es 
solchen Sinnes scheint, daher selbst der Annahme 
der Willensfreiheit zu widerstreiten. Dass man 
aber ohne diese weder von gut und bos noch von 
der Moral als einer Wissenschaft des Guten und Bö* 
sen reden könne, ist schon vorhin bemerkt worden« 
Hieraus erhellet nun fernere 
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1. dass das sittlicHe Gefühl beim Urtheilen über 
gut und bön zmrar oft als Wahrheitsgefühl wirke, 
aber so wenig wie dieses (oder der sogenannte ge-» 
meine und gesunde Verstand) in seinen Aussptüchen 
untrüglich sei; 

2. dass der Mensch überhaupt nach blofsen Ge« 
fühlen eben so wenig handeln als urtheilen dürfe, 
weil er dadurch leicht irre geführt werden kann; 

3. dass das sittliche Gefühl dem praktischen Fhi- 
losophen weder als Menschen noch als Philosophen 
entbehrlich sei> indem es durch seine Regungen ihn 
in beiderlei Hinsicht vor manchen Fehltritten be«^ 
wahren kann, wenn er darauf gehörig achtet; 

4. dass es aber widersinnig sei^ in der prakti* 

&chen Philosophie das sittliche Gefühl zum obersten 

Richter (Bestimmungs* oder Entscheidungsgrund) in 

Ansehung des Outen und Bösen su machen, da jene 

Wissenschaft als Erzeugniss der philosophitenden Ver- . 

nunft ein klares und deutliches Bewusstsein rom Sitt* 

liehen geben , mithin das Gefühl selbst aufklären und 

berichtigen soll. Diese wissenschaftliche Aufklärung 

und Berichtigung in Ansehung des Praktischen hat 

ihren W^rth für sich, wie jedes andre Wissenschaft« 

liehe Streben. Dass sie aber auch, auf das Leben 

gehörig angewandt, demselben eine höhere Bedeutung 

geben und zur Vervollkommnung des Menschenge«* 

schlechts in sittlicher Hinsichjt das Ihrige beitragen 

l(önne, wird wohl nur von denen geleugnet Werden, 

die überhaupt der wissenschaftlichen Bildung wegen 

der Anstrengung, die sie heischt, abgeneigt sind, und 

daher auch über das Gute und Böse lieber träumen und 

schwärmen > als vernünftig nachdenken wollen *)* 

*) I>ft6xiUHD0 sagt in seiner Histoire comparee de3 dysii*- 
»i«* de pMlosopJde (f. I. p. 812).* „JLö Süience perd plu9 qu^elle 
inM CToit en rompani u$ communicaiiont avee U simple bon 
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$. 6. 

Da zur praktkchen Philosophie ^ drei be- 
sondre Wissenschaften gehören , namEch die 
Rechtslehre {jus natiirae s. dicaeologia) die 
Tugendlehre {ethica s. aretologia) und die 
Religionslehre {ethicotheologia s. eusebio^ 
logia): so muss auch unser System der prakti*^ 
sehen Philosophie in eben so viele Haupttheile 
unter jenen Titeln zerfallen. 

Anm. 1. Diese Eintheilung der praktischen oder 
moralischen Philosophie ist hereits in der Grundlehre 
gerechtfertigt (Fund. $• 130). Wir setzen hier nur 
noch Folgendes hinzu. Da die Rechtslehre ihrem 
Wesen nach die praktische Thätigkeit des Menschen 
als eines sinnlich -vernünftigen Wesens, das sich un- 
ter und nehen andern Wesen seiner Art und folglich 
auch mit ihnen in einer beständigen Wechselwirkung 
findet '*')y nur als äufsere Erso^h einung betrach- 
tet: so können die Gesetze der praktischen Yprnunfti 
welche diese Wissenscliaft aufstellt, oder die Rechts- 
gesetze auch blofs auf Bewirkung einer aufs er n 
Harmonie in jener praktischen Thätigkeit gerichtet 
sein. Diese äufsere Harmonie besteht darin, dass 



)i90n« qui est la raison vulgaire [commune] sans doute^ mah 
^prtt/ique, ^ Ebendasselbe gilt vom sittlichen .Gefühle. Die 
praktische Philosophie kann es nicht als höchste richterliche 
Instanz anerkennen, soll sich aber auch nicht von ihm los>- 
sagen oder g^r ihm widersetzen. 

*) Wenn auch diese Wechselwirkung einmal absichtlich oder 
zufällig unterbrochen würde (z. B. durch Zurückziehung eines 
Menschen in eine einsame Wüste oder durch Verschlagung 
desselben auf ein unbewohntes Eiland) : so ist sie doch jeden 
Augenblick herstellbar und die Unterbrechung immer nur 
«Is seltne Ausnahme von der €iegei zu betraohten. 
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Jeder sich innerhalb seines 'Reclitsgebiets halte, Le* 
ben, Freiheit und Eigenthum des Andern schone, 
mithin Alle ruhig und friedlich beisammen wohnen. 
Aber diefs ist noch keine durchgängige oder ab- 
solute Harmonie, wie sie die Vernuilft im Prakti- 
schen federt. Hiezu gehört auch eine innere Ueber- 
einstimmung der praktischen Thätigkeit^ und diese 
besteht darin, dass eine und dieselbe Gennnung Jeden 
durcl)dringe und seine gesammte Thätigkeit beherr* 
sehe, 80 dass ihn nicht einmal gelüste, etwas Böses 
zu thun oder etwas Gutes zu lassen« Wird nun diese 
Gesinnung in ihrer blofsen Beziehung auf das Gesetz 
der Vernunft betrachtet, so heifst sie tugendhaft; 
wird sie aber in ihrer Beziehung auf Gott als den 
höchsten Gesetzgeber betrachtet, so heifst sie reli» 
gios. Daher stellt die Vernunft, um unsre prakti- 
sche Thätigkeit vollständig zu bestimmen > aufser den 
Rechtsprinzipien auch noch Tugend- und He- 
ll gionsprins ipien auf; und ebendarum muss auch 
die praktische Philosophie in die genannten drei 
Haupttheile zerfallen *). Da man aber in frühem 



*) Man kann , lun sich das Verbältniss der llechts-, Tugend- 
vind Religionslehre durchwein Bild zu Terdeutiichen, sie mit 
drei Kreisflächen Tergleichea, die einen Mittelpunkt haben, 
woToa aber die zweite die ente und die dritte die beiden 
ersten einschlielit und durchdringt. In der erftea herrseht 
das Recht, in der zweiten die Tugend, die auch das Recht 
VI achten gebietet, in der dritten die Religion, die uns auf 
das Unendliche hinweist und durch diese Hinweisung dem 
Kechte und der Tugend eine höhere Weihe giebt, wodurch 
sie als Ausilüsfe eines heiligen Willens erscheinen, derv 
vrie ein bekannter Dichter sagt, hoch über der Zeit 
und dem Räume webt und Ton dem menschliohen Willen 
fodert , durch sein Weben in Zeit und Raum ihm ähnlich zu 
werden und sich so mit ihm gleichsam in Eins zu rerweben, 
damit wir mit Recht sagen können.' „In ihm leben, we* 

Kraget prakt. Philot. Th. I. Rechtslehre. Anil, 2. ^ 
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Zeiten diese dreierlei Prinzipien nicht genau unter- 
schied und ittfonderheit die RecLttgeeetse und die 
Tugendgesetse unter einander gemischt abhandelte: 
so entstand hieraus eine grofse Verwirrung in der 
Wissenschaft, die sich selbst bis auf ihren Namen 
erstreckte. Denn anfangs nannte man die ganse 
praktische Philosophie Ethik, Moral oder Sit- 
tenlehre; nachher aber, als man den Unterschied 
des Rechtlichen vom Tugendlichen 9u bemerken und 
jenes unter dem Titel des Naturrechts in einer beson- 
dern philosophischen Wissenschaft su behandeln anfinge 
versund man unter Ethik, Moral oder Sitten- 
lehre blofs die Lehre vom Tugendlichen, und setzte 
daher das Rechtliche (Juridische) dem Sittlichen (Mo- 
ralischen oder Ethischen) entgegen^ obgleich das Recht- 
liche seinem Wese^ nach sich eben sowohl auf die 
Sitten bezieht und in ihnen abspiegelt als das Tugend- 
liche, mithin ebenfalls etwas Sittliches ist *)• Auch 
erhob sich nun ein Streit darüber^ ob die Rechtslehre 
der Sittenlehre oder diese jener vorausgehe. Dieser 
Streit würde schwerlich entstanden sein, wenn man 
die Sache gleich beim rechten Namen genannt und 
die Sittenlehre als das Höhere, welches Rechts- und 

ben und sind wir'< -^ nämlieh moralisch, nicht pbjrisclif 
wie es die Pantheisten und selbst viele Mystiker rerstehn. 

«) Oft Tertriti die Sitte sogar die Stelle des Rechts, indem 
sie unter dem Titel der Gewohnheit oder des Herkonuneni 
die positiven Rechttges^tze fleichsam ergänst. Vielleicht 
war daher die erste positive Gesetzgehmig nur eine wörtliche 
Darstellmig der durch die Sitte schon eingeführten Rechts- 
TerfaSltaisse; späterhin aber, als man nach «iner hohem 
Vollkommenheit in diesen Verhältnissen strebte,^ wurde wie- 
der die Sitte durch die positive Gesetzgebung modifizirt« 
Pas altrömische Recht sagt daher: „Äiw scripto jus venit, 
Pf^uod usus a^robavit; nam diuturru mores eonsensu utentium 
^comprohati legem imitantur.'* Z. Ä2. JD. de legibus et L. S5. 
eod. tit. Auch s. g. 9. Insi. de Jure naturali etc. 
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Tngtndlehre unter sich xbefasst, betrachtet hitte. 
Denn so wurde man eingesehn haben, dass die über 
das Sittliche philosophirende Vernunft erst die Be^ 
dingungen einer aufsern Harihonie in unsrer prakti* 
sehen Thätigkeit aufsuchen müsse, ehe sie die Be- 
dingungen der (durch die äujsere selbst bedingten) 
innam Harmonie aufsuchen könne. Auch würde 
niemand auf ien wunderlichen Gedanken gefallen 
sein, die Rechtslefare ala eine theoretisch «philoso* 
phiscfae^ die Sittenlehre aber ^Is eine praktisch -phi« 
losophiftche Wissenschaft zu betrachten, oder zu be* 
haupten , dass die Rechtslehre sich mit der Sittenlehre 
in einem Widerstreite befinde, weil das. strenge Recht 
(eigentlich nur die strenge d. h. schonungslose Ver- 
folgung des Rechts) oft vom Gewissen gemisbilligt 
werde. . Denn indem die philosophirende Vernunft in 
der Rechtslehre sich freiwillig auf eine gewisse Spharf 
unsrer praktischen Thätigkeit beschrankt, mithin Ton 
einer andern Sphais wegsieht (abstrahirt) auf die sie 
erst späterhin in der Tugendlehre hinsieht (reflek- 
tirt): so widerspricht sie sich keineswegs, wenn sie 
etwas in der einen Beziehung als gültig anerkennt 
oder gestattet, was sie in einer andern Beziehung ala 
ungültig darstellt oder verbietet Widerspruch findet 
ja nach der Logik nur statt, wo man in einer und 
derselben Hinsicht bejaht und verneint *)w Die Wis- 
senschaft kann überhaupt ihre Lehren nicht anders 
als sukzessiv darstellen und muss oft in Gedanken 



*) So wenig es pn Widersprueh ist su sagen: „Der Rieh* 
^ter darf swar überhaupt den Freunden dienen, soU aber 
nin manchen Fä^en gar nicht tbun, als wenn er Fremide 
9,liatte*^ — eben so wenig ist es widenpreckend xu sagen: 
»»Der Gl&ubiger darf xwar überhaupt Besablmig fodem, soll 
»»aber in manchen Fällen Nachsicht mit dem Schuldner ha* 
»ben.o 

2* 
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.(in abHraoto) trennen, was in der Wirklichkeit {in 
Concreto) verbunden ist. Im wirklichen Leben nun 
•«oll der Mensch überhaupt sittlich gut handeln d. h. 
nicht blos rechtlich, sondern auch tugendlich oder 
tugendhaft. Wenn daher die tugendliche Güte im 
Gegensätze der rechtlichen (juridischen) vorzugsweise 
die sittliche (moralische oder ethische) genannt wird: 
60 ist diefs wieder nur eine Folge des vorhin be- 
merkten zweideutigen Sprachgebrauchs, der freilich 
jetzt nicht anders zu berichtigen ist, als dass man 
das Sittliche und so auch die Sittenlehre im wei- 
tern und engern Sinne unterscheidet* 

Anm. 2. Was die philosophische Heligions- 
lehre betrifft, so sind die Meinungen der Philoso- 
phen rücksichtlich des Platzes, den sie^ihr im Systeme 
anweisen sollen, sehr verschieden. Die Alten, welche 
die Dinge . in göttliche und menschliche ein- 
thi^lten und jene in der Physik diese in der Ethik 
abhandelten , die Logik aber als e^ne Art von Propä- 
deutik zu beiden betrachteten, verwiesen auch die 
Lehre von Gott i^nd allem, was damit zusammen- 
hangt > in die Physik oder spekulative Philosophie. 
Die Neuern folgten ihnen hierin gröfstentheils, in- 
dem sie die Religionslehre unter dem Namen einer 
natürlichen Theologie in der Metaphysik ab- 
handelteh. Doch handelten Viele derselben auch in 
der Sittenlehre von be^ondetn Pflichten, gegen 
Gott. Sie ahneten also wenigstens, dass die Idee 
der Gottheit nicht blofs ein spekulatives, sondern 
auch ein moralisches Interesse für die Vernunft/ habe. 
Da das letzte unstreitig das überwiegende (wenn 
auch nicht nach Kant das einzige) ist: so gehört 
xiach unsrer Ansicht die Lehre von Gott, wieferne 
sie blofs auf spekulative Beweise gestüzt werden soll, 
allerdings in die Metaphysik, mithin zur theoretischen 
Philosophie (Tb. Ph. IL §• 176 ff) — wieferne sie 
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aber auf sittlichem Grunde ruht, zur praktiacben,'und> 
bildet in derselben den Schlusstein vom ganzen Sy- 
steme der Philosophie. Diejenigen, welche die Idee. 
der Gottheit an die Spitze des Systems stellen, um- 
demselben das Ansehn einer besondern Frömmigkeit 
zu geben, mögen zusehn, wie. sie alsdann ohne die. 
gewagte Behauptung einer unmittelbaren Anschauung 
Gottes , deren . nur Epopten gewürdigt werden , der 
Religionslehr'e eine sichere Grundlage yerschaffea 
wollen; Wir glauben ihr dieselbe nicht anders als 
auf sittlichem Boden geben tah können und belassen 
sie dabei: unter der Ethik im weitern Sinne mmü 
sie aber von der Ethik im engern $ittne zu un* 
terscheiden , . nennen wir sie entweder Ethikotheo- 
logie (als Gegensatz von Fhysikotheologie) oder auch 
Eusehiologie. Denn die R eligionslehre ist eigent- 
lich nichts anders als die X/ehre vom seligen.Le- 
ben in 'Gott« In unsrer Muttersprache würde man 
sie also auch sehr passend GottseligkeitslehrO: 
nennen können, um sie dadurch zugleich von einer 
blofs spekulativen Gotteslehre zu unterscheiden. 
Da indessen das Wort Religion bei uns einmal ein- 
gebürgert ist, so kann der Name Religionslehre 
unbedenklich beibehalten veerden. 

Antn, 3. Die Idee einer allgemeinen pr^ik- 
tischen Philosophie, welche nach Wolf die, 
Grundlage aller besondern praktisch • philoso- 
phischen Disziplinen sein sollte, ist an sich nicht so 
verwerflich. Nach unsrer Ansicht aber ist schon die 
Fundamentalphilosophie eine allgemeine Grund- 
lage für alle sowohl theoretisch- als praktisch - phi- 
losophische Wissenschaßen , mithin kann eine allge- 
meine praktische Philosophie wenigstens nicht in 
diesem Systeme der praktischen Philosophie als ein 
besondrer Theil aufgeführt werden. Dasselbe gilt 
von Kant's Idee einei^ Metaphysik der Sitten, 
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die doch im Grunde nicbu anders »ein würde, ale 
jene allgemeine praktiaclie Philosophie, was auch K. 
dagegen- in der Vorrede zu seiner Grundlegung 
zur Metaphysik d^r* Sitten gesagt hat$ wie- 
wohl' er späte Ain die Rechts- und Tugendlehre selbst 
unter dein gemeinschaftlichen Titel einer Metaphysik 
der Sitten ahhiindeke. Indessen scheint dieser ganze 
Ausdruck nicht passend (Th. Fh. 11. §•» 3) und daher 
von den meisten Moralphilosophen bereits aufgege- 
ben zu sein. -— Was Politik und Oekonomik 
betril^, welche von Manchen auch zur praktischen 
niilo«ophi« gerechnet worden : so gehören ihre Ge- 
gOMtinde nur von der sittlichen und besonders von 
der rechtlichen Seite dahin und werden aus diesem 
Gesichtspunkte auch in unserem System erwogen 
werden. Wenn man dagegen die Einrichtung und 
Leitung des hausHchen und des burgerUdhes Vereins 
blofs von Seiten der Geschicklichkeit oder Klugheit 
betrachtet: üo gehören Oekonomik und Politik zu 
einem and^n wissenschaftlichen Gebiete, dessen 
Grundlage die empirische Menschenkunde oder 
Antb^ropologie ist, mithin zu den anthropologi- 
achen Wissenschaften, denen nach uusrer An&icht 
auch die Pädagogik zugewiesen werden muss 
(Fund. §. 132); weshalb diese ebenfalls keinen Tbeil 
des gegenwärtigen Sy^temes ausmacht. 



Die Rechtslehre, als philosophische Dis- 
ziplin, soll eine Wissenschaft von den ursprüng- 
lichen Gesetzen des menschlichen Geistes in Be- 
ziehung auf die äufsere Einstimmung der prakti- 
schen Thätigkeit sinnlich - vernünftiger Wesen 
sein ($, 6« Anm. 1). Sie heifst daher auch die 
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philosophisclie Rechtslehro oder die 
Rechtspiviiosophie, um sie von der hi- 
storischen Rechtskunde zu unterscheiden« 
Desgleichen heifst sie die natürliche Rechts- 
lelire oder schlechtweg das Natnrrecht (Jus 
naturae) nicht als wenn das Recht ^ welches der 
Gegenstand dieser Wissenschaft ist, von blofsen 
Naturgesetzen ($. 5- Anm. 2) abhängig wäre^ son- 
dern weil jenes Recht durch die sittliche Na- 
tur des Menschen d. h« durch die praktische Yet^ 
nunft selbst und tinmittelbar bestUnmt ist« Das 
Naturrecht ist also ein blöfses Yernunftrecht 
ejus ratiotns) vnA efj^hebt sich dadurch über jedes 
^willkürliche Recht {jzss positiimm s. siatutor* 
Tium) welches nur in gewissen gesellschaftlichen 
Verhältnissen, vornehmlich den bürgerlichen, gilt 
imd durch den Willen eines äufsem Gesetzgebers 
bestimmt ist, obwohl dieser Gesetzgeber sidi auch 
nach vernünftigen Pribsipien richten solL 

Anm, 2. Der Ausdruck natürliches oder 
Naturrecht, welcher eigentlich nicht die Wissen- 
schlaft selbst, sondern blofs ihren Gegenstamr be- 
zeichnet, hat zu grofsen Misverstandnissen Anlass 
gegeben, dur^h welche das Naturrecht in ein blofses 
Recht des Stärkern"* (yi« ybrfoorw) verwandelt d. 
h. das Recht selbst gänzlich vernichtet wurde. Nie- 
mand hat diesen Irrthum konsequenter durchgeführt, 
als der grofse Svinoza, iüdem er in seinem Traota'- 
tua fheologico-poUiious Kap. 16, wo er von den Grund- 
lagen des Staats und dein' natürlichen Rechte handelt^ 
sich üäer das letzte folgendermafsen erklärt: „Per 
,J US et instUutum naturae nihil aUud intelUgo, qiuun 
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„ reguioB naturme unitssoufusque indipidui, secundum quas 
^,unumquotdqm natßral^ter detßrminß^um cancipimus ad 
,fCerto modo exUtendum et operq^dum.» Ex. ,Gr, Pisces 
„a natura dßtermir^ati sun^ ad nßtandum, magni 
^ad minores comedendum, adeoque piacea eummo 
^naturali ßure aqUa potiuntiar et magni minoree 
„oomedunt. Nam cerium est, naturam absolute 
ppconsiderata^ i^* summum habere ad omnia, 
„quae potest, A, e. Jus naturae eo usque se exten-* 
,fderey quo usque ejus potentia se extendit. — Sed 
tjquia unip^sßÜs potentia totius na t Uta» nihil est 
j, praeter potent iam omni um indiuiduorum si- 
;,muly hine sequitur, unumquodque indipiduum Jus 
j^eummum habere ad omnia, quae potest, eipe, 
pjjus uniuscu/usque eo usque se extendere, quo usque 
^ejjus determinata potentia se extendit, — - Nee hie 
f^ullam agnoscimus differentiam int er homines et r«* 
^fiqua naturae indipidua, neque inter homines 
j,ratione praeditos et inter alios, qui perarn rationem 
„ignorant , neque inter fatues , delirantes ist sanos, — 
9, Jus itaque naturale uniuscujusque hominis non sana 
.„ration^ß sed cupiditate et pqtentia d^terminam 
„tur. -^ Quicquid itaque unusquisque, qui sub^solo na-" 
„turae imperio consideraiur^ sibi utile pel ductst sanae 
^,rationis i^el ex affeetuum impetu judicat ^ id summa 
„naturae Jure appetere et quacunque ratione, sit^e 
„pi, sipe dolo, sipe preeibus, siue quocunque demum 
,^modo faeiUus poterit, ipsi c apere Ho ei et conse-* 
„quenter pro hoste habere eum, qui impedire i»uk, quo» 
„minus animum expleat suum.^^^ — Schwerlich wird 
man das sogenannte Recht des Stärkern, wie es in 
der blofsen Natur (das Wort in der materialen 
Bedeutung genommen) herrschend ist, bündiger und 
kräftiger darstellen können, als in dieser Stelle , wo 
Yus und potentia identifisirt^ wo homines und reUqua 
naturae indii^idua in Ansehung des natürlichen Rechts 
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auf gUicher Linie gestellt werden, und wo daher 
die pUces magni die püces fninores von Rechtswegen 
fress'en *), Glücklicher Weise aber hat das Wort 
Katur noch eine andre (nämlich formale) Bedeu- 
tung, wo es das Wesen oder die ursprüngliche Be- 
schaffenheit eines Dinges anzeigt (Th. Fh. II. §. 62). 
Wenn nun von unsrer praktischen. Thätigkeit und 
deren Ge&etzmäfsigkek die Rede ist: so ist diese Thä- 
tigkeit freilich auch von Naturgesetzen abhängig, 
aber nicht yon blofsen Naturgesetzen > sondern uA- 
ser innerstes Bewusstsein lehrt uns , ' dass auch die 
Vernunft unsrem Willen Gesetze für den freien Ge-. 
brauck unsrer Kräfte in der Natur giebt und dass 
eben davon die eigenthümliche Natur und Würde 
unsrer selbst als V^ernünftiger, freier und sittlicher, 
"Wesen abhangt **), Wir erkennen also ein Naturrecht 
nur in dieser formalen Bedeutung des Wortes Natur 
an und identifiziren nicht jus und potentia^ sondern 
JUS nctturale und j'us rationale. Wir behaupten daher 
einen so grofsen Unterschied inter honUnes et reliqua 
naturae indiiddua, dass wir die Rechtsidee, eben weil 
sie eine Idee der Vernunft ist, und alle daraus sich 
ergebenden Gesetze einzig und allein auf den Men-. 
sehen, als ein zwar siuilliches, aber zugleich vernünf-- 
tiges Wesen beziehen, die Wirksamkeit der vernunft- 
losen Thiere, Pflanzen, Mineralien und aller übrigen 
blofsen Naturdinge aber als abhängig von blofsen Na* 
turgesetzen betrachten, und daher gar kein Rechts* 
verhältniss zwischen ihnen unter einander oder zwi-- 



*) Ausführliclier Hat der Verf. diesen falschen Begriff vom 
Naturrechte geprüft in der AbWidluag: Spinozae de Jure' 
naturae eententia denuo examinata. Leipzig» iSMSa 4« 

**) Schon Gic* de legg. I, 5 sagt ganz richtig : ^Nature^ 
99 juris explicanda est nebis edque ab hominis rspttsnda na- 



Digitized 



byGoogk 



26 Rechtslahre. Eixüeitun^. §. 7. 

sehen ihnen und uns annehmen. Wenn folglich der 
grofse Fisch den kleinen frisst, so thut er so wenig 
Unrecht, als wenn der Mensch den grofsen Fisch 
sammt dem kleinen versehrt, weil, ^o kein Rechts* 
verhaltniss stattfindet, auch nicht von (Jnre^^ht die 
Rede sein kann; man müsste denn das Wort wieder 
in einer andern Bedeutung nehmen und es auf das 
heaiehn, was einer innern Gewissenspflickt wider« 
abreitet, wovon auf dem Gebiete der Rechtslehre na- 
stürlich nicht die Rede ist, Ist nun auf diesem Ge- 
biete von Recht und Unrecht (Jua ei injuria) die Rede: 
so wird nicht gefragt, was der Mensch könne d. h. 
' nach Naturgesetzen düvch natürliche KrSfte vermöge, 
sondern was er dürfe d.h. was ihm nach Vernunft- 
gesetzen gestattet » wozu er befugt sei. Hatte diese 
Frage keinen andern Sinn, als jene: so wire ja alles, 
was in der Menschenwelt jemal geschehen ist, jetzt 
geschieht und einst geschehen wird, Recht, und die 
sogenannte philosophische Rechtslehre wäre 
nichts weiter als eine geschichtliche Natur-* 
lehre. 

Anm, 2. Wenn also das Recht ein njatürli- 
ches heifst, so ist diefs nicht nach der alten be« 
kannten Erklärung ein jus^ quod natura omtUa ani^ 
nialia doeuU — denn ein solches giebt es gar nicht, 
wie so eben gezeigt worden — sondern ein ju9, quod 
rt^o omnea honunes docuii. Das Natürliche steht 
folglich hier nicht dem Vernünftigen oder Sitt- 
lichen entgegen — denn das natürliche Recht ist 
sowohl etwas Vernünftiges als etwas Sittliches — 
sondern dem Willkürlichen, Positiven oder 
Statutarischen*). Sobald nämlich das Recht auf 
.. ' - . ■ ' , . - - ,. .-^^ — 

*) Davum heifseu auch* die ttataanscliett Rechte ttädcisdier 
Gemeintti im Mittelalter Willkiirea. 5. Wjbxssb's Einlei- 
tung in das gemeine deutsche Privatrecht, §• 24L 
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bestimmte gesellscliafaiclie Verhältnisse' disr Men^cÜexi 
bezog^en und in diesen Vexliältnissen , sei es durch 
den Willen aller Gesellschaftsglieder od^. einiger oder 
eines einzigen dazu beauftragten , als eine gültige 
Norm dex äufseren Thätigkeit im geselligen I/ebe» 
bestimmt wird : so nimmt es den Charakter einer 
willkürlichen Satzung an ^ die aber freilich , wenn m 
mit der Vernunft nicht in Widerstreit gerathen SoU^. 
nicht schlechthin willkürlich sein darf^ aondern däa 
Natur- oder Yemunftrecht immer als sein^ oberste 
Eicbtschnur anerkennen muss. Daher liegt nur der 
nächste Grand des positiven Rechts (der Grund 
seiner Wirklichkeit in dueser oder jener Gesellr^ 
schlaft) in dem Willen eines äufsern Gesetz« 
geberss der höchste und letzte Grund desselben 
aber (der Grund seiner Möglichkeit) liegt in des 
innern G;esetzgebung der Vernunft selbst, 
-wiefern e diese Gesetzgebung auf die aulsere praktische 
Thätigkeit der Menschen sich bezieht, also im Na-^ 
turrechte. Ebendaher ist dieses für das positive Recht, 
üb erall regulativ, wenn es gleich nicht durchaus 
konstitutiv ist; Weshalb duch das positive Recht 
nicht aus dem natürlichen blofs abgeleitet werden 
kann« Denn der positive Rechtsbestimmer oder äufsere 
Gesetzgeber hat eine Menge von empirischen Umstän- 
den und Verhältnissen^ die man nicht a priori erken«^ 
nen kann, zu berücksichtigen. ^Was er nun in An« 
sehung dieser Umstände und Verhältnisse als Recht 
bestimmt, das hat insoferne die Form Rech* 
tens; war' es aber innerlich im Widerspruche^ mit 
dem Naturrechte, so war' ^ es dennoch material 
unrechtlich und könnte von der Vernunft, sobald 
sie diefs einsähe^ nicht weiter gebilligt werden« Hier« 
aus folgt fecner, dass die natürlichen Rechtsbestim* 
mungen allein allgemein und ndthwendig gül- 
tig (wenn auch nicht immer geltend oder als 
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gültig anerkannt) sind; die positiven hingegen 
haben sthon ihrem Weste nach nur eine partiku» 
lare und hypathetische Gültigkeit, weil sie nur 
für gewisse Menschen in besondern Verbindungen und 
unter der Bedingung gültig sind, dass diese um einep 
aoichen Verbindung willen durch ihre eigne Vernunft 
verpflichtet werden,' sich den Willen eines Andern 
als Bastimmungsgrund ihrer Rechte gefallen zu las* 
aen. Weiter folgt, dass das natürliche Recht an und 
für lieh betrachtet ein einziges, ewiges und un- 
verinderliches sei, wenn sich auch die indivi- 
duale und zeitliche Erkenntniss desselben noch so 
sehr umgestaltet, das positive hingegen schon ver- 
möge seiner Beziehung auf empirische Umstände und 
VerhSltnisse 'sehr mannigfaltig, veränderlich 
und vergänglich sein müsse« Auch zerfällt das 
letzte nach seinem Ursprünge und seiner verschiednen 
Beziehung in ein einheimisches oder vaterlän- 
disches und ein fremdes Recht (/iw domesticum 
8, patrium et peregrinum) wiewohl dieses als ein a u f- 
und angenommenes Recht (Jus in foro receptwn) 
gleiche Gültigkeit mit jenem erlangen und dadurch 
iloch lange fortleben kann, nachdem die Gesellschaft 
län'gSt ausgestorben, welcher es zuerst gegeben war 
(z. B. das romische Recht). Da das positive Recht 
und das darauf sich beziehende Gesetz gewöhnlich der 
treuerh Aufbewahrung wegen aufgezeichnet ist: so 
heifst es auch das geschriebne Recht oder Ge- 
setz (Jus scriptum, lex scripta) das natürliche aber 
ein gebornes (^jus natum, lex nata) obgleich dieses 
ebenfalls geschrieben sein, und jenes in gewisser 
Hinsicht (nämlifch auf die von d^ Gesellschaft, in 
welcher es schon gilt, Erzeugten) ein angebornes ge- 
nannt werden kann *}. Das positive Recht kann nur 

*) ffEsthaec non icriptOf sed naia l€x\ quam non didicimus^ 
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empirisch {apoateriofi) erkannt werden und man 
bedarf mannigfaltiger Geschiclita-, Spracli* und an* 
drer gelehrten Kenntnisse, um die Gesetzsammlungen 
(Codices legum) und Rechtsbücher (corpora Juris) in 
welchen es sich als ein geschriehnes Recht vorfindet, 
gehörig zu verstehen und zu benutzen! Das natiir- 
iiche Recht aber ist unabhängig .von derEr* 
fahrung (a priori) erkennbar und man bedarf d^zu 
solcher gelehrten Hülfsmittel nicht. Daher bezieht 
sich die Rechtswissenschaft {Juris scientia) ei- 
gentlich auf das natürliche, .die Rechtsgelehr- 
samkeit oder Rechtsgelahrtheit {Juris doetrina) 
aber auf das positive Recht, so. wie die Rechts- 
klugheit (Juris prudentid) auf die Auslegung und 
Anwendung des letzten. Indessen werden diese Ausr 
drücke auch häufig mit einander vertauscht. < — Uebri- 
gens ist es wohl möglich, dass ein gegebnes positives 
Hecht (z. B. das römische} viele natürliche Rechts- 
bestimmungen enthalte. £s enthält sie aber immer 
nur unter der Form desPositiven. 

$. 8. 
Wenn das Naturrecht den Grund der Mög- 
lichkeit des positiven Rechts enthält ($• 7, 
Anni.2): so ist die Behauptung^ dass alles Recht 



^,accepimusj legimusf verum ex natura ipsa arripuimus, hau-- 
„simusf exprissimus^ ad quam non docti, sed facti ^ non in- 
9,stitutij eed imhuti eunms,^^ Cxc. erat pro MiU c. 4. Eben 
dieser Scbriftsteller sagt in einem Bmohitücke seines Wer* 
kes de repukUca in derselben Beziehung: f^Nec erit alia Um 
^jRomaet alia uithenis^ alia nuncy alia posthac; sed et omnea 
jygentes et omni tempore una lex et sempiterna et immortalia 
j, continebit,^* — ^Bacö in seiner Schrift de fontihus Jufis (aphor» 
FL) nennt dabe^ die natürlichen oder Vemunftgesette mit 
Recht ^^leges legum^ ex quibua informaüo peti poseitf quid i» 
naimgMHsiegihus Kens out perperam positum rel constitutum sit.** 
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positives Ursprungs sei, in sich selbst wi- 
dersprechend. Dasselbe gilt von der Behauptung, 
dass es nur eine Philosophie des positi- 
venRechts, aber keine philosophische oder 
natürliche Rechtswissenschaft gebe. 

jinm, 1^ Die Behauptung , dass es kein l^ecbt 
von Natur {fvatt itxatov) sondern Llofs eia ge* 
setzliches oder positives Recht (vofjuo 17 ^^h 
Stxaiüv) gebe, ist sehr alt und schon von den Sophi« 
sten aufgestellt. ' Dass sie aber in sich selbsLt wider- 
sprechend sei, erhellet uicbt blofs aus dem im $• 
angeführten Grunde , sondern auch aus folgender Be» 
trachtung. Das gesetzliche oder positive Recht hangt 
von einem aufaem Gesetzgeber ab; es entsteht also 
sehr natürlich die Frage, woher dieser das Recht 
habe, Gesetze zu geben und dadurch ein positives 
Recht aufzustellen» Entweder lässt sich nun jenes 
Recht aus der Vernunft deduziren oder nicht. Lasst 
es sich aus der Ternunft deduziren, so giebt es 00 
ipso ein Naturrecht; denn das ist eben ein Yernunft« 
recht. Liässt es sich aber nicht daraus deduziren, so 
müsste irgend ein Gewalthaber durch seine überwie* 
gende Stärke das positive Recht eingeführt haben» 
Dann wäre jedoch di^es nur ein sogenanntes Recht 
des Stärkern -— da» man auch Xiöwen* und Ka* 
noaen*j Faust* oder Schwertrefcht nennt •— 
also im Grunde kein wahrhaftes Recht, und jeder 
noch Stärkere dürfte sich in jedem Augenblicke für 
befugt halten, das positive Recht über den Haufen 
au werfen oder ihm schnurstracks entgegen zu hsaok* 
dein. So verlöre dieses Recht sogar den aus der 
Sicherheit, die es gewähren soll, hervorgehende]! 
Charakter der Nützlichkeit. Wir werden aber in der 
Folge sehen, das^ selbst das^ Dasein der Staaten >;. die 
fraüiek ohne positiv«» 9^seht gar sieht bestehen kön- 
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nen, auf naturrecbtlioher Basis ruh^ ß^Non ergo a 
„praetoris edicto, neque ä XII tabuUs, sed ex iniima 
„phiioeophia haurienda juris disciplma/^ CiC. de legg^ 
I, 5« ebenderselbe sagte (nach Ajjgvst» deciu. dei 
XIX 9 21.) in seinen Büchern de re publica: j,Non 
„/ura dieenda sunt Pßl puianda iniqua Aominum pon^ 
fpStituia/^ 

Anm. 2. Was die zweite Behauptung betrifft, 

so ist sie, wo möglich , noch widersprechender als 

die erste. Wie will man denn über das positive 

Recht philosophiren, wenn es keine Philosophie des 

Rechtes überhaupt d. b« Keine natürliche Aechtswis^ 

senschaft giebt? Eine Philosophie des positiven 

Rechts muss doch wie jede andre Philosophie Ter* 

nuuftwissenschaft sein. Könnte nun di^. Vernunft 

nicht aus eignet Machtvollkommenheit und unabhän^ 

gig von aller positiven «Gesetzgebung bestimmen, was 

Recht und Unrecht im strengen Sinne sei und welche 

Reehte jedem Menschen schon von Natur zukommen; 

so würde man das positive-Recht allenfalls sehr scharf* 

sinnig und gelehrt interpretiren» aber' nimmer dar« 

über philosophiren können. Denn hiezu gehört 

nicht blofs Erklärung und Auslegung, sondern auch 

Beurtheilung, und zwar Beurtheilung nach allge* 

meingültigen Prinzipien. Diese Prinzipien 

aber sind nicht etwa blofs logisch, indem man 

fragt, ob gegebne positive Rechtsbestimmungen un* 

ter einander selbst übereinstimmen, so dass sie nicl^t 

Widersprüche und Inkonsequenzen einfichlielsen, aon* 

dern auch juridisch, indem man fragt, ob jene 

Bestimmungen auch mit den wesentlichen Fodrungen 

der Vernunft einstimmen, so dass sie aufser der Form 

Rechtens, unter weldher sie sich ankündigen, auch 

in sieh selbst einen rechtlichen Gehalt haben« Ha* 

l>en sie diesen nicht, so sind sie nach dem Urtheile 

ier Vernunft verwerflich^ und wenn sich auch hisio« 
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riscli nachweisen liefse, dass sie von Solch aelbat 
herrührten« Denn auch der weiseste Gesetzgeber kann 
«ich so gut, wie .der scharfsinnigste Philosoph, in 
seiner indiyidualen Ansicht vom Rechte irren. Eine 
andre Frage bleibt dann noch übrig, nämlich, ob die 
gegebnen positiven Rechtsbestimmungen auch den 
empirischen Umständen und Verhältnissen, für welche 
«ie gegeben sind, z. B. der Lage und d^m Kultur- 
grade eines Volkes, angemessen seien. Diese Frage 

' (die man leider sehr oft, insonderheit bei Einführung 
des Code Napoleon in deutschen und andern Ländern, 
übersehen hat) lässt sich freilich nicht nach dem 
blofsen Naturrechte oder durch Philosophie allein 
beantwotten. Aber sie setzt immer die höhere Frage, 
ob etwas an sich Recht sei, voraus. Und so- 

*bald man diese Frage auch nur aufwirft, hat man 
schon die Idee einer philosophischen oder natürlichen 
Rechtslehre im Prospekte, und es verlohnt sich wohl 
der Mühe zu versuchen, wie weit man es in der Rea- 
lisirung dieser Idee bringen könne. Und dieser Yer- 
auch ist es eben, mit dem wir uns hier beschäftigen. 

$•9. 
Wenn gottliches Recht {jus divinum) 
so viel als natürliches heifst, so ist das men sch- 
lich eRecht {jus humanuni) ein positives, und 
muss dann nach dem göttlichen beiniineilt werden. 
Wenn aber unter dem göttlichen Rechte das mo- 
saische verstanden wird, so hat dieses auch nur 
die Gültigkeit eines positiven und muss dann, vne 
jedes andre positive, sich der Beurtheiluug nach 
dem Natur- oder Vemunftrechte unterwerfen 

($•7). 

Anm. 1. Die alten Philosophen verstanden un- 
ter dem göttlichen Rechte öder Gesetze immer das 
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naturliche. Besonders jthaten Aieh die Staiker, 
vreil iie 6ott und Natur eigentlich für Eins hitlten; 
„ Quid enint cUiud est natura, quam deüs et diHna ra^ 
yytio, töti mundo 4t paHibüs äjtis itiserta?" (Sek* de 
heneff. IV, 7). Daher sagte. CbIiysxp»: ^,Öi; y«p txntv 
y,tvQ€tv rrj^ ötxäioaviffig btkXtjv ctQX^f ovt^ dkXrjv ytvtat^^ 
„fj %fiv ix iin) Jio^.xfu in xöivfii qiVCttoiJ* '(Pi.i;tAHCH, . 
di Stoiäorurti repughantt. p. 284; öjpp. T. X edi Belsk.). 
Und Zbvo selbst^ det Stifter der stoischen Schule^ 
behauptete: ,, Naturalem legem dimnarit esse, eamqub 
„pim obtinere recta imperantem prohibe/itemque öontraf 
j,ria.^f (Cic, d£ nal^. dd. I, 14). *) Sobald man 
nun das göttliche Recht in diesem Sinne nimmt, so 
ksLun auch unter dem^ demselben entgegengesetisteit) 
menrchlichen Rechte kein Andres als das posi)> 
tiye Verstanden Werden. Man denkt nämlich als^ 
dann das natürliche odet Vernunftrecht als ein Erzeug» 
niss der allgemeiiien Yetliunft^ die als die höchste 
und vollkommene die gdttlithe heifst und von der 
die menschliche als eihe besondre oder individuale 
gleichsam abgeleitet istj weshalb auch diese jener, 
untergeordnet und ewat nicht vollkommen | aber doch 
der YbrlroUkommnung fähig ist. ^^ Divina ratio om^^ 
„nihüe praeposita est} ipea sub nuÜo est: et haeö aütem 
j,nostra eaäem est, qma ex iüa e^t, -^ Ratio uero diis 
„hominibueque ooMmunis: haec in Ulis consiimmata esiß 
„in nobis consummäbiiis.** (Seit. ep. 92;)i WfehU da- 
her der Mensch jenes göttliche oder natürliche Aeeht 
auf säine bütgetlicheti Verhältnisse bezieht und diese 
dadurch tu bestimmen sucht: so entsteht daraus ein 
menschliches od^- positives Recht, in welchem sich 
eine gewiss^ Willkür als gesetaftgebend ausspricht« 

*) M&n kann auck vergleichen ies Verfassers Gösch, def 
I^hilös. alter Zeit, vorneHnilich tthtfef GriechtfA 
tind Römern, §^ ISS; und 1S6; 

Kmrt t>rakt. PIxüd«. Tb. I. R«fchisl«iir«. Aufl. 1 ^ 
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Jm Grunde aber ist doch auch ä%$ tiatürliche Recht 
ein menschlichea, weil es cler Mensch nur mittels 
»einer Vernunft erkennen kann. Er muss daher so- 
wohl die Hechtsidee selbst als alle durch deren Ent- 
wicklung in seinem Bewusstsein a priori erkennbaren 

^Rechtsgesetse als Er^ugnisse seiner Veraunit be- 
trachten. Wird also das natürliche Recht ein gott- 
liches genannt ,'^SQ wird dadurch blofs dessen allge- 
meine Gültigkeit nicht nur f&r Menschen « sondern 
für alle vernijinftige Wesen überhaupt, die sich in 
irgend einer Wechselwirkung befinden mögen, an- 
gedeutet. 

Anm. 2. Die Neuem haben aber den Ausdruck 
göttliches« Recht noch in einem andern Sinne 
genommen. Sie verstanden nämlich darunter ein von 
Gott den Menschen du^ch unmittelbare Offenbarung 
«litgetheiltes, also ein geoffenbartes Recht (Jus 
ret^lat'um}. Da man sich nun weiter vorstellte, dass 
insonderheit Mos£S, als er dem hebräischen Volke 
Gesetze gab und dadurch de^en bürgerliches Gemein- 

' wesen unter der Form einer Theokratie rechtlich be- 
stimmte, bei diesem Geschäft einer solchen höhern 
Offenbarung gewürdigt wurde : so verstand man auch 
unter dem göttlichen Rechte vorzugsweise das mo- 
jiaische, und legtei diesem ebendarum eine allgemeine 
Gültigkeit bei. Ohne uns nun hier auf die Lehre 
von der Offenbarung selbst einzulassen <-^ als welche 
der Religionsphilosophie vorbehalten bleibt — so ist 
4och leicht einzusehB ,' dass selbst unter jener Vor- 
jaussetzung das göttliche Recht in diesem Sinne nur 
als ein positives angesehn und gleich jedem andern 
positiven gelten könn^. Denn Qott erscheint dann, 
^ie Moses selbst, blofs als ein aufserer Gesetzgeber, 
der das politische Leben eines Volkes unter gegebnen 
empirischen Umständen und Verhältnissen durch sei 
nen Willen rechtlich bestin^mt. Mag also Moses seine 
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Gesetzgebung wirklich rqn Gott empfangen oder sie 
nur gleich andern Gesetzgebern Ae» Alterthums von 
höherer Autorität abgeleitet haben: so kann das da- 
durch bestimmte Recht (wiefern es nicht etwa gewisse 
natürliche, blofs unter positiver Form angekündigte, 
Rechtsbestimmungen enthält) nicht einmal für die 
Juden, geschweige für andre Völker eine dauernde 
und allgemeine Gültigkeit haben. Darun haben > es 
selbst die Juden nach und nach abgeändert» und an« 
dre Völker haben nur davon entlehnt, was für sie 
brauchbar schien. Wo es also unter uns •*- den 
christlichen Völkern — noch gilt, da gilt es nur, 
wie das romische, als ein auf- und Angenommenes. 
Recht (§. 7. Anm. 2). £s wäre wenigstens inkonse* 
quent , ihm eine unmittelbare , i^gemeine und ewige 
Gültigkeit beilegen , und es doch nach 2eit, Ort und . 
andern Umstanden verändern zii Wollen* Da nun 
neuere Gesetzgeber diefs gethan haben ^ ohne deshalb 
einem Vorwurfe su unterliegen: so juuss auch eine 
Beurtheilung des mosaischen Rechtes nach dem na* 
türlichen oder Vernunftrechte (gleichsam eines nie« 
dem göttlichen Rechts nach einem hohem) jedein 
freistehen, der sich dazu berufen fühlt ^), 

r 

*) Wenn man nach einer andern Erklflrung unter dem 
göttlichen Rechte das Reckt Gottes gegen di^ Menschen 
oder alle Geschöpfe überhaupt, tmter dem mensoh liehen 
aber das Recht des Menschen gegen Gott oder seine Mit-^ 
geschöpfe« bosen^ers aber gegen andre» Menschen Terstehett- 
woUtes so wiivde nian mnr itn letzten f'alle eine gültige An^ 
Wendung vom Rechtsbegriffe machen, da dieser seinem Wesen 
nach blofs auf das Koexistenzialverhältniss sinnlich - Temtinf- 
tiger Weeen eine reaäe Besiehung hat. Vom Reehte Gotte4 
gegen w^inm GeschÖple wissim wit nichts, mU dass et nn- 
endlich sein müsse, wie Gott eeU>st, wodurch denn «in 
Recht gegen Gott von «eHMt wegfalk. Die Folg« wiiHl dle^is 
alles nock ;bestimmter lehren. — UebrigeiM sagte sehen Ma- 
lANCittHOR sehr richtig f^fF^yinäv sie aNüuitttiu, ^ikUo minu» 

3* 
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$.10. 
Die pfailosophischß Recfatalehre kann die 
Rechtsgesetze entweder in ihrer lleinheitd.h. 
in ihrer Abgesondertheit von empirischen Modi— 
fikäzionen der menschlii^en Natur ^ oder in ihrer 
Anwendbarkeit d, h. in ihrer Beziehbarkeit 
auf solche Modifikazionen ip Erwägung ziehn» 
Daher zerfällt das Naturrecht ^ wie j.ede andre 
theoretisch- oder praktisch- philosophische Wis- 
senschaft, in ein reines und angewandtes 
(jus naturae piifum et applicatum). Fund. $• 131* 

Anm. • Im reinen Theilie des Naturtechts wird 
.ii,ntersacht, was überhaupt nach dem Urtheile der 
Vernunft Rechtens sei, wenn sinnlich -vernünftige 
W^sen neben einander sind und auf einander wirken» 
sie mögen übrigens beschaffen sein, wie sie wollen. 
Im angewandten Theile aber wird das Recht in nä- 
herer Beziehung auf die menschliche Natur,, wiefeme 
sie empirisch bestimmt ist, und auf davon abhängige \ 
Zustände erwogen« Diese Absonderung ist nicht für 
das Leben ) sondern nur für die Wissenschaft^ für ' 
diese aber nothwendig, wenn die ' Rechtsidee im 
philosophischen Bewusstsein gehörig verklärt werdea 
soll. «^ Mit dem positiven Rechte ist das angewandte 
Naturrecht' nicht zu verwechseln,, sobald man nur 
nicht aufser Acht Xässt, dass dort, die (wenn aueh 
durch Vernunft geleitete) yVillkür eines äufsern Ge* i 

iydipinß praecepta ässe ea^ quae a sensu commürd et natutac 
fijudieio mutuati docti honUnes gentilee litetis mandarunU quan^ 
f^quae extaht in ipsis ealteis Mosis tabulis^ Neque ille ips» 
„coelestis pater pluris a nobie fieri eas leges voluit^ quaim 
y^quas inipsas animorutn nostrorum sensus imprpssertU*^* Yfrf^^ 
MbineHsix hist, dectr* de vero dec» j?« 12« 

f . ' 
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setzgebers , hier di<^ Vernunft selbst das bestimmende 
Prinzip ist und bleibt. Dagegen würde die Anwen« 
düng des (reineil und angewandten) Naturrecbts auf 
irgend ein gegebnes positives Recbt (z. B. das mo* 
saiscfae, römische, deutsche, sächsische u. «• w.)ium 
es danach philosophisch zu wiirdfigeii, eine Philo- 
sophie dieses positiven Rechtes geben, die 
jedoch ganz aufser den Gränzen unsrer Wissenschaft 
liegt, so nützlich sie sonst auch sein mag *). 



*) In dieser HinBicht vornehmlich ist Huißo*s Lehrbuch 
des Naturrechts als einer Philosophie des po- 
sitiv*jen Rechts (BerL 1809. 8.) sehr lehrreich, so wenig 
auch übrigens (und wir glauben mit Recht) seine Ansicht 
vom Naturrechte Beifall gefunden hat. Bemerkenswerth 
aber ist noch, was Bago in seinem Werke de augmentis scith- 
tiarum /. n/J. c, 3, ^. ßn» über die wissenschaftliche Be- 
handlung des Naturrechts sagt: „Qui de legibus ecripserimti 
jfOmnes vel tamfuam philcsophi vel tamquam jtutisconsUlti 
ffOrffiTßentum illud tractauerujttf At^^ pfiilosopki proponuni 
„ fnulta dict» pulcra , sed ab usu remota» JwUqonsulti autem 
j^etiae ^sque patriae hsgum^ i^el e(iam romanarum ata pon- 
„ tißci4irum , placitis «hnoxii et addicti fudi^o ' aincero non^ 
yfUtuntUT f sed tam^ßam, ü t^ingulis sermocinantur^ Certe pog- 
„ TUtio ista ad i^iros civiles proprie spectat j qui optime norunif 
n quid firat sacietas futmana , quid saius populif quid aequitas 
„nßtfirßliSi quid gentium more^y quid re^um pübficurwn for^ 
tfinae dipersae, ideoque possunt de legibus epc principiis et 
^,praeeeptis tarn aequitatis naturalis quam politices decernere» 
i^Quam ob'' wem idnmstc agätuw^ u» fontes justiiiae et utiHtatis 
iypubliQae petßntur et ifi. ^iftgulis juris partibus chafti^ter qui-' 
iydam et idea justi exhibeatur^ ad quam parti^ulariu^ regno^ 
y^rum et rerum puhlicarum leges p'robare ütque inde emekda- 
yytianem moUri quisq^e, cui hoQ cordi' erit st furae, possit,^* 
Nur die Eiiunischung der Politik ^ Klug;heitsl€|hre mnss 
die Rechtsphilosopliie verbitten. Sonst würde die ^fidea 
justi** iAx getrübt werden/ 
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JLf ie freie Wirksamkeit sinnlich - remünftiger 
Weseti neben und auf einander heifst ihr äufse- 
rer Freiheitsgebrauch, Wiefern nun ei- 
nem solchen Wesen in dieser Beziehung. gevrisse 
Rechte zukommen , heifst es ein berechtigtes 
Subjekt oder ein Berechtigter, und der 
Inbegriff aller seiner Rechte sein lufserer 
Freiheitskreis (sphaera lihertatia exUrnae) 
öder sein Rechtsgebiet {regio juris). In 
Ansehimg dieses Gebiets kann es in einem zwie- 
fachen Verhältnisse, ^yelchessein Rechtsstand 
(Status Juridicua) heifsen soll, gedacht werden. 
Denn entweder hat es sein R^chtsgebiet blofs 
durch sich selbst zu bestimmen und zu beschützen} 
oder dieses ist ihm als Theil eines Gemeinwesens 
zugleich mit dem Rechtsgebiete der übrigen TJieil© 
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durch den Willen und die Kraft Aller (ihn. selbst 
mit eingeschlossen) zu bestimmen und zu be- 
schützen. Jenes Verhältniss heifse Naturstand 
(status naturalis) weil sidb ein sinnlich -vernünf- 
tiges Wesen in ilim von Natur befinden kann j die^ 
ses heifse Biirgerstand (^af^^ chilis) weü 
ein Gemeinwesen der eben bezeichneten Art 
ein "bürgerliches {communio cipilis) genannt 
"Wird. 

Anm, 1. Da wir uns selbst und andre Men- 
schen jetzt im Bürgerstande finden, so hat man die 
Frage' aufgeworfen^ ob, wenn und wo die Menseben 
sieb einmal im Natur^tande befunden haben? Diese 
Frage ist offenbar blofa historisch und gehört also 
eigentlich gar nicht in die Recfat^hilosophi^ als eine 
razionale Wissenschaft. Auf dem 'Gebiete dieser 
Wissenschaft sind wir befugt, von jeder Idee 6e» 
brauch zu äiachen, die in sich selbst gültig ist und 
uns zum Ziele unsrer Untersuchung (einer deutlichen , 
und vollständigen Erkenntniss der natürlichen Rechte) 
führen kann. Dass die Idee eines Naturstandes, Wie 
sie im §. bestimmt worden, in sich selbst gültig sei,* 
ist für sich klar; denn warum . sollt* ein sinnlich- 
vernünftiges Wesen sich nicht in einem sojchen Ver- 
hältnisse zu andern Wesen seiner Art befinden kön- 
nen, dass es sein Rechtsgebiet durch sich selbst zu 
bestimmen und zu beschützen hat? Ob aber diese 
Idee uns ts%a unsrem Ziele führen werde , kann frei* 
lieh erst der Erfolg lehren« Indessen hat- man ge* 
sagt^ der sogenannte Naturstand sei eine blofse 
Erdichtung (ßciio) und von Erdichtungen dürfe 
eine Wissenschaft nicht ausgehh. Wenn sie sich 
nicht in Träumelreien verlieren wolle. Hierauf atot- 
Worten wir 
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1. dai^s A^B WegQelin yon gewI8is^^ Bestimiiiqi^gen 
oder Mprkmajen bei Betrachtung eines wissenscb^ft- 
l|c]iei| Gegenstände» eine nptbwendige F^akzion des 
Verstanden ist, welche Absonderung (abstraetio) 
heifi^t und die unerlasslicfae Bedingung alles wissen* 
sphaftllchen Denkens und Forschens ist (Tb. Pb; I. 
§. 49). Es ist also schon deshalb falsch , d^ Nat^r« 
stand eine Ißlr^icbt^ng ?iu ueni^en, E^s ist diefs aber 

weh ^ . . . 

2. darum ftilsch, weil sich sogar die objektive 
od^r reale Gültigkeit der Idee eines Naturstandes in 
d^jn angegebenen Sin|iß uachweisen lasst. Die Ge» 
schichte des Alterthuois enthält sehr deutliehe Spuren 
oines allmählicfaeii Entstehens der Staaten, Da nun 
der Bürgerstand nur im Staate möglich ist, so mus% 
demselben e^i andrer Zu^t^nd vorausgegangen seiu, 
wo der Mensch noch nicht Bürger w^^r; und dlefs 
nennen wir eben Naturstand, weil ein solcher Zu* 
stand ohne menschliches Zuthun, aUo yon Natur 
stattfand. Es lässt sich sogar erweisen, dass der 
Naturstand, wenigstens ein ihm ähnlicher oder ana» 
iQger Zustand, noch jetzt unter Menschen stattfinde» 
Einzele Menschen, die auf wüste Inseln verschlagen 
flkind, wild umherschweifende Volksstämme, ^ie wie 
thieriscbe Heerden ohne Obrigkeit und Geseta^e 1^- 
ben, leben in der That in ein em^ solchen Zustande^ 
da von einem bürgerlichen Gemei;nwesen bei ihnen 
nicht die Rede sein kann. Und selbst unsre Stas^-- 
ten; wieferne sie in ihrer Gesammtbeft als iPeiP^onen 
betrachtet werden und durch kein solches Band ver* 
knüpft ^i»d, wie d«s, welebes die nord^merfk^ni«; 
liehen Freistaaten oder die schweiser Kaptpue oder 
auch (in der npch auszubildenden Idee wenigstens) 
die deutschen Bundesstaaten umschlingt,^ leben in ei« 
nem VeAäUnisse zu einander, wo jeder ^ein Rechts^ 
gebiet durch sich selbst bestimn^t und beacbüt^t -v 
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also in eiiiem dem Naturstande völlig analogen Zu- 
stande. 

jinm. 2. Es erhellet demnach hieraus, dass wir 
unter dem Worte Naturstand nichts mehr und 
nichts weniger als den au fserh ärgerlichen Zu« 
stand verstehen« Aher freilich hat man sich vom 
Natnrstande oft ganz andre und zum Theile so son- 
derbare Begriffe gemacht, dass Viele ehendadurch ver- 
leitet worden, die ganze Idee vom^ Naturstande alü 
eine Schimäre zu verwerfen. So verstanden Manche 
darunter einen Zustand, wo das berechtigte Subjekt 
seine naturlichen Bestimmungen noch gar nicht durch 
einen Freiheitsakt modiiizirt hat, und setzten ihm 
jeden aus einem solchen Freiheitsakte hervorgehenden 
willkürlichen Stand entgegen. Daher, sagten 
sie, giebt es im Naturstande kein erworbenes 
Eigepthufn» keipen Vertrag und keine Bei ei.« 
digung; denn hiezu gehört immer eine freie Tha- 
tigkelt, wodurch man sein natürliche^ Verfaältniss 
zu Andern willkürlich abändert. P^her ist auch 
dieser Naturstand ein Zustand des allertiefsten 
Friedens; denn sobald die geringste Beleidigung 
zugefügt wird, ist ^ ipso der Naturstand aufgeho* 
ben. £in solcher Naturstand kann freilich nie und 
nirgend stattfinden. Denn der Mensch kann gar nicht 
einmal leben, ohne ßich mit Freiheit in der Sinnen« 
weit zu bewegen und sich etwas Aeufseres zuzueig- 
nen, um es für seine Zwecke zu brauchen; er bedarf 
wenigstens immerfort Nahrungsmittel. Er könnte also 
nicht einmal einen Apfel vom Baume brechen und 
d<3nselben~ geniefsen , ohne den Naturstand zu yer- 
lasi^en. Was für ein unnatürlicher Naturstand, in 
welchem der Mensch verhungern müsste ! — ^ Andre 
verstandeii unter dem Naturstande denjenigen Zu- 
stand, wo ein berechtigtes Subjekt sich aufser allen 
geselligen Verbindungen' befindet, und settten ihm 
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jeden gesellscbfiftltcbeti Stand entgegen. Dts^^ 
ser BegdfF vom Naturitanifa ald ^iDem jiufsergflm« 
Seilschaft Hell an nahen sich schon <leiii nnirigdli 
nur ist er enger als dieser. Denn er fichltebt ^H 
hliuiliche und andre gesellige Yerhmdoiigeii vH 
welche nach unsrem Begriffe wohl im fi-/ iw 

staetiinden Jcönneii* Nach jenem Begriffe \vu. .t. Mso 
der Na tui stand schon als aufgehoben betrachtet iv«f- 
den müssen ) wenn ein Mann mit einem Weib' 
Göttnngsverbinduiig einginge nnd beide mit ein;^-**^*^ 
Kinder zeugten. Denn nun befänden sie dich {a lu 
g<^aelliger Verbindung sowohl mit einander aU mit 
ihren Erzeugten nnd diese mit ihnen. Ein srV'^*- 
Nat^J^*tand würrle mithin das beharrliche Dasci, 
Menschengeschlechts tinmögHch machen und instK 
fem ehenfnlli^ ein ntinatiirlichflr Zustand «ein» T- -- 
würile aus jenem Begriffe folgen, dasa jeder ni . 
borne BTenscb durch die Gehurt selbit aus dem Ko^ 
tnrstande herausträte, sich also nicht von ^^ im 
darin heünden könnte, weil er ja sogleich mi^ - i 
nev Mutter in einem geselligen Yerhältnlsse stände, 
ühne wekhes er uicbt fortleben hönnte. Er musste 
also erst durch die von seiucr Mutter dargebotene 
Nahrung und Pflege lieranwacbien, eh* er sich tuii 
dieser geselligen Yerbindung losreifsen und in den 
Naturstaud übergeben konnte. Sonach befände maji 
sich von Natur aufs er dem Natu rs tan de und Iritis 
durch Freiheit in denselben! Diese Vorstellung vom 
Natur Stande ist daher im Grunde so uugeteimi oJf 
die vorige, — Bine dritte Vorstellung, wo man den 
Naturstand als einen Zustand der Hoheit oder 
Unkultur denkt und ihm den Zustand der Bil* 
düng oder Kultur entgegensetzt, ist zwar ^o Mich 
nicht ungereimt^ aber in der Rechtswisj^eiiAchart tili- 
h rauchbar. Denn in natur rechtlicher Hiusichl ist es 
völlig gleiehgultig, ob das heieehtigte Subjekt roh 
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gebildet m; titifl da der Grade der Roheit und 
BiJdtiog tinendlieli Wele sittd, much ein Meoseh 
vfühl In der ciiicn lllafliGlie roh, in einer fiii* 
abir giebilJet sei» ksuut #o lägst eich hier gnr 
le tiestlmntte Giaaslime «iehti, Hiemit ßUt aucli 
•^TOii ^T( CIL LOST io »einer Schilf t nt>i*t Snv^ri* 
^Uit utitl Staats verfustuugeii (BerJ. 1815. 8.) 
HbeitieliuDg auf di^ Gültigkeit des Be^iJTi vom 
^^mrftamle und vom Natarrechie nr ^ ^^^g^ 

I, ob stell das Menscliengeschlecii^ i^.^jrruiiglich 
^^m thterischen Zustande heliindeo Late 
' tiichr* Detm mati mdg liletübet denkeD und 
Wort tbieriseh nehmen» wie man wolle; §o 
icht mim stell tu dex pbiloso^liischen HeeUtslehre 
^ ; Eint gar nicht f-u bekvimmeni *), Diese ?edet vob 
u Meitftclten als verniioftigoii Weseo, welche 
gleich sinnliche sind, und l^sst «s io ihrem 
iiieii Thcile gatia dahingestellt, wie de? einzele 
piifcli oder das ganze Menschengeschlecht f^m 
^i4seiti gelangt sei, und mit welchem Zustande die 

tsehbeit begonnen habe. Sie ahstrubirt \^orliiu{jg 
vom Dasüin der Bürgti ■ - - ii 1 1 ff, um zu erfor- 
ImDi was fiir Rechte, esi - i - ^i i Jich^vernüiiftigeii 
V escn im aufserborgütlichen Zustande ftokümmeu 

id ITÜ r' M • iii: ,.ir'> I ,^-:l..^: .,,,1 ..-»iie VCt* 

IFtigG ci Lbtliche Art zu kotistruiceu. Denn 

fldsst lieh voi^ns einsebn^ dass einem iulclien 
teii| wenn es neben au<lerii Wesen seiner Axt in 
imi und Zeit axtstiit^ sc sieb gewisse Hechte 

^Ommen müssen, wofern ihm ' ' ' V. in 

md einer bestimmten Fotm sciiit^ ^u^äi^uiiui-i^beni 



W^t^t das Verladers Schrifti Die Pnritam und dto 
t! 4JI In Ihren gegcnici tigeit Fodtmogan (Leips. 

». V.,, ,.i ^«r Zugabe I S, 8Ü ff. 
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mit AßdeTB (z. B. der bürgerlichen) zukommen aoUej: 
das» aber seine EechtiverbäUniBse %u Anddni ein 
sebr verschiedna Gestalt annehiiien milssen« je pucl 
dem es »emen Freiheitskreis durch sieb «elbst »u lii 
i^timmen und saa bescbützen habe oder derselbe (bl 
öls Glied eines GeTneiiiwesens durch die Geitiei 
«cbaftlicbkeit des Willen« und der Kraft Aller h 
stimmt und bescbüt«t werde. Dieser m der Natuj 
des Koexistenz ialveihaltuisÄea selbst gegründete Uli' 
t erschied ist daher so bedeutend, dass ihn die Wis 
fiensphaft gar nicht umgehen kann, wenn sie ibrinii 
Gegenstand gründlich und allseitig erforsche-n vrÜl. 
Deshalb haben einige die Idee des Naturstandai «ttcll 
eine n o t h w 6 n d 1 g e F i k E i o n genann t» obwabl dmä 
Wort Fikaion hier ganz unpassend und die Noth 
wendig k et t niaht erweislich ist, wenn «liiu iii 
der DÄtLirlichen Rechtslehre utiter dem Natursl«ndd 
irgend etwas andres als das anlseibürgeiUche Kocxt- 
stenrJalvcrhflltniss dtr Meuschea als fiiJinlich — vcr- 
nunfttger Wesen versteht, 

§. 12. 
Im Naturatonde Iiafc daa berechtigte Subjekt 
blufs einen privaten, im Bürgersiande ciu^J 
6 f f en tu c li e n CJiarailer. Das Recht im ersten 
Stande kann daJ^er auch das private, im 2W^ 
tat das öffentliche heifsen (jus ptwatun^*^ 
jm pubUcum), Ntm kann aber das Recht in bd-. 
tlcrlci Stand© sowolil an weh {abmluie) als unt 
gewissen aligt^meiueu Voraussetzungen (hypot 
/icf ) envogen werden. Es nmss daher sowohl ein" 
absolutes utid hypothetisches Privat- 
recht, als auch ein absolutes und hypolhe-, 
liscliea affentliches Recht geben. Das ab^ 
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solute öffentliche Recht soll schlechtweg Staats- 
recht {jus cipitatis) heifsen, weil man die büiv 
gerliche Gesellschaft einen Staat (status sciL 
civilis =:^ciuitas) nennt; das hypothetische öffent- 
liche Recht aber soll Staaten- oder Völker- 
recht {jus civitatum s^ gentium ) heifsen , weil 
man dabei voraussetzt, dass mehre Völker, als 
Staaten betrachtet, neben einander seien. 

Anm, 1. Man konnte den Naturstand seibat 
auch einen Ptivatstand und den Bürgerstand einen 
öffentlichen nennen, wenn nicht diese Ausdrücke 
durch den Sprachgebrauch schon andre Bedeutungen 
bekommen hätten« Indessen ist offenbar, d^ss ein Bür- 
ger, Wenn er auch kein öffentliches Geschäft treibt 
oder Amt bekleidet und insofern im Privatstande 
lebt, .dennoch als Glied eines Gemeinwesens, dem' 
er und das ihm verpflichtet ist, einen öffentlichen 
Charakter hat. Daher kann und muss das Recht in 
Beziehung auf den Näturstand ein privates, in Be* 
Ziehung auf den Bürgerstand aber ein öffentliclies 
heifsen , ohne uns hiebei durdh die Bestimmungen^ 
welche man im Privatrechte an diese Ausdrücke knüpft^ 
irremachen zu lassen. Das öffentliche Recht könnte 
man auch Staatsrecht überhaupt nentien. Nur müsste 
dann die^ser Ausdruck im weitern Sinne genommeii 
werden, ao das9 er auch das hypothetische öffent- 
liche Recht unter sich befasste. Da man aber dieses 
unter dem Titel des v Völkerrechts dem Staatsrechte 
gewöhnlich entgegensetzt^ so Werden .wir den letz*' 
ten Ausdruck hier immer in dem engem Sinne als 
dem gewöhnlichem ne&men* Das Staatsrecht in dies 
sem Sinne aber muss nicht jus civile, sondern ju* 
cifHtatia heifsen^ weil der Sprachgebrauch das Zivil* 
recht denü Kriminalrecht entgegensetzt^ das Staats^ 
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recht aber, aU ein Theil def naturlichen oder philo* 
sopbisclieD Recbtslehre betrachtet, in Beciehiuig auf 
beide« gilt. Es erbellet zugleich hieraus, dass die- 
jenigen, welche das Naturrecht als ein Recht im 
ISaturstande denken, einen zu engen Begriff davon 
haben. Denn Naturrecht oder richtiger Naturrechts- 
wissSsnschaft heifat die Ltehre vom natürlichen oder 
vom Vernunftr echte überhaupt. Die Vernunft aber 
bestimmt durch ihre praktische Gesetzgebung d^s 
JElecht im Bürgerstande sowohl als im Natürstande. 

Anm, 2» Das Völkerrecht erscheint nach äet 
obigen Eintheilung ebenfalls als ein Theil des Na- 
turrec^ts« So nahmen es aber nicht die alten Rechts« 
lehrer, die vielmehr das Ganze so nannten, ^fe un- 
terschieden nämlich dreierlei Recht: 1. jus natu-^ 
rale, quod natura omnia animaüa docuit; 2. Jub 
gentium, quod nuturaUs ratio -apud omnii popuioe, 
. qui legibus et morihus reguntur, peraeque cOßstituit; 
3. Jus cif^ils, quüd quisque populu» ipse sibi Jus eon- 
^ituit. Nach diesen Erklärungen ist das Jus eipile 
einerlei mit dem Fositivrechte und das Jus gentium 
einerlei mit dem Naturrechte nach unsrem Begriffe, 
jedoch so, dass selbst die Moral, die wir jetzt da* 
von unterscheiden, nicht ausgeschlossen ist; das /w 
naturale aber können wir in dieser Bedeutung Ver* 
möge der oben ($. 7. Anm. 1 und 2) angeführten 
Gründe gar nicht anerkennen. Wenn nun jetzo 
Manche die Rechtsphilosophie Natur- und Völ- 
kerrecht {/US naturae et gentium) nennen: so ist 
diefs (wenn man nicht etwa dem eben angezeigten 
alten Sprachgebrauche folgen und das natürlicbe 
Recht schlechterdings auch auf das Vernunftlose 
beziehen will, ungeachtet dieses gar keine Idee vom 
Rechte hat, weil eben diese Id^ wie jede andre 
ein ausscbliefsliches Erzeugniss der Vernunft ist) ein 
offenbarer Pleonasmus^ indem man erst das Gänse 
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und dann den Tbeü nennt. TrefFender nannte Gao- 
Txus da« Naturrecht ein /ua heili ac paoU» Denn ea 
iat allerdiiigs die Hauptaufgabe der, philosophischen 
Rechtslehre , die Dissonanzeifi des auliieren Freiheits» 
gebrauche in Harmonie aufzulösen und so den Kriegs- 
zuatand, der ohne durchgängige Rechtssicherheit gar 
nicht fehlen kana^ in einen fl^^6^^<^ft®>> Friedens- 
zustand zu verwandeln. 

Anm. 3. Wenn Manche in der obigen Ein* 
theilung das allgemeine oder natürliche Ge* 
sell^chaftsrecht und. das häusliche Recht 
vermissen sollten: so dient zur iintwort, dass wir 
das erste gar niicht als eipen besondern Theil des 
Naturrechts anerkennen ^ das zweite aber in das an* 
gewandte Naturrecht verweisen. Was man in jenem 
abzuhandeln pflegt, gehört theils in die Lehre von 
Vertragen ui)d vom Gesammteigen thume, theils in das 
Staatsrecht y in 'wtldkeai nur unnütze Wiederholun« 
gen entstehn, wenn man ihm ein Gesellschaftsrecht 
vorausschickt. Die Absonderung ist aber eigentlich 
daher entstanden , dass man dem Naturstapde nicht 
den bürgerlichen y sondern den gesellschaftlichen Stand 
entgegensetzte (§. 11. Anm. 2) und den Staat als eine 
von den vielen Arten der Gesellschaft betrachtete, in 
die man beliebig treten könne oder nicht. Daran 
aber, dass der Staat die Rechtsidee selbst erst reali- 
8irt, dasa Qr daher die einzige, durchaus nothwen- 
dige, und alle übrigen Gesellschaften beherrschende 
Rechtsgesellschaft selbst ist, und dass folglich Man- 
ches, was das allgemei](ke Gesellschaftsrecht lehrte, 
auf den Staat gar nicht anwendbar war (z. B. der 
Satz, man könne nach Gefallen in eine solche Ge^ 
Seilschaft treten oder nicht) — daran daqhte man 
nicht; und statt ^em Staatsrechte durch das Gesell« ** 
scbaftsrecht, wie man meinte, eine Grundlage zu 
geben, untergrub man, vielmehr das Staatsrecht selbst 
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damit 9 indem man den Staat mii andern ihm ganz 
unähnlichen Gesellschaften parallelisirte. Eine tin^ 
selige Folge davon war auch die Vergleichung der 
bürgerlichen Gesellschaft mit der häuslichen , und der 
fürstlichen Gewalt (SuVerfinitat) mit der vfiterlichen 
oder gar mit der hausherrlichen, von welchen sie 
foio coelo verschieden is^: ^}. Was abei^ das häus- 
liche Recht selbst anlangt^ so wird sich tiefer un- 
ten von selbst^ ergehen ^ dass es eigentlich zum a n - 
gewandten Naturrechte gehört. Bis dahin mag 
also das Urtheil hierüber verschoben bleiben. 



*) Man kann aaeh hierüber die unter der t. Anm. cum 
11. S. angeführte Sehrift des Verfsssert (S. lOÖ ff.) nachse- 
hen , indem hier die voll Avci^loh in seiner Schrift über 
ßuveränität uhd Staatsverfassungen aus. jenet 
Vergleichung ahgeisiteten Folgerungen gepritft und in ihrem 
Gegensatze gegen die Rechtsfodemngen der Vernunft dar- 
gestellt sind. 
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Des reinen Natur rechits 

. erster Abs9hnitt, 



P r i V a t r e c h t 



^ Erstes Haiiptstück. 
Absolutes Privatrecht« 



$. 13. ' 

Jedes sinnlich *- yei^ünftige Individuum ist eine 
Person d* h;öin Wesen^ das die Zwecke seiner 
Thätigkeit sich selbst zu setzen tmd mit Freiheit 
zu erstreben vermag, also ein Subjekt Äer 
Freiheit oder ein Seibzweck {ena auto^ 
teles). Alles Vemunftlöse aber ist eine Sache 
oder ein Ding d. h. ein Wesen^ das, wenn *• 
auch von Natur einen Zweck seines Daseins und 
Wirkens hat, diesen doch nicht als einen von ihm 
selbst gesetzten in* sein Be\^^ein aufzunehmen 
und daher auch nicht init Freiheit zu erstreben 
vermag, mithin von der Vemtmft als ein blofses 
Werkzeug oder Objekt der Freiheit und 

Krii|^*9 prakt. Phüos. Th. I. Rechtslehre. Aufl. 2. 4 
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ab ein Mittel für Zwecke, die es nicht als 
die 8einigen yorstellt, betrachtet wird {enshete- 
roteles). Jeder von uns legt sich also eine eigenr 
thiimliche Würde bei, welche die personliche 
Jieifst und lediglich darauf beruht, dass er ein 
yemmtStigpa und tteiea Wesen ist (Fund« $. 82- 

Anm. 2). > 

Anm. Wird die Persönlichkeit blofs einem Ein- 
zelwesen beigelegt, so heifst dasselbe eine natür- 
liche Person {persona physica) weil es in der Natur 
wirklich als Person angeschaut wird. Man kann sie 
aber auch mehren Einzelwesen , die nach einem prak- 
tischen Begriffe (um eines gemeinschaftlichen Zw^^cks 
willen) als zu einem Ganzen {ivhjectum collectipum) 
verbunden gedacht w^erden, beilegen. Dann heifst 
dieses Ganze eine sittliche oder, in besondrer Be- 
ziehung auf das Recht, eine rechtliche Person 
\per8ona moralis — furidicd). Eine solche ist jede 
Gesellschaft, Familie, Staat, Kirche u. s. w. ' Man 
nennt sie auch wohl mit einem aus der Theologie 
entlehnten Ausdruck eine mystische Person, weil 
jene Wissenschaft die christliche Kirche als einen 
mystischen (durch heilige Weihe — - ftvti<r^f initiatio 
— .entstandenen) Körper betrachtet, dessen unsicht- 
bares Haupt Gott selbst oder Jesus Christus ist 
Wenn übrigens die Rechtslehre das Ding oder die 
Sache der Person entgegensetzt, so ist offenbar, dass 
sie jene Ausdrücke in einer engern Bedeutung nimmt 
als die Ontologie. Denn ontologiscfa, ja auch nur 
logisch betrachtet, bt jede Person auch eine Sache 
oder ein Ding (Th, Ph. I. §. 15. ü. %. 48). 

$•14 
Wenn jeder yon nns sich als Person denken 
mnss^ so muss er sich auch als solche im Y er'- 
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liä)tni«8e zu Aftdern denken« EKiftfren also 
mehre riniUicfa- vernünftige Wesen in Ranm und 
Zeit neben einander ^ so darf siucb jedes in sei- 
ner JBeziehung auf das andre die Zwecke seiner 
ThStigkeit setzen und mit Freiheit erstreben j imd 
jedes hält sich, sobald es 2U ein&a klaren Be- 
wusstseiii seiner persönlichen Würde gelangt is^ 
dazu schon von Natur befugt) - Jenes Dürfen 
oder dieses Befugtsein nennt daher Jfeder Ton uns 
sein Recht (jf^^) und versteht darunter nichts 
anders als die in Beziehung auf Andre stattfin- 
deiide, mithin äufser^ sittliche Möglichkeit des 
Handelns. 

jinm, 1. Dürfen bedeutet eine moraliacbe» 
wia können eine physische Möglichkeit des 
Handehii. Daher darf man nicht alles» was man 
kann (z. B. morden) wie man suweUen anoh nicht, 
kann, waa man darf (z. B. essen und trinkjen » wenn 
man nichts hat). Dagegen bedeutet sollen und 
müssen eine Notbwendigkeit des Handelns» 
und zwar jenes die moralische» dieses die phy» 
siscbe» obwohl beide Ausdrucke eben so wie die 
ersten» welche sich auf die Möglichkeit des Han- 
delns beziebn» vom gemeinen Sprachgebrauche oft 
verwechselt werden« Die Ausdrucke Recht und 
Pflicht unterscheiden sich nun ebendadurcfa, dass 
jener eine gewisse Befugniss» also ein Dürfen, die« 
ser eine gewisse Verbindlichkeit» also ein Sollen» 
bezeichnet. Indem ich s« B* säge : Ich habe das 
Recht» eine Summe Geldes von dir zu fodern» so 
heilst diefs: Ich bin dazu befugt oder ich darf es. 
Sag* ich aber: Du hast die Pflicht» eine Summe 
Geldes mir zu zahlen , so heilst diefs : Du bist dazu 

4* 
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irerbuikdeti oder iu ftoHftt« c^^ ' Vifigt nun. in einem 
gewissen Falle das Zweite aus dem Ersten, so ent- 
spricht der sittlichei) Möglichkeit oder dem Dürfen 
einerseit eine sittliche Notliwendigkeit oder ein Sol- 
len anderseit. E« lasst sich daher denken, dasa das 
Rechtsgesetz, wenn es sich auch ursprünglich im 
Bewusstsein als ein erlsnhendes . Gesetz ankündigt, 
' dennoch hinterher die GestaU eines gebiet^piden an- 
nehme; so wie sich auch umgekehrt denken lasst, 
dass aus einem ursprünglichen Gebote sich hinterher 
eine gewisse Erlauhniss ergehe (§• 5. Anm. 1. am 
Ende). 

Anm, 2. Wer einRecht des Starkern an- 
nimmt^ verwechselt^ die ^physische Möglichkeit mit 
der sittlichen. Denn er behauptet, man dürfe alles, 
was man könne. Eine solche Verwechslung kommt 
nun zwar in der Praxis, sehr häuHg vor, weil das 
Bewusstsein . des Moralischen und seines Unterschieds 
vom .Physischen in. einzelen Menschen .entweder 
durch Roheit oder durch Leidenschaftlichkeit ver- 
dunkelt sein kann. Dass sie . sich aber auch in die 
Theorie' durch Misdeutung des Ausdrucks natürli> 
ches oder Naturrecht «eingeschli eben habe, erhel- 
let, aus frühern Erörterungen (§, 7. Anm. 1). Da 
jedoch die Theorie eben darauf hinarbeiten soll, das 
ursprüngliche Bewusstsein des Moralischen sur höcbst- 
möglichen. Klarheit und. Lebendigkeit zu erheben: so 
kann sie dem^ sogenannten Rechte des Stärk etn 
nur einen negativen Platz d. h.' aufser. dem Gebiete 
. des Sittlichen anweisen. Uebrigens heifst dieses an- 
gebliche Recht auqh das Löwen recht, das Faust- 
. .recht, das Schwert-'; Kolben- oder Kanonen- 
recht — Ausdrücke, die , von selbst verständlich 
sind. Das kanonische Recht aber als ein po-. 
sitivr- kirchliches gehört nicht hieher« 
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' ' ' '§: 15. '*' • '■'"^'■' '*• 

Wenn sinnlich -vernünftige Wesen in Raum 
und Zeit neben einander 'exiStiren, so können sie 
auch durch ihre Kräfte uüi^ittelbar odei^ mittelbar 
(mittels andrer Dinge, die man in Verbindung. mit 
sich gesetzt t^t) auf einand0r wirken und' dadurch 
ihren. Zustand wechselseitig verändern^ Sqllmm 
bei dieseür Webhselwirkung oder Gememschaft 
kein Widerstrelt entstehn'; welchen die praktische 
Vernunft vermöge ihrer ursprünglichen Födrüng 
einer durchgängigen (mithin zuvörderst äiifsern) 
Einstimmung unsrer Wirksamkeit nicht duldei^ 
kann (§^5* Aöm. i): SQ rwird der äufsere Freir 
heitsgebraüch Aller als sich gegenseitig bestnn- 
mend d^ h. in gewisse ' Schrankeü einschliefsend 
zu betrachten sein. Jeiler ^ird also in Beziehung 
auf den Andern nur insoweit vdrksam sein dürfen, 
als «r dadurch seine; eigne persönliche Würde 
behauptet ^< ohne in d^n Kreis einer fineipd^n Per- 
söiflichkeit oder in' die Freiheitssphäre Andtier 
einzugreifen. Das allgenieine Rechtsge- 
setz vvürde sich daher aiti schickHchsten in fol-/ 
gender Former ^usspj:echen lassen: Du .darfst 
jeden beliebigen Zweck diCiSetzenund duf c^ deine 
Kräfte zu Erreichen streben^ ^^enn uind wieferne 
damit die pet>sönliche Würde alldir Andern be- 
stehen kann — oder was e1!)eil'*so viel hteifst"-^— 
wenn und wiefeme durch äeine Art der Wirk- 
samkeit, allgemein -gestajtt^^i;, die ]M[öglichkeit eir 
nes äufserlioh • harm^üi^e^ .Fjce^h^tsgeliraufilis 
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unter ainnlich-vertiiioftigen Wesen nicht auf- 
gehoben wird. 

jin§n. Zur Erläuterung dieser Formel kann noch 
Folgendes dienen« Jeder setst als.Ternünftiges Wesen 
sich gewisse Zwecke, die er durch seine Thätigkeit 
in der Sinnenwelt au verwirklichen sucht. Wenn 
ich nun mein Thun und Lassen so einrichte, dass 
das freie Thun und Lassen Andrer mit dem meini* 
gen suaammen bestdien kann, dass also auch Andre 
als vernünftige Wesen ihre Zwecke verwirklichen 
können: so ist mein iufserer Freiheitsgebrauch mit 
keinem fremden im Widerstreite, indem ich mich in 
dem Kreise meiner persönlichen Würde halte. Wenn 
^un diefs überall reeiproce geschieht, so Ist auch der 
fremde Freiheitsgefarauoh nlit dem meinigen nicht im 
Widerstreite, Eis ist ilso unter dieser« Bedingung, 
aber auch nur unter ihr, eine ftufsere Harmonie des 
Freiheitsgebrauchs sinnlich -vernünftiger Wesen mög- 
Irch, und eben diese Möglichkeit fodert die prak- 
tische Vernunft durch das Rechtsgesetz. Sie giebt 
also Jedem Menschen das Hecht su einem solchen 
Thun und Lassen t. B. sich da oder- dort hin sa 
icefien, wo nicht schon ein Andrer steht, sich zu 
nShren von dem , was sich nicht schon ein Andrer 
zu gleichem Behuf angeeignet, sich eine Hütte oder 
ein Fahrzeug aus Materiellen zu bauen, die nicht 
einem Andern gehören u, s. jv. Jenes ' Rechtsgesetz 
ist also dasjenige praktisclie Yemunftprinzip, wo« 
durch firsptünglich , was Rechtens sei, bestimmt ist, 
die hö'chste Rechtsnorm, und zugleich, wieferne 

dara^s 4?^^h A^l^^i^ :^^^!^F™^"S ,*^^^^ Inhalts an- 
derweite Rechtssätze iibgeleitet werden kpnnen, der 
oberste Qrundsatz aer Rechtswissenschaft* 
£bendadurch ist aber %i'uch das Gegentheil des Rechts, 
das U'ii recht {Infwrui) 'bestiamt. Denn für Unrecht 
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muss ilie Temunft jede» Thußk oder Laaten anerkenh 
nen , welciies idit der persdalidben Würde Aller nicht 
bestehen kann und ebendiidurch die Möglichkeit eine« 
aufserlioh einstimmigen Freiheitsgebraucbr «innlich^ 
vernünftiger Wesen aufhebt. Eine solche Aufhebung 
tritt aber unausbleiblich ein, wenn jemand seineii 
äufsernFreifaeitsgebrauctik.gar nicht beschränken» spn* 
dem ^eiclbsam in*s Unendliche hinaus greifen oder 
nach seinem bloCien Belieben handeln will; 

5. 16. 

Das Rechtsgesetz Sst zwar ursprünglich ein 
Permissiv ($. 15) weil sich das Recht zunächst 
im Bewusstaein als ein Dürfen oder ein Befugtsei? 
zu einer gewissen Handlungsweise ankündigt (^ 
±4\ Es ergiebt sich aber daraus von selb^ fol- 
gender Imperativ: Du sollst deinen äufserh 
Freiheitsgebrauch auf die Bedingung beschrän- 
ken^ dass dabei die persönliche Würde aller An- 
dern — oder was eben «o riel heifst — ^ die Mög- 
lichkeit eines aufserlioh harmonischea Freiheits^- 
gebrauchs unter sinnlich - vernünftigen Wesen 
bestehen kann« Während nämlich jener Permissiv 
das Recht, an und für sich selbst bes^mmt^ so 
bestimmt dieser Imperativ die dem Rechte enty 
sprechende Pflicht ($.. 14# Anm. l). Denn 
wenn jemand berechtigt ist^ so müssen Andre als 
verpflichtet betrachtet werden, das Recht dessel- 
ben zu respektiren ode^i^ thätig zu at^hten* l5ies^ 
PfKcht heifst daher eine Rechtspflicht {offi- 
cium Juridicum). 

Ai^nt. Wenn man nach dem Ausspruche d^c 
praktischen Vernunft' nu^ .unter einer gewissen Bc^- 
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dlngaüg thStig ' sein ditrf , soi fodert die Vemiinft eo 
2/>«o^' dassman seine Tb&tigkeit auf diese Bedingung 
beschränken solle« Ind^ni' also die Vernunft Rechte 
ertheitt'/ legt sie auch Pfliehten anf. Diese Pflich- 
ten aber müssen al^* den Rechten Andi*er entspre- 
chende Pffichten, mithin inberhaupt als Rechts- 
p f 1 i e h t e n gedacht inretdta ^ " um sie' von einer an- 
dern Art der Pflichten,' welche die Venmnft jedem 
an und fülr-^ch betrachtet oder unabhängig von den 
Rechten Andrer auflegt , zu unterscheiden. Da diese 
auf i^e Bewirkung einer innern Harmonie des freien 
Handelns abzWecken ^ so hangen sie von Tugend- 
gesetzen ab und 'werden als(Q( auch zum 'Aehuf' einer 
Wissenschaftlichen Dlirstiellung erst iii der Tugend- 
lehre abgehandelt ($.6; rAnm. 1).' Deshalb beifsen 
sie 'auch Tugendpflicht^n. Es erhellet ^hier^us 
;Eugleioh, dasa der Begriff der Pflicht nicht ausschliefs- 
lich der Tugendlehre angehöre; er gehön vielmehr 
auch der Kechtslehre, ja der ganzen praktischen oder 
IVIoraiphilosopfaie an ; denn wir werden in der Folge 
auch Religion s pflichten' kennen lernen. Wenn 
man. dab'ek: tdie' Ethik t Moojal'oder Sitt^l^l^tö.'eine 
Pfli^htenlehre {dpctrir^u ds officiis) nennjl: so sind 
jene drei Ausdrücke im, weitern Sinne ;su nehmen 
(ebendas.). Die Recbt$pfl|cbten aber aus den Tu- 
gendpflichten ableiten wollen,' faeifst die wissenschaft- 
liche Ordnung der Diiige verkehren. Denik das Tu- 
'l^ndgesetz - fodert zwar,, das' l^echt aucE innerlich 
t)der der' Gesinnung naohi als etwa^.^|lei^i£6s zu; ach- 
ten., ^as ab^r. ein Reclit iUi4 eine Rechtsp flicht sei, 
lasst.sicl) nur nach den) Rechtsgesetze beurtbeilexv* 
Man Jipyss also ex:st das Rechtliche (was aufserlich 
recht öder llechtens ist — ro Ifixaioy^ Justuni) erkannt 
haben, ehe man wissenschaftlich zur Bestiihin^ung des 
Tugendlichen (was .innerlich recht ist — * t« OQ&oVf 
f^dtum) fortschreiten kann« Das Recht und das 
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RecÜte sind dälrer, nicht eiöerlai.v' obwohl beid^ 
vom richten (reget^y keinen Namen bat;. 

; ;§.. 17. ,.: V - , , 

Ein Recht ausüben heiüt diejenige Haudrr 
lung ToUziehen^ zu welcher man berechtigt ist; 
ein Recht respektiren (fliätig ächten) aber 
heifst seinen eignen Freiheitsgebrauch dergestalt 
beschränken, da3S jemand an Ajusiibung seinqs 
Rechts nicht gehindert werde. Wer also eineii 
Berechtigten an der Ausübung seiiie^Ji^echtes hin-r 
dert, setzft der das Recht ^yerwirkUch^deb Thä-* 
tigkeit desselben eitie dafs Recht vfemichtende 
Thätigkeit entgegen — er verletzt dessen Ifecht. 
Eine Rechtsverletzung {laesio Juris) hei£st 
auch eiuö Boleidignng^ odep eii; Unrecht 
(injuria) das dör . berechtigten Person zugefügt 
wdrA Der vorige Imperjativ ($. iß) istdahet 
eigentlich ein Prohibitiv {§. 5.. Anm: 1. am 
Ende) und lässt sich kurzweg äucli so ausdrücken : 
Du darfst oder sollst nicht belei4igaii.^ Daher ' 
sind ajle Rechtspflichten ursprüng^ch negativ. 

Anm. 1. Die alten Hechtsrehr^r .hattcöi nicht 
ganz Ütnröcht^ wenn sie den Satz ^ Nemi^m laedei 
als oberAifen Grundsatz an die Spitze ihrer Wissto* 
Schaft- steUten. Denn »dem GehaUe naeh stifinnt* der- 
selbe init dem allgemeinen Aechtsgeteatie,. es mag 
nun lEiU Fermiffsiv (§; 1&) oder als Imperativ , (§[a 16) 
;! ausgesprochen werden r vollkommen ^herein. Ex, 
heilst: nämlich so * viel al»: Du dar&t- od^r sollst 
nicht bindern dasjenige Thun- und Lasseh des Andern, 
wobei der deiner persönlichen Würde zuständige 
äufsere Freiheitsgebrauch bestehen kann.' Indessen 
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fehlten sie dock 'in der Form, irreil «ie, den mt^ 
sprüngUchen Rechtsgrund nicht »cbarf ips Auge fas- 
send, sich mit einer abgeleiteten Formel begnüg- 
ten, die für sich allein nicht einmal gehörig beffrÜFen 
werden kann. Denn der BegriiF einer Beleidigung 
als einer Recfatsverletsung setat den Begriff einet 
Rechtet und isiner Rechtspflicht voraus, mithin auch 
ein vom Begriffe der Beleidigung unabhängiges Rechti* 
geseta. In Ermangelung desselben setzten Einige noch 
4ie Grundsatze hinzu: Honeste vi^e et suum, iuique 
tribue! Von diesen* GrundsStzen aber ist der erste 
eine Folge des -'Tugendgesetze* und der zweite eine 
Folge dea Reichtsgesetzes.' Mithin kann keiaier von 
beiden an der Spitze der Rechtawissenschafi^ s^tehn. 

sinfn, 2. Dass die Rechtspflichten ursprunglich 
negativ seien, erhellet eben daraus, dass das jene 
Pflichten bestimmende Gesetz seinem Wesen nsch 
ein verbieten dies ist oder jede Art des aufseren 
Freiheitsgebrauchs untersagt, die mit der persiSn- 
liehen Würde . Andrer unvertriglich ist und daher« 
allgemein gestattet^ die aufs^e Qarmoni^ unter sinn- 
lich-vernünftigen Wesen unmöglich machen müsste. 
tJebrigens aber . kann auch eine positive Handlung 
unter den Begriff der Rechtspflicht subsuini^ werden, 
z. B. die Herausgabe eines Depositums, die Bezah- 
lung einer Schuld, die Leistung des rechtlich Ver- 
sprochnen; ^. Aber- selbst diese positiven Thätigkeiten 
haben im Grunde einen negativen Charakter; wie^ 
ferne man dabei dem Andern nicht vorenthält, 
was er rechtlich zu fodem hat> also einen Eingriff 
in ein fremdes - Rechtsgebiet sich nicht erlaubt, 
weil er durch das Rechtsgesetz verboten ist. Wie 
aber alles -Negative ein Positives voraussetzt, an dem 
es sich gleichsam anhalte, um es wenigttens.im Den- 
ken als ein entgegengesetztes Etwas fixiren zu kön- 
nen: so würde auch ein verbietendes Gesetz keine 
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praktische Gültigkeit kab«n , wenn es nicht als Folge 
eines gebietenden gedacht werden könnte. Und aujch 
darum kann der Sats; Beleidige niemanden! nicht 
als oberstes Rechtsprinzip an der Spitze unsrer Wis* 
(enschaft stehn, wenn diese nach strenger Methode 
abgehandelt werden soll. In einem populären 
Naturrechte möcht* es thunlicher sei«. Denn hier 
ergänzt das ursprüngliche Xlechtsgefühl das 
in der Theorie fehlende Positive und dringt uns 
ohne weiteres jede Beleidigung, wodurch jenes. Ge^ 
fiihl gleichsam empört wird^ als. etwas schlechthin 
Verbotenes auf. 

§• 18* \ 

Wird einem Berechtigten bei Ausübung seir 
nea Rechts ein HindemiBs entgegengea^tzt, so 
rnnss er auch das Recht haben, dieses Minder-- 
niss zu entfernen, es komme woher es wolle, 
weil sonst überalt kein Recht stattfände. Ent- 
springt nun das Hinderniss ans der Freiheit 
eines Andern, indem dieser seinen durch das 
^ Rechtsgesetz bestinunten Freiheitskreis über- 
schreitet und dadurch gewaltsam in einen frem- 
den Freiheitskreis eingreift: so erlaubt dasselbe 
Rechtsgesetz j dieser Gewalt zu \nderstehen, mit- 
hin Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, oder den 
Beleidiger zur Respektirung des Rechts zu z win- 
gen, so weit diefs überhaupt mdglich ist Die 
Rechtspflicht ($. 16) ist daher eine Zwangs- 
pflicht, d. h. das .Recht, wiefern ihm eine 
Pflicht von Seiten Andrer entspricht, ist etwas 
Erzwingbares. 

Anm. Ein Recht, dass.man nicht axuüben dürfte, 



Digitized 



byGoogk 



60" Rechulehre. Th. I. Reines Natufrecht. 

wäre kein witkUcfa^ Recht. Durfte man also clie 
Hindernisse ) die jener Verwirklichung des Rechts 
entgegenstehn , isicht entfernen: so dürfte man über- 
havtpt nicht thun^ was' Rechtens ist — man wäre 
gar nicht berechtigt. Alle Hindernisse der Ausübung 
tinaret Rechte können nun entweder von blofsen 
Sa eben (vemtinftlosen Wescti) oder von F e r s o n e n 
(verntinftig^ Wesen) herrühren (§. 13). Im ersten 
Falle ist kein« Zweifel^ dass jnan Widerstehen dürfe. 
Im zweiten muss diefs aber auch erlaubt sein. Denn 
wer mir die Ausübung m<rinJes Rechtes unmöglich 
machte macht von seiner Freiheit einen Gebrauch, 
zu ivelcfaem er selbst nicht berechtigt ist. Er über- 
schreitet also sein Rechtsgebiet und kommt in das 
meinige 9 wo' ir vernünftiger 'Weise nicht fodern 
k^nn, dass ich ihn mit voller Freiheit schalten nnd 
w^lt^n lasse 9 weil e^ anich d^m ül^c^tsgesetze zuwi- 
der beleidigt. , Der Beleidiger, wjyd s^ich daher gefal- 
len lassen müssen > dass ich seinen Freiheitsgebrauch 
auf die ^Bedingung beschranke^ auf welche von Rechts 
wegen er selbst ihn beschränken sollte. ' Diesä Be- 
schränkung erscheint nun als fein- Z^ang (cöäciio). 
Denn z wiiigen ' keifst jemanden zu einem ' iThüa 
^der Xiassen physisch nöthige^. • Rechtlich aber wird 
die<e Nöthigung «ein, wenn das.Thun oder Lassen, 
wozu |em|in4 gönöthigt wird, durch das Recht selbst 
ni^d die Ihm entsprechende Pflicht, gefedert wird. 
l?&en darum nennt man auch beides ein Zwa'ngs- 
Tfeöht und eine ZWangspfltcht. -Da nun von der 
'Jlechtspflicht ,die Tu^endpflicht tinterschieden^.rwird 
(^. 16.: Aö m.O . i ^iese , db er als ^ <?t was 'q^s ; der g\i t en 
Gesinnung oder dem Gewissen Hervorgehendes nicht 
erzwingbar ist-^ depn erzwingbar ist nur aie äufsere, 
aoer niclit die in'nere Harmonie unsrer praktischen 
Thatigkeit — so nennt man sie auCh'eine Gewis- 
eS'ens^p flicht« ~ • / » »i i . . 
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$.19. 
. Das allgemeifie Rechtsgesetz ($. 15) lasst sich 
nun auch so ausdrücken: Du darfst den ^uisem 
Freilieitsgebrauch jedes anderii sinnlich -vernünf- 
tigen Wesens auf die Bedingung besdurankeD, 
dass deine personKche Würde damit bestehen 
kann, wenn und mefern es sich nicht selbst anf 
diese Bedingung beschränken ^vill — oder kürzer 
— du darfst Andre ;&wingen, deine person- 
liche- Würde zu respektiren, wenit sie dieselbe 
nicht Ton selbst respektiren wollen. Die prak- 
tische Möglichkeit dieses Zwanges , wodurch sich 
das Sollen in ein Müssen. (§♦ 14. Amn. 1) ver- 
wandelt, ist also schon im Begriffe des Rechts 
enthalten, und die Rechts lehre lässt sich da- 
her auch atls eirte Wissenschaft von den Bedin- 
gungen eines unter sinnhch- vernünftigen Wesen 
allgemein mpglichep Zwanges — als eine Theorie 
vom Erzwingbaren in unsrer praktischen Thätig- 
keit — erklären. 

Anm. Die b^er aufgestellte Formel des Recbt5- 
gesetzei ist besonders wichtig in BeEiehung auf das 
öffentliche Recht (§. 12) weil eben dadurch dem 
Recbtsbegriffe seine swingende Kraft zugesichert wer- 
den soll.' Hätt' er keine solche Kraft» ^oi kam' ^ 
blofs auf den guten Willen Andrer an» ob unsr^ 
Rechte respelstirt würden« Da man nun auf diesen 
guten Willen als ein Er^^eugniss der Innern Freiheit 
nicht mit Sicherheit rechnen kann, \reil der Wille 
zufällig auch bos sein kann: so fodert die Vernunft 
eine öffentliche Ordnung der Dinge, wo das Rechts« 
gesetz mi^ Allgewalt henischend ist ui^d |;}^ichsam zi| 
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Jedem sagt: Du sollst das Recht, was ich Aaderd 
sowohl als dir ertheile, respektireUt und wenn du 
nicht willst, so musst du. Dieses Müssen ist al&o 
keine hlinde oder unbedingte physische Nothwendig« 
keit, sondern eine von der Vernunft selbst bedin- 
gungsweise gefoderte. Darum bangt der mit dem 
Rechte verknüpfte Zwang selbst von Vejrnunftgesetsen 
aby und er bezieht sich blofs auf das Aeufsere in un* 
srer praktischen Thätigkeit, wenn auch die Vorstel- 
lung von diesem Zwange als ein innerer Bestimmungs- 
grund auf den Willen wirken kann. Innerlich kann 
der Mensch nnr von sich selbst geswungen werden, 
wenn man nämlich die subjektive Nothigung, mit 
welcher höhere .Bestimmungsgründe den Trieb der 
Vernunft unterwerfen, einen Selbzwang nennen 
vrill. Dann liefsen sich die Probleme^ welche von 
der Rechtslehre und der Tugendlehre wissen- 
schaftlich SU lösen sind, auch so ausdrucken: Jene 
soH Beigen, nach welchen Gesetsen der Mensch 
aufserlich oder von Andern gezwungen werden 
dürfe — * diese ^ber, nach welchen Gesetzen er 
innerlich oder von sich selbst gezwungen wer- 
den solle — - etwas zu thun oder zu lassen. 

§. 20. 
Das allgemeine Rechtsgesetz ^ welches bisher 
(J. 15—19) in verschiedneH Formehi dargestellt 
worden, ist ein Grundsatz der Vernunft 
und zwar der praktischen, weil die VemunÜ^ 
wiefeme sie für unsre praktische Thätigkeit ge- 
setzgebend ist, auch das Recht als ein von ihr 
selbst gefedertes Attribut dieser Thätigkeit ge- 
setzlich bestimmen muss« Darum heifst das 
Naturrecht auch einVemunflrecht ($. 7)» Jenes 
Gesetz kann daher selbst ein praktischer und 
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folglich mich an maralisoher Grundsatz g^ 
nannt werden, wenn man den letasten Ansdmok 
im weitern Sinne ($. 6* Anm. jQ nimmt, indem 
es unser Handeln in seiner äufsem Beziehung, 
mithin von einer Seite bestimmt, wo es mit den 
Sitten in genauer Berührung steht Es ist indessen 
blofs ein formaler und reiner Grandsatz der 
praktischen Vernunft Denn es wird dadurch 
blofs die Art und Weise (forma) des äufsem 
Handelns überhaupt bestimmt, ohne Rücksicht 
auf dessen Stoff (materia) oder Gegenstand (q£*^ 
jectuni) ; und diese Bestimmung ist ursprünglich 
(a priori) mithin nicht aus der Erfahrung ent- 
lehnt, als welche eben so viel Unrecht als Recht, 
im Grunde aber keins yon beiden, 3ondem nur 
Thaten wahmehmim lässt, welche die Vernunft 
nach jen^ ursprünglidien Bestimmong als Redit 
oder als Unrecht anerkennt 

Anjn. 1. Kein materialer und empiri'» 
scher Grundsats kann Prinatp des Naturreebtes sei^» 
Denn da dieses Recht ffir alle Menschen (ja für alle 
sinnlich— vernünftige Wesen, wenn es deren noch 
aufser dem Menschen gahe) gelten soll, Stoff -und 
Gegenstand des Handelns aber, wie sie die Erfahrung 
darbietet, in's Unendliche wechseln können: so ist 
ein allgemeingültiges Rechtsprinzip^ in welchem zu» 
gleich die empirische Materie des Rechtes für alle 
mögliche Falle bestimmt wäre, gar nicht au«sumit* 
teln« Selbst wenn man die menschliche Vollkom«^ 
menheit oder Glückseligkeit als eine solche 
ansehn und dieser Ansicht gemäfs den Sats: Was 
die menschliche Vollkommenheit oder 
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GJiupkßeligkei^. befördert oder wenigstens 
nicht stö^t^ i«t Recht, das Cegentbeil Un» 
recht — als Prinzip des Naturrechts aufstellen wollte, 
80 würde man damit nicht auslangen. Denn nicht 
nur haben die Menschen von dem , was zu ihrer 
Vollkommenheit oder Glückseligkeit gehört, unend- 
lich verschiedne Begriffe 9 sondern es lässt sich auch 
Aicht einmal behaupten, . dasa jede I^ficbtbeförderung 
oder Störung menschlicher YoUkommenheit oder Glück- 
seligkeit dem natürlichen Rechtei widerstreite. Wer 
z. B, die Ausbildung seines Geistes vernachlässigt 
oder seinen Wohlstand vermindert, wer dem Andern 
die Erlassung einer Schuld oder die Befriedignng 
irgend einef dringenden Bedürfnisses versagt, wer 
ii\tqh eigne ^i^strengung die .Anstrengungen eines 
Andern in irgend einem nützlichen Wirkungskreise 
vereitelt und dadurch dessen Zustand verschlimmert: 
verletzt darum noch nicht das Re<5ht, wenn er nur 
Lieben, Ffeiheit, Eigenthum, - und was sonst zur 
p^Sftoiilichen Würde Andrer gehört, nnangetastet lasst 
Was aber menschliche Vollkommenheit und Glück- 
seligkeit durch öffentlijcbe Anerkennung und Be- 
•cbüti^ung des Rechtes in einer eben darauf abzwe- 
ckenden Vereinigung, der Mensqhen gewinnen, kann 
nicht in Anschlag gebracht werden , wenn davon die 
Rede ist, was das Recht an und für sich und wel- 
ches dessen. Prinzip sei. 

^nm. 2. Noch weniger kann irgend eine äufsere 
Autorität oder Willkür, weder die eines £r- 
siehers, noch die eines bürgerlichen Gesetz- 
geber^, Richters oder Herrschers, als oberster 
Bestimmungsgrund de^ Rechtes gelten. Denn d^efs 
würde eben so viel . faeifsen , als dass es gar kein 
natürliches . oder Vernunftrecht gebe, sondern alles 
Recht positives Ursprungs sei (§. 8. Anm. 1). Viel- 
mehr muss jede äuCsere Autorität oder Willkür^ wenn 



Digitized by LjOOQIC 



Ab^cbn. I. Frivatrecbt. $. 21. ' 65 

sie als ein Bcstlaunungsgrund des Rechtes gelten soll, 
ah ein solcher gedacht ^vtrerdeni der ehen darum und 
sofern etwas fiir Aecht erklärt, weil und wieferne 
die Vernunft damit einstimmt, also "nicht dasselbe 
für Unrecht erklärt. Wäre dicfs Letzte der F*ll, so 
würde die Vernunft fodern, 3ass eine solche angeh* 
liehe R^htsbestimaiiing nicht m«hr gelten solle.' JDa- 
her muss seihst der Wille Gottes, wenn er als 
oberster Bestimmungsgrund des Rechtes gedacht wer- 
den soll, als identisch mit der reinen Vernunft 
gedacht w^erden *). Würde jedoch derselbe in irgend 
einer Offekibarungsurlffande als äüfsere gesetzge-^ 
bende Autorität oder Will kür angeküudigt: so 
würde das davon abhängige. Recht nur 'als ein posi- 
tives gelten. können, wie diefs oben (§* 9. Anm. 2) 
in Ansehung des mosaischen Rechtes schon dar- 
gethaii worden. Ein christliches Recht in die- 
sem Sinne giebt eS aber gar nicht, da die Vorschrif»- 
ten des Christen thums nicht juridischer^ sondern blofs 
moralisch «religiöser Art sind» 

§.21. 
Das Recht iiberhaupt {jus in gener e) ist- 
diejenige^ Bestimmung ünsers äufsern Freiheits» 
gel^rauchs, wodmrch derselbe der persönlichen 
Würde Aller angemessen und folglich mit jedem . 
fremden Freiheitsgebrauche in möglicher Ein-* 
simmung ist. Ein Recht aber {jus in specie) 
ist eine besondre Art dieser Bestimmung in Bezug 
auf gegebne Gegenstände und Himdlungslalle, und 

*) ^fltanc igitur video iapientifisimorutn fuissu sententiafrif 
ji lagern neque hominum ingänüi extogitatant ^ MC scitutn ali" 
9^quod e^se populorum^ sed cuternum quidäam^ quoA Unit^rsum 
^mundum regeret imperandi prohihendique sapieistia^^* Gig. de 

Krug't prakt Phüös. fk. t ftechtiiehr«. Auil. 1 6 
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'heifst in subjektiver Hinsiclit auch Befugniss. 
Was dem tlechte gemafs ist, heifst rechtlich 
oder gerecht {jUstum); was ihm widerstreitet, 
unreohtlich oder ungerecht (injustum). 
Gerechtigkeit {justiiia) in diesem ^nne wird 
also nicht als Tugend betrachtet (weil dann die 
Gesiähüngy welche das Gesetz der Vernunft selbst 
achtet, berücksichtigt werden miisste) sondern 
als blofse Qualität des äufsern Freiheitsgebrau- 
ches, so wie auch die ihr en^^genstfhende Un- 
gerechtigkeit {injuitiiia). Wenn dtdiar ein 
Zwang gerecht heifsen soll, so muss er als 
Widerstand gegen das Unrecht gedacht, mithin 
auf ein widerrechtliches Hindemiss bei der recht- 
lichen Ausübung eines Rechtes beeogen werden 
($.18). 

Anm^ Es kann jemand sein Recht auf eine 
widerrecfatlicfae Art ausüben, wenn er dabei 
die Glänze überschreitet, die ibm durch ein fremdes 
Rechtsgebiet gesetist ist. Z. B. wenn jemand seinen 
Acker mit fremden Vieh oder Ackergeräth ohne Ein- 
willigung des Eigenthümers bestellen wollte. Die 
Gewalt, welche ihm nun dieser entgegensetzte, um 
sei^Eigenthum zu bewahren, wäre dann kein wi- 
derrechtliches Hindemiss, sondern vielmehr Wider- 
stand gegen Unrecht , mithin selbst gerechter Zwang. 
Eben so wenig war* es ein widerrechtliches Hinder- 
niss , wenn jener das fremde Eigenthum zur Bearbei- 
tung seines Ackers entlehnen, der Eigenthümer aber 
es nicht darlehnen wollte, weil dieser dadurch jenen 
nicht hinderte, seinen Acker auf jede andre ihm be- 
liebige Art zu bearbeiten, z«B« durch Behacken oder 
Umgraben , statt des Fflügens. Endlich war' es auch 
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kein widerreebtliche^ I{i<i4^XQ^> wen9 aian jeman- 
den blofs bittweise voi^ der Ausübung eines Rechtes 
abhielte« Denn wie dringend auch die Bitten sein 
möchten, so steht es dem Andern doch immer frei, 
ihnen Gehör su gehen oder nicht. Der Gläubiger 
also, der, durch die Bitten des Scboldnert erweicht, 
Nachsicht ipiit ihm ha^ i^t eigentlich nicht durch 
diesen, sondern durch seine eigne Gutmüthigkeit 
oder durch den Gedanken an ein höheres Pflichtgebot 
an der Ausübung seines Rechtes gehindert worden. 
£in solches Hindernisf aber widerstreitet nicht dem 
Rechtsgeaetse, da$ nur auf die Sufsere Freiheit geht, 
und ist also auc^ kein widerrechtliches* Wenn da- 
gegen der Bittende ^o su^ringlich würde^ dass er 
duxcli diese Zudringlichkeit selbst das Streben ver- 
riethe^ dem Andern nieht eher, als bis er eingewil- 
ligt, Ruhe £u lassen, mitbin diese CiiiwilUgung ab- 
zudringen; so würde der Andre allerdings berechtigt 
sein^ eine solche Störung seiner Ruhe und Beein- 
trächtigung seiner freien Entushllefsung Uli ein wi- 
derrechtliches Hind^niss suruckzuweisen , land ifiwat 
um so mehr, da ihm dadurch seihst diee frei^ An<^ 
Wendung seiner Zeit, folglich auch seiner Kräfte in 
dieser Zeit, entzogen, mithin seine Freiheitssphare 
auf mehr als eine Art unbefugt besdirankt würde« 

$-22. 
Wenn das Recht und die ihm eotaprechende 
Pfliclit etwaa Erawingbare« ist (f i$)t >o ist «ll^d 
Recht Im eigentlichen oder etrengen Same eid 
*äufsei*e8 und Vöiikommnes* Unt^eoheidet 
man nun von diesem ein inneres tmd unvoll- 
kommnes Recht t so ymä der Aiisdruct Recht 
in einem weitern ßiime igenpxnmen Und diesem 
^ufolga auch aufHazidktngeBf in As^^fSxmg dereii 

5* 
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blofs ehie Tagend- oder Gewiasenspfficht statt- 
findet, mithin auf das, was an sich oder inner- 
lich recht ist (jrectum) bezogen (§. 16* Anm. am 
Ende). Von dieser Art ist aach das sogenannte 
Billigkeitsrecht {jus aequitatis) indem, was 
billig ist, wenigstens natmrrechtlicher Weise xiicht 
eracwingbar ist 

Anm. 1. Das bekannte O^fAWifOvi Su^nmtim Jus 
summa injuria, gründet sieb lediglich auf obigen 
Untisrscbied und beifst eigentlich so viel als : Was 
äufserlicb recht oder Rechtens ist, kann innerlich 
unrecht sein, wie die Lieblosigkeit, mit welche^: 
ein harter Gläubiger TOn einen^ der Schonung be^ 
dürftigen Schuldner Zahlung fodert. Die Vernunft 
muss bier swar nach der einen Art ibrer Gesetzge- 
bung das Recht anerkennen , aber sie fodert zugleich 
liach der andern Art ibrer Gesetzgebung* Nachsiebt 
oder Billigkeit. Hierin liegt aber kein Widerspruch. 
Denn wir unterscheiden nur in Wissenschaft li^ 
eher Hinsicht, unl uns aUmäblicb der gansen 
Gesetzgebung der Vernunft klar und deutlich bewusst 
zu werden, zwei Arten derselben; im Leben aber, 
fodert die eiiäe und untbeilbare Vernunft Gebprsam 
gegen ihre ganze Gesetzgebung. Sie fodert daher 
ohne irgend einen Widerspruch mit sich selbst, dass, 
wenn jemand sein Recht ausübt, er es nicht nur auf 
keine widerrecbtlicbe (§.21. Anm.) sondern auch 
auf keine lieb^ oder gewissenlose Art ausübe 
(§. 6«, Anm. 1). Wenn nuu zu dem natürlichen Rechte 
noch ein positives hinzukommt, um jepes auf alle 
Lagen |ind Verbältnisse des bürgerlichen Lebens an- 
wehdbar ^n machei;! (§. 7): so kann der positive Ge- 
setzgeber mit Rücksicht: auf die ganze Gesetzgebung 
der Vernunft dem, w&ft innerlich recht ist, auch die 
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Sankzion des Rechugesettes ertlieilen ^ d, h. ex kann 
das sogenannte innere oder unvqUkommne Recht zu 
einem äufsem oder vollkommnen erheben. Er kann 
also auch dem sogenannten Billigkeit&r'echte die zwin« 
gende Kraft gehen, die es an und für sich betrachtet 
nicht hat. Wenn aber der positive Gesetzgeber auf 
Recht und Billigkeit zugleich Rücksicht nehmen darf": 
so wird auch der positive Richter nach Recht und 
Billigkeit zugleich, urtheilen dürfen, vorausgesetzt, 
dass das positive Gesetz selbst, welches immer seine 
Richtschnur bleiben muss, ihm nicht die Hände binde. 
Wie demnach Recht und BiUigkeit auf diese Art glei- 
ches Ansehn oder gleiche Geltung vor einem aufsein 
Richteratuhl erlangen können: so ist diefs anch der 
Fall in Ansehung der entgegenstehenden Begriffe 
von Unrecht und Unbilligkeit. Die Unbilligkeit 
(iniquiiaii) ^rscheiüt dann als Unrecht (in/uria). 
Darum heifst der- obige Satz eigentlich : Summum Jus 
inierdum fieri potest summa iniquitas, nämlich dann, 
wenn es auf eine lieblose Weise ausgeübt oder mit 
Härte verfolgt wird. Der Grund aber , wamm das 
Billigkeitsrecht, an und für sich betrachtet, ein in- 
neres und unyollkommnes Recht heifst, ist.kein 
andrer , als weil es aus dem Rechtsgesetze^ das nur 
auf das Aeufsere geht, allein nicht vollständig er- 
kennbar ist *), 

jinm. 2. Kant handelt in seinen metaphy- 
sischen Anfangsgründen der Rechtslehre 
(Einleit. S. XXXVHI— XLII) das Billigkeitsrecht 
zugleich mit dem Noth rechte {jusi necessUatis) uni- 



*) Der $ätz s Summum jus ^umma injuria^ kommt schon bei 
Cic. (ße off, I, 10) vor und heilst kier cirf tritum sermone 
proverhium. Richtiger drückt ihh/TsiusNZ {heautonU IV. 1) 
so aus: Jus summum saepe summa est malitkt. Denn iitamer 
ist das störende Recht niobt der Billigkeit entgegen. 
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ter dem gemeinschaftlichen Titel de$ zweideutigen 
Rechts (/im aequiuocum) sb, weil das erste als ein 
Recht ohne Zwang und d«^ andre als ein Zwang 
ohne Recht von keinem aufseren Richter anerkannt 
und beurtbeilt werden könne. Was nun das erste 
betrift, so ist schon gezeigt, dass es nach d^m blo^ 
fsen Nattirrethte ifllerdings ein Recht ohne Zwang 
d, h. ein inneres und unvoUkommnes sei, nach dem 
positiren aber ein Recht init Zwang d. h* ein auFse- 
res und vollkommnes sein, mithin auch von einem 
änfseten Richter anerkannt und beurtbeilt werden 
könncr Was aber das sweite betrift, so ist in An« 
irehung desselben folgendes zu bemerken. Das Rechts- 
' gesetzt geht nur auf das mögliche Beisammensein 
sinnlich ?remünftiger Wesen, Wo die Natur dieses 
unmöglich gemadit bat, da schweift jenes Gesetz 
ganzlich oder seine Anwendbarkeit hört auf« DieFs 
wiU auch das Spruch wort' sagen: Noth hat kein 
Gebot Qnece^siius non höbet legem). Der Fall also, 
welchen Kaht mit den filteren Rechtslehrern setzt, 
dass zwei Schiffbrüchige nach demselben Brete grei^ 
fen, welches aber nur einen retten kann, unterliegt 
gar keiner rechtlichen Beurtheilung, weil die Natur 
selbst zwei Personen in eine solche Lage gegen ein« 
ander gesetzt hat, dass ihre Freiheitskreise nicht 
zugleich neben einander bestehen können, sondern 
entweder beide Personen zu Grunde gehen müssen 
oder nur eine fiuf Unkosten der andern erhalten wer<p 
den kann. Ist daher kein GruiM vorhanden, nach 
welcheni etwa das Tugendgesetz dem einen SchtilF- 
brüchigea die freiwillige Aufopferung seines Lebens 
für den andern als Gewissenspflicht auflegt, so yer- 
stumm t hier die Vernunft als Geberin des Rechtsge- 
setzes oder sie sagt gleichsam zu beiden: ,; Ich kann 
nicht eMcr Richter sein; rette sich leder^ wie er kann V^ 
Per Ttv^ de^ Sejberh^tupg wu:|it dann u^b^cbrankt 
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mit allet ihm su Gebote stehenden Kraft. Das so- 
gesiannte Mothrecht wäre demnach keine positive, 
sondern blofs eine negative Folge des Rechts- 
gesetzes; und diefs ist auch der eigentliche Grund^ 
"warum es, wie Kant sagt, kein Strafgesetz ge- 
ben kann, welches den mit dem Tode bedrohte, deif 
i^ einer solchen Leb^ugefahr den Andern vom Breta 
Btief&e. Denn das Strafgesetz ist selbst eine positive 
Folge des Rechtsgesetzes und kann daher auch nur 
auf Handlungen bezogen werden, die dem Rechts- 
gesetze positiv unterliegen. Ein Strafgesetz jener Art 
wäre daher schon an sich unsinnig; nicht blofs Un* 
zweckmäfsig, weil es, wie Kant sagt, die beabsich«- . 
tigte Wirkung nicht haben könne, indem die Bedro- 
hung mit einem ungewissen Uebel (dem Tode 
durch richterlichen Ausspruch) ^ie Furcht vor einem 
gewissen (dem Tode durch*s Ertrinken) nicht über- 
wiegen werde. tJeberdiefs muss ja weder der, wel- 
cher den Andern vom Brete stöfst, die Absicht haben, 
diesen zu tödten , noch dieser nothwendiger Weise 
umkommen ; mithin wäre auch darum ein Strafgesetz 
der Art völlig unstatthaft. Endlich könnte man aucli 
wohl sagen, dass die Natur zwei solche Schiffbrü- 
chige in den Naturstand zurück versetzt habe , wo 
jeder sein eigner Richter und folglich keinem solchen 
Strafgesetz^ (an das ohnehin keiner von beiden den* 
ken würde) unterworfen sei; gesetzt auch, dass sich 
aus dem Rechtsgesetze überhaupt noch eine positive 
Entscheidung eines Falles det Art ableiten , liefse/ 
was wir abelr schlechthin leugnen. 

$. 23. 

Wiewöhl der nächate Gegenstand all» Rechte 

Handlungen sind, un<l zwar aufsage: so können 

do^h, weil alles AenCserei woranf sich unare 

Handlungen beziehen können , entweder SadUen 
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(Dinge) oder Personen sind ($. 13) die Rtehte 
selbst in sachliche pder dingliche {jura 
realia) tmd persönliche (/i^ra personcUid) 
eingetheilt werden. Sachlich heifst nämlich 
ein Hecht j wiefente sich die Handlung, zu der 
man berechtigt ist, zuhSchst auf ein yemunfUoses 
Wesen bezieht, personlich bnigegen, wie- 
ferne sie sich zunächst auf ein vernünftiges 
Wesen bezieht, 

jinm. Wer da« Recht hat, einen Acker für 
seine Zwecke zu benutzen, hat in dieser Beziehung 
ein sachliphes, wer aber berechtigt ist, Dienste 
l^ur Bearbeitung seines Ackers von einem Andern %u 
fodetn, hpft ii^sofern ein persönliches Recht. Da* 
her muss dem sachlichen flechte als solchem eine 
Zwangspflicht yoxi Seiten a^e]: Andi^rn, dem persön* 
liehen Rechte^ ^s solchem ^ber qur yon Seiten dem- 
jenigen entsprechen, in Bezug auf Welchen man 
|)erechtigt ist. Pa indessen Sachen und Personen 
in ^nannigfßltigeu empirischen Yerbi^dungen stehen 
können j( so können auch sachliche und persönliche 
Rechte in die mannigfaltigsten Verbindungeu treten. 
Wer 2}. B, yeruiöge eines IVliethyertrags iji einem 
frenfden Hau^e wohnt, hat zugleich eifi persönliches 
und eiu sachliches Recht, jenes izi Beziehung auf 
den Vermiether des Hauses, dieses in Beziehung auf 
das yermiethete Haus, Die folgenden Erörterungen 
werden diefs noch deutlicher machen, 

$.24. 

Ein sachliches oder dingliches Recht 

(§. 23) findet also statt, wenn und wiefeme der 

Berechtigte die Sache, welche Gegenstand seines 

Rechtes ist, als ein Mittel för seine Zwecke braii'^ 
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chen und An(&e ron demselben Gebrauche au^^ 
schliefsen darf. Es wird daher gedacht als an der 
Sache selbst gleichsam haftend, Ba dass es gegen 
Jeden, auch wenn er die Sache iime (in Besitz) 
hätte, geltend gemacht werden darf. Darum 
•nennt man es auch'ein Hecht in der Sache 
(jusinre) und er^därt es als ein Recht gegen 
jeden Besitzer ll^jus erga quefnlibet pösses-^ 
Sorem). Denn die Sache wird angeisehn ab zuir 
Persönli9hkeit des Berechtigten gehörig, als mit- 
begriffen in dessen Freüieitskreise, als ihm eigen 
(res proprio) und heifst deshalb auch das Seine 
(szium) oder, wiefeme auf das Wechselverhältniss 
mehrer Personen in Ansehung ihres Eigenthums 
gesehn wird^ das Mein und Dein (meum et 
tuum)n 

% 25. 
Ein persönliches Recht ($• 23) hingegen 
findet statt, wenn und wiefeme der Berechtigte 
gewisse positive oder negative Tliatigkeitea von 
einer Person fodern, mithin diese Person zu ir- 
gend einem Thun oder Lassen afwingen darf; 
Dieses Thun oderLasseli, und was dadurch er- 
folgt, betrachtet der Berechtigte auch als ein 
Mittel für seine Zwecke, mithin als eine mit jener 
PerSon (nämKch mit ihrer Kausalität als Grund 
des Tbuns und liassens) verknüpfte Sache, und' 
denkt daher sein Recht als ein Rechtzu derj 
Sache {jus ad reni) das abei^nur gegen diese 
Person, geltend gemacht weftden kann, weil die 
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Sadhe nur in, mit oder durch diese Person für 
den Berechtigten existirt. Bei einem rein per- 
sonlichen Rechte wird also zwar nicht die Person 
selbst, sondern nur ein Theil ihrer \Virk- 
samkeit als mitbegriffen in dem Freiheitskreise 
des Berechtigten gedaeht; aber ebendarum muss' 
auch jener TheU der fremden Wirksamkeit als 
ein Theil Ton dem Seinen oder dem Eigenthume 
des Berechtigten gedacht werden. 

Anm, Wenn alles das msin heifst, was in 
meinem Freibeitskreise liegt und insofeme zu meiner 
Persönlichkeit gehört: SQ ist auch derjenige Theil 
einer fremden Wirksamkeit sammt allem ^ was daraus 
hervorgeht, mein, worauf ich ein Recht habe, der- 
gestalt dass ich den Andern su irgend einem Thun 
oder Lassen zwingen darf, damit dasselbe meinen 
Zwecken als Mittel diene. £s ist alsdann nicht an- 
ders- anzusebn, als wenn ein Theil eines fremden 
Freibeitskreises in meinem eignen läge und dieser 
Theil eine Sache wäre, su welcher ich ein Recht 
bäUe. Dieses Recht haftet aber nicht in oder an 
einer Sache, weil es sich eben nur auf eine fremde 
Wirksamkeit (die Folge einer fremden Kausalität) 
bezieht, die als solche kein selbständiges (von 
einer Person abgesondertes) Dasein haben kann. Auf 
diese Art ist indess nur der Begriff des persönlichen 
Rechtes und dessen Unterschied vom dinglichen be* 
stimmt. Der Grund dieses doppelten Rechtsverhält- 
nisses aber, in welches wir gegen Sachen und Personen 
treten können, wird erst tiefer unten erforscht werden. 
Dasselbe gilt von den nächstfolgenden Erörterungen. 

^.26. 
Denkt man ein persönlich-dingliches 
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Recht (jus personaliter reale) : so würde dief« 
ein Recht sein, das sich auf eine Sache, ^eich 
als wäre sie Pefirson, bepoge. Nun katin aber 
vernünftiger Weise eine Sache nicht als Person 
betrachtet und behandelt werden, weil die Saüb- 
lichkeit als Vemunftlosigkeit alle persönliche 
Würde ausschliefst ($. 13). Also ist der Begriff 
eines solchen Rechtes schimärisch. Denkt man 
hingegen ein dinglich-rpersonliches Recht 
{jus realiter personale): so würde diefs ein Recht 
sein, das sich auf eine Person, gleich als wäre 
sie Sache, bezöge. Die Person würde also dann 
nidbt blofs in Ansehung eines Theils ihrer Wirk- 
samkeit, sondern in Ansehimg ihrer ganzen Wirk- 
samkeit d. h. ihrer selbst in dem Freiheitskreise 
des Berechtigten begriffen sein. Damit nun durch 
dieses Yerhältniss nicht ihr eigner Freiheitskreis 
verloren gehe — was gegen das Rechtsgesetz 
streitet, weil dieses jeder Person einen solchen * 
zuerkennt (§. 15) — - so lässt sich ein dinglich - 
persönliches Recht nur unter der Bedingung den- 
ken, ddss zwei (oder auch mehre) Personen einen 
gemeinschaftlichen Freiheitskreis ha- 
ben , innerl^b dessen aber wieder jeder in äezug 
auf ihr besondres Yerhältniss zur andern gewisse 
eigenthümliche Rechte zukommen können. 

Arifn. 1. Dass Menschen Sachen als Personen 
betrachten und behandeln, kommt zwar in der £r« 
f abrang vor» a. B. wenn jemand ein Thier eben so 
oder noch zärtlicher als seine. Nebenmenschen liebt« 
wenn )emand sich in ein blofses Bild verliebt oder 
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es abgöttiscli verehrt. Aber eine solche aus Empfin- 
delei, Narrheit oder Aberglauben hervorgehende An- 
sicht kann kein Rechtsverhältniss begründen-, weil 
Sachen als solche keine Rechte haben, wenn auch 
Perspnen in Bezug auf Sachen Pflichten haben kön- 
nen y die dann entweder als Zwangspflichten in den 
Rechten andrer Personen oder als Gewissenspflichten 
in dem Tugendgesetze begründet sein müssen. Darum 
hat der Begriff eines persönlich* (d. h, auf person- 
liche Art) dinglichen Rechtes in der Rechtslehre 
keine reale oder objektive Gültigkeit, wenn er auch 
logisch oder subjektiv denkbar wate. Was aber den 
Begriff eines dinglich- (d. h. auf dingliche Art) 
persönlichen Rechtes betrift: so mus^ dieser allen 
Rechtsverhältnissen zum Grunde gelegt werden, ver- 
möge deren mehre physische Personen eine moralische 
oder juridische Person (§. 13r Anm.) ausmachen, und 
zwar so, dass ihre Verbindung zu einer Gesammt- 
persönlichkeit nicht beliebig von dem Einen aufge- 
hoben werden kann^ ohne das Recht des Andern au 
verletzen, weil si^ durch ihre Verbindung einen ge- 
meinschaftlichen Freiheitskreis angenommen 
haben. Denn da sich alsdann ihre Freiheitskreise 
gegenseitig durchdringen, so zerreifst der, welcher 
die Verbindung beliebig aufhebt, den ganzen Kreis 
und lässt dem Andern gleichsam nur ein Bruchst^ick 
davon. Es darf aber einer Person ohne deren Ein- 
willigung nichts von ihrem Freiheitskreise entrissen 
werden, vorausgesetzt, dass es nicht in Folge einer 
vorhergegangenen Rechtsverletzung geschieht, wovon 
tiefer unten. Es erscheint also die Person, die mit 
einer (oder mehren) andern einen und demselben Frei- 
heitskreis gemein hat> nicht mehr als blofse Per- 
son, sondern sie nimmt die Gestalt einer Sache 
an, die zu einem fremden Freiheitskreise gehört, 
also in gewisser Hinsicht Eigenthum eines Andern 
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ist. Weil aber der fremde Freiheitiikreis zugleich ihr 
eigner ist, .so- yerli^jrt sie darum ihre Periönlichkeit 
nicht, sondern sie ist und bleibt, was sie ursprüng- 
lich war, ein berechtigtes Subjekt, dem auch der 
Andre rechtlich verpflichtet ist. Es ist aber bei die- 
sem Rechtsverhältnisse (das, wie die Folge lehren 
wird, auf sehr verschiedne Weise entstehen kann) 
nicht noth wendig, dass beide Freibeitskreise sich 
völlig d* h. in ihrer Ganzheit durchdringen. Sie 
können sich vielmehr auch nur theilweise (mehr oder 
weniger) durchdringen, so dass gewisse Theile der- 
selben aufser einander liegen* Ja- e»>lässt sich' den- 
ken, dass in einem grofsen Freibeitskreise mehre 
kleinere eingeschlossen seien, so dass mehre Personen 
einen Ges^unmtkreis ihres Freiheitsgebrauchs haben, 
innerhalb dessen jeder für sich ein besondres Rechts- 
gebiet zukommt. Ein solches Verhältniss wird das 
öffentliche Recht zwischen dem Staate .und dessesft 
Bürgern nachweisen, so wie das käasliche Recht 
Beispiele andrer Modifikaz^onen dies es^ RecHtsverhält« 
nisses darbieten wird. 

Anm. 2. Kakt ist, soviel wir virissen, der 
erste Naturrechtslehrer gewesen, welcher die Veiy 
knüpfung der Begriffe des dinglichen und des per- 
sönlichen Rechtes zu Einem wissensichaftlich oder in 
der Theorie versucht hat; denn praktisch oder im 
Leben war sie längst vorhanden. 8. Kaut's meta- 
physische. Anfangsgründe der Rechtslehre, 
Th. I. Hauptst, 2» Abschn. 3* oder S. 105 ff. Da 
diese Kombinazion Widerspruch fand, ao rechtfertigte 
sich 'K. dagegen in dem der 2. Auflage beigefügten 
Anhang erläuternder Bemerkungen, S. 161 ff* £r 
begeht aber dabei unsers Erachtens zwei Fehler. 
Einmal bestimmt er den Begriff, eines auf persona 
liehe Art dingliehen ' Rechtes so, üls wenn 
darunter das Recht einer Sache gegen eine 
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Person bu veiest«lien wäre. Auf dieie A^t würde 
der entgegengesetete Begriff eines auf dingliche 
Art persönliolien Rechtes so bestimmt werden 
müssen,, als wäre darunter das Recht einer Per- 
spn gegen .eine Sache su verstehn. Diefs vräre 
ja aber kein andres Recht , als das schlechtweg so- 
genannte diitglicfae. Wenn von Rechten die Rede 
ist, sie seien dingliche oder persönliche oder aus 
•deren Verknüpfung entstehende: so muss aU Subjekt 
des Rechts immer eine (physische oder moralische) 
Peirson gedacht werden. Sodann betrachtet K. blofs 
das häusliche Recht als ein auf dingliche Art per- 
sönliches Recht, Es liegt aber dieser Begriff eben- 
sowohl dem bürgerlichen Rechte £um Grunde« Denn 
der Staat im Ganzen betrachtet jeden Bürger als zum 
Seinen gehörig, und jeder Bürger betrachtet eben bo 
seinen Antheil am Staate; weshalb der Bürger den 
Staat ebensowenig nach blofsem Belieben verlassen 
nls der Staat den Bürger beliebig ausstofsen darf. 
Aiüch hebt K* weder das Moment der Gemein- 
schaftlichkeit des FreiheitskreiseSy worauf es doch 
bei diesem Rechtsverhaltnisjse hauptsachlich ankommt, 
gehörig hervor, noch beachtet er die Unterschiede 
genug, Welche in dieser Gemeinschaftlichkeit selbst 
wieder stattfanden können« Vielleicht ist ebendaher 
der Widerspruch gegen seine sonst richtige Theorie 
vom dinglich -persönlichen Rechte gekommen« 

Anm.,3. Was die Ausdrücke, dingliches (oder 
sachliches) pek>sönl iqh es und dinglich^persön- 
liches Recht, betrift, so scheinen sie den Begriffen 
hinlänglich 2u entiiprechen ; und darum sind sie hier 
beibehalten, wenn auch der Sprachgebrauch der po- 
sitiven Rechtslehre damit nicht völlig einstimmen 
sollte. Es scheint uns überhaupt — um diefs ein 
für allemal zu bemerken — nicht schicklich, den 
philosophischen Ausdruck naeh^dem Sprachgebrauch 
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irgend einer potitiren Lehre su modeln« Dieser soUbe 
sich yielinehr nach jenem richten» und wo er diefs 
nicht kann, weil er x^elleicht^.ge^et^^lich gebunden 
istr so mag der positive Lehrer diese Abweichung 
seines Sprachgebrauchs von dem philosophischen be- 
merken oder nich, so gut es geht^ rechtfertigen • 
Die Philosophie hat als selbständige, von jeder po«- 
sitiven Lelire unabhängige » Wissenschaft auch das 
unbestreitbare Recht, sich ihren Sprachgebrauch selbst 
anzubilden, und wir sind nicht gemeint, diefs Recht 
uns verkümmern zu lassen. Wenn daher Hugo in 
seinem Liehrbuche des Naturrechts (Ausg. 3; 
§. 134^ das Privatrecht in das Personenrecht (/im 
personarum) das Sachenrecht (jus rerurti) und das 
Reoht der Foderungen (^/ua actionum) eintheilt 
und den ersten Ausdruck auf die dinglich-per- 
sönlichen, den zweiten auf die bl^ofs dingli- 
chen, und den dritten, (nichf auf den Prozess, son* 
dem) auf die blofs persönlichen Rechte bezieht : 
so mag diese Nomenklatur immerhin , wie er be- 
hauptet, dem Si^rachgebrauche der altrömischen Ju- 
risten gemäfser sein. Wir brauchen uns in einer 
natürlichen Rechtslehre, die noch etwas mehr als 
Philosophie des positiven Rechtes sein soll (§f. 8. 
Anm. 2. vergl. mit §. 10* Anm. am Ende) daran nicht 
zu kehren. 

$• 27. 
Es mögen aber die Rechte sich beziehn, 
worauf sie wollen, so müssen sie in Ansehung 
der Art und Weise, wie siß einem sinnlich- 
vernünftigen Wesen zukommen, und des dadurch 
bestimmten Rechtsgrundes, entweder ursprüng- 
liche (priginaria) oder entstandne {adven-^ 
iitiä) ddoi. Die ursprüngltdien ^ welche auch 
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Urr echte heifsen, kommen einem vemunfiigen 
Wesen schon als einem solchen, mithin unbe- 
dingt, allgemein und nothwendig zu; sie finden 
a priori statt. Die enstandnen liingegen kommen 
ihm nur zu vermöge einer Begebenheit in der 
Zeitreihe, wodurch etwas mit ihm in eine be- 
stimmte Verbindung trat, mithin nicht so unbe- 
dingt, dass sie bei Alien auf dieselbe Art angetrof- 
ien werden miissten; sie finden a posteriori statt. 
Anm, Wenn ein vernünftigeB We«en nicht schon 
ursprünglich als ein herechtigtes Suhjekt anzusehn 
wäre, so würde alles Recht hlofs etwas Zufälliges 
sein«. Das Recht könnte sowohl wegsein als dasein 
(Tk Ph. II. §. 76). War* es. weg, so wäre das 
Vernünftige schlechthin rechtlos, d. h. es wäre blofse 
Sache. Nun erkennt aber das Vernünftige sich selbst 
als Person an und setzt sich das Vernuriftlose als 
blofse Sache entgegen; und es kann auf diese seine 
Würde nicht verzichten, ohne die Vernunft selbst 
aufzugeben. Es muss sich also auch ursprünglich, 
unabhängig von allen erfahrungsmäfsigen Zufälligkei- 
ten, gewisse Rechte beilegen. Diese Rechte heifsen 
ebendarum Urfechte, und sind als letzter Grund 
oder höchste Bedingung aller entstandenen Rechte 

, 2XL betrachten. Alles Entstandne aber, wiefern es 
erkannt werden soll, steht unter empirischen Bedin- 
gungen. Mithin können ^le entstandnen Rechte auch 
empirische oder Rechte a posteriori , ^die ursprüng- 

. Uchen hingegen Rechte a priori heifsen. 

§.28. 
Die Urrechte als solche sind unreränder- 
lieh (ewig) mithin auch unerwerblich und 
unveräuf serlich, weil sie dem vernünftigen 
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Wesen s^hoii ab eiiiexii solchen ztikdiniiieii. Sie 
heißetf dahex' auch jiti'ä pefsonalissima; Die 
enfstaiidlhen Rechte ab^r sind Veränderlidh 
(mtlich) folglich auch (wenigstens theil^eise) 
erwerblich luid vef äufserlicji, weil, das 
Entstehn euae ^B^fieb^iheit in .der Zeit ist uxi^d 
alles Enistatidne der Veränderung und dem Un^ 
tergaö^e unterworfen ist (Th. Ph. IL §• 73 und 74). 
iene können daher auch wesentlichej diese 
aufserw^fentliche Rechte heiisen« . 

.^nm. Ein Heoht eri^exben (/üb adquüwe) 
heifst^ durch eine freie Handlung veruTsacken) dass 
man auf irgend etwa«: ein Recht hahe^ weiches ror- 
her nicht da war« £il> üuf diese Art entst^adnes 
Recht ist vergänglich oder v^iörbat, . i^dem, ^as 
erst zu einem Rechte geworden, auch wieder auf- 
hören kann, derjgleichen zu sein. Es kann aber 
aufhören durch Natur oder Freiheit« Im letzten Falle 
wird es veräufsert, Eib Hdcht veräuTserti (Jti8 
äliinate) heißt nainlie& dUrch eine freie Handlung 
rerarsachei)« 4si8 mäh auf irgend . etwad: ein Reeht 
nicht mdlit habeji welc^hef. vorher da war« Ein ur« 
ftpriingliches Recht ist aiso eYstlich nicht erwerblich 
a) weil es nicht erworben zu werden braucht, in-», 
dem es jedefii vernünftigen Wesen schön als 6inem 
lolchen zukommt, b) weil eft nicht erWötbeti werden 
kann. l)enn iron wsm sollt' ers erWDrbed (hin weg- 
genommen) werden? Von Sachen? Die haben ja 
überhaupt keine Rechte. Also von Feraotien ? De- 
Aen kommt abet das Urreeht nothwendiger Weise zu 
' und es ist daher gar nicht trenhbar Von ihnen, ohne 
ihre ganze persönliche Würd^ tn verüichteö* Darum 
ist es zweitens auc^ nicht vetäutserli'ch. X)enn 
selbst wenn jemand es veräufsern wollte -^ ,was 
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bei getvindet Vömui^fl^.ohoeUn siMiftiid fröUen kraute 
-^ so wiird* et doch nicht 'rechtlicher We^e auf einen 
Andern übergehn können» weil diesem, .die Rechts- 
pflicht gebietet 9 seinen Sufsem Freiheitsgebrauch auf 
die Bedingung zu beschränken , dass dabei jede fremde 
petsönliche Würde bestehen könne (§. 16). Es wurde 
also in diesem falle aelbst dem Wolleaden tlntecht 
geschell^Py lind der Grundsatifi :. FokßU nonßi ir^wria, 
findet wenigatens hier keine An;wendu|ig,; Vielmebr 
dürfte der Wollende, sobald er dieses Unrecht ein- 
sähe, und sich stark genug fühlte, ihm z\x widerste- 
hen , jedefl Augenblick sein nur sbheinbar veiilntaertes 
•Recht Ettrückfodera» Ueberiiaapt sind die nraprüng- 
lieken Rechte als die Grundbedingungen aller Ervp-er- 
-btiiig und VerSufserung ansnsekn« Wie könnten also 
sie selbst ein • Gegenstand der Erwerbung und Ver- 
iufserung werden? f) . 

Wiewohl es eigentlich nur Ein^ in der Natur 
de9 sinnlich r vernünftigen Wesens unniiittelbar 
gegründetes,, Urrepht gieb^ nämlich das Recht, 
ineh als Person in der. Welt der Erscheinungen 
]^lt!did 2ü iteacheh -^ welehes man daher auch 
das Recht' 4^]^ PersSnlichkeit netmenkann 
— so läset sich doch dasselbe, wiefeme mau 
jede Person aus einem dreifachen Gesichtspunkte 
betrachten kann^ suTÖrderst in die drei Rechte 

- ^ - _ L . ■ .- I- T - - HL- ■ 

♦) Die BehMqiluiig, liass alles. Eecli« enrarblidi und ver»* 
SafserUch seif haa^t gmiu mit der sci^on ftrüli«^ m^leg^ 
ten siuammeiii dass es gar kein natürliches Kecht gebe» 
sondern alles Recht seinem Ursprünge nach positiv^ sei» auf 
Gewohnheit) Uehereinkunft» Willkür u. s« w» hcruh^. Denn 
alsdann müstte fi'eilich Jedrfs Kecht nach UmsUindten sowohl 
rerSuIsert alt erworben werden kOanen. 
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def' periionlidheii 8tib8i»teii«y der per-^ 
sSiil'ieheit Freiheit uhd der perü&itli-^ 
chen Ql ei fshfi ei f z&ßijitn. 

A,nm. i» , Jeäaa i^iiiBlicb-v«niüiift%e WcMeH ttist 
sich h^tfmkiMmn i^ alt mih für ileh besleii#iide» Wei- 
sen, 2* alt eitf mit gawuten Kriftea ausgestattete 
Wesen« i3kv alt ein mit aadem Wesen seiner Art in' 
Verbindung stehende^ Wesen« Dieser ci^feifacibe Oe* 
sichtspitnM ergicAit sidt «os den Momenten der Ae» 
lanion«. tinter weleben jeder eiluinäbar^ Oegenstsnd , 
steht (JSh.Wh.U. f. 43> Sott nnn jedes sinnlieh«. 
verannftige Wesen als PemoH far der Etkolietnnnga^ 
weit 'gelten t se ^äaa^n ei eu<Ai schon • ntspruagltcb 
das Aeeht bsben i« i^ lehen oder sein persdnUches 
Dasein 'in der Mnneniprelt eo iänge Ibtttusetcen | ad 
es die Natur gestetttt'->« % «n .wir Je 6n ode» seine 
persönlielieii Krifte in ein lefae<idlge« S}rfel in setaen^ 
sovreit ^es ; innerhalb dfs eignen Fteibeilskreiies ge- 
schehen %ään *^ tind awar 3i anf gielebe Weise 
mit Andern au leken nod au wirken» so weit nicht 
natürliche Untersehiede oder eigner WiUe diese Gleiob* 
faeit auf eine mit d^r Würde einea ▼etnünftigen Wcw 
sens fretirfiglithe Art besx^farinkeii« Es istalso, wenn 
perafinlic^e Preiheit »nd Glei^ihJtett elsGoi» 
genstlndn ttrspnmgliiJlsar Rechte betrachtet werden« 
nicht die Aede von einer nnbedtngten Freiheit 
und Gleichheit ^ eine«s|Iitngespinste< naiy^hdee- 
sen Yerwirklichnag nnr die von Revdlnei^nsetutmea 
erhitnte EMbtldangskrafii poUtisdi^ Jch^dymer stte^ 
ben kennte <-*^ idndeirn iroa einer bedingten "d. h. 
einer tolehetiy die sowohl ph^sltehen als «HMralisthen 
(Juridischen) Schranken nnterliegt. Es erholet aber 
auch aogieich hteraüsi deta diia Hechle der persdur 
liehen SnbststenSf Freiheit nnd 6leiohhei| enf's Qt* 
i^aueste ansamaieiihangenf nnd tm Grtinde nnr Ein 
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U^i^obt aMsmaqlien. Uenit man. hinn mcjit.^^beny 
ohne XU wirken, und picht ^wirken, oh^c. xa lpl)en; 
und da diefs hei Allen ohne, Unterschied .stattfindet, 
io kommt auch das Hecht der personlichen Suhsistenz 
und Freiheit Alien ohne Unterschied odei! auf gleiche 
Weise ftU) indem Alle in Ansehung dessea» was .zur 
Nattrr : eines sinnlich - r^niunftigen Wesens gehört, 
einander ursprünglich und. formal gl d^iah sind, 
so ungleich sie auch Ia empirischer und ma- 
terialer Hinsicht sein mög^n,- iDartun hahen auch 
schon die Alten je)ie Gleichheit in Anisehung ;des 
ursprünglichen Rechtes ianerkannt und ile äU im Be* 
griffe des Rechtes seihst. enthalten gedacht. So sagt 
AaiSTOvi^BBS (PoUi. ni, 12): ,JkxH itaaw vm ti vo 
itXMQv Hi^OA, und CiCKAO {d^ &ßi H^ 12): Jüa eamper 
fmawium*>^H iiequabiie; neque ^nm aUteresto^ Jus. 

uinm. :2* MsiSTsa;. in seinem Leh^chuche -des 
;Naturrec}its'($. 197) nimmt auch drei Urrächte des 
Menichen an, hezieht sie jedoch auf-F-reiheit, 
Oleiiihheit und Sicherheit. Das Recht' auf 
Sicherheit aber fallt wohl mit der Befugnis s 
«u iwingeU) wiefeme dieselbe mit jedem, sowohl 
4irsprünglichen als <eiitstandhen, Rechte « verknüpft 
ist,, sueainmen». ■ Denn dar Zwangt, soll ja. ^ebep «'den 
Serfefatigten sicbetii oder, gegen EingrilBe in sein 
^eohtsgebiet cchütaen. Die Möglichkeit des 
Zwanges liegt aber schon im .Begriffe .des' Rechts im 
.eigenüiGhen oder streiigesi Sinne "^«wüaauch' Msi- 
STBR. anerkennt, indem er §.,41 das iNatlirrecht \ind 
die. ganae.Recktsgelehrsamkeit als eihetWäsentnhaft 
des Erzwingbaren erklärt und. §. 106* ausdrücklich 
eagt, ,„dass das Recht verbunden sei.n;^it.der Befug- 
niss au zwingen". — die Wirklichkeit des Zwan- 
ges aber als eines Sicb^ungsmittels hangt ab' TOn der 
Verleteung des Reehts als .einetr empirischen That- 
sache. Mithin würde tdas Recht auf rSicherfaeit, 
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wenn;:d«mlitj^ <i^ Be£ü|||tl# ^ jfMi Sio|icaf|ing»ji|itt^li 
wlrUicl) ^nzui^^^endfn^.l^eTsUiideiivreirden sollte, ,nicl|tf 
ein ursprüngliches, sondern yielfnehr ein entsti^ndaes 
zu nennen sein^ Oder 'soll endÜcli unter dem Rechte 
auf Sicherheit die Befugnlss, Gewähvleistiriig f&Jr 
jedes miderweite Recht d^ufch Bffe&tliche jdjieikaxkiiung 
d^sielhen su.ioderai veratandea werden? «n«^ JDann? 
würder'Wohl'^voh'densAbeii ei^t in der 'I^hie*' vom. 
öffentliobeil R«ohte die Rede sein konncp.' Auf fe* 
den Farll «bef wäre etntuhßsfxmaDite. Ecklan&ng üb^r« 
den Begriff djss Rechtes. aUf Sicherheit au. Wüstcheki 
geweeen«'.> **:<: ..» ' ■.'•/ •*•■ 

Av» dem .Hechte d^i* ]P€r8oiiliclik^it vp^ii^ dei}^ 

daraiius .l^^rargelieiidea «odeirweiten- Reo^ea (^ 

29) ergiebt sich auch das Recht auf Sache» 

liberhattpt d. h. auf "den ' Gebrauch visrtmhfl?- 

loser Dinge als Objekte jdfer Freilieit fiir die Sub- . 

jekte dei?selben. Denn da ein sinnlic|i-yej^ünf- 

tigeSuWes^ta weder leben ;npch wirkepi kaiis, ohn^ 

sorche Dinge ak Mittel tind^Werk^etge tax ^ic|^ 

und Mine'ThMtigk^itsni btatidi^n, und da'biofsen 

Satchen durch^inien JsVeeckniäfsigeil Gebrauch deir- 

selben kem.Uhfecht zugefiigt werdeialann, indeii^* 

sie.aelba^ k^ine Rechjtasubjekte sind .(^. j(3).: w 

inuss Jede^ Vexsoxk, schon • y^^fi* N at u r ^ d*ib^ qhna 

irgend -wie >UebereiQkaitfb oder positit^s QeHeiz^ 

zu j^iW5iA Giebrauclfe b^röfehtigt sfein.'* '©i^* 

R^cbt'karfn auch dä^ iirsp,rtin^Hciie 'Eigen- 

t h u |n § r e c h t h'eifsen^ w^lclies jedoch biofs f p r - 

mal. gedacht werden jTjijiö^ um es yo|ij,je^eni 

empirische»! und . matf^ri4wiC^igeiitluuna«0hte . xU 
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UsteivdttMdH VAw^imttB au^ uMiriiHt der 
Idee einer üiranf&ilgtlch^n Gfitergemein- 
sc hau. (communiQ honomm prima^m) verwech- 

■ jtt^m. ii ThMtik die JUNe einee ureprälfti^ehen 
SigMtlmmMredktiee vrfad intf Im das v^mäiiftise S«b- 
}ekt'dei Fcbihelt ein rarnöaftlaeas Ohfekt dmsalbcn 
übetlMilaipt postttliitt uabeetimitt welches diasas 
ObJ4(t sei ted wi«rlej» ea denetban gabei «rar die 
ellgaiwNp^e Form delr Aaeiehuag von Sachen auf 
Personen wird dadurch vorgestellt» Das empimcbe 
Eigenthnmsrecht d(igegen u% ein Recht auf be^- 
stimsnte Ss'cben, welche den begondern Stoff 
desselbett eusmattient l^ti gründet sieh twsfr dieses 
i^ Attie&«ag seinet MÖf 14<ibiiaie w$ fm^. Dam 
wer Im^'Uecht a<if Sechen uUerheup^ bätfa, Mnate 
auch ^^p/( fmf besUiamta Rechen er)angeiV( 4ber in 
, An9ebun||[ fieiner W i r b 1 i ^ h Kai t bangt ' es von ge* 
wissen Tbats9cben ab\ durc^ die es ej-^t entsteht, 
ist nUO iilcht ursprfiiigUeli« ' Nach der tdee einer 
itttanfta^febeH 6ut«rgeiii«iiischatit ahtet Wt^ii das urf 
i^mpgUcha Sigeathtimsnsebt lusia blarses* ftaebt auf 
$fi€&e4(ittbai1)ai«pt« e» a d at a ^rim Hach«; Al^r #af 
Alf?»? (Jw{ pmmtfm i^-pmn^) de h, |eder bitte ur- 
spriin^ich auf jede bestimmte Sache einen wirklichen 
ÜeclitsaAspruph I den er aber hinterher aufgäbe, nnter 
der 8e«^ngungj dass Atidre den ihrigen iiüch aufga- 
bea, d|tn4t e» und i4a ah^ baspt|dte^ Eigenfhnmsfacfaf 
ia Beaiebfviitg auf diasa ddar yene Saehe' anst^lfc des 
»UgfiVpin^f» I^Homatea Mnn«an» Nach #da^>;Idfe 
gab* 6(B fdann auch nichts U e r r e a 1 o a ea « ssandern 
AUe.^^re^ i^rsprungliqh' .Herren von Allem, Folglich 
ntussWn ^uch Alle mit AU'eU sich darüber vertrat 
^i^i^i ^Wftf jed^r für «i^h i^U Cigenthum haben seSte; 
Amn'f^ Ali# aiüssttst» aiawilHg^Uf dasft uageechtei 
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Abtbkn. L Ptivatredit. $. 3a 8t 

ibres fjm^fataamk lU^tttaispfiielMft )edar #tfihi» Be« 
sottdves hatte; D» «• mia für ticli Mar iat^ ^ass aia^ 
solahar Varttrag iiim»er ' aoadrocldicli ai^gascbloaMn 
seilt kaiin^ eine sttllachweigeiide EinwBligiiiig ober 
bei Aneigisaiiig 'firemdet EigentiiaaM ni^ icklachtbia' 
▼ora«Mgioae6st wenden darf-: ao wurd^ darob Yöraiu*' 
set^aMOjg Jener GütergesnenMcbalt \im Gtottde allea Pri* 
vat^qi^mlrain aufgdobeiiy preun maa nickrannehaie»' 
w'öUte , r dals die Cewalt diesea sieh sugeeiga«! und^. 
jeiiea Andern überlaue»', hinterher aber daa paeitw^e* 
Geaettt « ' «ta ain Aüsfln^a deraelfaen Gewalt,' aolche. 
Yertheilübgvbeatatigt haba. Auf dien« Ara^ fatite )€• 
d«ch 4«a PiiVateigenthuni gar kein, reehfliekea 
FkindaiMnt^ 

jinm. 2.' Die Idee einar ur^nfanglioliatt Güter- 
gemeiaadiaft i^t eigentlicliy wie manehe and^e, ans 
der TlMalD|fie -in die Dikaolagie berob^Mommea 
und flvwar daritm, weil viele Reektslebirer lich'-nieht 
getrauten', da« ElgentKum auf raaienatem Wage au 
begrundan, und daher lieber einen histörisolMli atn* 
schlugen* S,ie nahmen also mit den Theelogen an^ 
Gott habe auerst^^m Von ihm geaeliaftiiett erateja 
Mensebenpaare alle Qüter der Erde gesehenkt^ 
dann aeieu^djeae ^n jenem Pavre auf die Kaehk#m- 
men deaselben gemeinachaJFtlich dtoroh Verer« 
bung übergegangen^ und endlich bitten die Men- 
schen das gemeiniame Erbe uxiter sich vertheilt *)i 
An die Fragen, ob es denn ein erstes Menschenpaar 



*) SieUMt Dickter haben diese 'keilige Ufbeclielarftfi«r für 
ihre Danjtelbmgan benutst. So Sghiluui in der T keilung 
der Erde: 

iTekiBl tun Aü Walt! rie£ ten» von iüin^n'HISban 

^•n Mentekea su, ne^unt! sie sojl euer sota. 
Euch «cbenk^ ich liexum Erb* und ewigen Leben» 
'IJfock tkeilt euck'brüJhsriicW cbireiri! 
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88 Iktchtüfihf' Tb« I, Reiae* Natur^echt. 

witklick gdgdben Iial>6t' ob aUe*'M«tfaclMn «^ der 
Erde vän diesem Paare • iWtttfnnfiea; ' oh nicht au.cl|L 
solche Mens^b^ , ^ die nioht > von diesem . ]Ma«e ah<^ 
stammten, gleiches Reefat mit ddn* übrigen auf die 
Guter der Erde haben würden ,- ob und wiefern ted- 
lich eioo' Vererbung utid V^rdieUung der.Erdemgttter 
in der angenommenen Actf «eohtUch ela^fipdeli kaone 
•^ an diese' und andre Fi:ageh dachte man nicht. 
Statt sie vor aUen . Dingen sU beantvrorteü , , stritt 
man sieh lieber, ob Jene Güterg^oieinschaft eine 
positivß* oder negative sei/ Die ^rate behawptetö 
GaoTiviS dk :/ufi0 beiU, *ac paeis Ia. II. C. II« $. il s 
,fDeu9. hß«nß9^ giniri tgeneralUer eimtufii^Jim 'in *rm 
„hujua inferior ia naturae ^taiim a mundo C(m^i9>,', m-^ 
,,que Uerum ti^un4o poßt 'ttUupiMm repitfatQ\ .£retn4, lU 
„Ju9tinm [XLUI9 11 ^qiiJUm'» ^omnia Q^minrnoia €i 
„indifti^ amnibu9, *i>eitai lunum ounaiis ''*f^rit^ni9tm 
„esMi.^'f. - Die aweite hingegen behauptete Fvxp«KDanF 
de jure nfiUum^.^ gentium L. IV. C. IV, |. Vi ^^üla- 
„nifeHun^ eeii 4tn^ ^mnia Hominwn 4»npekiä fuiese 
„omnium f^rw^ cammw^nemf non^quidemiUam, quam 
„po$ipia*am ^dupü^usg 8€d 'nagaÜMam, i. e% rSa <fmnes 
„fitie^e ii^ msdiQ positae e$ nan tnagie ad hw%Q jfjuim 
,iilhkm rp^'^uiise/* . Besier wat* ei wohl gewesen, 
eine ' Gütergeibeinschaft , die doch hein& ist« gana 
aus der •R.echtsiehre av vetweisen. » : ^ 

Da die Urrechte allen sirnilich- vernünftigen 
Wesen ohne irgend eine Ausnahme zukommen 
und dieselben sowohl nnerwerbUch als uriver- 
äuüserlich suiÜ '($. 27 niid 28): so bespBränken 
sie sich gegenseitig. £s kann daher^ kein System 
solcher Wesen von (fer Vernunft gebiUigt \yer- 
den , wpnn dem Bisen, ^xo, u.nb e^ c.bor^nkte s 
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Reeht^ und dem-Aadem dbie uniielcbrSnkta 
Pflicht ztik&ne: ■ ; :; '" '^ ' ' 

Anni. Wer ein unbeschränktes K^cht gegen^ 
den. Andern hät^c, h^tte eig^ntUc^ ianter Rqchte' 
und Iceine Pflichten gegen denselben, so wie 
dann der Andre, ,al8, ^in unbeschränkt. Ver- 
pflichteter,, lauf er Pflichten „unc!. Jteine 
Rechte gcg^ jenen hätte- Dadurcii hörte nuji^ 
dieser als eih rechtloses Wesen auf, Person zu^sein» ^ 
und virürde zur- Sache j welches die Vernunft in .kpi-^ ; 
nem Verhältnisse dulden kann. Wer also auch, deiiL 
WiJJep eines^ Andern unterworfen . sei^ 4Kiag| kann 
es doch nicht ux^bedin^t sein- Daher . ist. Sklaverei 
(Sacl^^chkeit einer unterworfenen Person oder,l)lpf* 
dingUchiBS R^cht gegpn dieselbe) sowohl 'im häusli« 
chen als im oürgerlichen Verliältniss^ ungültig nacht 
dem Verni^nftrechte , wpnh^ sie auch irgend ein po- 
sitives Recht zulassen möchte, Selus^f wenn JQoiana 
unsinnig genüg gewesen wäre, sich.selbsi zum Sklaven 
eines Andern zu machen, ward' er seine natürliche 
Freiheit jeden AugenbUckvVirückfodern können (§.28* . 
Anm,)« Wiö vielmehr der gezwungene Sklav ! 

y i - •> 2 \%rZ%. -IL C.W 

Wenn es üb^haiiipt «unter • sinnlicli - verininf- 
tigen Wesen keine ünbeschränktheit des Rechts 
und der Pflicht g^ebt : so tann es aiicÄ in Ansehung 
der Rechtsyerletzungen kein unbreschränktes 
Rieht s»u zwingen geben, sbndem Art und 
Grad desZvräii'ge^ piuss der Atf und*Gr3- 
fse der Recfatsrerietzung angemessen sein« 
Dieser Grundsatz wüi^e auch für das Recht 
zu strlifen gek^a, ^ofern es itberha*{4 Igip 
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9^ Reehtilohi:^. Tb. L RetAat NaiMfecht. 

.; 4fl>9fK. AttfT jZi«rM|; ^m^ $^ptBa das ftfohtes 
anu88 nach dem Recbtsgetetae allgemain jmdglif l^ sein ' 
oder von ^Uen Yernünf^gen allen fettattet werden 
können ji wenn er nickt »elbst das Recht Verletsen 
oder beleidigen aeU ($. 15. 17. lä). . J)er Zwang, darf 
also nicht nach Belieben eingerichtet, tondem ec 
mnes alt ein Bedingtes seiner Bedingung angemesien 
sein. Diese Bedingung ist die Beleidigung. ^ Weiter 
als diese darf also auch' jener nicht gehn, wenn ihn 
die Vernunft nicht misSilligen so|l. Darum hat der 
Beleidigte gegen den Beleidiger kein unendliches 
Recht. Lasst sich nun der Zwang auch als ein 
physisches tTebel betrachten, welches Strafe heifst, 
vrenn und wiefern es als nothwendige Tp^ge. einer 
Beleidigung in einer rechtli<;hen Ordnung der Dinge 
g|edacht wird : so kaiin es auch kein unhesc^rank- 
tes Strafrecht geben , sondern die Strafe muss 
wie der Zwang sich nacb^ der Art und Grpfse der 
Beleidigung richten, um yon der Vernunft gebilligt 
zu werden* Das Weitere tiefer unten. 



Dea Privatrechta 
zweites H^iiplatäriu . 



• .• \ —- f. ; 

Vypotbet^sqhe«, Priv^t|raoh;t« 



,. k . .Erste Abtheilung. 
Vt)u datr.Bntstahung und dem Uate^ganga der 
' ' ■ Rechte.' '* ' 

/ "^ •■■'-' • • ■ : \ ' 

/ . $• 33- 

.JJrie Vvteduite werden gedauM als Redite, die 
/]. -^ dem sinnlich - verniinftigen Weaen ackle^titiik ab 
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ekMü mAehid tUbuäimm^ ü^'g^whireü daher v(hU 
absoluten Rechte. t>a sie aWtiur die Art 
und Weise eines recbtUch^m Koexistenzialver* 
häHniAfef» überhaupt bestimmen ^ mithin blofii 
formai sind: §p nuss es auch materiaie 
Beehrte geben, ^m^ch weldie jene wiijclich |;el- 
tend gemacht werden. Diese Rechte hangen ycftk 
gewissen Bedingungen ab^ wodurch, ein bestimm- 
tes Rec^tsobjekf gegebep ist, auf wflchesj^ich die 
allgemeiaie Rechtsform näher, beaehen lässt^ sie 
geh9rt^daher.z^m hypothetischen Rechte« 
Durch; diese Beziehung entstellt das materiaie 
Repht^ es ist also ein entstax^dnes; ($. 27)* .. 

Jlfim. Dl6 Entltelmng eines Rechts ist 
eine BeJgeibenlMit, wodarch sin gewisces Objekt mit 
der. Per^rUichkjBit mss gswi«#ea : Si^bjefctM iii >«^ 
solche Yerbindung. tritt, dass es nunmehi: «k iii desseii 
Freibeitskreis, (gfms oder theilweUe) fiDgescblossen 
betrachtet werden kann. Das Ürrecbt entsteht also 
nicht; denn es Wird ia und mit der sinnlich -ver- 
nünftigen Natnr des Subjektes , dem ev »ukoikiiit^ 
sü^eiob gedackt. J>ahar wird bei diesem Gedanken 
von 4er Bedingung, unter welcher ein solches Sob« 
fekt »elbst erst ahtotekt, ganzlich weggesehn. Dtels 
ist auch der Grand ^ .warum dergleichen Keehte 
ew'ige kei(sen($. 2B). Aber die Hechlslehre miisa > 
auch auf jene Bedingung wieder hinsehn, um nach^ 
wweisen, wie und wodurch die, sn tod für sifib 
betrachtet, blofs formalen Urrechte einen bestimmten 
Gehalt bekommen, vduvck weh;hen sie . erfl^t . etwas 
Reales- werden, so' dasa iueh nun erst von einer 
wirklicken Ausübung! und Yerletning, E^Werbumg 
und Ud>artragang der Reckte die 'Rede .sein ktan. 
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92 RecUutelir«-. Th, 1. IVeiaas Nstumcbl. 
,j)»bef k^im»<^tmMn die UnoctiüHiObh Iilealxecble« 

Was ala eiDgcsdilossen in den Fr€Üieitslcre& 
Bih^s sinnlicli - vernünjpügen Wesens belrn ' ' ' 
rird^ heifst das Seine oder im Wcc!i^ r- 
iltnisse das Mein und Dfeiii^ überhn r 

las Ei ge IT t hu in, und das darauf sich hw , . 
lecht das Herrn- oder Eigenthuinsrf^cfct 
^dominium). Wem etvt^as eigeu ^om goU, der 
luss c3 sowold selbst beliebig brauche^ii üU ixtivAi 
jeden Andern von einem solchen Gebrauche ait5— 
schlie&en könheti* Die subfekliVe Bedingung der 
Mögltciikeit eines salchen Gebrauchs heiCst der 
De sitz (possessio) welcher, weim er in der 
[V'irklicheii luhnhung {deienthJ) bestehl, «itm-* 
licher oder physischer llesitz, Avenn er 
audi olme InJxabuug als stattfindend gcdaelit 
i, reehllich^r oder intelHgibler Be- 
yi%% hel£st 

jinm^ Wer Gc3d gernulit iiod m ivf 

lat, besiltt 4^ £wat sintilicb, aber mi« i i • • fti 

Wer dagegen sein Geld fim^m Aodfii^ aur "?«5rwaK- 
T' ' ' Theben, besiiBt es zwar rccbüicb *! ' ht 

f^r I h lu E$ liöimeii also beide Alten de^ d '^^qi 
geti>etm(, ab^r irt^b TorbuiiddO «orJiomitie&j Hau 
9 iniil icben B - ' ■ I. dnnt e tu a« den u u i n j 1 1 ^ 1 b i- 
reiii den re ii i cJien hingegen de ti miltolb^rAn 
•leotte», weil irs : Aar miilrfsU d«# Hediubc^ 
, il ^ ' r ist. Was auf keiüc Wei&o sintiHcb QAm 
iLJ^^r Lr»tfA*edi werden hana, tlit« hnms M**th 



licbl G€^c:t:.Ljiid eine« cei^biUobeu ador 



i»i 



Absolim'f. Priviitreclit. f. 35. ^ 

bmficligezi' nodk imeb^eineQ A^<rn, ^cii^<^em;a40l^i|M 
.Gebi^auche ausachUersenkanaf- z. B«/ ein . Grundstück 
101 IVtonde. Wenn und wiefern aoer da$ iSine we- 
nigstens theilweise stattfinden kann^ dann und söferne 
kann atich das A«dbe stattfinde»« ,' 'da «ibd {Luft und 
Lioktä in der Natur überkaupt k^iiae Gegenitatide' 
des Blitzes f weder, sinniieb noch 4'ethtUcbs aber 
theilweise können sie es wokl werden , x. B. die in 
einev Flasche eingeschlossne Luftl.od^' das in eiiiem 
Zimmer angezündete Licht* DassielBe ^t. vom Was- 
ser und; TOB derErde; Daher sind die sogenannteti 
vier ETlemente kein* Gegenstand untres Besitzet im 
GanKOB, woU aber ita Ein^ln 'oder tbeilw^eue.' ' 

Has wirkliche öder ini^teriale Eagenthüms- 
recht karin zimScIist entweder durch die Natur 
selbst oder durch die Freiheit entstehen. Jenes 
heifst das an^eborne (co/2/iafz/^) dieses das 
erwprbne^ (fläquieitum). Alles oämUrsh^ was 
die Natur > minnttdimr ' und «nssdiliefidich mit 
einein VertifitifÜgen Wesen, wiefern es ^irinüai 
existirt, gleich beim Anfange dieser ^xistetiÄ 
verknüpft hat, ist sein' von Rechts, wegen. 
Dquii ebeiid^dureli ersqhcipt es als Person; das 
ihm Angebcone gpehört also su seiner« persöitlkfaen 
Subsistens in der Sinneitwelt nhiä Ist-das liäelist^ 
Mittel imd Werkzeng seiner per^Bdlichen WirK^ 
samkeit in derselben Gegenstände dieses Eigen- 
thum^rechtes, welches au(^. das natürliche 
(oder.dfis Recht, des natiir.lichen Besitzes) 
heifsty sind, alle geistige sowohl : ^«1^ kditperlüeiie 
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M Rdebtolelftte. Tb. L / ReiAes irfltmrreclit. 

ICritfte iiad Or{^»e^ mit beleihen dfie Natar jedes 
wnnlieb- veMfinilige Weseü 'itu8g<9tattet hat Da- 
lier ist ein solches Wesen sein eigner Herr 
{siii ipsma). 

a: ^intt. Dsa^igebenieEigeirtkuiisMebtdfttf nicht 
mit dem tirsprübglichea vsrweclwdt werden. Dieses 
ist ei^ Reckt der Person auf: Sachen überhaiqit, hat 
daher keineq bestimmten Gegenstand» und findet 
»nhedingt ati^« Jenes aber findet statt, wenn und 
' wieferne Jemand durch die Geburt in die Welt der 
Erscheinungen als Person ^eingetreten und bei clieseiii 
EiniTitte sogleicb von der ^atur. mit einer Art von 
Aussteuer besehenkt wovdeki. Dahun hat dieses Recht 
seine bestimmten Gegenstände» a« B« die^ Sinnes-, 
Bewegungs-» Ernahrungs- und Geschlechtsorgane, 
deren Inbegriff unsem Körper ausmacht, so wie alle 
die Kräfte f. die di^f^m Körper und (wiefterne die 
Anthropologie von demselben noch den Geist als ein 
besondres Thätigkeitsprinsip unterscheidet, das aber 
uur in VeAindung mit jenem wirkt) dem damit in- 
nig KU ieinem Gänsen verknüpften Geiste Bukomnen. 
Da difaes Gänse dben die Peralm in der" Brsebeinmig 
ist^ so ist eine Vi(rletsung des angebomea Sigentbtnn« 
(e. B« die Kastrasion) eine u;\mittelbare Verl^taung 
der Person selbst« Das angeborne Eigenthum aber 
ist selbst wieder die fiasis des erworbnen. Denn 
ohne jene geistigen nnd körperlichen Kräfte und Or- 
gane wurde keine Person in der ^Innenwelt daseini 
folglich auk)h.j|i#bti| emisrben können« li^nnt man 
nun den, der ein Eigenthum hat, einen Herrut io 
ist natürlich jedes sinnlich -»vernünftige Weaen sein 
eigner Herr, weil jedes seine geistigen und kör- 
perlichen Ktilfte und Organe d. h. 'sich selbsf sum 
Eigenthume hat« Daher kann es nicht ungleich eines 
Andi^tn Eigenthum oder ein Andrer kann mcbt des« 
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Alttciin. h ftirkttechit. §. SS. U5 

MQBmr isilcni^riUeaSliiiie 4et Worter fia^^^MlMtti 
die Römer die AusdriLcke domifi»m i0iA\d(m^i$m Mb- 
men) «ein. Es muts vielmehr» wenn von der Herr- 
sübiifl; einM ▼Jknfinftigen Wegen» übdr int andre 
die Aide iüt, dieft Verhütnimi nielit tiacti dem Bd» 
grifft dei^ h\ot0 iingllehtin^ soMerh Habh dem 
dei dinglieb «^persdiiliebe^n Aeebtes benrttreilt 
werden (§• QiS). Daniln kann anch keine absolufee 
iin4 totale ^Varäurserung des ang^ornen Eigenthnma 
stattfinden, Wohl abet eii|e relative und parsUle, ss*. 
B. das»' man mit seinem Korper jemandem gewisse 
Dienste iebt^ wolle. 

$.36. 

Di^a etyrotbnt Eig^Bthumiireciit be^ 
mdbt «idi entweder auf etwas Idneirfea oder auf 
etwas Aettiseres, und ist daher selbst theils eid 
inneres tiieils ein äufseres. Daserworbae 
innere Eigenthumarecht bezieht sich ßxd 
alles, was ein sinnUch-^yernün^Hges WesM-dumh 
die fineiö Entwi^Lelmig, Ausbildmig undAnwen^ 
düng dessen , was ihm die Natur unmittelbar ge- 
geben, in sich selbst erzeugt hat Denn da jdnes 
Gegebne zu seiner Persönlichkeit unmittelbar ge-7 
hört, so ist auch das Jßreie Produkt desselben seii^ 
eigen 9 und jedes sinuhch-Ternüaftige Weae» ist 
su dieser ü^ien Prodidcaion durch sich selbst r^n 
Natur berechtigt Darum ist das Rec^t deif 
Denkfreiheit {fäs liberae cogilatiönis) ein 
natürliches Recht desselben und mit demselben 
istauch das Recht der freien MittlieUung 
des Gedachten (/m liberae cemnumkationie 
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,0§ Rechtail^hje^ Tb. I. Reimes .Natnirrecbt. 

]lotfawehdiq;'v6rImndefi. * ' 

., ^, Jiam. i» Zu unftem iait^ti KigQatliumi&. uber*- 
l^aupt gehört^* umflr .lKÖ.rp0rlicifei4^Be*ititliuitiy 

,, inri^fexi). es .luqht aufJMr Unifeia Körper liegu Denn 
nn$0V K.ürper ist;pWAr füt uns eio Gegenstand auCse* 
zer Wahrnelunui9g;f aber keiQ auff er .uns befi^dXches 
Ding. Yielmebr gebort er uDjnittelbai^ au uns ßU 
ainnlfcb-yernunftigen Wesen vnd reptäsentirt jeden 
yonuns fkU VfiK^oxi in deü &sc)ieini|ng. , Weu^daher 
unsern Körper antastet, tastet uns selbst an. Nan 
ist zwar der Körper selbst uns angeboren oder mit 
der Geburt gegeben , ^ber nicht die Entwicklung 
und Ausbildung desselben. Diese geschieht nach und 
najot itletk. dudhfdl« natiidich^'^aQhsthttm «Mi Kör- 

, pers tljeils du^^li; Uebung ur^r^riKlirpeirl^rSftey wo- 
durch wir in der Zeit gewisse köxperlipl^ Fertigkei- 
ten erwerben. JDiese gehören also zum. innem er- 
worbnen Eigen thume; sie machen denjenigen Tbeil 
untres körperlichen ßesitzthums aus, den wir nicht 
der-blofsen Natur, sondern unsrer jsignen Tfaatigkett 
verdanken« . Solche . Fevtigkeilssn au -erwerben ^ lun 
dadurch seinei^ K€trpei;.'zu.^n^wickeln und auszubil- 
den^, muss jeder von uns befugt »eiz^, weil son^t der 
Körper ein für die Zwecke dei; Vernunft völlig un- 
brauchbares Werkzeug bleiben wurde. Eben so und 
noch vielmehr giehört zu unsrem innem Eigenthuroe 
2; unser geistiges Besitzthum, da der Geist 
unser eigentliches loh, gleiöhaaA der hm'erste Sita 
unsrer Persönlichkeit ist. Die! sogenannten Geistes** 
krafte aber sind uns von der Niiturpur als Anlagen 
gegeben und gehören insoferne ' zum angebornen Ei- 
genthume (§1 55). Um so mehr bedürfen diese def 
Ehtwicklting und Ausbildung, dadit sie zu witk- 
lichen Ktäften erhoben werden« Jeder von uns 
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bat also ein* natuifiches Hecht) seine Geistesanlagen 

frei zu entwicJEeln und pussubilden, vati. sieb »o nj 

ein i^nneres geistiges Eigöntbum zu erwerben« Zu 

diesem.; itinem erworbnen* £i^entbume geboren 

vornehsilfob unsre/ Gedanken a)s Erzeugnisse des 

Denkverfliögens. Jeder von uns muss also aucb das 

Recbt Jiäbenv sein Denkvermögen durch beliebige 

Richtung auf jeden mögliehen Gegenstand frei zu 

entwickeln und auszubilden , und so sichv c»n Gedan* 

keneigenthum zu erwerben. Eben darin aber besteht 

das Recht der innern Denkfreiheit; Dais^ 

dieses Recht niemand aufgeben oder yerlieren könn^, 

ohne die Vernunft selbst aufzugeben oder zu ver* 

lieren, ist für sich klar und i wird auch durch das 

Sprüchwort: Gedahkei^ sind * zollfrei , allgemein an^ 

erkannt. Das Recht zu denken ist daher so wenig 

veräufsctprlich , als das Reeht anzuschauen und zu 

empfinden, indem die eine Tbfttigkeit« so gut wie 

die andre zn unsrem innern lieben gehört» Aber 

das Recht der äufsern Denkfreiheit. d. h«- 

die Befttgniss, jenes innere. lieben auch, laut 'werden 

zu lassen, es äufserlich kiind >zu machen und Andre 

dadurch «u demselben innern lieben anzujcegen .oder< 

gar aufzufodern, ist wohl bezweifelt worden; Nun ' 

behaupten wir erstlich, dass das Mittheilen unserer 

Gedanken oder das Aeufsern unsres Innern eine noth* 

wendige Bedingung der .Entwicklung und ^Ausbil« 

düng unsrer Geistes veraarögen ^ mithin ^ wer hiezu' 

berechtigt, auch zu jenem berechtigt sei» Denn wer 

«ich flicht mittheilen kann , entbehrt des vornehm* 

taten Reizdtittels zum Denken« Daher stehen Den* 

jken und* Sprechen in der innigstei[i Wechselwirkung, 

lind di^ Natur Imt uns ebendarum Denk* und Sprach* 

Irermögen zugleich gegeben ^ damit wir das Gedachte 

pestimmt bezeichnen und durch diese Bezeichnung 

Ai^^am mittheilen können. Wer also dieses Mittheilf u 

Krug*s praKt Philos« Th. I. Rechtolekrc. Aufl. S. ? 
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(das jtttixidlichie oder teltrifiliahe SpredieB) hindert, 
kkidert atteh das Denken>| und I>enk&6ih<eit ohne 
Sprecbfrelheit« wäre so t^iel , als die Freiheit zu ge- 
hen mit gefesselten FüFsem oder die Freiheit eu ath- 
' »en «Bit zugeschnürtem Halse. Wir behaupten aber 
auch zweitens, dass das Sprechen, aa und für 
sichy ei geschehe mündlich oder scfariftlidhf Nie* 
«Randen bseieidigen könne. Denn dfis* Gesprochne 
mag- wahr oder falsch sßixij so steht es^ jectem frei, 
dayon zu halten, was er will, und, wenn er es für 
falsch hälty^ea auch in seiner Falschheit darzustellen, 
wofern allgemeine Denk- und Sprechfreihei^ statt- 
findet. /• Diese beschränkt sich, also dann s^bst auf 
«ine ganz natürliche und ebendarum rechtliche Weise^ 
Wenn nun aber Jemand : durch sein Sprechen selbst 
den Zweek» ankündigte, ' fremdes Recht zu verletzen 
-4^ z. B. die Ehre eines Andern:* zu kränken (vöraus- 
gesetsst, dass in dieser Beziehung ein Recht statt- 
fände) oder die ölFaotliche. Sicherheit zu gefährden 
-« dürft*' er 'auch danA' nicht in Anspruch > genommen 
werden? Allerdings. ^Dbiaiw^er fremdes Re^ht nicht 
Mspektire^' will, was er doch vermöge der Rechts- 
pflicht- soll,' darf gezWtoigen werden (^ ±9). Aber 
daraus folgt nicht, dass Jemand im voraus gezwim- 
gen werden dürfe, weil m«n einmal in die Lage kom- 
men könnte y ihn wegen irgend einer RechtsvedLetzung 
zwingen zu müssen. So wenig man also befogt ist, 
Jananden die. Freiheit zu athmen oder zu gehen darum , 
zu schmälern^ weil er einmal etwas Scbädlitrhes ein« 
oder ausathmen oder weil er in ein freindes Hausi^ehn 
und daselbst stehlen könntie: so wenig, wivd man auch 
befugt sein, die Freiheit zu decken und zu sprechen 
(mündlich oder schriftlich) wegen eiiies Hofs mög- 
lichen Misbrauchs derselben zu verkümmern *), 

*),Bio dem Druskeder Schriftea Toransgekende Zensur 
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ankündigt,, frejoide^ lle<l;it zu verletzen; so fragt es 
sich noch, ob a^m^. s^in Iiiiieret auch so, dass die 
Aeüfsönihg nicht daihit iibiereinstiizunty aussprechen, 
mithin »wissentlich U)avHalirhe\t reden dürfe, oder c^ 
man fecbtlich zur ^Wahrhaftiglieit in seinen Aeufse- 
rungtA :y«rpflicht>et :sei» .Soll pun ^ine solche 
Kechts.p flicht stattfinden, so muss ^in Recht 
auf Wahrheit (in fremden Aiusag^n) als Orund 
desselben vorausgesetibt werden. I>enn alsdan^n würde 
man durch wissentltohes Falsch^eden oder X'ügen ein 
fremdes Recht. verletzen oder Andre beleidigen, und 
man dürfte dann gezwungen werden, die V^^aBrheit 
zu sagen. Ein soX<;lier Zwang «et^te aber voraus, 

1. dass' man wüsste, d^ir<»4nd^e winse die Wahrheit; 
denn sonst Itönntje miiin sie von ihm .nicht fodarn.^ 

2. daarf man die Wahrheit selbst acJ^on^WA^sste; denn 
sonst könnte man nicht wissen, ob der Andre wahr 
oder falsch rede. !Das ^E^rste . kann , man . nife wissei^; 
denn m^n Kann sich ni&ht in das läewusstsein des 
Andern versetzen. D^s, Zw.eUe würde den Zwang 
überflüssig machen r.denn man^ bat^e^iscbon die Wal^i;* 



scheiHt also mit 'dam fieolitigessrtte niüht bestehen %u. kSn- 
neu» Detta si» ite A i l mn<eJt >^wkimh ^tete •Masnsdiea ein na- 
tü]fli«hes'R«rdit sun elaer4xio£i mögliäwn Mnteauelis {vifiüaii. 
Und die PKpste habcoi' skr lad^üitg^h iiArotur-Bathattptimg 
ihrer «ngemabten Hewsebaft emg«fflbrt,< ^S«. (da» tAatüstl: 
H i ejr a T-o h i e , in meinem philasophiablif n ^ Wöstadb(iithe. 
Auch fithvt sie leiekt^itt ein«? so re^lldien:Witikäv, dasa 
am Bmie •^ar'&ein Ir^miithiges Wort mehs über |)olitisefae 
imd veüi^e ßegensttede getbrnekt werdm .^Skrf . rUhd^toeh 
«kid via» gerade diejoHigen OegenaliiHle, • bei/rvwdohsn eiim . 
freie FrÜlmi^ am netliwendigatto ift. -Dass ^bev.eia Staat 
auch oKm solche Zensur besteim kann, jm^ lavsoben ikktiach 
durch England, Frankxeieh, die Niederlal^joke aud ^erdame* 
rika etti^rieseit. ^ ... 

7* 
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heit «nd brauchte sie folglicb nicbt vom Andern zu 
fodern. Die Wabrbeit ist also in keinem Falle er- 
zwingbar ^ und mitbin kann es kein natürliches Recbt 
auf Wahrheit iin eigentlichen od«r strengen Sinne 
geben *), Man muss es daher der Ge^rissenhaftigkeit 
des Andern überlassen, ob er sich wahrhaft erklären 
wolle. Und so erscheint die Pflicht der Wahrhaftig- 
keit als blofse Tugend, oder Gewissenspflicht 
(§. 16. Anm. und §. 18. Anm.). Ein ganz andrer Fall 
war' es> wenn jemand durch eine falsche Aussage 
den Andern zu einer Handlung bestimmt hätte, die 
diesem etwas TOn dem Seinen entzöge, wenn er alLso 
zum Schaden des Andern (in praejuJiöium akerim) 
-gelogen, mithin betrogen hätte. Denn alsdann 
würde (vorausgesetzt, dass es überhaupt ein Recht 
auf Schadenersatz gebe) dieses auch hier «eine An- i 
Wendung finden. Ein nicht minder verschiedner Fall < 
war* es, wenn jemand durch ein positiver Rechts- 
verhältniss (e. B. als Zeuge Vor Gericht) \u. einer 
wahren Aussage verpflichtet und hinterher' überführt 

*) Wiefeme die Wahrheit ein Gegenstand der £rkenntniss 
durch eignes Nachdenken ist, würde dos Recht auf Wahr* 
heit schon im Rechte der Denkfreiheit (Anm. 1) enthalten 
-sein. Msn kann aher nicht sagen, dast durch unwahre Aus- 
sagen die Denk£reüieit geschmälert werde,, soibahi man jene 
nur prüfen darf. Und da wit einmal dem Irrtkum unter- 
worfen sind,, so lässt .sich stfsM darüher streiten, ob eins 
Aussage «objektiv wahr oder uiiwahr sei. Ob sie es aber 
.subjektiY sei, d. h. ob sich Jemand nach seiner lieber- 
seiigung wahrhaft od«r unwahrhaft erklärt hbb0, l&st sich 
nur bald mit mehr bald mit weniger WahrscIteinliGfakeit 
vermuthen.. Daher kann es auch kein Recbt. geben ^ Ton 
Andern den wahren Glauben cu federn oder ih^n denselben 
anfzuzwingwftf vielweniger sie tu bestrafen, wenn m in ih- 
ren Lehren vom uigenommenen wahren Glauben ab weiches, 
^der,. wie man sagt, Ketzereien vortragen. Denn kein Mensch^ 
in der Welt kann entscheiden, was eigentlich Ketzerei sei. 
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wäre, dass er dennoch. falsch ausgesagt bätte. Denn 
alsdann würde (vorausgesetzt, dass in Beziehung auf 
solche Verhältnisse ein Strafgesetz überhaupt statt- 
finde) dasselbe auch hierauf ianwendbar sein. 

uinm. 3, iGiebt^es ein Recht auf guten Na* 
men (/W bonae exiHimationii)! — Wenn darunter 
weiter liichts verstanden wird, als die Befugniss.von 
Andern zu fodern, dass sie auch in ihren Aeufserun- 
gen über uhsre Person die der Würde eines vernünf- 
tigen "Wesens geh ürende Achtung nicht verletzen, so 
weit man diese Achtung nicht selbsti durch Unwür- 
digkeit des Betragens verwirkt hat: so glauben wir,. 
dass allerdings ein solches Recht stattfinde. Hierauf 
bezieht sich auch unstreitig der Grundsatz: Quisque 
prae^umitur honut, dontc proietur contrarium. Der 
gute Name, vermögp. dessen jeder diese Präsumzion 
für sich, hat Y ist nämlidi als unser inneres und an- 
gebornes Eigenthum zu betrachten, und kann. daher 
auch die natürliche Ehre eines vernünftigen We- 
sens genannt werden. Kränkungen dieser Ehre durch 
verächtliche, beschimpfende und verleumderische Aeu- 
fsenlngen sind daher als Verletzungen jenes Eigen* 
thums, mithin als Beleidigungen der Person anzusehn, 
und heifsen zum Unterschiede von andern thätli- 
chen Beleidigungen {injuriae reales) wörtliche 
Beleidigungen {injuriae t^erhalea) auch oft schlecht- 
weg Injurien» Dass Andre wirklich eine gnte 
Meinung von uns haben und sie auch äufsern , lässt 
sich freilich, nickt if^igQt5gd~ fenes Rechtes foderti/ 
wohl aber, dass sie keine schlechte Meinung äufsern, 
wenn v^ir sie nicbt selbst dazu veranlasst haben. 
Daher der obige Zusatz: doneb probeiur contrarium. 
Ebendeswegen findet nach dem Naturrechte keine 
wörtliche Beleidigung odt^r Injurie statt, wo die 
Ausrede der Wahrh^^it {exceptio i^eKUaUe) mit 
Orunde vorgebracht werden, kann. Dach kann das 
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Positivrecbt hierin Beschrlnkungen festsetaen, i^enn 
Gründe der Billigfteit und Klagheit sie fo^em. Ja 
es kann lioch weitej^ gehn. Es kann gewissen Per- 
sonen aufser jener natfirlicheh Aoeh eine po^^itive 
Ehre beil:egen, vermöge der sie In der Gesellschaft 
einen hobctil Rang oder eine höher« fiufsere Wurde 
behaupten und dieser zufolge auch gewisse änfsere 
Ehrenbezisigungen von Andern fodem d^fen (s. B. 
den Magistratipersonen). Davon weifs aber freilich 
das ^aturrecht nichts, und folglich kentit ee arack 
keine Injurien in Bezug auf diese positive Ehre. 
Firidet |edoch eine solche\in der Ges^schaft einmal 
statt, so gehört sie «war auch mit zem innem oder 
persönlicheh E'igenthume dessen, dfem ^olehe Eihre 
zukommt, aber blofs zum erworbnen ; und die Etwer* 
bung ist dann nicht auf dem Wege des natürlichen, 
sondern auf dem des positiven- Rechts geschehen, 
wovon wir liier' abfttrahiren« 

$* 37. 
Das äuf^eTe Eigenthumsrecht bezieht 
sich auf Dinge,^ welelien ein von der Person 
abgesondex*tes Oaseiü ankommt Da diete Dinge 
nicht zur Person selbst nothwehdiger Wei^e ge- 
hören, sondern '; in einer, an und für sich be- 
trachtet, blofs zufälligen Verbindung n^it ihr ste- 
hen: so muss der Grimd dieaey Verbindung zu- 
vörderst id der eignen Thttigkcit des berischtigten 
Subjekts, also in der Freiheit gesaeht werden. 
Das Subjekt lässt sonach durch eine freie Hand- 
lung das Recht entstehen,' und eine solche Kjfand- 
lung licifst ü Q c h t $i e r w ^r h W n g {adquisitio juris 
-^ §• 28. Anm.)* Denkt wian das Aeui^er^, wor- 
auf ein'Re^ht erworben ^wvrdi^n «oii, als eine 
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dies^- gestimmte Siphe aiiziic;^kcim«R und ün-* 
verletzt zn lassen. 

uinm. 1« Wenn jemand nocl^ ein Recht haben 
sollte, eine bereits otkkupirte Sache für sich an Besita 
EU nehmen ,iuid zu brauchen, so würde diefs eben 
so viel heifsen als: Die Sache sei 'ungleich ^igen« 
thünülich und nicht, oder-:^ Es gebe überall kein Ei-* 
genthunisteeht in Beaug auf etwas Aeufseres» Wenn 
nun aher sinnlich •*Ternüiiftige Wesen ohne den..b&« 
liebigen und ebendarum ausschliefsli^h^n Xesita und 
Gebrauch äufserer Dinge gar nicht einmal leben uifcd 
'witken, rielweaiger *ihr ganaes persönliches Wesen 
gehörig entwickeln und ausbüden können t so wäre 
die Aufhebung alles äufsern Eigenthums im Grunde ' 
nichts anders, als .4^fhebung des Urrechts der Per* 
aöhlichkeit^ selbst (§. 29). Was aber imd. wie viel 
jemand von äufsern. Dhigen brauche, um dieses Uv* 
recht -geltend su machen, lässt sich nach keinem 
allgemreinen Mafsstabe bestimmen« Sobald er nui^ 
wa» er hat, auf rechtliche Weise erworben -«— wi« 
bei d«r BesitKaabrns einer herrenlosen S^c^ie -** 
so ist es auch Pflicht jedes Andern, dessen Eigen« 
tbumsrecht zu respektiren. 

An'm. 2.^ Dieses Recht aus der* Gestaltung 
d»e r Sache {formatio rei) ableiten wallen , wie einige 
Recbtslebrer gethan haben, beifst ein Hysteronpro- 
teron machen. Denn eben, weil ich ei*n Recht an 
der Sache habe, darf ich sle^aucH gestalten d, h» ih.r 
jede beli4bige Form dtts Daseins^ g^,^^^ if "^Oau auch 
d^ß blofse Vers^etSiung. (itanslocqipia) gtl\f^'Q%t^ wei^x^ 
und vrieferne -die Sache . beweglich (r^f mobilis) 
ist. Denn was ich versetze, dem geh' ich eo ipso 
eine andre Form seines 'räumlichen Dasein^. So 
viel ist indess autser Zweifel, dass nach Gestahnng 
der Sache ^Veränderung ihres Seins in Raum gnd 
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Zeit) eine «nderweite Beaitsnabiiie derselben im so 
weniger stattfinden darf, weil mir dadurch nicht 
Uofs die Sache seihst, sondern auch die von meinem 
Willen und meiner Kraft abhängige Form ihres Da- 
aeinsy " mithin ein Erseugniss meiner' persönlichen 
Wirksamkeit entrissen würde« Nur kann hierin nicht 
der erste Grund der Rechtserwerbung liegen. Noch 
weniger aber kann er, wie andre Rechlalehrer woll- 

* ten^ in einem Vertrage liegen, durchweichendem 
Besitanehmer Andre die Sache zum ausschliefslichen 
Besitz und Gebrauch überlassen haben sollen. Denn 
SU geschweigen, dass ein ausdrucklicher Vertrag der 
Art mit Einigen nichts helfeif, mit Allen aber un- 
möglich sein würde, und dass eine blofs stillsabwei- 
gende Einwilligung bei Aneignung dessen, woiauf 
Andre rechtliche Ansprüche haben, nicht schlechthin 

^ vorausgesetzt werden darf: so ist schon oben (§• 37. 
Anm.) bemerkt worden , dass die zweite Erwerbungs- 
art des Aeufsern (durch Vertrag) die erste (durch Ok- 
kupazion) als negativere din^ung vorauasetse. Mithin 
ist es widersinnig, jene zur positiven Bedingung oder 
zum eigentlichen Reohtsgrunde von dieser zu machen. 

§. 40. 

Wenn Andre die PflGcht haben sollen, das 
Eigenthmnsrecht einer Person m Ansehung einer 
äufsern bisher herrenlosen Sache zu fespektiren 
($• 39)- ^^ muss sich die Besitznahme derselben 
ala wirklich geschehen .ankündigen.' Dieis 
ist aber nur durch ein Zeichen möglich, woraus 
sich schliefsen Jässt, die Sache sei nunmehr in 
den Freiheitskreis einer Person dergestalt ein- 
geschloss^n^ . dass sie derselben aüsschliefslidh 
aingehdre« . 
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jdnm. Der'blclte 'yTUle, "eiiMl berrenlose Sache 
zu de£ seinigeii SU. machen, reicht offenbar nicht hin; 
die Anerkennung des Eigentfaum^recfates t%i hewk^eo-. . 
Denn, ein ^rseit «konnten mehre Periso a en . dielen WiJ* 
len zügleldh haben > und.iand^seit jkönnte niemand 
etwas davon wissen* ♦ Öer Wille muss also in Tha}: 
übergegangen sein ; man muss den Entschlusa, etwas 
Aeufseres^ das-bisb^ keinen Herrn hatte, in seih 
Eigenthuin zu «verwandelt, realisivt haben. Hiezu 
ist aber . irgend . ^n Zeichen nöthig ^ welches der Urr 
tbeilskraft Andrer dient , um in einem gegebnen Falle 
eine bestimmte Sac^e tjmtfr den Begriff de^ JEigen- 
thums durch Anerkennung der geschehenen Besitz^ 
nalime. zu'subsumiren. -Wenn also auch das Recht 
unabbängig vom Zeichen, vorhanden .wäre : . so vHttde 
docb die dem Rechte enttprechende Pflicht ohne das- 
selbe '-^mcbt e^fiillhar seivk^ wief^ue von : Einern exr 
warbnen äuisern ßigenthuine die Rede iiKt.^ 

••• ' ■ ' .- • j;4i. ;;;'_ ''''\ * 

Die ^eiqiiei\ 4e« pigentliums sind enhvedei* 
natügrlicli oder i.wUlkiirlicJb,, ^}ß j^abdeiarai^ 
entweder ohne Veiräbre^ung ' veimtändlicb * aind^ 
mithifai aus der blöf^etr Vorstellnn^ dei^sdberi auf 
d£is Eigeijthum geschfossen werden kann, odei^ 
ihre Gültigkeit als Zeiclien desselben erst durcli 
. Uebereinkunft, mithin auf eine willkürliche "Weise 
bestimmt ist Die Zeichender »weiten Art, welche' 
audt^ : küna t li'ch ; oder ay m böütjch - heifaen, ^ 
haben! einen positiven Charakter «imd setzen ein 
positives Reohtsverhältniss unter denen Voraus^ 
fiir : wekhe. sie gelten. Daher kqjBa)^ im Natnr^ 
^echl^ auch nlir die imtürlichen i^eic&en fbti 
Eigenthums näher erwiogi^nw^rdHk;' : 
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* j4ni^,^ Dt€f Ecntbeiltmf^ cMr OSigetithumw^ichen 
iirt tit Bititbellütt^ < 4er .Oisdrahenxeicheb analog. 
Denn anc^li diese kerfallen in natil^lic'be uti4 'vrill- 
kÜTli«he o^et künstlie^fa«» (SynibolUch sind 
Eigentlich alle Zeieben, da m}f*ßi>X4p jedes Zeiclien 
l>edeutet; ihan ni^mt aber^^s W^drt itn engerti Sinne, 
Wenn maxk biofs 'wiUkürlicke' oder kiinstllche Zeichen 
darunter ^t^nihti) Wie *nun willküdicbe GedanJceo- 
iseichen an und für sich bedeutungslos sind, so sind 
es 'ancb -wlllkürlicbe Eigentbtiniszfiicliien , z. iB. eine 
icbfiftlicbe Urkii^nde über eKin eigen tbümliches Grunde 
stüdk. Solcbe Zeichen g^Hea^ daher nicht eher, ah 
bis sie angenomnien sind;' land auclt nur -für die, 
Welche sie 'angenommen babem Es (setzt also 3ie 
' Gültigkeit' der wrllkürlichen' Eigentfatimszeicben yor^ 
atks, dass ihefaire Personen 'durch »Vertrag in ein posi* 
tiyes'Re^chtsirerhäliniss rücksiohtUch ihres Migtsntbuans 
getreten scIlsnV" Gesetzt nun'^ es ^igte sich bei ge- 
nauerer Betrachtung der natürlichen Eigentbumszei* 
cbpn die Unzulänglichkeit derselben zur allgemeinen 
iöd bestimmten Anerkennung des Eigenthutos: 90 
^€rae die''¥eHkuBft AÜei^m^'\Hd^n\ dass ^z^r^Si- 
0b6futigiHi9s..iht£iMßrn EigetdYxwmi auch »Verträge ^ ab- 
g^acl^QA^evt- Tindr rmittc^ d^rsfl^'eiilJilt'irllkiirUcj^e ]^%en- 
l^iUDszeiclien s^i^^^io^ict wüirdep;^ Aber bierai^ta folgt 
nicht die erste p,der ursprüngliche Gründung des- 
seibepi äüTcl^ Yefträge (§. 39. Anm^ \ 

,r. Dierii nafüi^lien .Zmdl»ni^dei jfiigdhtUzBis 
gidbt eä iti^müitik anir ^2^d# 'Dfts| erstellst der 
$imiUcii^ 4i^er p^ysiäbhe Biesltt A.hidas 
¥ex{faältiDSs»dlifl^£aGlie SOI eine« Fecaoii^iwoiih^^fa 
|eib iinit ißea«r in 'Umeittd^bar YeiicavBpßmg 
steht oder dteib ferne ^bgßi&^f Jxkti (i^emtio.ini y--- 
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$• 340«^ I^As zVaite JtA die zs^eckmäfaig'^ 
Modifiairung 4. h^ die Beziehnflg-emtfr Sache 
auf eine Person als Produkt einbr Thätfgkeit, wo- 
durch jene eine von dem Willen dieser abhängige 
und deren Zwecken fmgemessene/Vyeise de? Da- 
seins erhielt {formatiQ rei -r- §. 39. Anäi. 2)« 
Beide Zeichen ab« sind nicht dürdi^gig ans-* 
reichend; 'deön äire Gültigkeit setzt vorans^ dass 
die okküpirte Sache, die man nun, inne odejf 
modifizirt hat, vor der Okkupation herrenlos war. 
Sobald . d^er : a^& andern Gründen erweislich 
wäre y dass die Sache: schon ein fremdes Rechts- 
objek* war: sd wäi*e auch däsk Eigenthnm^'^ 
recht des Okkupanten blofs ein vermeint-- 
I i c h e s {dominium putatipum). * 

uinm^±,> Wenor das EigeiithuinareNsbt ,ia Bexie*^ 
hung auf äufsQre' Sachen blofg.em vetjaeiatliche» n^xtk 
kaim,.ao isäL dana au;eh.der •ianliche Bieaitaer cio^i 
fremdezi Sache (^pohseäsar rei aiiiBiilputj in recbtlicheb 
HiBsicfat' blofs ein .r.retmeintliiohiQiir .!Be»itXQji 
(po«Mtf«or pzi^idEiiVii»)«! pb er gleich' Jdacum noi^. S&'eift 
unredli c-her r(ma^ >&f64) ist| ^Oiuiariä. ein xiedli^ 
eher ^bonat fijd») %itiv: kann« , Denn er konntet^. lit^ 
Sache für heriienl^a holtien od^är sie koauita ihat ei|LSt4 
weilen smT^ntrau* seua. Weil abi^r'doch der sinnlfdlHr 
Besks die Idee ^ea isodiliacbeii etrc^,. so hacti aas 
Inhaber einer Saühe iMtiifl&bej: Weite tdie Fsrasüiiiziott 
für sich, dass er sie- aach vecbtUcb besUeej; utixl 
hieraus ergieht »ich Aex.Vitakon^l . Bea^i po^^iden^teB, dL 
h. Wer eine Sache (phyisisch) .besüsty gilt so langer 
für deren Eigemhümer, als das Gegentbeil •. davoir 
aidit erwiesen isit. . Eben so kann man den Gnindsi^e 
aufstellen: Wer eine Sache bearbeitet. oA&.^zweAr- 
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mjl&ig modifizirty gilt u. 4« w. Daran» erbellet aber 
die Unzulaaglicbkeit der ij^aiürlicben EjigentbumB- 
seicben voii selbst; und ebendarum tritt die vorbin 
(Anm. zu §. 41) angedeutete Fodrung der Yemunft 
in ihrer ganzen Stärke ein. 

Annu %' Wenn die beiden ^ im §• angezeigten, 
natürlichen Eigen tbumazeicban auob an und für siph 
unzulänglich »ein sollten: so Könnte man doeb viel- 
leicht meinen, d^^sdie hinzutretende Versicbe- 
rung 4er Person, sie sei Eigentbümer der detinirten 
oder modifizirten Sache, jenen Mangel im. zweifel- 
haften Falle ersetzen müsse. Allein so wenig ein 
naturliches Recht auf Wa'btbcit im strengen 
Sinne stattfindet (§. 36. Anm. 2): • so wenig findet 
aiiy^bi :fin tEiatürlicbes .Recbt auf Vertrauen (in 
die Wahrhaftigkeit des Aussagenden) statt. Folglich 
kann niemand naturrechtlicher Weise federn, dass 
man sein Eigenthumsrecht auf seine hlofse Versiche- 
ruag anerkenne V mttfaia aucb nicht auf die Yersi- 
ebetung eines Zweiten, Dritten ^ Vierten u. s, w. 
Senn er und sie können i^sgesammt lügen; wie 
deün «auch die Erfahrung lebrt^ dass unter Menschen 
in* keiner Hiasipht mehr gelogen wird, als, in Bezug 
aufEigenthum. Dazu kommt ^ des» Alle von Allem 
Tersicbern 'konnten, es sei ihr Eigenthum; wod^urch 
dann alles Eige'ntkuin (wenigstens das äufsere, wovon 
hier immer ii«ir : die Rede ist) zweifialbaft werden 
würde* Wenn daher die positiven Gesetze eigne 
und foemde Yeraichennigen oder Zeugnisse ohne oder 
mit Setheurung ^der Wahrheit -^ denn der Eid oder 
Schwur ist nur eine verstärkte Versich^ung — ^ als 
Mittel zulassen, wodurch >die Unzulänglichkeit der 
natüriieben ^i^enthtimszeichen gleichsam ergänzt 
werden könne: so müssen dieselben mit unter- der 
Kategorie der willkürlichen Eigenthumsseichen be* 
griffen: werden: .t ; 
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$.43. 
Da die hättiriichen Zeichen des Efgeinthums 
zur allgemeinen und zuverlässigen Anerkennung 
desselben umureiqhend sind. ($* 42* Anm. l)j 
und da die blosse Versicherung, dass mi^ e^twas 
rechtmSfsig besi^e, noch weniger' Allgemeingül- 
tigkeit haben kann ($• 4% Anm. 2): so folgt, 
dass im Naturstand etwas Aeufseres zwar in 
Besitz genommen werden könne und dürfe, ^ber 
das Recht an der so erworbnen Sache immer 
problematisch, mithin das Eigenthum • selbst in 
dieser Beziehung schwankend und unsicheir 
sei. Soll daher dasEigenthum möglichst ge-^ 
sichert sein und festen Bestand gewinnen: 
so vdrd die Vernunft hiezn einen entgegengesetz- 
ten Zustand sinnlich -vemüöftiger Wesen, nämlich 
den Bürgerstand, fodem ($• !!)• 

Anm. Du0 e§ im Natnrstande gar keifn Eigen- 
thum gebe,, ist offenbar eine übertHebne Bebadpttxng. 
Denn'es giebt in demselben sowohl ein angebomes 
als eia erworbnes inneres- Eigemhum (§. 35 und 36). 
Aber es. muss auch ein erworbnes äufseres geben 
können y da die Besitenabme einer herrenlosen Sache 
rechtlich möglich ist (§. 38) und ein sinnlich - ver«* 
niinftiges Wesen wie der Mensch gar nicht leben 
könnte, ohne sich gewisser Dinge in der Aufsen« 
weit zu bemächtigen. Die Qualität und Quantität 
derselben lasst sich freilich nach keinem allgemeinen 
Gesetze bestimmen , indem es dabei auf das subjek-» 
tive Bedürfmss und Yermögen ankommt. Besonders 
ist diefs in Ansehung des Grundes und Bodens der 
Fall. Daher ist die Frage: Wie viel davon aich 
jemand aufser dem Flecke, worauf er eben' steht oder 

Krag's prakt. l^hilos. Th. I. Rechtslehre. Aufl. 2. 3 
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liegt, zueignen dürfe r* gar keiner Beantwortung 
fähig. > I^enn einmal ist selb&t- diese^i:. Flfpk und die 
Spur des Daseins auf demselben wandelbar; und dann 
genügt er auch nicht zur Subsistenz. Ganz' unbestimmt 
ab^r ist die Antwort, w^elche Kai^* iü den' m eta phy- 
sischen Anfang&gtttnden «'der Rechtslehre 
(S. 9f und 88) auf die Frage giebt: \,Wie weit 
„eraereckt sich die Befisgniss d^c Besi^nebmudg ei- 
,,nes, Bodeiis?^^ Er sagt nämlich: ,»Sp weit als 
,,das, Verniögen, ihn. in seiner Gewalt zu haben, 
,,dl i. als der,' so ihn sich zueignen will^ ihn ver- 
„theidigen kann.*' Denn auch'diestBs'Yermögen 
ist eine durchaus unbestimmbare ' und na>ch Zeit, Ort 
und Umständen wandelbare Gröfse. Oder sollte der, 
welcher einen Acker, izv Besitz genommen., bearbeitet 
und umzäunt hätte«, ^in Recht daran verlieren,, so* 
bald er nicht im Stande wäre > denselben zu vertbel- 
digen? Gleichwohl' kann die Befugniss, einen Bo- 
den sich zuzueignen, nicht in^s Unendliche sich er- 
streickeii. Denn sqkGtinte jemand -nach und nach 
den ganzeii Erdboden . sich sueignen. Wenn aber 
sinnlich -tevnünftige' Wesen im Baume neben einan- 
der existiren, so haben sie vermöge dieses Koexi- 
stenziajverhältnisses ursprünglich . .gleichen Anspruch 
an den Boden ^ :da dieser als eine bestimmte Sache 
ursprünglich niemanden . gehört • und Alle einander 
ursprünglich gleich sind (§. 29 und 30). Daher lasst 
sich die empirische Entstehung des Grundeigenthuma 
als. eines unter mehre Personen verth eilten Bodens 
ohne positive Rechtsbestimmungen in einer geselligen 
Verbindung, die der bürgerlichen wenigstens analog 
ist, wenn sie sich auch noch nicht zu einem Staate 
völlig ausgebildet hat, gar nicht denken. Vom 
Grundeigenthume oder dem Besitze des Bodens als 
eines unbeweglichen Dinges , (r«^ immobilis) hangt 
aber zum Theü auch der Besitz andrer äufsern und 
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hevrmgiicheKL JDing^ (tfs- mpbiies) ah ; denjn, dif^t foüßr 
sen doc]^, ^^itsammt dem . Besitzer irgeadyro' «inen 
Sitz habe^i wenn auch J^einen dauernden {aed^sa fixä). 
Hieraus gelit nun allerdings die notliwendige iFolg« 
hervor;' *dÄs^* im hkißfeh* llfäturstande* t>8Ä'' ausser ^ al*- 
len bür^^licheti VerhaltniiseA eine leite Bestimmiitig 
oder ein sichrer Bestan,^ 4^8 erMrOrbnenaiirsei^i^ Eigen- 
tbums -KomogUch.sei. ..Insofern hat also 9«eh Kai^t 
voUhön^oien Reoht, wenn, er in- der ebei^ apgeführte|i 
Schirift (§, 15 vergU mi^. §. 8 upd 9) h^haiiptet, das^ 
äuCser^ Pinge nur in eiiner burgerli^l^eTi Verfc^ssung 
p e X e m t o ri s c h , im Na^urstandfß hing/egen %war auch, 
aber blofs provisorisch erworben we^dei^ können. 
Ob übcigens diese Au^drück^ ganz. pausend seien und 
in die i] Ullistische KunstsfHrache aufgenQxmnen zu W^r»« 
dqn VQr.dienen^ ist .eiiip .^rage» übes.rdie wit mi^ 
nlematiden streiten. mc;ge3».. :, . , 

■ - • - $.-44.- ' • '• • •• 

Dais Eigenthtun kann entweder ein Alleiil- 

eigenthum oder eiu Gesammteigenthum 

sein« Im ersten FaUe ist der £Iigei|jthüm6r eine 

phyfflbche^ im zweiten eine moraUsDite Perspn 

(§• 13» Anra.). Das Eigenthumsrec^t heifst in 

der ersten Beziehung ein alieiniges (dominum 

Bolitarium) in der letzten aber ein geiiifein- * 

schaftliche^ (dominium commutie — cond^ 

miniuni) und die einzelen Glieder dei: modrali^phea 

Person Miteigenthümer {condomi»i). D^ 

nun blofs diese zusammengenommen den ganzen 

Eigenthümer ausmaclien, so kommt auch das 

vollstän<lige EigenOiuiiisrecht (dominium ple-- ^ 

num) nicht den Einzelen zu, sondern blofs der 

Gesammtheit. Mithin darf auch nur der gemein- 

8^ ^ 
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ßchafffidhe Wille Aller fiberdas gan^^Elgeätfaum 
verfügeü i'so lange, die Gemeinschaft 'datiert und 
wiei[ern<^ nicht etwa mit dem Gesammtejgenthum 
eine Art; von AUeineigentfaum verknüpftrist. Ein 
solches Rechtsverhältnis» . kann aber uub • durch 
Vertrag entstehen (§. 37. Amn.)- 

•Artmi^ 1. Das angeborne und erWorbne innere 
'Eigentbum als solches (§. 35 und 36) ist stets Allein- 
eigenthum. ' Denn es kann nur an einem natürlichen 
Einzelv^^esen angetroffen wei:den. Wenn nnd wie- 
ferne jedoch nach dem Begriff eines dinglich - persön- 
lichen Rechtes (§. 26) die eine Person id den Frei- 
heitskreii der andern dergestalt eingeschlossen wäre, 
däss beide einen gemeinschaftlichen .Kreis hätten: 
, dann iihd soferne würde auch in Beziehung auf jenes 
Eigenthum Gemeinschaftlichkeit stattfinden, 'i&o sind 
in der Ehe die Geschlechts:organe des Mannen und 
des Weibef nicht mehr volles Allein eigenthum , son- 
dern in gewisser Hinsicht Gesammteigenthum). In 
Ansehung des erwofbnen aufsern Eigenthums aber 
kann dieses ' Verhältriiss ^ixch stattfinden , ohne dass 
die physischen Personen einen gemeinschaftlichen 
Freiheitskreis hah^n. . Xhr6 Freiheitskreise sind dann 
blofs in Bezug auf den aufsern Gegenstand,, den sie 
zusammen besitzen , oder theil weise gemeinschaftlich. 
So können zwei Individuen zugleicl^ eine Sache 
in Besitz nehmen (z. fi. ein wildes Thier erhaschen). 
Da hier keine Priorität (§. 38) stattfindet, äo ge- 
hört die Sache beiden gemeinschaftlich. Sie müssen 
sich aber dana doch über die Art und Weise vertra- 
gen, wie sie die Sache als Mittel für ihre Zwecke 
brauchen wollen , wenn nicht Einer dem Andern- die 
Sache freiwillig zum All eineigen thum überlässt. Es 
kann nun das Gesammteigenthum entweder blofses 
(reines) oder mit Alleineigenthum verknüpftes (ge- 
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mischt^s} .. G«sainiiiteigei5thmii sein, je Mojb'deiii dus^ 
ganse Objekt den Miteigeothümern • auf gJleliQbe Weise» 
gehöxt.usldjals. Mittel füT ibrct Zwecke dient «kder nicht. 
So wäre ein Grundstück, das Zweien st^tft 9to<gemein-> 
schaftliche Yiehweide ,dieöte,: reines GeiHimmteig^Ä- 
tfaum, gemischtes hingegen ,. M^enn sie :e9 tbeiJwoiset 
jeder /für sicSi.,; zum- Feldba«ir^' nach EinsaifinijAing def 
Frücbte ab«r als gemeinschaftliche WeiäfC: bei>9tzteii% 
Auch Rndat ein «gemischt^iCesämmteigerithUm statte 
wo nach der juristischen KunstafKradhe.dem.iEinep das 
O b er e i-g en bh u m- (döminiii^ i direciUm) ^ de«ft A^de^n. 
das xiu>tzhaxe£igent hü rai^^minrnmufUß) 'wkQtaxßX* 
iDenn* der, welchem ein Andrer den jNiieifii h rauch 
(luma .fiuaUtsy, meinet Sacjte uoier.^^T^iss^jil IS^dingungeii^, 
überlasst^ \Arae> der V erpacii^ter. .dem Cacl^^Xil*4>^¥ L^^^fS^ 
berr dem Vasallen, hat:, ^sp.f lange dieiii; YterhHItniss, 
dauert,' ein wirkliches Gonii^minium > . ^pAvffP^ ,^^^ 
Dommiam des .Ueberla'sfendfin mehr, oder i weniger 
beschrankt wird. Ihre Fr^iheitskreis^ lanfeii .^f^eich-^ 
sam in Aniehung dies^a aufeern Eigenijhuinf-.:in ein- 
anden Däss ohne vorausgegangene . Yej^ljag^^ ^olche 
Verhältnisse .nifcht Itattfin4e)i k^^nnen $ .iltf ärs^ch. i^ar*. 
Anm» 2: Man. kann die Frage aufwerfcia* Wenn 
zwei Grundstücke oder Xerritoi^ien durch. ein^ii soge- 
nannten neutralon B0de^. ,gescbie4e<{..1?]!ßrden, ist 
dieser herrenlos oder niclM;?:ulid wenn nichts welche 
Art des' Eigenthums findiN> in, Ansehung ^seiner /Statt ?, 
— Da "«(ermöge d^r atieikailntm Neutralität^ d^ 
Bodens jedebr :der angransendto. Beftit^er.bofiig^ sein 
muss,'^ die Okkupazion, dmdhen' voi|.:$ie$ten' des 
Andern i^ hindern:, so ^kanil' dieser BodQi»iii|fcht als 
herretti^s angesehn werden*.., jQ^l^n sonst 4^r er; nach 
obiget Hqglail- <$. 38} dem.^nten Besita^nehmer ^u.. 
Jene Befugniss ab0r kann nur npiit ärge^dicin^ot Ei-* 
genthumsr^cbte verknüpft sein. Also imi^s^uch der 
xi«atiale Boden als ^igeji^tUüifllichi iü irgend; einer 
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Hinsi'dh« geweht werde«; Er iit nfimlicb beiden 
eigen thüYnlick, wiefern er beiden zur Oräns^cbeidung 
41ent«' I^enn dtfss sie ibn nicht anderweit benützen , 
thut nichti zur Sache, weil man sein Eigenthum zu 
jedem Zwedie ' brauchen &ann, der den Rechten An- 
drer nicht widerstreitet.- Das Eigenthutn au dem 
neuttalen Boden ist aWGes am mt eigen thum, 
und awar'r'e^i'nes, weü das Ganze -beiden angrän- 
aeuden Besitzern auf gleiche Weise dient« Daher 
sind iieaueh beide zusammen befugt, jeden* Dritten 
an de^ Besitzbahme und Bearbeitung des neutralen 
Bedenr zti/hibdera. Hier könnte man nun die neue 
f^rage Mfwetfön ^ Wie gröfa darf ein salcher Boden 
^^In? Dass^ hier kein blofsea Belieben <iftattfinden 
dfirfe, isrkft¥| weil- sens< Jene Beiden ifar.Gemeiii- 
eigenthuÄi' ih^s UnenAiehe räusdehnen und' ddidurch 
allen ''Aiid«frtt' den nutzbaifen' Boden enfzi^dhen^ könn« 
teh. D^r neutrale Boden wird sich also* nicht weiter 
aiisdebnefn' AiülfenV ak' es semer Bestimmung zufolge 
nothig ist'j 'mithiii in^dio L/änge so weit, -als die 
beidetsehigeil Gründst€;^k^' oder Territorien neben 
einän^'^biiAäufen'y uiid in die Breite so weit, als 
die Besitzer d^n Dritten voii 'ii^rem allei'neigenthüm* 
liehen ]Qodenatis erreichen "tikd dadurch^andet Ok<^ 
kupazion- hindern ^köfifäieiii''' Wie ^eit diese Erreich- 
barkeif bei' gtägebtien'Atigti!^s^ und Vettbeidigungs« 
mittein 1 g^he^' isk: i>ui^^ '^ eto|p4ttseh b^tim'ihbari — 
U^brigebe- ist noi^ '«dnh^Amtketi, data sieh «tiTaer 
dem r^ale^n Geaammteijgenthüme, welcbOirFSJoh auf 
aütkere 'Saehea bezieht, auch^^^in ideilea* denkan 
Hrsst, 'Dieiies würde sich 'auf ilns^ KrafiäiiKbeamngea 
beziehh', wiefeme inari ^die'ldee davon i^'^einimAn^ 
dem dutoh'eiÄe beÄtinimte' Etisage erwefekt -ind ibin 
ein Redht därätif voraud "gegeben hätte. < 'Qenn' dies^ 
Kraftäurseni)Ag«n Wäreh aladi^nn der Idee' naidh in 
zwei Fr^i^h^itskreiae ztigieifeh;.' eingtsdüosaen. • Auch 
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eia 8c4cb'es 'Hechts verfaältr)iss:Jki3 nute ismt-. ijöreh. jVer- 
trag t^nutehep., wurdis abet «elbst dem reilen' Ge- 
sa mm t«igentbuiae zum Gruuda.liegep, De^nüdie ge- 
iiiein&c&aftHck<6 Benützung ,ä\^h&tei: JDinge sM irgend 
einem ^weche ist auch .Kraftäuf«erung. .. / 

: ./■/■ $• 45.-;' • • ■ 

' Dem (Jürcli Freiheit er worbnen Eigenthume 
kann auch, durch Natur oder Freiheit ein neues 
Eigei^thina anwachsen oder zutreten (acc^- 
dere). Ein solcher JZuwaphß.oder Zutritt (fl^c^ssio) 
findet 4sta1ty. wenn Natur oder Freiheit (oder beide 
•vereint) mit dem schon erworbneri Eigenthum 
etwas verknüpfen, in Beziehnng Avoranf kein An- 
drer ein erweisliches. Eigenthumsrecht hat. . Das 
ZugeAvachsene {accessorium) gehört dann dem 
Eigenthümer ebensowohl als d^e Hauptsache. 
(^principah) oder das, wodurdb es ihm zuwäclist^ 
weil es einerlei ist, obNatut oider Freiheit ^tWas 
^ nnniitterbar mij einer Pejsbh verknüpfen,; öder 
blofs mittelbar d. h. mittels des s<!{hon vorhandnen 
Eagenthums, sobald niemand darthun kaim, dass 
ihmi. das Zugewachsene in irgend einer Beziehung 
gehöre; ea mag übrigens diQsies eine neue Materie 
odeir blofs eiiie neue Form derselben Materie sdin. 
i)aher der yjgiemeine Richtsatz: D^is Zuge- 
wachsene folgt der Hauptsache {aocesso^ 
riwi^ aeguiturpi^ii^ipqli^yt.r -•/ 

^^n m. : ' Weia die. Kuh , . ^ die Henne, : .der Bauin 
gehört, dem gehört; naturlicher Weise audhdas Kalb» 
das £i, die Fk^cht, gesetzt. auch,- idass. das. Mütter- 
liche bei dieser; Exaeugung' durch ein fren^des Mann* 
liehe befruchtet woiden wäre.. Dehn ist ^diefs blofs 
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zufällig geschefaen^ so ist das Exzengte als ein bloßies 
Geschenk der Natur au betrachten. Ist es aber ab- 
sichtlich und wi^er Willen des Eigenthümers vopi 
Mäunliohen geschehen, so wird dieser für solchen 
.Gebrauch oder Misbraucb seines Eigenthums verhalt« 
nissmärsigen Ersatz fodern, aber nicht das Erzeugte 
selbst sich zueignen durYen» da er nicht .Eigenthümer 
der Sache ist, von welcher zunächst das Erzeugte 
herrührt. Eben so , wem das ^Grundstück gehört, 
dem gehört auch das vom vorbeifiiefsenden Bach oder 
Strom allmählich angesetzte Erdreich (Jus aUuuionisy. 
Denn niemand kann ein Eigenthuasrecht an den 
kleiüeii Theilchen Erdoi die^sich nach und nach un-. 
merklich ansetzten, beweisen; es ist, als wenn das 
Grundstück sich von gelbst vergröfsert hätte. Wenn 
aber das Wasser von' einem fremden Boden auf ein- 
mal ein Stück Erdreich oder etwas Andres (z. B. 
einen Baum) losrisse und in der Nachbarschaft ab*- 
oder. ansetzte: so würd0 der. Eigenthümer des Los« 
/ gerissnpi nicht gebindert werden dürfen , das Seine 
zuri^ckzunehmen , soweit •es an sich möglich wäre 
und ohne Beschädigui^g des ihm nicht gehörigen Ei- 
genthums geschehen könnte. Wo nun die Freiheit 
entweder allein oiet ih Verbindung mit der Natur 
mittels des schön erworbnen Eigenthtuns ein neues 
hervorgebracht hat:, da kann noah weziig^ ein Zwei- 
fel sein^ dass das Hervqrg^braphte dei^ Ij[ei:vorbringer 
yure dQcessionis) gehöre, weil er ja sein Eigen thum 
auf jede beliebige Weise benutzen darf; vorausgesetzt 
dass ihm das volle Dbininium zustehe (§. 44). ^äre 
diefs nicht der Fall oder hätt' er sich ' gar am frem^ 
den Eigenthume vergfiffen: so wür4e ihm. ä^sAcces- 
soriifm nach« Befinden der Umständis', entweder nicht 
ganz oder 'gar nicht zufallen, j^^ vieirdicht noch ein 
Ersatz abgefodert > werden dürfen , wenn das Prinei^ 
paU dadurch für dea • Eigen thümar schadhaft : oder 
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ganz omWaüchbar gewöaden. -^ Uebri^ens! pässt 4»% 
Wort Zuwachs eigentlich nur auf 'die erste Art 
des .l^trittSy \^.elche deshalb auch accessio stiaturcUis 
heifst als Gegensatz von accessio artificialis a» indw- 
strialU. Wo Natur und Freiheit zusammen das y/c- 
cessorium bewirken, findet eine accessio mixia itätt 
und die Früchte dieser gemeinschaftlichen 'Wirk* 
samkeit sind weder blofs natürlich (mera, hati0^aiei) 
noch', blofs künstlich {msre driißfiales s. induätriales) 
sondern beides zugleich, I>ie sogenannte Spezifik 
kazLon aber findet kiicht allein durch Freiheit, son- 
dern' auch durch Natur statt; z. B, wenn eine mir 
gehörige Raupe dich in einen Scbmetterling verwan. 
delt. Denn es nimmt ja der vorige ^toff nur eine 
neue Gestalt an; und diefs kann völlig ohne mein 
Zuthün geschehen. !Es ist däh'er falsch, wenn einige 
Hechtslehrer linter. der Sjpezifikazion blofs den^ Fall 
verstehen , wo man seihe Kräfte auf ein äufseres Ei- 
gemhui^ verwendet, uih der Materiei eine heü^Foim 
zu g6ben', und daher jedes Specificatum qua accesso- 
rium unter die Früctus mere iridustriaUs techÄefti; -^ 
Aus diesem Allen' ergiebt sich nun de^ Satz:| Wenn 
elninal Eigenthüui (inneres oder äufseres, natürliches 
oder erworbenes) da ist, so ist jede quantitative odeir 
qualitative Verändehing (Ve.rnaehf üng' pd^r ümgfestal-- 
tuiig) desselben rechtmäfsig, welcfie ohne Eingriff In 
'einen fremden Preihieiitskreis Vtattfihdet, sie liömme 
übrigens , wobei' sie wolle. / ' ^ 

Ein Recht vergeht oder.wjlrd verlö'^ 
ren, wenn die bisherige Verknüpfung zwischen 
dem Subjekte und dem Objekte der Freiheit 
dergestalt aufho^t>dass die> Handlung ^ zu wel- 
cher maxt befugt war > nicht .itteki" stattfinden. luBom 
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oder darf. Sie ist denn entweder nach dem Na- 
turgesetze (physisch) oder nach dem Rechtsgesetze 
i^iporalisch) als unmöglich zu betrachten. Daher 
kann der Untergang eines Rechts (J^nteritiis 
juris), eben so wie dessen Entstehung zuerst von 
det< Natur herrühren, und zwar zuvörderst da- 
durch, das^ ti^ das Objekt der Freiheit (die Rechts- 
materie) entweder zerstört oder wenigstens der 
Wirksamkeit des Subjektes gänzliclu. entzieht. 

Anm. Wessen H^us sammt IJab' und Gut in den 
Abgrund der. Erde versunken oder von den Flaminen 
verzehr.t ist, der hat ^ein Recht daran durch Aie "Nsl" 
tur selbst verloren. Pabei. versteht sich von selbst, 
dass es nur insoweit verloren ist, als sic^ die feind- 
selige Wirksamkeit der Natvir erstreckt. Daher bleibt 
4qp -abgebrannten di^ Brandstätte sammt allen darauf 
noch befindlichen Resten seiner Ba^e. .Eben so be- 
hält der Schiffbrüchige sein Recht ^n allen den Sa- 
chen, die er aus dem Schiffbruche noqh retten kann. 
Es. i^t daher nichts anders als Raub, wenn ihm diese 
Sachen nach dem S;Ogenannten Strandrechte von den 
Uferbewohnern genomqien werden, . Es kann jedoch 
auf diese Art nicht blofs äufseres und erworbnes, 
sondern ai^ch innerjes und angebornes Hligenthum ver- 
worfen gehn, z,.; B« ,^yenn jemand durclj Unfall Auge, 
Hand oder Fufs, Gedächtniss ader Verstand verliert. 
Wie aber wenn die INatur auf das ganze innere und 
angeborne Eigenthum .zerstörend einwirkt? Dann 
tritt offenbar der Fall ein , welcher dpn Vorwurf des 
folgenden §. ausmacht. ' ' * ..v .. . 

^•-•" '\ ' ..'" •,;' :.:'/$• 47. ^ ii::'l,::\ /•'*•.. .' 
Wepn die: Naitur da« SU(bjekt der Freiheit 
selbst yemichtet^ d. :hu wenn iist Bweohtigte 
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aufhört', in der Welt der Ersqlieinungeti aU Per- 
son zn existiren : so sind natürlicher Weise aucli 
alle Reclite äesselben vernichtet Das zuriick- 
gelassn.e Eigen thu m desselben wird also völ- 
lig b^rrenlps und. fallt; deim ersteaBesitznehmer 
zu (§. 38) wiöfern es nicht schon vorher aH 
andre Personen rechtlich übergegangen, oder 
durcH positive Gesetze denen zuerkannt ' 
ist, welche mit dem gewesnen Ei^enthümer in 
einer natürlichen .YerJ)indung. {cognatio) 
standea^Aod^r welchen er «elbst e3 in einer eh^ 
mäligeh Willensefklärunjg {testamentum) 
zugedacht hatte* Nach natürlichen Rechtsprin^ 
zipien fiiidet aber weder, testamentarische 
nocli In t e s t a t erb fpl g e {successio haeredita^ 
ria in Mpnai alUrius) -atatt. . 

jia9itl i, Wer^nitbt ist, dem kann. die Verntmft- 
ketne Rechte beilegen* {non existentia nuUa sunt jurd). 
Diefs hdifs« ebex»sowblii:> Wer noch: nieht. i^t 
(nondum existßrUUy . alt t W er .n i c h t ' m e H r ist {nofk 
ümpUUsi^esdstentü). < - ; D^tin alles Recht' bezieht ^ich 
auf das.KoexisteaaialirexIiältnita sümlich^ vef nünftigec 
Weseiu^JEia.vexniaftige» Wesen möchte Jl}so immer- 
hin auf reine nichts iQnlic^e Weise ^u Sjein. fortfahren, 
nachd^ca . ßs( i^us , d^f .Si^^nenwelf; vefschwupden ist, 
so hat es doch iü dieseir keine Rechtö mehn Eine^ 
Verstorbnen Rechte «lir« solche, d; h/ ais seine Rechte^ 
sind demnach 'völHg etlöscfaen, und es iöt bei' der 
Frage '.'liäcli * Her' l(eclitsffültlgkeit.,*'3er" . Testani'erit^ 
eine^,Q^enbare Mtraßacd^ ^g aXXp y^vog, wenn man 
sipj^, nm diese^e.uZ.i;^ .behaupten^ . wi die Unr 
Sterblichkeit, d'bnl jae|&sohlicfa«ü Seele be- 
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ruft •). Seihst der Leichnam , der doch als lehWder 
Körper ein wesentliches Eigenthum des Verstorbnen 
war, wird eine herrenlose Sache, die man nach 
Beliehen verhrennen, verscharren oder zerschneiden 
kann; und wenn hier Achtung und Liehe oder Sitte 
und Gesetz die Willkür beschrfinken, so ist diefs 
em ganz andres Moment der B.eurtheilung. Wie 
vielmehr muss also das äufsere und erworbne, mit- 
, hin hlofs zi;if$Uige Eigenthum des Verstorbnen her- 
renios werden! Die Verwandten mögen vielleicht 
In der Regel die nächsten Besitznehmer sein^ Dann 
werden sie aber Eigenthümer nicht tituto successionis 
flaereditariae > ' «önd ern titiäo^p'rittuie oecUpatiöniB, Au ch 
findet dieser Rechtsgrund ia tausend Fällen nicht 
statt, weil )a nicht jeder im Schoofse seiner Familie 
stirbt. Erbt diese doch, so erbt sie nur kraft des 
positiven Gesetzes; und darum heifst auch diese In- 
testaterbfolge die- gesetzliche. Wa^ aber die 
t^stamentarisch'e Erbfolge Anlangt*, sb tit of- 
fenbar^ dass eine einseitige und -darum widerrufliche 
•WxUenserklSrung/ eines Eige^thümers in Beziehung 
auf seine Verla ssenschaft na^h dessen Tode durch 
sich seH)st keine Krlkft habeh kann, da ja die^Erklfi- 
tung erst dann in Kraft treten soll, wenn der Urheber 
derselben nicht' m^r existirt, also. auch kein <^ Recht 
m^hr hat, über sein Eigentimm zu verfügen.: Dass 

' *) Selbst LszBNiTZ liers sich in seiner Jugendscbrift Me- 
thodus Tioifa jürisprudentiae {V, 11. g. 20) verleiten, to sagen: 
^fTasiamenta nullius essent momenti^ wsianima esut immor- 
^;taUß, Sed quiamorfui P$pet^ 4M^c 4^ivunt^^ ißeö mameni 
^^^nUni r€rum^ quos vero haeredef reU^ußriaU^ contipiendi 
,ysunt ut procuraipres in rem suam.^^. Da ginge ja die Pro» 
kuratur in's UnendlicHe fort und es g^e jetzt gar keinen 
t>ominus meht.' Uad dennoch hat di^sb' seltsame BewisisfÜh- 
rÄng Nachahmung gefunden , ». F."' in' ' S^kPRkNi*s Grund- 
linien der Radhiswi^senschafi §. 245—6. ! . 
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die Ecklirting früber gtsehah^, ändert« «mcli^t iti der 
Sac^^'^'da' der eingeseta^ Erbe ia der Regel nitbts 
▼on ^er^ Srlclärung wtisete und ^sie* nicht annabm^ 
ebendlinim aücb durch die Erkllrung^ so* wenig ge» 
bunden iist, als dbr Erklärende« D'eim' «wie diese« 
vor dem Tode widetimfen' kann, so fcatin der erklärte 
Erbe nachher ablehnen. Wenn nun der Staat au^ 
Gründet! der Klugheit, öder Billigkeit beide Arten der 
Etbfolge' dxirch seine Gesetze sankzionirt : $q mag ihm 
diefs eben so wie dieBefugniss zug^estanden werden, 
jene Erhf olgarte» näher zu bestimmen oder zu mo*" 
diEzireh,>auibh in gewissen Füllen für unatatthäft s^u 
erklären^ damit ni«ht. durch sie selbst wieder gegen " 
Klugheit oder Billigkeit verstofsen werde. Aber ein 
natürliches Recht lässt sich aus diesen Momenten 
nicht ableiten. • 

Anm. 2. Der Fall, v^o das Eigen thumsrechft 
einer Pierson zum -Theile schon bei deren Lfebzeiteil 
an ^ine' oder mehre andre rechtlich überging, gehört 
eigentlich nicht hieher« Deftn ein solcherlJebergang 
ist nur durch Vertrag möglich. Wehn aber Vertragt . 
übbthaupyt natürlicher Weise rechtsgültig sind (wo- 
von in der Folge): So ist kein^vefnuhftiger Grund 
abzusehn , warum nicht auch ein Vertrag gelten soll,, 
wodurch jemand' sein Eigenthum einem Andern an« 
trügt und dieser es annimtnt, mit der heiderseit 
bestimmten Bedingung, dass jener den unbeschränkt 
ten Nie fsbrauch' des Eigenthums bis an seinen "Tod 
behalte, dieser also in das volle Recht erst mit die^ 
sem Zeitpunkt eintrete. Denn hier' verhandelt der 
Lebende mit dem Lebenden, und wie in jedenv Vei* 
trag ein Zeitpunkt bestimmt werden kann, wo das 
Stipulirte in Erfüllung gehen soll, so auch hier. Es 
findet also vermöge dieses Vertrags eine Art von 
Miteigenthum (condominium) statt , so ' la nge ^er 
erste Eigenthümer noch le^. Denn da der Andre 
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durch Annahme des AAtrtgf> ein' Reisht -duft fenet 
Eigentbnm erworUsn bat: so. da^rf jener niobt liiebr 
beliebig über seit» Eigen tbum- verfugen («• B.. es. ei- 
nem Dritten verjcbenkien) <— immer vorausgesetzt; 
dass man durch • Vertrag überhaupt ein K^ht erwer« 
hen könne« TStzck dem Tode, des Ersten aber hört 
das Miteigenthum auf und es tritt Alleineigenthum 
in voller Kraft an dessen Stelle,' wenn nicht eti^a 
der Vertrag mit Mehren so geschlossen worden, dass 
sie unter aichao lange Mitleigenthümer bleiben, bis 
sie sich g^theilt haben. Freilich hat man einen sol- 
«eben Vertrag nicht ganz passend Erbvettrag (pactum 
kaeredliariwn) genannt* Denii man kann nicht eigent- 
* lieh sagen , dass , wenn von swei Miteigenthümem 
der eine stirbt, der andre ihn beerbe; er gelangt nur 
Eum Alleinbesitze dessen, was er schon in Gemein* 
Schaft mit }enem rechtlich besafs. Wahrscheinlich 
bat dieser Name auch den Zweifel an der Gültigbeit 
eines solchen Vertrags» wenn ihn die positiven Ge- 
setze nicht autorisiren , erregt. Denn es scheint wi- 
dersprechend, zu sagen, das Naturrecbt kenne keine 
Erbfolge , und doch die > vertragsweise anzuerkennen. 
Diese heifst aber nur analogi&ch so, weil die Erlan» 
gung des Eigenthums durch einen, solchen Vertrag 
für die Erscheinung einige AebnlichHeit mit der Erb- 
jEblge bat. Es ist jedoch unrichtig, wenn einige 
Yertheidiger der Ecbvertrage sagen , dass mit dem 
Tode des ersten . l^igenthümers nur dessen ganz per- 
sönliche und ebendarum «unübertragbare Rechte {jura 
personam nan egredlentia) rein erlöschen , die übrigen 
aber in einem andern Subjekte fortdauern. Denn 
eigentlich zu reden erlöschen alle Rechte des Ver- 
storbnen als seine Rechte. In dem Ueberlebenden 
hingegen dauert nur sein schon erworbnes Recht 
fort, so zwar, d^ss er mit dem Eintritte der festge«^ 
setzten Bedingung voller und alleiniger Eigenthümer 
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wMy wa» w yorher lioidi nicbt war, i^ EImid so ist 
offenbar, iassy ^wextn jemand währenrd* seines Lebens 
Schulden getaatkt bat, nach, seitiatt Tode aus. dem 
Nacblas^euerst 'die?<7läubiger befriedigt werden mw* 
seii, bevor ein: Andrer aus irgend .einem Titel etberi 
kann. Denn der Gläubiger bat iscbon aus dem Ueifa'^ 
Tertcage RecLtsanspmcbe an das Eigen tbum . seines 
Scbuldners, mifchin auch an dessen Verlassensebaft.- 
£s findet also auch hier eine Art von Miteigen thum 
statt. 

• $. 48- 

Der Untergang eines Rechts kann 'zweit end 
(§.46) auch von der Freiheit herrühren; das 
verlorne Recht heifst dann ein aufgegebnes 
oder veräufser'tes (^jiis alienatum — J. 28- 
Anm.). Geschieht nun die Veräufserung schlecht- 
hin^ 6o dass das Recht gänzlich aufhört, so heifst 
sie V e r I a s s li n g (dereticlio) ; geschieht sie aber 
durch Abtretung des Rechts ari einen Andern, der 
es annimmt, so dass es in diesem fortdauert, so* 
heifst sie Ueberlassung oder Uebertra- 
gung (cessio 8. transiatio). Verlassung und 
Uebertragung sind also die beiden Hauptarten 
der Rechtsyeräufserung {modi alienandi). 

Anm. Diese beiden A^eräufserungsarten antspre^ 
eben den oben (§. 37. Anm.) betrachteten ErwerbüngS'T 
artex^». Die Verlassüng ist wie die Besitznahme als 
einseitige, die Uebertragung aber wie d^e Ueber«: 
nähme als zweiseitige Handlung zu denken« £ben 
diese zweiseitige Handlung, als Eine Totalhaadlting 
gedacht, heifst Vertrag. Und* wie die erste Er-» 
Werbungsart iip negative Bedingung der zweiten ist, 
so ist auch die erste Veräufserungsart eine solcbe^ 
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für die Bweite. Dmxtk wer iiioht-:Y.^rlaiften koihite, 
könnte aucb - nicht überlassen« Dahev befolgen 
wir . aucb biet die früber beobacbtete Ordnung , die 
uns auf ganz natürlicbem Wege cur Lebve von den 
Vertragen fübren wird , ohne diese von der die Er- 
werbung und Verau&erung der Rechte betreffenden 
Lehre abzusondern , weil ja eben durch Vertrage aucb 
Rechte erworben und veräufsert werden sollen. 

§. 49. 
I Dass jederman befugt sei, seine Rechte 

sphlechthin oder durch Verlassung auf- 
zugeben, leidet keinen Zweifel. Denn es kann 
durch die blofse Ausschliefsung des mir Gehörigen 
aus meinem Freiheitskreise oder die Verzichtung 
auf mein eignes Recht kein fremdes verletzt 
werden. Folglich darf mich auch niemand daran 
hindern» Bezieht sich also die Yerlassung auf 
eine vorher eigenthümliche Sache, so wird diese 
nun herrenlos, un4 es eilt dann von ihr der 
obige Kanon ($. 38). 

Anm, Wenn die herrenlose Sache dem ersten 
Besitznebmer zufällt und die verlassene ebendadurch 
herrenlos geworden, so fällt auch aie dem ersten 
Besitznehmler zu {res dereUcta cedit primo occupanti). 
MTer dabeir eine rerlassene Hütte, einen entlassenen 
Vogel, einen weggeworfenen Stein u, d. g, wieder 
findet, eh* ein Andrer davon Besitz genommen, darf 
auch selbst wieder sich ihrer bemächtigen« Es er* 
streckt sich jedoch die Verlassung nicht blofs auf 
Dinge, die zum äufsern Eigentbume gehören; auch, 
inneres Eigentbum , wiefern es von der Person trenn* 
bar ist, kann zum Tbeil eine verlassene Sache wer- 
den« Es wird aber dann durch die ^Trennung selbst 
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gleich3am vorl^F in äursei;^^ KV^rwandelt. So liftpii 
man abgesc^i^|ttenes Haar qder ^ausgerissene. Zähne 
wegwerfen und dadurch z>u verlassenen, mithin her- 
renlosen Sachen machen. Ja es lässt sich denken, 
dass sich jemand des ganzen innern Eigenth ums ent- 
äufsere, hamlich durch Selbtödtung. Dann hött 
aber die Fersbii 'irelbst aufv in. ^deßWelt de« Ereohei- 
nungeti ^u >xisti^en , und folglii^b erlöschea .auch aUa 
Rechte derselhe^ (§. 47)- Diß Selbtödtung ißt, daher 
juridisch anzusehn als eine Verfassung seiner 
selbst \derelictio aui ipsiiis).' Ob eine solche Hand- 
lung innerilcfr fecht dei/hai die' Tügen dichte" zu uni 
tersutbeü.^^'Daiss 'rie-^ufserl^h rebht oder R^eh^hif 
sei (nacbüiftesn .Gmiidsmtze:: Sümand kani^ . sioK 'Sel6s.t 
Unrecht^ jt^un, ^c^er : Vohi^. ,;^f^, Jit w/wm^ 4ie/«o 
sich nur iBSQ|fexn.e^behaupt|^Q, als inan annähme, dass 
jemand aufser aller bestimmten yerbindung mit An- 
dern lebte, miÄih gar keine positiven Rechtspflicljten 
gegen Andse hätten Indessen ist klar, dass. audh da, 
wo durch die Säbtodtung po^iitive ReGhtspflicht#a 
verletzt wurden.^ keiner ^igenfliche Strafe stattfindeii 
könnte. Dtann es fehlt denXJrH^btt der widenecht* 
liehen' Hdadlungilds Person £n der Erscheinung. , 3ein 
hinterlasseher Körper aber ist al» eine todte Masse 
keiner Bestralung/>fähig. Als verlassene,* mithin her- 
renlose Sache betrachtet, ka^n> man ihn freilich he«* 
handeln, wie- man will. iDas Zweckmäfsigste iii^ die^ 
8 er Hinsicht ist wohl , einen solchen lieichnfam in 
der Stille wegzußchaiFen oder, dier Anatomie zu -über*' 
lassen, damit. er. hier noch zwr Belehrung undEtkai« 
tung der Lebenden diene. ^ i •* o.> 

. -' ■;, '.5- 50; '[] " ■• ' \j\ ;'^;;;;' 

Wiewohl durch diQ bl9ise Laijgwre- 
rlgkeit dor Nichtausiibuipg einefs Reelles ,^er 
des Nichtbeaitzefi und Nichtgebrauchs einer nSache. 

Krag*t prakt» Fhilot. Th« I. Rechtelelire. Aitö. 8. ^ 
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emerseSt und des^Besitaes und Gebräachs dersel- 
ben anderseit das Hecht selbst wedel* verloren 
nocji erworben werden kann, mith^l nach na- 
türlichen Rechtsgesetzen keine Verjährung 
{praßspriptio) -^ weder erloschendp {extinr 
ctivaj noch er warb ende {fidquisitiini) — statt- 
findet: so kann doch -die Vernunft meht billigen, 
dass durcb jene liangwierigkeit die Rechtsver- 
^ hältnisse. unsich^i; w^rdfen und Sachen^ die für 
yeiTiünftige Zwecke benutet werden könnten, un- 
b.^autflt bleiben. : ^e kaim dalMsr- auch nicht 
misbilligen, wenn. durch; podtive Bechtsgesetze 
dn gewisser Zeitraum bestinunt ^rd •, - nach des- 
sen Verliauf veräufteriiöhe und erwerbliche Rechte 
als yierjährt angesehn werden sollon. 

^ Anm. Praescriptiö (Jangi iämpoi^y.vmt nsLch rö- 
miscdbem-ReehtiB d]^;Vorsclmft deaBcätoü, dass nach 
Yetlauf.. einer .gewiflseti Zeit, innier^ialbiider jemtod 
^rod'sei&eia Rechte keinen Gebraück gemaöht, keine 
Klage,, mithin weh ^keine Vindikaiiioii stattfinden 
solke. Eine beaondire Art derselben ist die Usueapio 
(sas- doMiUi ,^id9pHo: per,' continiiaticfmern possessionis) 
welcüe durch die üsurpaäio (= /sirüp exeertüio intra 
ettdutiim tempus) äufgehabeii wird. I>ies€» nennen die 
Recktslehrer auch Praesoriptio. adqvieitiua, wiefern e 
man ein Recht!. eririrbt, wenn ^ins jem^rnd sein Ei- 
geniht^m .lange Zeit tingestört* kab besitzen und ge- 
brauchen lassen , im Gegensatae gegen' AihPraescriptio 
extinctiua, wiefern eine Zwangspflicht erlischt , wenn 
jemand von seineq^ I^echte gegen den, yerpflicbteten 
län^e'Zölt keiöeh" ifeteDraüc'Bi gem^ctt hat. Indessen 
istrixi gewisser Hiteaficbi^' auch die ^rwi^rbende Vet- 
jiltnm'g .evlöschend' rr^ denn ei» «rfisttbir |a^ dadur<A 
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das Hecht d^ Einen an '4er Sache, die der Andre 
crvrorben hat — und die 'erloachende bi^werbdnd -«- 
denn esl erwirbt )a dadurch der vprher Yerpöichteite 
das Recht dem Andern zu VFÜderstebny wenn dieser 
nach Ablauf der 'Frist das nicht a^ULSgeübte -Hecht 
noch geltend machen will; ^ sein Rechtsgebiet oder 
sein Fteiheitakreis erweitert sichi also. Di<e söge- ^ 
nannte .ün'irordenkli^bci Yerjährung. abef.(prai?^ 
scripHo üriruemoitiaiis ==3 fmiustas-poBsessionis)' führt den 
Nan](en der Yerjährühjg nur lineigen tlich« • Denn wer 
sich in einem Besitze- 'befindet,' dessen Anfang über 
aller Menschen Gedenk<enf hina«isgeht,> gik nicht um 
der Langwierigkeit willen ,^ ' sondern darum jßir Aea 
rechtlichen Besitzer, w^eil kein Andrer, das« Gegentheil 
darthuu kainns er gilt also dem^ ersten »Besitznehmer 
gleich. Waft-nun die eigentliche Vcijährting . hctrift, 
sowohl: die' erlöschende '>khi die ^erwerbende, so ist 
leicht einsusehn, dass sie nach dem blöfBen Natur- 
rechte nichts stattfinden könne. .Denn era'tlieh Jkann 
jene liaai^pn^ierigkeit, welche die Basis der V^x^Uhrting 
ist-, wederiials Vetiavsungrno^h als Uebertragung an^ 
gesebn und' folglieh«: aueh W4^der Besitznaibme noch 
UebernMilime darauf begrütidet- werden (,§.• 48- nebist 
der Anm.). Es steht ja jedem Berechtigten frei, von 
seinem R^cht^e Qebrauch , ^su. machen pder^^iii^ch^^ und 
was ich einstweilen aus Güte oder -Nichtachti^nÄ 
einem Andern gestatte, kann weder ein schon be- 
stehiendes Hechtsverhälttilis^ "auflösen noiät isön ' neues 
herv<>rh#kig^J Die VdtHükd'etteang dei^ »illlsdh^ei-^ 
genderi ;Bifaivilligi!uig^ iil^te hier ipvmer' prei^ik Es 
ist aher ,fiupJb^ zwe^t^p. der jißegriJBf ,cl^ l^^ngjwr^^igk^it 
durchaus relativ, und eine. Bestimmunjg des, ^eitrdi^^S 
oder, 3er Friit, innerhalb welchcjr Verjährung statt- 
finden *soil *— ^ des Terminiis a quo ei aa qüeni -^^ 
nach -VeWitrtiÄ^röhden allein odet ^ a' priori ^ gfcr 'nlHi% 
möglich: Alsto ntössen p6si;lhre Re^htkbestimmttng^ 

9* ' 
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eintreten, welche entweder gsns willkürlich oder 
nach Mafsgabe gewisser Umstände hier kürzere dort 
lingere Fristen setzen» Solch^ Satzungen sind dann 
durch die im' $• angedeutete Rücksicht auf die Si« 
eherheit der Rechtsverhältnisse und die Brauchbarkeit 
der Sachen yor der Vernunft hinlänglich gerechtfer- 
tigt» sobald nur nicht durch zu kurze FrUten alle 
Klugheit und Billigkeit hintangesetzt wird. Dass 
aber durc\i positive Bestimmung nur erwerbliche und 
veräufserlicbe Rechte der 'Yerjähiung unterwerflieb 
sind, versteht sich von selbst. Denn nur in Bezie- 
hung auf solche Rechte kann jene Rücksicht eintre- 
ten. Daher sind das Recht der Persönlichkeit und 
- alle daraus unmittelbar hervorgehende Rechte (§. 
29 ff.) unverfährbaT {Jura imprae^eriptibiUa), Kin 
Mensch, der von Jugend auf bis in sein spätestes 
Alter- Skia V gewesen, würde folglich seine Freiheit 
vindiziren dürfen, sobald er wollte und könnte (^.28. 
Anm* vefgL mit $. 38. Anm.). Denn, seine persön- 
liche. Freiheit kann als ein ursprüngliches Menschen- 
recht nie verjähren, wenn auch ein alt^ewordner 
Sklav vielleicht gern in seinem bisbeijigen Verhält- 
nisse bleibt,, weil er sonst nicht leben, könxite. 

$.51. 
Wenn jemand sein inner ea Eigenthum in ein 
äufseres verwandelt und es unter einer bestimm- 
ten Form zu einem bestimmten Gebrauche, ent- 
weder selbst oder durch einen Andere, öffentlich 
mittheilt : aö kann diese Mittheilung nicht als eine 
Art von Verlassung angesehn weirden, wodurch ' 
jedermann, das Recht erhielte, sich j^enes Eigen- 
thum^ zu bemächtigen und es unter derselben 
Form zu demselben Gebsauche von neuem öffent- 
lich milzutheilen. Daher dauert in Jfezug auf 
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äülsere Darstellongen innerer Erzeugnisse mittels 
fixirter; Zeichen ( Handschriften , Druckschriften, 
Küpfersticfae u. s. w.y dad Eigenthuinsrecht des 
Urhebers oder seines Stellrertreters (des Verle- 
gers) ungeachtet der Veräu&erung einzeler Exem- 
plare fort ; und ebendarum ist die Vervielfältigung 
von Omstesprodükten (durch Nachschrift, Nach- 
druck i' Nächstich u. s. w.) gegen den Willen dies 
Urhebcirs oder seines Stellvertreters nicht blofs 
eine unbillige, sondern eine, widerrechtliche 
Handlung, die in einer auf Sicherheit des Rechts 
abzweckenden Gesellschafl: mcht zu dulden ist. 

j^HM*" Bei der Frage nach der Recht- oder 
Unrecfatmifsigkieit des BuichefDachdrucliLS (tun bei die* 
sßm beispielsweise Stefan, zu bleiben) kommt alles auf 
die vorläufige doppelte Frage an, ob erstlich der 
Verfasser^ indem er ein Buch herausgiebt, durch 
diese offentlidie. Bekanntmachung seines innern Ei- 
genthums^' imd ob zweitens auch dßr Verleger 
(falls der VerEeisser eines solchen yermittelziden ^Stell- 
vertreters sich bedient) durch den Verkauf der ein- 
^elen Exemplare des Buchs, jeder sein yerhältniss- 
mäfaiges Eigenthumsrecht an demselben schlechthin 
aufgebe, mithin ob hier diejenige Art der Rechts« 
veTaufsernng stattfinde, welche Verlassuhg oder 
Derelikzion heifst (§^49)*^ Findet diese nicht 
statt , so darf auch mit dem vom Verfasser oder Ver- 
leger erkauften Exemplare nicht jeder beliebige, 
sondern nur derjenige Gebrauch gemacht wer* 
den, der mit dem ersten Eigenthumsrechte: des Ver-r 
fassers und des Verlegers bestehen kann. :Denn of- 
fenbar- ist jedes godruekte Exemplar nur eine Kopie 
von d€l:^'DrscIu;ift. Mit .dem: Buchte auf diese Kopie 
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erlangt mna aber npScli .nicbt das Re^C^aufdi^ Ur- 
schrift. DieKppie ma^.f{l&o jemand, lesen , Torlesen, 
verschenken^ verkaufen, yerborgerf^ wecwerfen, ver» 
brennen, !Hurz mit Ihr a(jhalten und walten, wie mit 
seinem Eigenthume. Abör sie als Urschrift brauchen 
d. h. fcie durch .NAchffrüc'k' Vervielfältigeh '"Airf er 
nicht ohne Einwilligimg. dessen, deridiei iXtschrift 
entwi^er . beryorgeb/aoht .(wie. 4^r .^§rf#4$et), oder 
durch Vertrag pn, siqh. gebracht (wie der Verleger). 
Weit gefehlt also, dass Verfasser und, Verleger ihr 
tigenthumsrecht durch eine ausdrückliche ferklarung 
sich' törbehaltfeii öder das Eigenthüilisrötlit -Andrer 
beschrankeh müssten , ihdem' 'sils ein 'Bul^h' >hferausge- 
ben itmd vierkaufen f smusate tielinehr der MacMnujcejc 
beweisen, dass Verfasser und Verleger ihr Eigenthums- 
recht durch eine ausdrüchliche Erklärung sjchlebbthin 
aufgaben^ als aie ihm ein Exemplar dea Bucihs über- 
liefsen» Denn eine a tillschweigen de ' Eiinwüligvng 
zum Nachdruck als einer Handlung^ die ihnen durch 
Verkümpieni^g ihres Eigen thumsrecht äs dei^ gröiaten 
Schaden bringt^ hier 'TO<rau82use1}ze& , tirarniw^hl der 
gröfstö Unainn von der Welt. Da afoo der Nach- 
dimcker jbnen Beweis zrimmer f{ilu^en^> Acann, so 
ist und bleibt seine Handlung ijngereohik» Soli nun 
der Staait (was wir einstweilen nur . aiKMhman) das 
Re6ht sichern und/achützen: so iat es auch seine 
Pflicht'^ den Nachdruck gesetzlich zu Verbieten, und 
das von Rechts wegen, nicht aus hl of sex. Gnade 
gegen die pauvres honunes dß lettrea oder arus hlofser 
BilAigkeit gegen die Buchhändler, die im Ver- 
trauen auf Andä-er .Rechtlichkeit einen bedeutenden 
Aufwand gemac&t haben^^ DuHet also ein Staat die 
Nacbdrucker an oseimem iSchcxofse und prmlegirt sie 
wohl igifiL: soieiiteiirt er sieh« eben so, als' wenn er 
Strafsenraubevi dulden >Yuid)^vifa^ren i^or^e; nam 
den Ä»ab —.«utheiWn;-. Dass übjpigfinsaijn^ To- 
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desfalle MnA Vertrage lanck' das e#»te Eigentfaümsf- 
recfat in JBezug auf GeistiesenKbugnufte aufhört' und 
.xnaivclifir)ei'Vecähderp;ngf}n eHeiden könne, versteht 
sicli von i^elbst iind bedarf keiner weitem 'Auiein-*- 
andvrsetfeung, r. läm > ohnebin' diese Untersuchiing mabr 
in die 'besoii«lte<Bttcht8kasuistik als in die; allgemeine 
Re'ohtalefare gfehfört. Nur folgende Semeiicung sei 
hier noch 'erlaubt. MaiSTxa in sieinem Lehrfauche 
de-a Natnrrechts (§. 266—^8) hat sehr wohl be- 
merkt y dass das gewöhnliohe Afgument gegen den 
BücbeornacUdrnck, bergenoinmen von ekiem 64)ill*- 
sc-hweigenden Vertrage «wisthen 'Buchhändler 
und BncKkfiufet, woduroh^ das £igenthum des iiete- 
ten an seinem gedirttckten Exemplare auf ein^Yi für den 
Ersten unschädlichen Gebrauch bes^htfinkt 
^werde, unzulänglich sei. ,. (]i^s ist um so unzuläng- 
licher , w^il es zu vipl bewaist. Senn daraus würde 
iblgen, dass. der Käufer #ein E^epiplar auch nicht 
verborgen därfe, besonders nicht in Lesezirkeln und 
Xieihbibliodieken , ' vielweiiigef das Bu'ch' selbst' in 
öffentli^henBeurtheilungen alb-unbieviuchbar darstellen 
ode^ etwa, dufch dasselbe belehrt, ein neues Buch 
übei;* denselben Gegeni^tand . ^p^hr^iben , ^wpd^rch das 
alte aufser.Werth gesetzt würde). Deshalb vetbindet 
M. damät >eia andres Argument, rermöge dessen er 
den Bücherdruck unter den BegrrfF der Spezifika- 
zio'n (§. 45. Anm.) suhsumirt, die Handschrif't des 
Verfassers als das zu Spfezifiziren^ß und djpii Abdruck 
als dasSpe^Eairte betrachtet und nun weiter schliefst; 
„Um ein Recht zur Spezifikazion zu haben, muss 
„man Eigenthümet des Speeificandi — des Stoffes 
„der Spezifikazion — sein ^^ also in Beziehung auf 
„den Druck, Xigenthümer der Handschrift." Jü^ftbei 
bleibt aber.,4,e)^. Zw/eifel> übrig, ob nicht hier .\rie in 
andavn Fallctn das i^fßo^fiqß^nm als £i|^nthmn des 
Kaufers ihm von neuem als ^Bp^e^ßcomdiim dienen, 



Digitized 



byGoogk 



136 Rechtftlehr^. Th. L Reines Naturreclit. 

mithin ei datselbe auch' i^fieder ^btchreiben oder 
abdrucken dürfe. Diefs behaupten eben die Nach- 
drucker und deren Yertheidiger, inde^i siei das aus- 
schliefs liehe Spezüikarionsrecht, welches Verfas* 
sev und Verleger sich beilegen, lenignen. Sie wur- 
den aber nur dann . mit Recht jemtti' 'behaupten und 
dieses leugnen, wenn sie beweisen könnten^ dass 
Verfasser und Verleger ihr erstes . Eigenthumsrecht 
nicht blofs in Bezug auf das verkaufte Exemplar des 
Buches, sondern auch in. Bezug auf das Buch selbst 
d: b. die. Urschrift schlechthin aufgegeben haben, 
dass folglich eine D&^elictio stattfinde i was nimmer 
zu beweisen ist. Hierauf muss also gegen die Mach- 
drinckei: und deren Vertheidiger Toxzüglicb gedrungen 
werden *). 

5* 52. 

Wenn Rechte übertragen und angenommen 
werden, so entsteht ein Vertrag (§. 37. Anm. und 
§. 48- Anm,). Der Vertrag {pactum^ contractus) 
ist also eine 'Verhandlung, wodurch verschiedne 

' ■ ' ■ ■ * • ■ • ' ■ 

"^j Maugel an 8ch8rfe im' obigen Argumente ist noch die 
Verwechslung d«r.Han4lsickrtf t und der Urschrift« Die 
Kopie könnte ja .anch Handschrift sein , wie v^or j&rfindmig 
der Buchdruckerkunst 9 und die Urschrift konnte auch ein 
* gedrucktes Buch sein , das nur einmal existirte. und vom Be- 
sitzer durch neue Abschriften oder Ahdrücke vervielfältigt 
worden wäre. Diels würde aber im Rechtsveirhältnisse selbst 
nichts andern. — Weitläufiger hat sich der Verft über diesen 
für den literarischen Lebensverkehr höchst wichtigen ^ Ge* 
genstand in folgenden, ^wei Schriften erklär*: Schrift- 
stellerei, Buchhandel und Nachdruck, recht-^ 
licH, sittlich und klüglich betrachtet. Leipzig, 
1823. 8. — Kritische Bemerkungen über Schrift- 
stellerei, Buchhandel und Nachdruck. ' Leipzig/ 
18S8. ' 8. -t- Hier sind anch andre Schriften ülier denselben 
Gegenstand angezeigt und 2>eurt]teilt. 
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Berechtigte durch Ekistimmimg ihres Vi^ens 
Rechte mntauscheii, oder die Einheit einer zwei- 
oder mehrseitigen Handlung, deren Zweck eine 
Veränderung des zwischen den H^dehidei^ be- 
stehenden Rechtsrerhlfltnisses ist. Daher gehoreii 
zur Schliefsung eines Vertrags wenigstens zwei 
(physische oder moralische) Personen {§. 13. Anm.) 
welche Vertragende (paciscentes, contrahen- 
tes) heifsen. Die von Verträgen als Bedingungen 
ihrer Gültigkeit abhängigen Rechte^ so wie die 
ihnen entsprechenden Pflichten , :sin4 ihrer Natur 
nach hypothetisch ($.12) und heHsen zum 
Unterschiede ^ von solchen , die keinen Vertrag 
voraussetzen, Vertragsrechte und Ver- 
tragspf lichten (jura et qfficm.cpntracta). 

Anm. Die altere Erklärung: Pactum est oonß^ 

sensus duorwn vel ptunum in idem» piacitum, ist zu 

weit; denn sonach hätten zwei Philosophen von 

gleicher Meinung (qui conaenserunt in idem placitum) 

einen Vertrag, geschlossen. Auch ist, wenn man unter 

conaensus in. einem engern Sinne die Ein\irilligung 

d. h. die Einstimmung desi WiUens in Ansehung des 

Handelns verstaehen lyollte, diese Einwilligung noch 

ni|cht der Vertrag selbst , sondern, nur die innere Be^ 

dmgung desselben. Eben so ist die neuere ErkLärung 

zu weit : - Des Vertrag ist ein a n g e n b m nten e s 

Versprechen. Denn es Jkann Versprechen geben, 

die, obwohl .angenommen ', doch niclit als Verträge 

gelten, wie die Folgd zeigen wird. Auch wird sich 

zeigen, dass es Verträge geben könne, denen kein 

Versprechen zum Grunde liegt; mithin ist diese Er- 

lüärung in andrer Hinsicht wieder zu eng. Mit sich 

selbst kann mau' keinen Vertrag sckliefsen, weil dazu 
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yf^e;^f;^etkß^fäWei^e^o^fi^;;gti^örp^i/w^ d^her sich 
sq]J)3.1;. etwa$ gelobt (verspricht) mßg dieses Gelübde 
al& Gewissenssache, nur nicht als Rechtssache he- 
tracliten. Ehendiefs findet statt in Ansehung der 
Oelübde gegen'Gottüder die seligen Geister im Him- 
tttfel'^E^gel)' Heilig^>. lÜlton diese sihd swat Ver- 
iniiaiftig«, aBer> £är uns nicht stmllohB Wesen, und 
/stehen daher in keipem R^^btsvei^hältniise mit uns. 
Ein- yerti;?,^ xx^jfi dem ^^ufel d. b. mit dem personi- 
fizirten Laster^ um ihm für gewisse Vortbeile seine 
gahze' Person ^d Eigentbum zu ühergehen, ist eine 
in ' sich ^elhst^ Vridersibni^e Idee; — Eine blofse 
XiT e4) e rein k fta f t ^oonpentio) ist noch kein Vertrag. 
Daani.miüi' fiaaia n£t Andern über Dinge überein- 
kc^i^ifi^^, die mit de>|i Rechte ^ic^ts zu tbun haben. 
So jSind »die Matbe^p^tiker übereingekommen, dem 
Kreise 36P Grade zu geben. . Weil aber doch der 
Vertrag eine Art der Uebereinkunft ist, so nennt 
«■an die Verträge : autsh Uebereinkünfte im en- 
gem Sinne« (Im Lateiniscben sagt man auch wohl 
pacta et conperita oder zusammengezogen- pacto con- 
fxgntä)i, — 'Da» Wort transacHo^ könnte auch einen 
Venrag überhaupt bezeichnen^ bedeutet aber gewöhn- 
lich einen Vergleich d.h. einen Vertrag, wodurch 
jeder Fiiziszent etwas von «einem, angeblichen ,. oder 
wirklichen Rechte nachlädst. Der Traktat unter- 
scheidet sich von andern Verträgen wohl 'nur durch 
isein^ Wichtigkeit und* Förmlicbkeit« Daher nennt man 
Staats- und Völkesvertragd in der diplomatischen Spra- 
<she Traktaten (iraitäs). Im Griechischen heifst der 
■Vertrag awd^^a oder 4fvv^«jj und üy)vaX)Myfia. Daher 
«werden Vertra^sre<ibte und Pflichten auch /zcr« ei officia 
>syfMumaticä r9. ^naUagmatica von Einigen genannt. 

$. 53'. , 
. . lEine. Handlung, wodurch jemand etwas für 
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die Zweeke eines Andern wirkISdb mach^ oder 
machen lässt, Keifst im Jraidisöheh Snne eine 
Ti e i s t u n g {praestätio) j eine KrElärüng abe^;'^ 
dass/man etwa^ le,^9ten .wolle, imd wer(3(e,,^M? 
VexÄ^prechea. (jar^77^w«M>)r j Wiefern mm dA9 
ReebtsverhältnissrzweierPersöQdn ^^'erändertdder 
ihre Recfhte umgetauscht werden 'kStinen entwe- 
der in der Wirklidhkeit durch diejLeifJtung ööBbst^ 
oder in der Idee durch die mittels des Verspre-^ 
chen3, bezeichnete Leistung: insoferne sind die 
Verträge entweder ;&e.alr- oder Verbalkea* 
t r äk t e {paeta 7^ veh verho iiiifo)«' In der letstqn 
BeziidlÄiig' heifst der eine' Kontrahent, Welcher 
verspricht, der Atigelobende (jpromzff ^7x5) und 
der andre, welciier sich versprechen lässt, der 
Erlieische'r ^(prpmissarius) , 9(der Ann^hmer 
{aceeptaus)} wiewohMas Annehmen (acc^j^o^io) 
sowohl beim Real«- Ids beim V«rbäikontrakte s^tt^ 
finden müss, um die Kraft eiies Vertrags zu haben. 
Daher is1: ein Testament kein Vertrag (§.47). ' 

Anw,. Die Ediläiung': Ein Verft|)techon sei 

freiwillige Uebernahme eii&ec ZwangsTerbindliphkeit, 

ist unrichtig. /Dezin Ö8 kann Yensptecben geben^ /ans 

denen keine 'Z#a«g»verbindlicbkeil} entsteht, enti^^^e«* 

dev' wenn dai Vezspie^hen nidit angenomxnea «odar 

Widerrechtlich oder 'so nnbeatimmt ist^ daas man» 

nicht weifss was aian «zu federn hat. XJ^berdieb 

enthält die Erkläniiig^^ia« bittweise Annahme (peiitio 

prmeipnf, ^I>6nn ob^ nad wiefern ans einem .Yempre*» 

« chen ^Zwangsverbiin^cfakeit entstehe, äst' : erst su 

Tiii«erku«hen. Wienalntan aber ^did T)BifaalkontsalBtß 

autfschliiefjBlicb Kob«fe*nsu'alklont]xakt«. nennte so 
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i»t dieCi glaicUidBs o^riohtig. Denn Einwilligung 
(conseruwi) mn» bei jedem Vertrage hiitsugedacht 
werden (§• 62» Anm.) er werde, durch Leistung oder 
durch Yersprechen geschlossen« Wenn der jirirkli- 
ehen odeir verspYoehnen Leistung eine an^te'gegen- 
"äber' steht (Cegenleistutig, Gegen versprechen) so dass 
'hfliide sich wedisekeitig bedingen: so. heilst der Ver- 
tilg eiti vergeltlicher; wenn nioht, ein un ver- 
weltlich en (Man konnte ancli si^en, ein gegen - 
oder wechsebeitiger und ein einseitiger , wenn diese 
Ausdrücke nicht zweideutig wären). Beim vergelt- 
lichen Vertrage ist also jeder Paziszent zugleich Pro- 
ntittent und Promissar, wenn die Leistung blofs ver- 
sprochen ist. Uehrigenf .kadn die Leistung nicht 
blofs im Gehen (dar§) oderThvn (faeere) bestelin, 
sondern auch darin, dass man etwas nicht thut, wozu 
man sonst v berechtigt wäre, oder etwas geschehen 
lasst, was man sonst hindern dürfte; welches über- 
haupt ein L e i'd e n (pati) heifsen kann. Daher 'wür- 
den die Form^eln, womit man die vergeltlichen -Ver- 
träge naher bezeidmet r^ dp ui -Jm, facio ui ßicüu, 
do ut facias, facio ui des «— sich noch durch folgende 
vermehren lassen: potior ut paiiaris, do ut pcUiaris, 
potior ut des, facio ut potior is, potior ut faciaa* In- 
dessen ISsst sich auch das Leiden als ein negatives 
Thun, so wie das Gehen als eine besondre Art des 
positiven Thuhs betrachten. Mithin würden zuletzt 
alle jene Formeln auf die einsige Grundformel zu- 
rücklaufen: facio ut faciiu. Vorausgesetzt nun, dass 
die zum Vertrag erfoderliche Einwilligung auch ohne 
ausdrückliche Erklärung auf eine die V^ernunft be- 
friedigende Weise zu erkennen gegeben werden könne: 
so würden sich die Verträge aAch noch .in aus- 
drückliche, und stillscLw!eigende eintheilen 
läfssen. Die Gültigkeit ' dieser Exntfaeilung lässt sich 
aber erst in der Folge beurtheilen. — Die ander- 
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weiten W Fa8itiyi6olit0 gebräucliliclien Eifltheiluii|^ 
derVertrage» s. B. ifi. nnbenaniite mpd. benajsmjlje, 
und die verscbiednen Unterarten der bekannten, z. B. 
Schenk-, Kauf-, Tausch-, Leih-, Mieths- 
vertrag u. s. w. gehen uns hier nichts an, wo es 
uns blofs um eine idlgemeine reinphilqsop^ische ThQO* 
rie der Verträge zu thun ist. Aueh ,sind dieflie eok" 
pirischen Vertragsarten so un^gi^ch manni^p» 
faltig und in einander laufend, dasf ^ii^e vollständig» 
Aufzählung und systematische . J^Ll^tsifiviruag aller 
möglichen wohl nicht zu, erreichen sein dürfte« Doch/ 
finden sich scharfsinnige Versuche dieser Art in 
Kavt's metaphyss. J^n£angsgtT. der Kec}itsl^ 
S. 118—22. und ]M[£iST&^*8 Lehcb. dos Natuct. 
S. 276^83. 

Dass ein Realvertrag rechtsgültig sei 
d, h, mittels desselben Rechte yeräufsert und er- 
worben , folglich auch Zwangspflichten auferlegt 
werden, leidet keinen Zweifd, da hier der Rechts- 
wechselumnittelbar gpe8chie(ht, und das, was mit 
gegenseitiger Einwilligung in den Preiheitskreis 
des Einen übergegangen, nicht durch einseitigen 
Willep^akt des Andern demselben wieder entrissen 
werden kann, ohne, die Person zu beleidigen. 
Deradbe Fall findet statt in Ansehung eines bereits 
yollEognen Verbalyertrags, weil dieser ia 
der Wirkung feuern gleich ist, und ein äufserlich' 
harmonischer Freiheitsgebräuch i^ter sinnlich^ 
vemünfligen Wesen gar nicht möglich ^ein würde, 
wenn jemand das, was mit seiner Bewilligung 
schon in einen firemden Freiheitskreis übergegan- 
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gen ist, also nun zu einer fremden PersonlicMkeit 
geÄört, von dieser gegen dei'eti Willen wieder 
trennen wollte (§. ±6 und 17)^ 

j^nm.' Bei dter'Frlage nach der Gültigkeit der 
Verträge ist hier :4. nur von der (uridisdHen, 
nicht von det- -ef hischen (im engern Sinne) die 
Rede^' Denn' «e^'^hi&ehte immerhin Gewisseaspfiicht 
' »ein, eineii Vertird^g zu halten ^ so würde hieraus 
noch kein eigeiftlibhes Ree&t auf der andern Seite 
folgen, w^il' diesem eine Zwän^s}>äicht entsprechen 
iliiuss, welche eher' »elbst erat* aus dem Rechte her- 
vorgeht (§.18). '^Es'istf 3.'«ur ron der natüvli- 
eben, nidht von- der p<Hi4tiVien Gültigkeit- der 
Verträge die Rede. Die letzte kann nur faktisch 
oder historisch, die erste aber muss razional oder 
philosophisch nachgewiesen Werden. Behauptet aber 
jemand^ dass die.Yjsxträge ihre Recbtsgültigkeit allein' 
durch das positive Gesetz erlangen: so gilt von die- 
ser Behauptung dasselbe, .was oben {§. 8. Anm. 1) 
von der Behauptung, dass alles Hecht positives* Urw 
spi^nga sei ,' gesagt wotden; ürfd wenn sieb* etwa 
in der Folge zeigen s6llte^ dass der Staat miit allen 
^^in^en polsitiveuf besetzen vernünftiger W^e,^ gelbst 
als ruhend auf Vertrag gedacht werden müsse: so 
würde sich jene Behauptung gar in einem Kreise 
^rehen. Sind aber Vertrage schon von Natur rechts- 
gültig, so wird ri& der Staat 'allerdings unter seine 
Aufsicht und Bürgschaft nehmet krüssoa,- dttjäoiirt sie 
Äiif eine den Jiod«riingon dw'Yt/knnnft gen^faisWeis^ 
%J)gf^cJiloss^ und. auch: vo^ ^eitj^jr^es Starkem ge- 
gen den «Schwächern, gehalten wejden^ — Was nun 
zUyörderst ^ie i^ültigkeit dör Realverträge betrift, so 
v«rurde der, welcW; sie leugnete j'eigeutlich fceliatip. 
teh, man dürfe das rechtlich Geschehene «i- die von 
i^mAndan^MkxfU in seinen FteU^adtikteitt\au%«tioffl« 
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mene Sache oder Leitung -^ aodi'gegea deaften Willen 
ungeschehen machen, so weit qs ^^hysisch möglich ist« 
Diefs vTÜrde aber mit der Behauptung: Das Recht eines 
Jeden erstreckt sich so weit als «eine Gewalt, oder^f 
Es gieht nur ein Hecht des Starkem, zusammetifaU 
len (§. ?• -Arito^ 1), Wer also ein Stück. Geld ge- 
schenkt bekam und es annahm, werMm Bäckazlädea 
für sein hipgege1>nea Geld ein, Brod erhielt| /y^^m- 
jemand für seinen; Dienst einen Gegendieqst leis^et^^ 
der ist und bleibt .von Rechts wegen im Besitze des 
GelJles, des Brodes und des Vortheils, der' ihm durch 
deii geleisteten' Gegendienst zu Theil geworden'. "JÜäti 
aber ^er vollsogQe VerbalTertrag hierin dem ReaL^ 
vertrage gleich *sei>: 'versteht laich rooi .selbst. :'W!as iob 
schon habe, darf mir niemand entt^ifsen. Aher wenir 
ich noch nichts habe, als das YOu,flni;:.angenqmiiie.i>e 
Versprechen des .Andern: darf ich dann sagen,., ja ss 
ich wtaigstehs ein Recht auf 3as Verspro chn^ habe,' 
mithiii den Andern cur Erfüllung dös Versprechen«? 
oder' zur Haltung de» Vertrags,,, so weit es mögliofr 
ist, zwingen?.:-^- Das ist die zweifelhafte fxiige^ 
worauf der f 9^end* §• die Antwort : enthält, -r- l,''-' 
§. 5$. : .'••: . 

Dass auch ein Vertrag, der auf einem blofsqii, 
Versprechen beruht, wepn er abgeschlos-, 
sen, obwohl noch nicht Tell;6^0;gen ist (can^ 
tractifs^^rhalia p^rfectus quidemy sed non^wrt 
«oM«»ww»örti^5) rechtsgültig »ödc^ Äwangs- 
yerbindlich- sei, erhellet äufe folgtenden Öräni^ 
dei^: Sobald der Vertrag abgeschlossen d- li. d'ais' 
Versprechjjn angenpmme%. ist 4??/Zwiefechfj.WiJJ.e^ 
des Ver^prechBrs und des Annehmiers mi Einem . 
VVi^ii g0 wurdet ^ doi^ttch beide Vertragende dU 
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Gesetz ihrer künttgen Handlungen aufgelegt ha- 
ben, welches Gesetz die Vernunft so lang' als 
gültig anerkennen muss, als der Vertrag nicht 
yolkogen d, h. das Versprochene geleistet ist. 
Die Freiheitskreise der Vertragenden sind also 
in Bezug auf das Versprochene gemeinsam ge- 
worden , und der einzele Wille des Versprechers 
kann wider des Annehmers Willen, mit dem er 
zur Einheit verbunden war^ diese Einheit und 
somit das Gemeinsame ihrer Freiheitskreise nicht 
aufheben, ohne ebendadurch den Freiheitskreis 
des Amiehmers zu rerletzen und die durch das 
Rechtsgesetz gefederte äufsere Einstimmung des 
Freiheitsgebrauchs sinnlich - vernünftiger Wesen 
unmöglich zu machen {§. 15)* Hieraus folgt zu- 
gleich, dass ein noch nicht abgeschlossner Vertrag 
nicht dieselbe Gültigkeit haben könne, und dass 
beide Vertragende zusammen auch den abge~ 
schlossnen Vertrag wieder aufheben dürfen« 

Ann^. 1. Man kana obigen Beweis auch kurz 
so ausdrücken:- Durch den Vertrag erhalten beide 
Theile in Besug auf das yerspx;ochne ein ideales . 
öesamjnteigentll'um« Wie nun über das reale Ger> 
samiüteigenthuin der Einzelwille nicht frei rerfugen 
daffy .so darf er>^auph nicht über das ideale, und 
zwar tLpi so weniger^ da rdi^$es; seibat > 4ejp realem 
zum Grunde lieg^^ (§• 44« Anm. 2. a. E.}* Also gilt 
der Vertrag von ^ jlechts wegen so lange, bis das 
Versprochne geleistet und dadurch jenes ideale Ge- 
sauimteigenthum wiödef apafgehdbiVi ist: Diefs heifst 
nun mit andern Worten to viel als: Der Versprecher 
darf den Vertrag .iiicbt eiaseilig, brechen, sondern 
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soll ihn kalte»» wenn ^r Annebmii^r • darauf dringt; 
und will er nicht, so d«rf ihn dieser Zwingen ent- 
weder zur IjefstoBg des Versprochnen aelbst *od«r^ 
wenn diefs iticht thnnlich, zum £rsatae< dea 8«ha- 
d^nsy welofaev dem Annehmer aus «der Nidbtlei»tttn]g. 
erwachsen* - ^Diejenigen ReehtslehSrer' faU^ deh^r in ^ 
den Fehler der, Inkonsequenz^ 'welche die 'Rechts* 
gültigkei« oder Zwan^sverbindlichkeit- der weMlLcben 
Verträge, die >2war arhgeschlo^aen aber noch nicht 
voUz^ogen sind, leugnen,: u]kd':d(»ch dem Annchmler 
ein Reche auf Schadenersatz aiienkenneny wenit er 
im Vertrauen- auf das Wort .des. Versprecliers 'Anstal- 
ten zur YoUziefaung des Vertrags* getroffen: hat ■^). 

'■ ■ ■ ■ ;. ' ■ '■ ■■■■■■»■■ ■■■■ ^ *» ■ ; ■' * l ' " t ..* ^ » x '- | «i«ii 

*) §o i4igt Sc^ifua.x in seinem |k.^.jBht d^r N4t^r.(7ht L 

§. 117 und 118) :. „ Wenn -auf einen . Vertrag ^in noph keine 

„I&eistung' geschelien,, sondern nu^ zukünftige Leistungen 

„versprochen tfind: so bleibt' an sich beiden THeilen 'frei, - 

„ihren Willen auch wider Willen des Andern zu änderif; -^ 

„ Nur wenn durch Abgehn de» Einen Vom Vertrage ^der' 'An^ 

„dre einen Schaden an seinem Urrechte'* [b)jpfa.an'.,ftie* 

sem?] »ylejdet : so ist der %tte zum ^^atze desf^U>^ ver- 

)) banden/ . Denn der Leidende hatte ein Recht, dem .Worte 

»des Andern zu glauben und im Zutrauen auf i^n Anstalten 

})ZU treffen.'* Freilich wohl, wie eir'däs Recht; 'hatte,' aübh 

ohne jbnes -Wort und ohne |A14» V'eitraüen darauf iöHhe 

Anstalten zu treffen ! Aber folgt denn hieranis ein Recht auf 

Schadenersatz^./T-i Yiel kons^uenlieK: sagte FkohtK in, keiner 

angeblichen Berichtigung^ ,d,er JJr^heile. des.J?u))li* 

kums über die französische Revoluzion (S«S04^; 

„Es ist ein uiiverSufserliches Recht des Menschen, auch 

„ einseitig , ibbald ör will , j-e d C n ' seiiielr' Vertrage iaufenhe- ^ 

„ben.^' Aber'ftisilieh ist hier so wenig wie dort dleies 

sonderbare. IVeoht.. der .W.or tbrlü«ih ig kfeitf:)d^sindch 

dazu unTer,äufjexli<ch sein soU;,.eif wiesen^ Indessen. kann 

es wohl Fälle geben, wo der G<^genstand,def Yertrags, die 

I versprochne Leistung , gar, nicht erzwingbar ist, .Dann fin- 

I det freilich nur eine innere Verbindlichkeit zur H^iung des 

f Versprechens statt. Das angewandte Naturrecht -wird' B^i« 

spiele dieser Art enthalten^^ / 

Krug's pralct. Philof. Th. I. Rechtsleh^e. Aufl. 2. 10 
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Dean Vexin ioh Schadeaarsats nidit bloft toll erbit- 
ten , sondern erxwingen dürfen, $0 innssveisi Recbt 
vnd -eine ibm entsprecbende Zwangspflicht Toraus- 
gegangen sein» Fand diese nicht slätt, so ist es 
meine' eigne Sehnldi wena ich im Yertiraiien auf das 
Wort des Andern Ansttalten tiaf> die nlir acliadeten. 
Denn es hing ja von seiner Güte ab, ob er den Ver- 
trag haliten wollte oder nicht. Darf man aber darum, 
weil man siich im Vertrauen auf die Güte, eines Men- 
sd^eilki von dem man Unterstütauag bei wichtigen 
Untemdunjangen hofte, betrog und dadurch Schaden 
erlitt 9 '£rsats yon demselben fodem? ««^ Ja es wurde 
nicht einmal dann diese Foderung gemacht werden 
dürfen , wenn im Vertrage ausdrücklich Schadenersatz 
auf einen solchen Fall Versprochen wSre. ' Denn be- 
gründet ein Versprechen überhatjpt Keinen rechtsgül- 
tigen oder zwangsverbindlichen Vertrag, so ist auch 
dieses Versprechen des Schadenexsa^tZjOK ohno recht- 
lidhe Wiffkuiig. Wosn wiren dann aber VerBalkon- 
trakte noch ndthig? 

jinm, 2.^ 80 änetkannt die Rechtsgultigkeit der 
Vertrage durch das natürliche RechugelFubl ist, so 
hat man doch gegen die der wörtlichen Vexjxage 
einige Einwendung^ ge^^aacht, die noch kurz be- 
leuchtet werden müssen. , 

1. Ein solcherT^^rtrbg bezieht sich auf künftige 
Leistungen. Wi6 kann miEin aber etwas verspre- 
chen, was in der Zukunft liegt, was man also gar 
nicht in seiner Gewalt hat? — Dieser Gegenbeweis 
ist-ecsttich zuviel bewieisend. Vmn.^ würde hieraus 
fol^n, dass Versprechungen überhatipt xm vernünftig 
seien, mithin n(cht einmal eine ethische Verbind- 
lichkeit oder Gewissenspflicht hervorbringen könnten. 
Sodann ist aber der ganze Einwand eine leere So- 
phisterei. Jeder hat ein Recht aiff seine Handlungen 
— sonst wäre nicht einmal ein Realhontralit möglich 
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— folglich auch auf sofne hun&jge» Hfmdlu^en, 
soweit sie von aeiuem Willen i^nd ga4&ar Kraft ab« 
hängig aind* Inaoweit han^ s^an aie also ^nfik. YßK* 
äuTsem^ d, lu sich dar^lji eine EikJaruQg yerbindlipli 
uiacheo, dass mß^ etwas lei/M^en woUe mid.iKerde« 
Ist nuA 4i|98e Erklirmig a^genomineii , ao iat durch 
deo beiderseitigen WiUen,. der zu £in«m geWiOrden, 
deod Ye^apr^cbai^ ein Qesetii. Auferlegt, daa e^ tiii;bt 
willkurUch Terniqbteu datf» Die Biefolgung dieaet 
Gese^^ea £$Ui: freilich in eifpja . km^tjge Z/^ Aber 
daj^uf kau» naeh dem Urtheile der Yernunft in. An- 
sehung dea Rechte« nicht«, anhommen, s^^bald das,* 
selbe au^ derErh)jh:ung. deaViCKsp^echers nur erkenn- 
bar ist« Indessen, kann dies^Qa natürlich, nicht weiter 
gehn, ala es die Xiatur gestattet. Hat also das Ver- 
sprochne au^ehöct, ^on dem Willen und der. Kraft 
des Yersprechende^n abhängig au sein » so hört natur- 
lich auAh dßß^m Yerhindli^^hkait auf; 

2. Es kann die Haltung d^ Vertrags dc^, Voll'- 
kommenheit oder Qlückseligkeit dea Tarspre« 
chers Abbruch thnn. Wi^ durfte der Annehmer ver* 
langen 9 jdasa jener diesen. Schaden nbes BJßtL ergehen 
lasse, dn ihn nur die Ausaichü auf einen gewlsseii 
Vortheil-^u^n Versprechen bestinunte?^«^ Auch dieser 
Einymrf beweist suvieL Denn er wiycde das Recht 
ganz und gär von der Büoksich^: aikf den. Vortheil 
abhängig machen. Es ist aber schon oIkoi (^. 20« 
Anm. 1) geaieigjt wonden , dass Vollkomn^enheit und 
Glückseligkeit nicht die obersten Bestisimuagsgründe 
des Kechta sein können. Dia posi|ti?en Oesetee m^*> 
gen nun hier allerdings^ nach Gründen der Billigkeit 
und Klugheit die Verbindlinhkeit d,e& Yessparechers at^ 
eine gewisae Weiae beschsanken, 2. B« das^ er beim 
|Vei;kai^ eiiner aufsesn Sache nacht ulira. dimidium 
llädirt verde. Aber eben diese GeseUe k6nx\en-auch 
nieder in andern Fallen 4se Yeräu&emng dea gan»en 
! 10» 
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äufsem ' Eigenthums oder eines bedeutenden Tfaeils 
desselben um nichts oder wenig gestatten, s. B. bei 
Schenkungen und Geradekaufen. Und das mit Recht. 
Denn wenn jemand alles, was er aurserlich besitzt, 
als eine lästige Bürde wegwerfen wollte, wer mocht* 
es ihm naturrechtlicher Weise wehren? Das Natur- 
recht kann also blofs dann den Versprecher yon der 
Haltting des Vertrags entbinden, wenn jener etwas 
Unveräufserliches zu veräufsem versprochen hatte und 
so an seiner Persönlichkeit unmittelbar verletzt wäre. 
3. Menschliche Einsichten und Neigtingea sind 
veränderlich. Wie dürfte der Anneiuner verlan- 
gen, da^s der Versprecher auch dann noch leiste, 
wenn die Einsichten und Neigungen^ die ihn zum 
Vertrage bestimmten, sich verändert haben? — Auch 
diefs ist ein Argwnentum nimium probans* Denn ein 
Vertrag mit der ausdrücklichen oder stillschweigen- 
den Klausel: „Wofeme sich meine Einsichten und 
Neigungen nicht verändöm,** wäre so gut wie kei- 
ner^ wäre nur eine auf's Ungewisse gestellte Verab- 
redung. Durch den Vertrag will man ja eben den 
Andern binden, dass er auch bei veränderten Ein- 
sichten und Neigungen leiste. Diese Veränderlichkeit 
ist überhaupt betrachtet etwas Zufalliges, und kann 
daher' Recht und Pflicht an sich nicht verändern, in- 
dem es möglich ist, auch bei veränderten Einsichten 
und Neigungen zu leisten. Nur dann, wenn die 
Veränderung von der Art wäre , dass man einsähe, 
man habe etwas Unveräufserliches veräufaert, und 
wenn diese richtigere Einsicht den Entschluss noth- 
wendig. herbeiführte, seine persönliche Würde unan- 
getastet zu behaupten , würde die Vernunft selbst 
den Versprecher von seiner Pflicht entbinden, die 
er nur scheinbar, aber nicht wirklich übernommen 
hätte (§. 28« Anm.). Es erhellet also hieraus,' dass 
die rechtliche Gültigkeit der Verträge freilich keine 
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unbedingte sei» ioad^m von Bedingungen abhänge» 
welche flie Yernunft a priori bestimmen muss *), Von 
diesen i^ird ^er na^hstq §. handeln. 

^n,m. 3* Sobald das Versprechen angenoaunen, 
ist der Vertrag abgeschlossen und die Leistiuig muss 
erfolgen, wenn nicht etiyra Bedingungen eingemischt 
sind, welche die Abscbliefsung schwiebend ' erhalten 
(condiiioneA pendentes) oder die »Leistung aufschieben 
{condißior^ gmpmMua^ oder die' Fortdauer des Ver- 
trags beichrinken (condOioMeaTesöhstit'ßey, ; Doch kön» 
neh die positiven Gesetze. .£U|r Sicherheit der Vertrage 
noch gewisse anderweite Bestimmungen *(z. B. gewisse 
Förmlii^hkeiten) fodern, um den Vertrag als völlig 
abgeschlossen zu betrachten. ;Iät das Versprechei;! 
noch nickt angenommen*, so ist es selbst ein schwe- 
bendes Versprecheii (promiisio pendena) und ent- 
hält blofs einen Antrag »um Vertrage .(o&Ai/£o 
ad päcHan instmdum\ £9 ftagt sich, ob auch ein 
solches Versprechen rechtsverbindliche Kraft habe oder 
ob der Versprechende,.pöniti<rea d. h« sdn Verspre- 
chen Buvucknehm^i dürfe, . bevor, es angenommen« 
Zwei Falle: muasen hier: 'sorgfaltig unterschieden wer- 
den. Erster Fall: Das Versprechen entkalt zugleich 
die Bestimmung der Frist, innerkflb der es annehm- 



^) Man untarscbeide unbedingte Gültigkeit der 
Verträge und unbedingte, Verträge. Diese sind eben 
so gut gültig als bedingte. Denn es muss jedem frei- 
stehn, sowohl ohne beigefügte Bedingung ' als bedingungs- 
weise Mwas «u viersprechen und. ai/sonehmeii. So können 
zwei in' der; Lotterie spielenjfte Personen lien 'Vertrag mit 
einander scl4ie^<|en,,4^s, wenn, auch nur Einer gewinttf», 
Beide diesen .Gewinn theüen wollen. Die «Bedinguiig ist 
dann ein auTserer für die Vertr^genclen Ungewisser Umstandt 
von dem aber 'die Leistung abhangt, Wie bei der Wette 
oder bei einem Kaufe mit Vorbehalt de)r Genehndgimg eig- 
nes Dritten. ^ • ; . / > • . - • -'-i *• •^> '-■' ' ••' 
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bar «ein iiti4 bleiben böU^ odeft die ErklSrung, dass 
man sieb Ms mm Abtaitifo |«i>6r Frtit an §tfiti Ver- 
sprechen gebundeü 'a^fat^li wolle, IiIbo im-Ornnde ein 
dopjyetfW Yer$(pte6h^t. Üöber üb Annafafaie dieses 
«tfeitetif yeiBpreehekis kutitt pf^mütihiget Weise kein 
2Vreifel obwalten » tttich Wttdft lie nidbt «rkllft ist; 
denn bs ist'lediglick tumVofAMe dos aftddrn Th^üs, 
d'es^en Freifaeitdkreis' dadurch einen S^ieltcrtttti erhält, 
dessexf sich d«r Yersprechende freiwillig begiebt« Das 
aweite V^rspifecbto ist alao dann jedarfaett alt ange- 
nomilien TorratisBt»etze& | die Vernunft mnss die Ein» 
heit das beideneitigHsn- Willens in diäter Hinticbt 
schon anerkentoeri, ^mitbin aiieh dieies Vertpreohen 
selbst f{tr bindend ih'alten, #til die bindende Kraft 
einet jaden Ve^tprecfadns ^auf )eiiat Sinheit betuht, 
ntad^ ^e«l ' das erste Vertprechen , als das »Hatiptrer- 
sprechen, keinen Veitivg b^gtGnlen kannte, wean 
der Vervpre6hende<£u •jederzeit, idso #tteh m>r Ablauf 
^d^r bttitübltoeii Fritt^ siuritdhbetefii dürfte« ' Zwüttt 
FitlhDas Versprechen eiitbJSlt kaitiä ^Zeitbettim- 
nrung diesav Airt. Hier tisbetnt 'swiaebik dam Var- 
sptecban^iidd ctor initlli> üiftiiittelbar oda«:sAi^blfcfc* 
lieh ierfolgiän (AnnaUnfo* «ine Iiücka im V ex han- 
deln (Äitt^i» >Mipla9Üttriuft»)^(Stlitt0iiiindani^ ^äia nur 
durch das positive Gesetz ausgefüllt werden kann. 
Dass der Versprechende in's Unendliche an sein Ver- 
^piecheh gebunden bleibe^ ist ofifehbär uhbiMlg, da 
der Andre dann die Annahme in's Unendliche ver- 
schieben i^nd dadui;cii^ den Versprechenden für immer 
im Gebrauche teiaar Freiheit betchränk^i könnte. 
Dass fibet ''der Verspr^eheÄdfe gtf nitht gebttitden »ei, 
lit eMÄ iö'tinbfllig, da der Atidre danii gar nicht 
mit'Siclieflieif annehmen und sein Üec^tsverhältniss 
zum Versprechenden durcK Vertrag bestin^men könnte. 
Da% positive Gesetz ^wi^^ .«also hier wie rBnderwärts 
(z. B. bei der Verjährung — - §. 50.) nach Gründen der 
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BiIUg^«tt und Klmglieit dSm Ftist dev AanAmee be- 
•tunmen (kSanhea» ist diese t^eetimnit,. soiet ein Ver-« 
•psadheai^ welches unter «dbr Autoriti^ de» {>ocita'rea 
Giesetzei geihi^n wird, als ein 4Ölcliee* aanieeliny wel"* 
ches enen dieae^ Zeikbestlninrang 'Cntlialt,. . 

^^»»4. Wenn. ein Ifwtrag ans jne)iren Stipuv 
lasienen Nfa^ieiS^t^ d«e;nacli und nacb TÖn beidexl<5ei- 
ten' Tevhendelt: wecden, aber aiA ak TheQe eines 
Ganieeia gegeasbitag bedii^gign : so 'iec der Vertrag nicbt 
ehegr als ^gitteUossen en aebfcen, als, bis «ian- sieb 
über nlle einaele Punkte* Tsreinigt und dav Ganee 
genebmigt (ratihabirt) bat. Wenn aber die etnedlea 
Stipnlazionen in keinem sQlcben Zusammenbange 
stebn : so ist jede als ein Vertrag für sieb zu be* 
tracbtisn, ^i^^^dkit sbl<fteer KoHelttivkonträüt gilt 
so West; >|i)s et^abtgeskdifesM^^isf« W^nn raetee eiiden 
Y^rsveg.^cbli^ffeny so sf^iefaßD mt ibn entvrodcir. als 
physifcbf» oder /als- mozalisf be P^^f^nea ^($^43- ;A^{n«)t ^ 
Im ersten Falle j;ilt jeder Einzele .als Kontrahent und 
jeder ipus^ für sieb einwilligen » wenn ibn der Vertrag 
verpflicbten soll; im zweiten gilt nur die moralische 
Person als fiontxfAient, -und je iiacbd^m dieselbe or- 
ganäecli •■ geatailiiet oder kowjtttnmt ist»- katiii'Efiuer ifür 
AUe o4§t4i9^JM^iil^Xt\für 44a fi(m«ibt»t einwiUigen. 
Auch >k9nn. di|3 .moralische P^son Einem .aus.ibfer 
Mitte dufcb Bevollmächtigung die Verhandlung auf- 
tragen, sich jedoch die Katifikazion derselben vorbe- 
halten, wo dann der Vertrags nicSit eher 'als wirklich 
abgeschlossen gilt, als bis die ' AafifikaziOn einge- 
troffen« Ist aber die Katifikazion nicht vorbehalten 
und hat der Beauftragte seine Vollmacht üicht über- 
schritte», so gUt derVettrag auch ohne Katifikazion. 
Wenn d2e Kontrahenten i^t beiderseitiger Ein will!-- 
gUng einzele Bestimmubgen -eines frühem Vertrags 
aufbeben' oder «bändern; so ist es anzusehn, als' hät- 
ten sie einen neuen Vertirag geschlossen, wodurch 
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der. TMrig» ohim Theil aufgehoben oder ■ abgeCadert 
wird. Dative iiönaen! sie thuii ia' \AjBeeh«ng des 
ganze» ' Veniragjs , wekm kein Dritter an densdlben 
eingescUbssen ist. tDier 'BweiteVeiCiag'isti^ dann in 
Beziehung auf den »ersten -als ein Vecnichtun^s- 
vef.tir ag *i '(eouirmetm - annulkitwiui) * anziksehn , . und 
heibt ilüch ein R^uyf9:xtT)ei.g {paet^^näüiUioentiae). 
Dient eis zivreitex Vertrag aber blofs^ zur 'nahem Be- 
stimmong . oder weitem . Anafulumng? des . ersten , so 
ist er ein Ergam^un^STertrag {o$mir{$ciuä nippk^ 
tQfiui^ nod macht mit dem wsten dto vollständigen 
Vertrag' aüsw • * • 

' ■■■::■ .: •' $,56.". '■ :' 

.Die wesentlich^ ^cstimmqiigQTi} ^ptfq* Merk- 
male ^ welche eine Yörhandlong über gegenseitige 
Reohte und PjBidbften sfam Vertrage mächeD (notae 
essi^nticites constitutipae contractus) ^nA 1. Wil- 
lens Einigung von Seiten der Paziszenten und 
2. ptysisch-p^aKti.sqiie Möglichkeit der 
Vplfeji^iiWg lies .YerbrAg». ..^An9^^idl9jpep beiden 
müssen Lsich : ^Hg li^g^i wesentifähen Bbstim- 
mutagen ableiten la^n (notae eBsentialea con^ 
secutiväey welche als Bedingnissb der Gültigkeit 
del* Verträge von der Vernunfl: gefedert werden 
(requisita cpritraotus). 

, ^/.4i\m, Nur .ein . solcher Vertrag , an welchem die 
obigen Merkmale angetroffen werden, wird von der 
V^rr^unft.Als. ein wabi:er.oder wirklicher Vertrag 
anyerkannt. Eine Verhandluxi^talso,; die >loIs die 
^^fsjQ^e. . peMaJil: des . Vertrags i ohne jene wesentlichen 
Merkn^ale hat, ist ein «Scheinyeiftra^. und von 
HeQh^ts wegen ungültige d. h« sie hat kioine 
rechtlichen Folgen; es sind dadurch keine -Rechte 
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veraufsert 'und ,exworbto wordm;;* m legt fblgüek. 
keine Zwatigsrerbhidllchkeit auf^ .iveim sie atioli «für 
das .Gevirissen . o^der . in Bezug aiif i di6 . imaarn Bftstiai«^ 
xniing^igräiida de« »Willens nichts .-wlrimbgtlos sein 
solltcu .Auch dfr^S^aty wenn er Jüe V wtrage. liiirch 
sein Ansehii' lieiUgen uai.. durck seine Macht schütaen 
soll^ .wiard fek» Be4ingaisse b^ricksidttigesi xhüsseii^ 
um ni4}]iit ^ das -Recht selbst su «rerlet^en , , indem, er 
CS aiclfeara' yfiXkt • Wenn, uhrigexis . Einige . auck d«l 
Yeräsxfaerliehfceiti-^iind Erwetblichkeit^dex 
Rech-t a, .«irelcha^ den .Gegenstand. ^ittes' Vertrags .aus^ 
machen sollen »' »hi^hto irechnezit: so ist diels an- sich 
nicht, unrichtig^.:: folgt; aber etit aus «derb a^weitezi 
Meiiknialey wie sieh .hei der .ihreitera Ehtwickelttisg 
desselbeu aeigen: wirdb.:< '.1,-5 ,11.;- • 

• ' / '"'' y ' ^$^,57. .''':.. ' '■ '' ' 

"Aus dem ersten Mer]bnal jergeben Sich fol- 
gende BedingiH^se:. . . , . ^ / r, . . ' . 

1;. Die Pazi9zept^ müs^^ b^ Abschliefanng 
des :\^crtrags. ihrfer Vernünifi;^ und ebenidA^ 
durch ihres Willens mäöbtig sein. 

2i Es darf dabei kein ^/esentlicher und 
unyerni eidlicher Irrthum, mit oder ohne 
Betrug^ stattfinden. 

3. Die. EaniwiUigung darf ; nicht beliebig 
voraus gesetzt 9 sondern muss da^ • wo sie mcht 
ausdrücklich' erklärt wird, nach ver- 
nünftigen Gründen erschlossen werden.' 

4. Öas Versprechen darf weder unbe- 
st^iB.ml; nopll djucrch w^d^Fr.eqhtlichen 
Zwang abgenöthigt sein«. . 

> .Afkm.. 1. Wenn ein Mansch, "der einen Yisitrag 
schüefsea wüly ai^ .in- einem Zustande befindet, WiO 
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^r toeiaer V^ruönft aiiebt mScbiig ist, so ist' er auch 
•eines WiUene. nicht mächtig* Dean dieaes kann 
sich dena.aa* als thierische Willkür (arbiirüsm 
ira#i^ia)aiGhtiab ^eraunftiget uaJ fr#ier Wille 
Ivlaem« £e' watfe als» keine «rähre, eoodera nur 
aiae seheiiibare iWaienteanigiuig Jrorhaajbn, '^unenn 
jeasand iaeiiitoi Aolchen ZustaiideveKkandelte, folg« 
lich:aUoh die Yedbandlang nur eia Schein vertrag (§. 
tOü Anm.)« Daher •können' Kd^d^r uxid Blöd« eder 
Wahns ibnige keinen reohtsgffltigen Vertiag eehMe- 
fsea« Deswegen betiaehtea afaeh die positiirm *Ge^ 
eetae wit Reche sie ak Unmündige d« h« dis Perso* 
neti, die keinen rechtlichen (fiher Redit und Unrecht 
sackamf yerbindliehe Weise suierkliren filhigen) Mond 
haben, und se^en ihnen darum Vormünder, die an 
ihrer Stelle kontrahiren« Aber auch dann, wann je- 
xnand nicht nothwendiger Weise (wegen noch nicht 
^entwickelter« edier krankhaft gestörter Vernunft) aon- 
derii blofs zufallig seiner yemunft nicht mächtig ist, 
kirnte' er keinen rechtsgültigen Tei^trag schlieCsen. 
Siafs ist dec; FliEibffim Trunknen. Qenn Trun- 
kenheit ist ein vorüi>ergehender 'VJ^ahnsinn, i^^hrend 
dessen man nicht yernünftig wollen und handeln 
kann; wiewohl es in einzelen Fällen. zweifelhaft sein 
iiann, ob jemand so trunken war, dass m^n vernünf- 
tiger Weise nicht mit ihm kontrahiren konnte. Dass 
aber "auch die Ij e i d>en s c b a f t ' 'äineii ' lehrend ihrer 
Dauer ab geachlossaen Vertrag -ungültig mache, lässt 
si4;h, .wohl z^cbt behaupten. ; D^u einmal i^t. die 
Leidenscbaft oft so versteckt, d^&s ,sie auf serlich gar 
nicht erkennbar ist. Sodann beraul>t sie den Men- 
schen auch ni<ibt eigentlich des ' Vernunftgebrauchs. 
Jytktt kann vielmehr Wahrend dt^rselben übei* Zweck 
und Mittel und sein Vj^hältaiis ^isu andern eehr >wohl 
^aaohdenken^ tuidrWar eich gleichwohl -vcan ihr so 
übexn^altigen lasat; das» ex die Besonn^iheit votiert, 
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tragt die Sdhvtli 8^«t feij^fi - Soli^Sc^. Dfthef 
kdnrien Wir totdlit b^ij^ftchten, wctrih'WI»i.ir inieiiveiii 
J^u»' näiutae meth: ^HerUif. petftaei. ($. JUw $. 406) 
sagt : ;;3£ quU näiutM quodam nj^köiuu^ imp^tm »ä^ 
,if^iM fTOmUMtf^wproMUfiAb iJ^iOidä häim^aUüBt 
„pHJfn M.'* lyib poiiüii^ GesiMe lidtaMh iikd6H 
auch iri^t nacft Grüttäto d^r SUHgMit 'HitiA IQu^lf^it 
Medifikflsiorien 6liMt^t^ läuten, voti ääxien dat N^ 
tu^refcbt äiebts Wbift; Der' 8taa% 'kattdelt daim ge^ 
i^ad^ so, äte *ipr6nn <(^lr «uf -d^ift T#lb«f«er gemiebte 
SdfdnkiMigidti acb Kifcbto ' ^Md 1Q9M^ £5t nügiLltl^ 
^rkla tt , W^Ü ^^e li^tn >KTaiiIten du tdh' «berglfobf g6 
FüVtht vtfr der Hdil6 «ibgedtungeiS Wblrdta. 

.i^49»K2. Bin We-rentiith«r'l¥ttbutR (4rrör 
e^^rUjkkks) bttt^ifts -A^n Oegeäatilnd des^T^itrags- iiacb 
seinen 'weflohtliijheti Bntufitiitttig^ftii' fk, B. Vetwecfas* 
luBg ä^t im v^tiiifsemd^n ^ob6 ^nlt einer ttncleta) 
tttid imktht Mb l^illetiMliiigtftig'utifitdgtfek, trcttift et 
tinve»meidifeh^<(»W<i<ito'dftm) WA», hebt Also Alle 
redbftliölit» f-algtn des Ter^ags -auft^ Wat f6t Ver« 
m^elidlieh («'CAcÄiHSt:«) düfcb iAufiderksHmkek de» Pa^ 
ziii£eifti§tt, so 'kami^dle^t M^nigstefts ntebt 'H^ebaup«^ 
tiöti, da«* dib WÜleftseinigung sei&etseit unmöglieh 
Wür^ JDeiAii- !ttia4i iduts bei jedeni, der über »ein 
Recbtsverbältniss mit Andern verhandelt *-^ •Yortfus*> 
gesetzt (nach Nr. d) data er seiner Verntmlt und 
seines Willens mfiohtig ^rar — au<di'defi daau iidthi* 
giäti Grird d%ir ^Aufttiferksaniheit rotatissliteen» Men 
könnte d«}iet ^ - keinen iTettrdg mit Sicherheit 
sehlirersen, 'VrettU'd^r'^Vof^i^nd eine« 'Irtthtnris , den 
jeder revtneiden ckMttte»^ alle t^cbükhe t*olgen. des 
V^r^rage aufsmbeben itA Stande wäre; ^ben so wdaig 
Vettneg fdiefa tm aüCfrerwe-sentlieh'et Irrthtton 
iäffor^n^n'äMeniaaa9\Sf, ueeidenMUs) i. h* ein solches^ 
der ^iiür ^ine ^mOllige . N^benbestimmung des \mt* 
^^^%Vffi%msfsMiet bettfft> (tt. B* h^tk ßberextMigd «ät 
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einer Ferfan»; 4^ .weniger reieepi^ p4<rr j^^g befanden 
tTfurd^) ^Hk.iiiif n jgUubte -^ dtau wurde eie unfähig 
mm Bei^lili^fe^ befunden, . so wSre. diefs, nach dem 
JNi^turzwecke.jene$. Vertrags ein wet^tliober Irrthum, 
d«r>den Tcff^E^g^ njicjlitig machte). ,/;Oie , Willens^ni- 
gui^g^kanA da|in. nach dem UxtbeUe der Yemnnft sehr 
wohl, ^tatt^^^,; yfiß^i dbi^^in:. pdAet r Vernünftige 
Weifs, dass .zufällige IjteVaprba^tiniBiiuigen sehr reran- 
d^li^h ,.sind,^^j9tit)iia l^ein-« Vettr^: piit Sicherheit ge- 
abblassen wm^flt könnte, ^ wefin rein; Irrthum. dieiier 
Arty n^öcht* er.v^enneidU^h.iodspc. i^irernieidlipb ^ein^ 
^ie : Rechtitgülfigkeit des Vertr^s anheben sollte. 
Was den . Betrug als absichtliche ;Vedeitung «am 
Irr thume beer ift, so wird 7^.»deiisc[nr ErweisUchheit 
VQrf^usga«?t^t^-r* iein dadurch entstan'dner Vertrag um 
ao; weniger.. fel^lfn.Hnnen, wtnn der Irrthnm we- 
sentlich und unirormeidlAch War«. War er; diefs nicht, 
eo wird zwatt deciVertrag bestehen können, aber der 
netriiger zum E;:siita alles «us^ diem Betrüge für den 
Betrognen entstirndnen Schadens verpflichtet : sein. 
I>enn die Te;^nanft kann un&ö^lich einem vernünf- 
tigen Wesfen, da« Skeiqht erth^U^n»! c^n, andres ver- 
i^üiifciges Wesen. (Zii'dessiBn 'Schaden und zum eignen 
iVertheile zu h^ntergehn. Vergl. $.36. Anm. 2. ge- 
^n.das Endfi, . .. -: .., 

• fi;: Anm^ 3: ;Eiiie vorausgfel^etiS^te Einwilli- 
gü2ig (aon$eß^ti8 /praesumtus) iat . darum noch J^eine 
erdichtet« (c^nsr ß^tüi). ■. 'Die letzte' Ware ganz 
beliebig oder gar b^liruglich vQrausgesetist.und konnte 
jQplmöglich einen, ile&htswechsel bewirke^, Wenn 
nun. die EinwiUignng ausdrückUdi i. erklärt ist, so 
hlsdarf es keiner. Voraussetzung*: :Wo aber keine 
aokhe , Erklärung:, jedoch ein' hinlimglicher Grund 
^rhanden Mf, der uns nach idlen Regeln des ..Ter- 
»ünftigen DenkezKs bestimmt, nn^^tSM^^men , dfts» je- 
Anand eingewiUig».babe: so d#rf mto auch eine wahre 
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'Willenseinigung annelimen und dies« ^Is GrunJUa^ 
eines rechtsgültigen Vertrags betrachteil. Die Eiur 
vrilligung heifst dann stillschweigend' {eona'. ta^ 
cittis) im Gegensätze der au sdrüokl lachen {porU. 
expreaaus). Das Stillschweigen ist aber hier nich^ 
blofs als wörtliches, sondern auch als thätli^heft zu 
nehmen, und es muss' der Fall so beschaffen ' s^in, 
dass der Andre das Stillschweigen, wörtlich oder 
thätlich, brechcfn konnte oder sollte, wenn er nicht 
als einwilligend angesehn sein wollte, dass ' mithin 
sein Stillschweigen^ einen positiven (wirklich au-> 
lasisenden) Charakter hatte* Der bekannte Grund- 
sats?: ^ui tacet, conaentU, müsste also vollständig so 
lauten: Qui tacat perbo ei facto, übi obloqui pel reai- 
sterepoteat ac deVet, pro conaentierUe hahehdua äat. Es 
tritt z. B. jemand ih einen Bäckerladen^ legt seinen 
Groschen liin und nimmt dafür ein Groschenbrö<l 
ohne Binspruch oder Widerstand der anwesenden- 
BSckers. Wer könnte hier vernünftigerweise zwei- 
feln , dass ein vertragftweiser Hechts Wechsel durch 
.Willenseinigung geschehen liei, ohne irgend eine aus- 
drückliche Erklärung von beiden Seiten ? Oder es 
ist jemand im Staate geboren und erzogen, bleibt in 
demselben als Mündiger, treibt sein Gewerbe und 
lässt sieb dabei vom Staate ' schützen. Wer wollte 
auch hier zweifeln, dass — wenn es andere über- 
haupt einen bürgerlichen Vertrag giebt — dieser ohne 
alle ausdrückliche Erklärung von beiden Seiten ab- 
geschlossen sei ? Die That spricht ja hier noch lau- 
ter als das Wort« Ganz anders ist jedoch der Fall,' 
wenn man blofs annimmt, dass jemand einwilligen 
werde, ohne irgend einen Grund anfuhren zu kön- 
nen, dass er eingewilligt habe oder eben einwil- 
lige,, z. B. wenn man eines Abwesenden Haiis repa- 
riren lässt, damit es nicht einstürze, in der Voraus- 
setzung, der Andre werde sielbst wünschen, dass man 
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to fiSr ihn IiMidle« Diese YorauMettung ist aber nur 
Vepuuftbung und daher triiglich. Deno es wäre wohl 
magUeh, dass ni#ii dea wirklichen Absichten des 
Addern nicht epi^psochen, dass er s* B« lieber ein 
neues Hana an der Stelle des alten gebiiut oder die 
Reparatur Afch einem gans andern Plane aosgefuhrt 
hatte» wesn laanoicbt, aus eignem A^^triebe ihm xu- 
YorgekoflMiie^ wäre. Er könnte alsp wohl gar unsre 
angebliche Ge^cbaftsluhruog au, seinen^ Nutzm und 
Yergaüg^u. für ema unbefugte Ein^iitchung in s/eine 
Angelegenhßitexi ^^, sei^iem S<?haden und Vei^russ 
erklären ur^ ^P^X^ u^),* entsphl4igw aia wollei», seihst 
Soitschadig^pg foda^i^« Die .Qeschäftsfübrung 
ohne Auftrag {ttegotünrwa gäftip absqu0 mandafo} 
hanu also nii^t. fls.yei:^rag,. selbst wienn es nur ein 
Qua$i^contractuB seii^ soUtei angesehn werden« Denn 
die Einwilligung ^ann ^us etflnem blofs negativen 
^tiU^chüreigen (wo der A^di^e gar n^cht widersprechea 
odepr* viriderstehen kpnnte) nicht ihit Sichei*heit ge^ 
achlPSsep werden* Sonst Kpnnte «ich selbst der Dieb, 
de^ in de;r Nacht in ein Haus sphleicht und, wäh» 
xesjcL^ die Bewohner, schlafen^ Sachen darfius entwen- 
det, damit rechtfertigen» dass die Bewohner still- 
schweigend eingewilligt hatten. Aber das positive 
Geseta hsQP auch hier wieder aus Gründen der Bil- 
lijgh^t uJdd Klugheit verordnen, dass, wenn jemand 
nach wahrscheinlicher Yermuthung und ehrlicherweise 
auf seine Kosten einen Andern vor Schad^ bewahrte 
oder ihm einen nach gemeinej^ UrUieiJe dafür gel- 
tenden Yortbeil zuwandte, ihm sein A^^^i^d er-« 
Stattet oder rergfOf^n y^erde, 

Anm, 4. Ein unbestirqim,ties yersprechen ist 
ao giM: wie gar h^ins. Penn d^r F];o]^ssar weifs 
uicht, was ihm versprochen worden v^d was er 
dem Versprechen gemäla fadern soll; auch wcpifiF ^^ 
nicht, ob er anndtu^ei^ würde» wei^u der A^^dre he- 
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stimmt erklärte , ^vf^B «r eigeutiüdi geben oder tHun 
MTollte; denn es konnite ja seinen Zspreoken gmuz.eiäu 
gegea^ ^ein, z. B» wenn jener im Sinne bitte »> ihiii 
Gift als Nabrungsmittel £u geb«a, nndnur überhaupt 
yerapräcbe> ihin jetwas zum Genosse im gebenu Die 
Ujibeetimmtheit des Verepirecliens macbt 
also eine wabre ' WiUenseinigung unmßglicb« Ebei» 
so ein widerrechtlicher Zwang. 'DerRauber^ 
der dem Reisenden ein Fiatol auf. die Brust setsty 
um ihm einvYempreehen abaunöthigen, hat kaa Hecht 
erworben , Lieistung au fodenu: Die^ Vem^dnft^würde 
si^. selbst wiiderspreöhen ,. w^nh sie ein , o&nbares 
Unrecht als Quelle des Rechts 4inerkennte. Sonder«» 
bar ist die Ausflucht Einiget: Man müsse zwar das 
y er sprechen ha^en, dürfe aber hijaterher Schadlos« 
haltung fodern. Denn wird dijsfs in^mer inogUch 
sein? Und heifst diefs nipht eben so yiel als:' i)er 
Andre habe kein Recht erworben, Iieistung*«u fe- 
dernd Wer siich im Gewiesen oder aus Klugheit, uni 
gröfsem Scksk^xh i^ MPiif^^y d^su yeifbu^den: ei1»jpbv 
tet, mag es thun; aber , gezwungen darf ßr Glicht 
wei^denjt, ohne neues Unrecht ihm zi^ufügen. Man 
vecwechsjle damit zvur nicht die Abßchliefsung eines 
Vertrag» aus blofser Furcht. ' Denn ist diese Furcht 
nicht duTch bettugÜehe Vorspiegiölungen oder wider- 
rechtlicben Zwang bewizicts sp ist die Fur^^ Yor 
einem Schaden, den ich^durph Veift^^ ^^ ßjitff^if^f^ 
hoffe ^ einjedei mit der Hoffin^Agt eines Gewinns, in- 
dem Untfernu^g des Schadens auch Gewinn ist« Wenn 
aber der Zwang , der ein YersprepHen zur Folge hat,, 
nicht widerrechtlich ist: so mus^^die Yernunft das 
Versprechen als gültig anerkennen , so4>ald' das Yer^ 
sproehne nur spnst dem Rechtsgeeetäe nicht wider- 
streitet. Darf man also nach geschehener Rechts^ 
vetletzung Schadloshaltung erzwingen — >- woTon tiefen 
nntcpü — > so dmrf man auch über die Art dieser Sdsaid^ * 
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loehaltong eiiieii Vextrag mit -^dem , RechtsvQtletzer 
sehliefsen, und dieier kann dann moht sagen ^ dass 
ihm das Versprecbea durch widerrechtHchen Zwang 
alfgenöthigt sei. Denn er wollte nun einmal eine 
HaadltMig begehn, :rnn der ihm seine Vernunft s^gte, 
dass: er sich dadarfk in den Fall aetste, geaw«xigen 
ao werden« War also sein Wollen<'hier frei , so muss 
auch die Folge dieses freien WoUens, so unangenehm 
sie ihm sein mag, ao beurtheilt weiden. Recht li- 
ehet Zwäng hebt folglich di|S-WiUenseinigung nicht 
auf.' Auf diese Art müssen auch die Friedens vertrage 
zwischen Yölherh nach g^uhrtem Kriege beuxtheilt 
werden^ wie das. Völkerrecht. aeigen wird. 

$. 58- • . 

Aus dem zweiten . Merkmale ergeben sich 
folgei^de Bedingnisse: . .. ^ 

1. Die Handlung, zu der man durch Verfrag 
verpflichtet sein soll, mu38 durch natürliche 
Kräfte und nach natürliche^ Gesetzen 
geschehen können. 

2« Dieselbe , Handlung darf nicht von der 
Vernunft schlechthin verboten sein. 

!$..Die Rechte der Kontrahenten, worüber 
verhandelt worden, müssen .erwerblich und 
veräufserlich sein* 

4. Die Rechte eines Dritten können nur 
mit dessen ausdrücklich erklärter oder vernünftig 
vorausgesetzter Ein vvill ig i^ng Gegenstand ei- 
nes Vertrags werden. 

\änm. 1. Die natürliche oder physische Mag* 
lichkeit einer Handlung wird vom Fflichthegriffe 
nothwendig vorausgesetzt« Denn wie könnte die 
Vernunft ein Sollen fodern, wo sie das Nicht «-können 
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einsieht? Daher ättr h^ikann^e Gräni&ätz:\:äd im^' 
possibilia nemo obligatut. Ein Vertrag in Beziehung 
auf phyiftisch ^unmögliche Leistungen * wate daher in 
sich selbst nichtig. Aber das ol»ige erste Bedingniss 
hat noch ein^n weitem Uinfffng. Denn es ^kann' 
eine Handlung zur Zeit der Absehliefsung des Yefr- 
trags giar trohl physisch, möglich^ ^sein, nachher aber 
unmöglich i^etden* Natürlitifa' hebt sich' dadurch die 
Verpflichtung artts dem. Verfarage und * folglich der' 
Vertrag selbst. Wer aich rertragsWeis^ »um' Läufer 
oder Träger verpflichtet -hfitte-,' wäre nach? Verlust 
seiner .Tüfse dieser Pflioh|j' natürlich quitt. Daher 
schütten > auch gern böse Sthttldner ihre Zablungs- 
unfähigfeeit- vor. Es versteht- sich aber. vx>n ifeibfet, 
dass hei- diesem Vorwand einrer'.' nachher eingietifetnen 
Unmöglichkieit -die Richtigk^t^-der ExzepäBion 3är.' 
gethan werden müsse. Üftd' woförn noch-eifte''tieiI- 
weise Möglicbkeit der Erfüllung des Vertrag« stattflit- 
det, wird auch die theilweifte« Verpflichtung^ bleiben. 
Daher kahlt der in Konli^urs ' verfallne^dlAjillf^'* so 
viel Fvozente^ als die-Masie^^ verstattet: i» »ci^iv/i^ v^ 
Jtnm. 2. Wenn eine Häö'dltirig Vd«^ dwVörÄönft 
scblechthin verboten isti, 'sd,^ann d4eselbe>^Y<erfttinft 
ohne Widerspruch mit si*elC selbst keinem ^^i^Asdhen' 
ein Recht ertheilen^ sie vonleiiiekn .Afidierti'a^8<^lleii' 
stung zu fodern; gesetzt^ aiiicl>^ das» di^et^'^'uh^^sön^ 
nen genug, gewesen w4i^e,sidi dlföu>^äor<(A 'eibe« 
Vertrag anh«ischig zu iBacfa8n.v:xfi^<»^ Hafi^luilpgi'^M^äre/ 
schändlkh iUBd.';zum /Schimdlkheai .'ä^'^ eia^' d^Hlioh«^ 
Unmöglichei;! kaliKn es eben '* ffo» ^(renig «Is^ tfüm^iMOüi'^/ 
lieh Unmöglichen ■^ineHpflÄiht'>>^eb^miv^fi>ai%M^ Acopr* 
anderweite 'Grundsatz : Baef^um^twrpe^'e^i'ijfs^^uie na^\ 
lurrn Bandiitkm^ViBiuherT/, Kappieiv^/iun^^ialidre^x^^ 
träge der i Are /haben alsoiIdoej^iGaitigkeift9iiadc4i^ri^f 
gesehn. dui^imi^iid^sS' si^ 4«» #^«3*1^^^ dvüftte« M»&iseiP 
entgc^gienstehnv^^ Ja^v^> kaas)a&Miist^gülli]^iVercdb^^ 

Krug's prakt. Philos. Th. I. Rechtslehre. AufL f. 11 
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nicht ^inyiAl di« Wirkting haben*, uns von der £r> 
ftiUung' irgend einer alj^emeinen Mensebenpflicht zu 
entbindeöa, .weil es schändlich oder entehrend wäre, 
sich dieser au entaiehn, a« B. einen in Xiebensgefahr 
ScbwebendM^ darum- nicht zu retten, wisil man eben 
eine vertragswieiie übetfnojnmeneAeise antraten woHte. 
Uebrigen» geboxt die Frage, ob bei sonst gleichen 
Umständte die Rechtspflicht oder die liiebespflicht 
vorgehe', in die Tugen^ebre. Denn eigentlich ha- 
ben w^ aa hier immer nur mit }ener su thun. Es 
ist aber offenbar, dasa audi aus diesem Grunde ein 
Vertrag mit dem Teufel — die Wirklichkeit 
dieses Wesens und die Möglichkeit mit ihm zu yer- 
handeln votrausgesetat •— * durchaus null tmd nichtig 
sein wfirde* Denn er wäre ja der schändlichste al- 
ler Vertrage. Freiliah iVäre der, welcher, einen sol- 
chen Vertrag auch nur aba^bfliefsen wölke, ohnebin 
schon dem Teufel verfallen. 

jif^m. 3» Dass es unerwerb liebe und un- 
veraufserliobe Re/chto gebe, ist schon oben (§. 
28) erwiesen worden. Ist xom dieser B^weia «icbtig, 
so ist es. ein natÜElioher Folgesatz (Gofrolforium} dass 
solphe IVeqhce vernünftiger Weise kein / Gegenstand 
einer Verhandlung aeik» köhüen, welche Erwerbung 
und Veräufsarung vo4 x Rechten bpwlrk^n* soll, oder 
mit andern Worten,, dass die Vernunft; indem sie 
Rech te «bneiikennt;, die von jeder Fersodst luxzeftrenn- 
lich r|i»di. einen Vertrag .niir unter dier Bedingung als 
rechts^tiig, folglich aUeh «!& zwangsvterbindlich an- 
erkeatne,. wenn die Kontiahenten übs^ (ec^erbliche 
'und TieduA&erlicba Rechte ihren Willen geeinigt ha- 
ben« 'Eitle Willenaeiosgttng'uber anSne« Rechte wäre 
keine WaJira, indeitt.eSd weeentllcl^^ Ihithum Ton 
beidQn)8ait^n: odjer B^nsg xiUer Gewalt'voitf d«r einen 
den ^Sahiin dier Mmitraagwng hiarmi^bracbt hatten. 
Dahw findet! eben djud&^tmujl^ohn^ non.\ß^.. iajwia, 
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*• 
hierauf kein^' Anwenaung (§* 2S.. A^nm^ a« .£•). Man, 

könnte auck Leistangen, die jemand aua einem an* 

geblieben Vertrage über unerwerbliche und. uny.es» 

äufserlicfae B.eahte foderte^ unter dein Begriffe de& 

Sittlichunmöglioben oder Schändlichen befasMii nnd 

aua diasßm > Grunde die Rechtspflioht daau leugnen»' 

So würd' es schandÜck sein, sich »um blindes Glau«. 

beh in einem Vertrage anfaeisohig su. maoben^ w^eij^ 

diefs »o viel hieffre, als. auf alle Vernunft vefTsickten« 

Eben so. sckändlick war' ein Vertrag 9Eur Sklaverei* 

Denn man» kann sich, -nnohl ohjae Entebniaig dem. 

Willen eines. Andern bedingungsweise. untecwer£ea 

und dessen Zwecken dienen ^ aber nickt vtnbedingti. 

so dess man sick als blolae Sache betrackteftei, .msthii!» 

seine ganze f'ersdnUcbkeit am einen. Andern» "viäegn 

MTÜrfe« Auf diese. Art wäre die Unstattkafi^keit 

eines.solcken Vertrags indirekt erwiesen.. £& isXrabei: 

viel einfacher su'sageit: JDi-er Vernunft kann okjae 

Widerspruck mit sieb selH^t DGemandca auis Einern 

Vertrage ein Reckt zuerkennen:» Andern diejenigen 

Keickt#. zu entziekn^ welcks. ihnen die; Vein«iiift> ah^ 

wesentliche y allgemeine itnd. notkwanidi^e Blechte 

schon zuerkannt kat. 

ji nnu 4* i^iet Heckte: des Einen, an sick be«» 

trachtet sind für den Andern unviesäufsexlick» w^enn 

sie auch ' für jenen . selbst veräufseorlick ain^ Dakar 

dürfen auch Beide zusammen niclu. über dia fietekte 

eines Dritten kontrakiren, wenn dieser nickt dazu 

eingewilligt halt.. Diese Eimwaüigung kann 0ua ^ick» 

falls entweder a«sdrüx:kli(^ erhlatt odeffnackTernw& 

tigen Gründen vorausgesetzt werden. Ausdrücklich 

erklärt ist die Einwilligung, wenn Jemand einen 

Andern beauftragt oder bevollmächtigt, an seiner 

Stelle uj^4 i^ meinem . fiawp . über sein^ vßxm^^fix^ 

llcbeu: J&aab^< aiAe»,.V9mftg;:Al^z?MQk]ie()im,v. J^^m 

geht silsods«ti««p Vertrage eka^'apdseEr Ivraher^ iMunEdt 
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der Berollmachtigungsvertrag, vermöge des- 
sen A die Beftignisft erhält, mit B über die Rechte 
eines Dritten (G) zu unterhandeln, es mag nun der 
Dritte die Vollmacht unbedingt oder bedingt . (mit 
Vorbehalt der Ratifikazion des Vertrags) gegeben 
haben (§. 55. Anm« 4). Ist die Einwilligung nicht 
ausdrücklich erklart, sondern nur nach^ vernünftigen 
Gründen vorausgesetzt, so wird Bwar. auch dann über 
die Rechte eines Dritten unterhandelt werden dürfen, 
aber nur epentuaUtfßr oder 9ub $pe rati, Ji, h! auf die 
Bedingung, dass die ausdrückliche Erklärung der 
Einwilligung nachfolge. Der Vertrag wird also zwar 
abgeschlossen, aber nichts eher vollzogen werden 
dürfen, als bis diese Bedingung eingetreten, wofern 
nicht etwa Gefahr beim Verzuge oder eine höhere 
Sankzion von Seiten des Staates stattfindet, z. B. 
bei Verträgen über die Rechte der Unmündigen und 
Abwesenden. — Ueberhaupt kann der Staat (sein 
rechtliches Dasein vorausgesetzt) die natürlichen £r- 
fodernisse zur Rechtsgültigkeit der Vertrage durch 
positive Bestimmungen ai^f mannigfaltige VtTeise theils 
erweitern theils beschranken. Er kann aus Gründen 
der Billigkeit und Klugheit z. B« gewisse Förmlich- 
keiten bei Abschliefsung der Verträge, und zwar 
nach dem Grade der Wichtigkeit mehr oder. Wjeniger, 
festsetzen, gewissen sonst gültigen Vertragsarten die 
Zwangsverbindlichkeit entziehen, andern, die nach 
dem blofsen Naturrechte nicht gültig sein würden, 
sie unter gewissen Bedingungen ertheilen, Remedien 
gegen zu harte Stipulaziopen gestatten, u. s. w« *). 



*) Hieher gehört z. B. das Remedium rescindendae venditionis 
ob laesionem enormem, Denn wenn sonst' alle Bedingnisse 
der Rechtsgültigkeit der VertrSge stattgeifuiiden haben, so 
ist die enorme LHsion noch keine Rechtsverletenng^i also an 
sidt nur mn BiUigkeitsgnnMl, den Vertraue auftuhehen. So 
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Auch wird alles dieCs um so nöthiger sein^ je we- 
niger die natürlichen Jlequisite in allen empirischen 
Fällen auslangen werden, das^ durch den Vertrag 
veränderte ^Recht^erhältniss der Kontrahenten genau 
zu heurtheilen und si<!her su bestimmen, und je 
mehr dem Staate daran gelegen sein muss, dass beim 
Umtausche der Rechte der Bürger alles nicht blofii 
nach strengem 'Rechte , sondern auch nach Billigkeit 
und mit Rücksicht auf das allgemeine Wohl zugehe. 
Die philosophische Rechtslehre ab^er muss sich in- ' 
nerhalb der Gränzen dessen halten, was von Natur 
Rechtens ist, wenn aus Verträgen Zwangsv«rbind- 
lichkeiten entstehen sollen* 

Durch Verträge können nicht blofs dingliche 
oder sachliche, sondern, auch persönliche und 
dingKch- persönliche Rechte entstehen. ($. 23 — 
26). Daher bilden sich durch Verträge nicht 
blofs negative, sondern auch positive Rechtsan- 
sprücbe an Andre, und man kann alsdann nicht 
blofs durch positive, sondern auch durch nega- 
tive Handlungen d. h. durch Unterlassungen von 
Andern beleidigt werden. 

auckder Grundsatz: Kauf bricht Miethe. Denn ein 
späterer Vertrag mit einem Dritten kann an sich keinen 
früherxi mit einem Zweiten auflösen , wenn der friüiere 
rechtsgültig war. Der Miether ist ja, als solcher , Condotni- 
nusj und es darf nach dem Naturrechte ohne dessen Willen 
über sein . Recht nicht verfügt werden. Damit aber die 
Freiheit der Eigenihümer nicht zu sehr beschränkt werde, 
stellt das Positivrecht jenen Grundsatz auf. Für wen nun 
das Positivrecht gilt, der schliefst den Miethyertrag dann 
auch nur unter jener Blidingung, Wenn sie gleich nicht 
ausdrücklich erwähnt ist. 
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Anm. DingUche ftechte werden äurch Yertrag 
erworben, wenn veritioge desselben eine Saiche, die 
dufseres Eigenthum des Einen ist, in das Eigen- 
tbumsgebiet des Andern übergeht« So lang* indessen 
dieser Uebergang noch nicht geschehen ist, mithin 
die Sache sich noch faktisch in dem ersten Eigen- 

. thumsgebiete befindet ^ ist durch den Vertrag nur 
die rechtliche Foderung begründet, dass der Eigen- 
thümer die Sache übergebe. Diese Uebergabe ist 
als eine von der Person des Eigenthümers abhangige 
Leistung, durch welche der Vertrag yoUzogen wird, 
mithin auch das durch den Vertrag entstandne Recht 
bis zur Vollziehung als ein persönliches anzüsehn. 
Ebendarum hat nach dem Naturrechte bis zur Ueber- 
gabe der Eigentümer allen Schaden an der Sache 
zu tragen, möge dieser durch eigne Schuld oder 
durch Zufall entstanden sein, nach dem Grundsatze: 
Casum aentU dotmhua^ Dieser Grundsatz jnus^ selbst 
dann geltes^, wenn die Sache zwar übergeben ist, 
aber nicht mit vollem Eigenthumsrechte, sondern 
blofs zu einem bestimmten Gebrauche, so dass durch 
den Vertrag nur das Recht zu diesem Gebrauch über- 
tragen ist. Alsdann muss aber der durch Schuld 
des Gebrauchenden entstandne (also nicht blols 

. zufällige) Schade von diesem ersetzt werden. — Ist 
ein persönliches Recht Gegenstand des Vertrags, es 
sei blofs oder dinglich persönlich, so ist der eine 
Kontrahent dem andern zu gewissen Leistungen ver- 
pflichtet. Bestehn nun diese Leistungen in positiven 
Handlungen, so ist auch der durch den Vertrag be- 
gründete Rechtsanspruch eben so positiver Art, wie 
der Anspruch auf die. Uebergabe einer aufsern Sache. 
Wird jenem Ansprüche nicht genügt, so wird durch 
diese negative Handlung der Berechtigte eben so an 
seinem Rechte verletzt, als y§tnn die ausbedungene 
Uebergabe einer äufsern Sache imterbleiht. Daher 



Digitized 



byGoogk 



Absehn. L Pdvatreclit. $• 60. 167 

kann man tMtcH g99Gtüo9»aeii Yortvigen . ebentawohl 
dnrcb xij^gatiye alt dwdb po»itivre .Htodluagen belei- 
digt Trerdea,, da hingegen aufser de^ Yertragsver- 
liältnisse Beleidigung durcb blotses Unterlassen nicht: 
stattfinden kann. Dingliche Rechte köünen also auch 
ohne Vertrag, durch bloFse Besitznahme,, er- 
-werben ^werden , persönlich^ nichts . und nian hat an 
Andre nur so, viel positive aui^ persönlichen . Rechten 
hervorgehende Ansprüche, als man durch Vertrag 
erworbeÄ hat. Wenn folgUch der Staat s<)lohe An- 
sprüche ertheilt, so müssen JEiueh diese der Ableitung 
aus , irgehd einem dem Staate selbst zum Grunde lie- 
genden Vertrage wenigstens fähig sein,- ^wof^mef sie 
nicht dem Vemunftrechte widetstreiten «oUen. " « 



Des zweiten Hauptatücks 
»weite Abtheilung. 



Von der. Vezlet%ung der Rechte. 

$.60. 

Wenn jemand durch die freie Handlung eines 
Andern an der Ausübung irgend eines Rechts 
auf eine widerrechtliche Art gehindert wird — 
es 3aiag daraus für ihn ein positiver Nachtheil 
{damnum datum s. emergens) oder ein blofs ne- 
gativer (hierum interceptum s. cessans) erwachsen 
— so wird. das Recht verletzt und die Person 
beleidigt» Der Beleidigte kommt dann in den 
Fall^ wo sein Recht ds Redbt zu zwingen (jus 
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cogendi) erscheint , und der Beleidiger setzt steh 
in die Lage, wo seihe Pfficht, fremdes Recht 
zu achten, die Form einer Verbindlichkeit^ sich 
einem gevidssen Zwange zu unterwerfen und da- 
durch das Unrecht gleichsam ab;9ubiifsen oder, 
wo möglich, wieder gut zu machen (obligatio 
ex delicto oriundä) annehmen kann. 

Anm^ Nicht jede Verhindruag der Ausübung 
eifies Rechtes ist Beleidigung, sondern nur die« 
welche aus der Freiheit — unmittelbar oder mittel- 
bar — - hervorgeht und zugleich der Rechtsform i^i^ 
derstreitet, d. h. weiche, allgeäiein gestattet, die 
Einstimmigkeit des äufsern Preiheitsgebrauchs sinn* 
lieh -vernünftiger Wesen' unmöglich niachen würde, 
und ebendarum eine Rechts i^erletzung (lae^io 
Juris) oder ein Unrecht (injuria) heifst (§. 15 und 
17). Daher fällt auch die Eintheilung der Beleidi- 
gungen in vollkommne und unvoUkommne — gemäfs 
der analogen Eintheilung der Rechte (§. 22) — hier 
weg> indem nur von Verletzung des Rechts im 
eigentlichen und strengen Sinne in der vorliegenden 
Theorie die Rede ist. Wer daher dem Armen ein 
Almosen verweigert, beleidigt ihn nicht in recht- 
licher Hinsicht, wen^ er es auch auf eine lieblose 
Weise thut. Wichtiger ist die vorläufige Frage, ob 
durch Beleidigungen auch Rechte erworben und 
« veräufsert werden , oder mit andern Worten , ob 
durch Rechtsverletzungen neue Rechte und Pflichten 
entstehn. Diejenigen, welche diese Frage bejahen, 
meinen nämlich, der Beleidigte erlange dadurch das 
Recht, den Beleidiger zu zwingen, und der Belei* 
diger verliere ebendadurch das Recht , nicht gezwun- 
gen zu werden , oder es ^entstehe für ihn die Pflicht, 
fich zwingen zu lassen. Sonach wnrde die Lehre 
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von der Yerletsung der Rechte keinen bebändern 
Abschnitt in der Recfatslehre bilden, soxrdern nur 
eine Unterabtheilung oder einen Anhang der Lehre 
von der Entstehung und dem damit verknüpften Un* 
tergaUge der Rechte ausmachen. Wir können aber 
dieser Vorstellungsart nicht beipflichten. Dean erat^ 
lieh erwirbt, der Beleidigte keineswegs erst durch die 
Beleidigung das Recht zu zwingen. Die allgemeine 
Befugniss zum Zwange ist ja schon ursprünglich, mit 
jedena Rechte verknüpft und folgt unmittelbar aus 
dem Kechtsgesetze selbst (§.. 18). Durch die Belei- 
digung wird nur der Fall gegeben^ wo jene Befug.* 
niss zur Anwendung kommt , wo das Recht die Ge- 
stalt eines Zvi^angsrechtes wirklidh annimmt, wo 
gleichsam die Idee des Rechtes zu zwingen zur Er-* 
scheinung wird. Hieraus folgt aber auch . zweitens, 
dass der Beleidiger kein Recht veräufsert, indem er 
ein fremdes Recht verletzt. Denn jedes sinnlich-» 
vernünftige Wesen ist schon zwingbar nach dem 
Rechtsgesetze, sobald es mit andern Berechtigten 
zusaxümen lebt und wirkt; es soll das fremde Recht 
thätlich achten und muss, wenn es nicht will (§• 19). 
£s sets^t sich also durch die Beleidigung nur in den 
Fall, wo es wirklich gezwungen werden darf. Aber, 
sagt man, es.giebt doch Pflichten, die aus Rechts- 
verletzungen hervorgehn (obligationes ex delictis ori" 
undae) z. B. die Verbindlichkeit zum Schadenersatze. 
Allerdings. Aber diefs sind keineswegs neue Pflich- 
ten, die neu entstandne Redhte voraussetzen^ son- 
dern auch hier nimmt die dem Rechte entsprechende 
Pflicht, die in der Idee schon Zwangspflicht ist, die 
Gestalt einer solchen in det Wirklichkeit an. Eine 
mittelbare Folge davon kann sein, dass jemand etwas 
von seinem Eigenthume, seiner Freiheit , seinen Bür- 
gerrechten, wenn er im Staate lebt, oder gar sein 
Leben mit aUem, was er in der Sinnenwelt ist und 
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hat^ verliert. Aber diefs ist docb offenbar keine 
RechtsyerattTserung d. b* kein Umtauscb Ton 
Rechten {awaXXayfia), Daber tcbeint uns ancb die 
Eintbeilung des Recbtstauscbes in den willkürli- 
chen (wvalk. exovaiov) welcher bei Vertragen^ und 
den unwillkürlichen (wraXk. axovaani) welcher 
b'ei Beleidigungen stattfinde, nicht sulässig, ob- 
wohl berühmte Rechtslebrer sie angenommen haben, 
z. B* MsrSTsa in seinem Lehrbuche des Natur« 
rechts, §. 271 vergl. mit §.322. — Uebrigeqs kann 
man wohl }ede Beleidigung, eiii Vergeben {deUctuin) 
nennen, weil man dadurch am fremden Rechte sich 
vergeht oder seiner I(.echtspflicht vorbeigebt, nicht 
aber ein Verbrechen (crimen). Denn diefs findet 
eigentlich nur statt, wenn jemand in einer Rechts- 
gesells<^aft das Recht dergestalt verletzt, dass er 
zugleich die durch jene Gesellschaft bezweck^te öffienl:* 
liehe Sicherheit gefährdet, mithin die ganze Rechts- 
ordnung gleichsam durchbricht oder verkehrt. 

$. 6i. 

Da der Zwang yemünftiger Weise keinen 
andern Zweck haben kann, als dass man aich 
durch eine der widerrechtlichen Gewalt entge- 
gengesetzte Gewalt gegen Beleidigungen möglichst 
sichre oder schütze: so ist das Recht zu zwin- 
gen {jus coactionis) eigentlich ein Schutz- oder 
Sicherheitsrecht {jus tutelae s. securitatis) 
und folglich auch ein Vertheidigungsrecht 
(jics defensioTÜs)] indem sich vertheidigen 
nichts anders heifst, als sich gegen Verletzungen 
in Sicherheit stellen. Der Zwang kann also aus- 
geübt werden entweder 50, dass man dem Be- 
leidiger zuvorkommt, öder so ^ dass man ihn 
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zur Herstellung nnsrer Perton in den Tbrigen 
Stand, so weit; es möglich, nothigt, oder so, dass 
man ihm Gleiches mit Gleichem vergilt. Im 
ersten Fall erscheint das Recht z» zwingen (sich 
zu schiits^i, zu sichern, zu vertfaeidigen) als 
Zuvorkonrmüngsrecht (j[»a j7ra^f^n</o/»^ s. 
anticipatioTiis) im zweiten als Herstellungs- 
recht (jus restitutionis in integrum) im dritten 
als "Wiedervergeltungsrecht (jus talionis). 
Alle diese Rechte sind also nur verschiedne For- 
men oder Aüsübungsarten des Rechts zu zwingen 
(jnodi exercendi jus coactkmisj* 

Jinm, 1. "Wenn eine Beleidigung' zwar noch 
nicht vollzogen, aber doch schon thätlich angekündigt 
ist, mithin nicht blofs vermuthet wjird: sx) würd' es 
vermin ftwidrig sein j die Vollziehung zu gestatten, 
falls man sie hindern kann, und dadurch auf sein 
Recht gleichsam selbst zu verzichten. Die Vernunft 
muss es daher billigen, dass man zum Schutze seines 
Rechts den Gegner von der Vollziehung der beab- 
sichtigten Rechtsverletzung abhalte ; und eben diefs 
heifst Zuvorkommen. Ich werde also die Befug* 
niss haben dem zu widerstehen, der mein Freiheits* 
gebiet auf irgend eine Art antasten will, damit es 
unverletzt bleibe; und eben diefs heifst Zuvor- 
kommungsrecht. Dieses Recht selbst kann daher 
keinem Zweifel unterliegen ," sobald man überhaupt 
Zwangsrechte und Zwangspflichten anerkennt. Aber 
es kann die Frage aufgeworfen werden, wie weit 
dieses Recht g^e. Natürlich wohl so weit, als der 
beabsichtigte Angriff geht und es zur Abwehrung 
desselben nöthig ist. Ist nun der Angriff entweder 
unmittelbar auf mein Leben gerichtet oder nimmt er 
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diese Richtung^ während meines Widerstandes geg^en 
irgend eine andre Rechtsverletzung: so werd* ich 
auch das R^cht haben, mein Leben selbst durch Tod- 
tung des ungerechten Angreifers zu schützen. Oenn 
wenn eine solche Vertheidigung gegen mörderisclien 
Angriff nicht rechtmäfsig sein, sondern die Vollzie- 
hung der beabsichtigten Rechtsverletzuiig erst abge- 
wartet werden sollte: so war* es so gut, als hätte 
man kein Recht der personlichen Subsi^tenz, mithin 
überhaupt kein Recht (§. 29). Denn wer die Person 
vernichten will, will auch alles Recht derselben ver- 
nichten, nach dem Grundsatze: JNhn existentis nuUcg. 
surU Jura (§• 47* Anm. 1). Et kann also bei der na- 
türlichen Wechselseitigkeit aller Rechte vernünftig^er 
Weise nicht fodern, dass man sein Dasein neben 
sich dulde, da er das fremde. Dasein nicht neben dem 

•seinigen dulden will. Er mächt sich demnach selbst 
rechtlos, indem er seine Kraft braucht, um eine 
fremde Persönlichkeit und mit ihr das Recht selbst 
zu vernichten; er macht sich dem wilden Thiere 

' gleich^ das den Menschen anfällt, weil es^ein blin- 
der Trieb dazu reizt. Daher hat auch nicht blofs 
der unmittelbar Angegriffne, sondern jeder neben 
ihm Lebende und durch jenen Angriff mittelbar 
Angegriffene das Recht der Vertheidigung , d. h. die- 
ser darf jenem beistehen und alle seine Kraft der 
Kraft des Angreifers entgegensetzen, um sowohl die 
fremde, unmittelbar, als die eigne, ndttelbar, ange- 
griffne Persönlichkeit zu schützen. Ja wenn auch 
dieser Zyeck in Ansehung jener wegen der nicht 
mehr aju hindernde^ Vollziehung des Angriffs nicht 
erreichbar wäre, so würd* er es doch in Ansehung 
dieser bleiben. Daher "hat im Naturstande jeder das 
Recht, einen Mörder zu verfolgen und niederzusto- 
fsen, wo er ihn findet. Dieses Recht ist auch- stets 
und überall vom natürlichen Menschensinn anerkannt 
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worden *). Im Bürger«tand6 hingegen kann es aus 
Gründen, die sich aus dem Staatsreclit ergeben wet-^ 
den, nicht stattfinden ^ind^m der Staat nur gestat- 
ten kann , dass man den Mörder verfolge,' tun seiner 
habhaft zu werden und ihn dem gesetzlichen Rieh-» 
ter zu überliefern. Aber das Recht des unmittelbar 
Angegriffenen, sich zu rertheidigen , und das Recht 
Andrer, als mittelbar 'Angegriffne an dieser Verthei- 
digung trheil zu nehmen, um ihr bedrohtes Leben 
selbst auf Konten des 'bedrohenden Lebens «u schüt- 
zen, kann auch der Staat nicht aufbeben, wenn er 
gleichi bei Ausübung desselben aus Gi^ünden der Bil- 
ligkeit und Klugheit Mäfsigung fodert^^ Daher das 
überall geltende, obwohl mit Mäfsigung auszuübende^ 
Recht der Nothwehr (Jus et moderamem incul^ 
patae tutelae) welches auch als -Recht de« Wi- 
derstandes gegen beabsichtetes Uiftecht (Jus i»«w- 
stentiae) gedacht werden kann« • ■ »' < > 

Anm» 2. Wenn jemanden eine eigdntbümllche 
Sache durch einen Andern entzogen woi^den, so darf 
■ " * . • - - . • - • 

't') Die sogenannte Blutradhe ist unter andern ein Be« 
weis davon. Denn wenn auch hier die Verfolgung und Tod« 
tung des Mörders unter dem Namen der Rache erscheint, 90 
hätte man dieselbe doch nicht als Pflicht belvachten könn^a» 
wenn man nicht ein Re^ht dazu varausgeietzt hätte. Und, 
dieses Recht, worin anders soUt^ es begründet sein, als in 
der vom Mörder mittelbar angegriffnen Persönlichkeit An- 
drer imd der dadurch gefalirdeten Sicherheit ihres Lebens? 
Dass die BlutMehe da, wo sie Sitte War und noch ist, als 
Pflicht der nächsten Verwandten und Freunde des Ermorde«- 
ten «ur Rächung. der Mosdes erscheint r ist eben so natilr^ 
lieh» als dass das Gesetz unter gebild^lten Völkern keinem 
Blutrache duldet. Wo der Staat noch nicht ausgebildet ist, 
vertreten ^kleinere Gesellschaftskreise -seine Stelle u;id über-^ 
lassen sich dem natürlichen RechtsgefÜfile/ Dieses aber, das 
so leicht irrt und iibertreibt, verliert ^eine AiAof ität, wo die 
Kediisidee duxoh dein Staat in volle WirkSamlUBit« tritt, f ' ^ 
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man «tets den Inanlten von Andern ausgesetzt -und 
der Beleidiger könnte seine widerrechtliche Handlung 

• in*s Unendliche wiederholen^ ohne irgend einen 
Widerstand von Seiten des Beleidigten fürchten zu 
dürfen. Damit diefs nicht geschehe, schützt der be- 
leidigte sich oder sein Recht durch Wiedervergel- 
tupg *). Er stellt auf. dieae Art das zwischen ihm 
und dem Beleidiger durch diesen aufgehobne Gleich- 
gewicht des Rechtsverhältnisses, gleichsam wieder 
her, so weit es möglich ist. Man könnte daher das 
Wiedervergeltui^gsrecht auch ale eine ^ besondre Form 
des HerstellungsrecbteA betrachten, wiewohl diese 
Ansicht nicht ganz zu^treffend sein würde. Denn in 
den vorigen Stand tritt eigentlich der iBelieidigte nicht 
zurück, wenn er Gleiches, mit Gleichem vergilt, son- 
dern er versetzt vielmehr dpn Beleidiger in denselben 
Stand. Eher könnte man es als eine Art des Genug- 
thuungsrechtes ansehn, wiewohl b^i .der Wiederver- 
geltung nicht der Beleidiger Geni^gthuung giebt, son- 
dern der Beleidigte' sie nimmt. Manche RechtsLehrer 
haben nun hieran Anstofs genommen, weil die Wie- 
4ervergeltung (taiio) doch im Grunde nichts an- 
ders als. Rache (juUid) iqid diese sowohl vom posi- 
tiven als t vom Tugendgesetze verbotei:^ sei/ AUein 
erstlich würde diefs das natürliche Recht, sich. für 
eine zugefügte jBel^idigpng zu rächen , nicht scUecht^ 

.hin aufheben. Denn wir haben auph schon ander- 
wärts Beschränkpng^i^ der Ausübung. natürlicher Rechte 

*) £s kann in e in seien v Fällen nm> höherer Zwecke 
willen nothweuaig oder . z^ Vermeidufig^ grörs^res.Ujebels. 
rathsam «ein, nicht wiederzuv^rgeltea. So ^hot odev rieth.. 
Jesus seinen Jüngern , wenn ihnen jemand einen Backenstreich 
gäbe, ihn nicht zurückzugeben, sondern lieber den andern 
Backen auch hinzuhalten. ' Wer ^ abc/t^ däifäus - eine a 1 1 g e * 
meine praktische Ilegel ableiten wollte y«^ würde all^afallsr 
für Schafe , * aber nicht für Meas^hsm- Ge^et^e %ekeju . 
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durch jene beiden Arten der Gesetzgebung anerlcannt. 
Sodann ist Rache mehr als blofse' Wiedervergeltung. 
Sie ist nämlich der aus dem gereizten Gefühle her- 
vorgehende Triebe demjenigen wehe au thun, von 
dem wir glauben, dass er uns wehe gethan habe. 
Dieser Trieb wirkt jedes^mal als Affekt und kann so- 
gar ^ur .licidenschaft , zu einem anhaltenden Durste 
nach Rache werden. Affekten und Leidenschaften 
aber suchen sich der Herrschaft der Vernunft,' also 
auch des Rechtsgesetzes, zu entziehn^ und stieben 
nach Befriedigung ohne. Mafs und Ziel. Daher wird 
der, -welcher sich rächt, nicht blofs Gleiches mit 
Gleichem vergelten, sciddeifh doppelt und dreifach 
wehq tl^un.,', ifnd, diefs auch^ nicht blofs di^np,« wenn 
ihm ein wirkliches Unrecht zu ffeTust w^orden, son- 
dem wenn er f ich nur überhaupt ge^en den Andern 
gereizt fühlt. Diefs kann abfefr 'durch Umstände ge- 
schehen'^ 'wo yoft Recht und Uiirecht gar nicht die 
Rede ist (bj B. wegen einer a))gesdlagaen Bitte) oder 
wo das Unrecht sogar auf Seiten des sich Rächenden 
ist (z. B. wenn der Beleidiger sich für beleidigt' 
hält, 'Wely ihän seine Beleidigutig** nicht "gedüMig er- 
tragen wollte) *)* Darum kann die Gerechtigkeif nur 
Wieder vergc;ltung, aber ,nicht Rache üben, indem 
nur do]:t das» Zünglein in der Wage feststehen, kann; 
und die? Vemtinft' wird zwar kein Reöhly zur ^ Rache 
im eigetftliato : Sinne= **J, W<»hl aber ein Wieder- 

'.« *. .O'-fG^. i . f '„ ■• ••■1 ■■. ■ ; •«.,:. . •;. / -., . ' 

. f) Soi-x^ht« si«k JKAPoi^sw ^.4»n9»f die :^ .wi4euta^- 
den., m» inioKt \ton. ihm/ter^c^ten ; au; we]^dj9l»y.;^e^l, ^r,,^> 
schon |.ür:.B0lei#gung Welt^. we|mrin#niilv>P^.,zu,T|ri4eff«,te}i|«i, 
ja nur va ^id^Tsprechcn wagto^iioi .i ,. ,, <v/ ^j- J u . . u. 

**) 'Wenn nun yo^i Go^f^Keioder -yom Riq^ü^riS^jg^« ^§ss 
sie das lInri?ohrJrÄobeni ß^ 7i^PT^o^':^:^^[§9%U^r.&^T 
von Ootjt heilst: i.,^^ie>R*«he;^^ MNÄ^* vTb s^i?Ä* <^^',WM^ 
offenj)ai^.im«ftg0naiish finf^Wi«*#r^ftl?5p4fci«¥gj;ft^ex^ j§ira^^ 
gebraucht. .::o\A::h iu'jxir 

Krag'j praSci Philos« Th. I. Rechtslehv^e. Aufl. 8. *2 
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yergeltuBgsfeckt so gut wie ein Herttellntigi» und 
Znvorkommungsrecht anerkennen , weil sie nl>erhaupt 
will, dass das Recht auf den Fall einer nicht frei- 
willigen Veacktung aubh mit Gewalt gehandhabt, ge- 
schützt nnd gesichert werde, nm die von ihr gefe- 
derte Einstimmigkeit des rafsern Freikeitsgehrancha 
sinnlich -Ycmiinftigfer Wesen als etwas Praktisch- 
notb wendiges darsus teilen. Sie schent daher keine 
Art des Zwanges, sobald dieser als ein angemessenes 
Mittel gedacht werden kann, jene Fodemng in der 
Welt der Erscheinungen «u ver^irklicken *% 

$-62/ 
Jeder Zwang ist dem freien Sireben eines 
sinnlich -yemünfiigen Wesens zuwider und da- 
her für dasselbe ein physisches iJebd. "Wenn 
nun jedes physische Uebel^ das jemanden um 
einer von ihm ausgegangnen Beeidigung mlleQ 



*) Kann dem Wied«rFergeltang[trechte nicht dam EntschSdi- 
gungsrecht sttbstituirt werden, so daM x. B^ ein Schkg, der 
auTser. der unangenehmen Empfindung keinen Schaden wei- 
ter zufügt, durch Geld rergütet Werde? — Im Naturstande 
würde diel« auf da« Belieben de« Beleidigten »nkemmeB. Im 
Staate aber wiifd» wenn Mne solche Kompennaiam sH^tifiaden 
selly ätjleh darauf gesehn werden rnftssf^n » dast der gsloriuik- 
ten Ehre des Beleidigten Genugthuung gegeben werde. Sonst 
kann leicht der Fall eintreten 9 dass die Sitte trotz dem Ge- 
setze siirik aetf andrem Wege Geilttgtltumtg^ wt yntnAaSen 
sucht y W B. durch Zweihrnnpf. Bei diesem treten die KMm- 
pftoden gleichsam in den Natürstmid> ttUfOdc und setze» sieh 
in eine Lage, wo der BeleidJ|^ ielNt- setn Kpeht Mi iwin«* 
gen gegen den BeM^ger^ nnM^ kttnn. Dn aber hid!iex 
dem Beleidiger' gestaltet 'firt\ iMveh sekiM^it* 2«rii»;g; aiasZB- 
üben, so wild das Biechft dadärek'Von^^Zufäl^^^dMkai^i^ ge- 
macht $ imdebettdetwegeftt kann' düi^ SteM^dtt^-'S^AÜbunpl 
nicht dulden. 
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zugefugt wird, rechtlfehe Strfife {pberiajur- 
ridica) im w eitern Sinne heflst: 'so kann das 
natürliche Recht zu zAyingen, wiefern ^^s iil fiezie- 
hung auf eine vorhergegangne Bel(^i^igung wirk- 
^lich auBgeiibt wird, auch.aU ein natürUch^s 
Strafrecht (jus pjißniendi naturcäe)- mj^edebn 
yrerdtm. • Wenn aber nur dasjemige 'pKjrsische 
tJe'bel, welches in einer ji^eöhtKchen Ordnüng^der 
Din^e als nothwendij^e Folge de^ Unrechts ge- 
setzlich bestimmt und dem Urheber des Unrechts 
richterlich ; «uerkannt .worden , : «r q iQ b 1 1;( c h e 
Strafe im eng'ern und eJtgeilKliicfiremfiiiiiie 
heifst: so giebt es liur ein positive» Ätrttf- 
rec.ht (Jus puniendi positipum) d. h. das Straf- 
recht findet nicht ixri Naturstande ^ sonderu nur 
im Bürgerstande odey im Staate statt ,($• jll), 

jin-m^ Di« Frage, oi^ w «m »aintiidhte Straß- 

reebt- gdi>«, b4t keioen* «adani Siim ak^ lob^ev^ein 

Strafrecbt im Naturstamd«) gäbe» Sei iBasuittrortuiig 

der&elilen komait natibiicli aUes atif d4ä^*Beg!riff aii, 

den man sieb von der Strafe machtr , Kaad>iaian den 

schon bestraft, nennen, .|^r:ii|i ungerechten Angriffe 

auf fremdes Leben das »eigne .verliert^ ,odei^. wegen 

zugefügtes Schadens 'Ersatz leisten muss ' — ^ und der 

Spracbgelrtauch leidiet dieft' aBerdtiigsll^' 'ie Wi/n 

»an aiiich: Mla natiirli^lr^^ 9«rafretlit anntcArmdhir; Oit- 

fenbiT aber, jfft diefe ^ w^xtwt^ BadeaMpg 4fo 

Waj;tes;^tj»fjej nf^cl! yjrd^erjdas Re^t^tj ^..ft^^^?^?? 

nichts anders ist, als das allgem^ipe.^p^cJbt zu, z^yin* 

I gen und sich duri;h Zwang zu schützen gegen (lemiß 

, Eingriffe in den eignen Preikeitskreis. Ptiaeri mah 

\ ahet ztnto Strafcm 'das }>äs^hi Äfnc* kftsiiitdifrif^Ofe-' 

^setzes,. das: gewiss» B«dlil<V<$tlWzliwgini^lilt')g4trt» 

12** 
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Uebelii> b^4r<)^Ktf und eines besondern Richters, der 
nach j^snjem , Gesetze diese Uebel «uerkeont — und 
der Spraphgehrauch ist. dem auch nicht entgegen — 
SQ nimmt das Strafrecl^t freilich einen pbsiltiven Cha- 
rakter an. Denn das Strafgesetz {lex poenaüs) 
und der Strafrichter (Jude» poenalis) setzen eine 
.>beson4riei rechtliche OrdnttD|f der ,Pinge oder ein 
'eigenthdailich^ Bjechtayerhältniss yoraiis, das dem 
.bürgerUcK<e9 tW^nigstenp. an^lpg istr Nimmt man nun 
das Wort Strafe in dieser eugern Bedeutung, die 
man als die gewöhnlichere auch die eigentliche 
nennen kann: 'so entsteht die anderweite Frage, ob 
'die Veih&unff' auch diese Art der Strafe billigen' und 

/ein StridFrecbtl dieser Art ainerjcennen könne«' Um aber 
dfesQ < J^T^gp ; {lus einem allgemeinen Gesichtspunkte 
zu beantworten , muss der Begfriff der Strafe, mit dem 

, entgegengesetzten der Belohnung verglichen und vor 
der Öand noch von den eigenthümlichen Bestimmun- 
gen desjenigen Rechtszüstandes , .in welchem jenes 

' Strafrec^it :stättfinAen «oU,. weggesehn .werdeti. Es 
nsuss/sich 4Araua wenigsCens : eine vorläufige Theorie 

, vom Straf recht ergeben, deren (für jetzt «nur hypo- 
,thetisidi|e}i Gültigkeit im Staiütsrechte weitere Begrün- 
düng finden wird. . ' 

, Da die praktische Vernunft zwischen dem 
Verhalten ui^d denj Befinden eines morar- 
liacheii Wesens ein solches Verhältoiss fodert, 
dassv diese s j en e m angemessen sei : so urtheilt 
sib, dass einem moraKschen, mithin auch jedem 
sinnlich- vernünftigen, * Wesen vermöge seiner 
Handlungen etwas gebiire, und rechnet daher 
demselben seine HJai^dlimgenL zu, entweder zum 
VeVdi^nat. oder zur Schuld, je nachdem die 



Digitized 



byGpogk 



Handlixngen den anderrineä^i . Foderiiti^eii der 
Vernmift entspr^ben oder widerstreiten. ' Hier*' 
aus entspringen die Begriffe 'von* Belahnurig 
und Strafe alsnothwefadügenE^olgen'ier Hk^ 
lungen-^ wäefeme diese Folgen in iBez^ehuDg auj^ 
Verdienst nnd Schnld in einer moraüsohea Örd-r; 
nung der IHnge stattfinden sollen. Ist ntm das 
Reclit überhaupt etwa» Moralisches (im weitem 
Sinne §.6- Anm. 1) und eine reqhtlicht* Ord- 
nung der Dinge zugleich eine moralische: so ist 
jede Beleidigung als Störung dieser Ordnung ein 
juridisches Uebel und folglich auch ein nioraU- 
sclies, dem ein physisches Uebel als Strafe fol- 
gen soll, um die Heiligkeit des Rechtsgieisl&tzes 
d. h. seine ideale ünverletzlichkeit ungeachtet 
seiner realen VerletzUchkeit darzuthun^ .lind eben 
daduroh d^s, Recht ^Ibst. 2^. sichern, . 

^irm^ 1« Da derVernvilift je4e8.MisT^t^93taid8 als 
etvras xDishannohisGh^sl .suwider ist, ;so ist . ihr , auch .. 
dasselbe in Ansehung des ntOtrsliBclkeii un«t des phy- 
sischen Zustandes d. h* in' Annshiing des yei;haltens. 
und des Befindens .eines jeden. ihi:echGeareli2e'n u^ter-. 
-woxfnen Wesens zuwider.- . Hierauf ' allein ; gründet 
sich* die in unsrem Bewusstsein dutch Xeitie iSp.phi* 
sterei vertilgbare Federung^ dass es dem Güten . nicht 
übel und dem Bösen nicht wohl, sondexfn vielmehr 
umgekehrt dem Guten, wohl und .dem. Bp^eff.. übel 
gehe ; und ehendarauf griinden sich unsre Begriffe . 
von Verdienst und Schuld, Belohnung und Strafe. 
Von Verdienst und Belohnung kann nun auf dem 
Bechtsgebiet eigentlich nicht die Rede seini Denn 
wer das Recht hlofs nicht verletzt, hat darum noch 
keid Verdienst, wenn er es nicht aus inpereiAch- 
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tttng des Keeht^esetsti tlrati was aber als ein tu- 
gendliphes ]Moiiv hier nicht beräckaicbtigt wiid. Sein 
yerdiensu wjire nur etwas NegatiTCs oder Thatloses, 
piithin bWse NicbtschtUd| die der Vernunft noch 
^icbt. belohnungswürdig erscheinen kann. Verletzung 
iei Hedtits hingegen ist Tbat , die , wenn und wie- 
fertie si^ tfns Freiheit faerrorgegangen, nach dem 
Usiheifte :der Vernunft Sehuld und Striife, nach -eich 
zieht. Dc^aa wenn die Vernunft sagt, es habe jemand 
durch cip e. rechtswidrige Handlung Stra fe yerdient, 
so . heifst diefs dem vorige /entgegengesetzte 
Verdienst nichts anders als Schuld. Man will 
nämlich damit sagen, er habe die Strafe re^schul* 
det^^oder aie gebür» ihm als nothweadige Folge 
seiner Handlung. Wiewohl nun. auf di^se Art ^ die 
Strafe ala praktisch-^nothwendig erscheint, so 
ist doch die darauf sich beziehende Foderung der 
Vernunft nicht als ein kategorischer Imperativ 
zu betrachten, wie Kant in seinen metaphysi-* 
sehen Anfangsgründen de^ Rechtslehre S. 
196 (Aui. 1) oder 226 (Aufl. 2) das Straf^aetz be- 
zeichnet, hat. Denn jene Nothwendigkeit ist immer 
nur eitle 'dbypothetische oder bedingte« Die 
allgemeine Formel des Strafgesetzes ist nämlich: Wenn 
und wiefeme jen^nd das Recht verletzt hat, dann, 
und soferne solL er hestraft werden« Die Straf* 
barkeit des Subjektes oder seiner Thaten ist also die 
einzige und unumgängliche Bedingung, unter welcher 
Strafe überhaupt stattfinden kann und soll ^), 

uinm.2. Was hat aber die Strafe für einen 



^) Schon hieraus erheUet, dass Meinungen oder Lehren» 
wie faJsch oder verwerflich sie auch scheixien mögen , doch 
nicht hestraft werden dürfen. Denn sie sind keine Rechts- 
verletzimgeü. Wohl aher wäre deren fiestrafung eine Rechtf- 
verieUwtg. ¥ergL §. flö. Anau 1. . 
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Zyvcci^f ^-^^ "Bei Beantinrortung diep^x Frage hat man 
den ersten und nächsten Zwedc, der überall erreich- 
bar tat, von dem zweiten und entfernten, der sich 
an jenen, anschliffst |. aber nicht durchaus erreichbat 
ist, ^vohl E^ unter^eheiden« Jbner ist hein andrer, 
als die ^Vrfsere Darfteliung der Heiligkeit 
'des l^#ch.tsgesetses. , Innerlich od^r der Idee 
nack ist dieses Gesetz etwas Unyerletzliches ; aber 
äüfserUch oder der That nach Ut es verletzlich« Wenn 
nun dic^ ^vriderrechtliche That gar nicht bestraft würde, 
so erachie^e sie als unsträflich gleich der rechtlichen. 
Das lELecbtsgesetz selbst erschiene sonach als etwa^ 
Gleichgültiges, das man nach Belieben verletzen ^ 
könnte öder nicht, und verlöre dadurch alles Ansehn ^ 
in- den Augen sinnlich— vernünftiger Wesen, und so- 
mit auch alle Wirksitmkeit für die, deren sinnlicher 
Trieb sie au widerrechtlichen Handlungen reizte« Die 
Vernunft fioderf^also die Strafe als Folge solcher Hand- 
lungen , damit jedem die Heiligkeit des Rechtsgesetzes 
auch ' aufserlicfa kund oder anschaulich werde« Die- 
sen Zw^pk erreici^t nun die Strafe jedesmal unmittel- 
bar, sobald sie,. wahrgenommen wird. Denn sie ist 
für jeden Wahrnehmenden eine neue Fromulgazion 
des Aechtsgesetzes und eine wiederholte Darstellung 
seiner Wirksamkeit auch, in dem Falle, wo es vorher 
nieht wirksam genug in einem Individuum w^ar, um 
es zur thjtigen Ai;ierkennung oder Achtung fremder 
Kechte au bestimmen, £bendadurch wird aber auch 
die Strafe fin Mittel zur Sicherung des Rech- 
tes,, und ebendarum ist diese Sicherung der zweitq 
und entfernte Zweck der Strafe als eines Zwan- 
ges, der in Beziehung auf vergangene «Beleidigungen 
ausgeübt wird, um künftige zu verhindern. Dieser 
Zweck ist ab!er freilich nicht durchaus erreichbar, 
* weil dessen Erreichung zum Theile von zufälligen 
Umstanden abhangt« Sie < hangt nämlid\ davon ab. 
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dans die Strafe auf den "^Ucn und die Kräfte derer^ 
- von welchen IJLechuverletzungen attsgehen konnten 
oder bereits ausgegangen sind, eehörig einirirke. 
Diefs kann nun auf verschiedne Weise geschehn, 
' indem die Strafe theils auf die Geneigtheit theils 
auf die Fähigkeit £u Rechtsverletzungen entweder 
hemmend' oder vernichtend einwirken kann. 
Die Strafe wirkt nämlich 

1. hemmend auf die Geneigtheit zu Rechts- 
verletzungen , wenn sie ein Subjekt , -das den bösen 
Willen hat, fremde Rechte zu verletzen, durch den 
' Gedanken an die vom Gesetze angedrohte Strafe von 
der wirklichen Verletzung abhält. Diefs heifst Ab- 
schreckung, weil die Furcht vor der Strafe das 
zu Rechtsverletzungen geneigte Subjekt davon zu- 
rückschreckt, mithin den bösen Willen im Zaum lialt 
oder den (auf Rechtsverletzungen gerichteten) Trieb 
durch den (die Strafe als physisches Uebel verab- 
scheuenden) Trieb selbst bändigt. DaiUm haben 
auch Einige diese Abschreckung für den 'eigentlichen 
Zweck der Strafe erklärt. Diefs kann sie aber schon 
darum nicht sein , w^eil niemand um der blofsen 
Abschreckung willen gestraft werden darf. Denn 
wer gestraft werden soll, muss vor allen Dingen 
strafbar sein d. h. durch eine widerrechtliche Hand- 
lung die Strafe verdient haben. Für ihn selbst findet 
also in Beziehung auf diese Handlung keine Ab- 
schreckung mehr statt, und um ihn oder Andre von 
künftigen Handlungen der Art abzuschrecken, dürfte 
man ihn doch nicht mit einer Strafe belegen,' die er 
nicht verdient hätte. Die Abschreckung ist folg- 
lich nur Zweck der im Strafgesetze ausge- 
sprochnen Drohung. Damit aber dieseDrohuDg 
auch wirke und so den Zweck der Strafe, Sicherung 
des Rechts, erreichen helfe: so wird sie an dem 
vollzogen, der die angedrohte Strafe schon durch 
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seine "widerreGlitllcIie Handlang verdient hat; . wobei 
CS freilicli 'ungewiss bleibt, ob er selbst oder Andre 
sich dadurch werden bestimmen lassen, künftig das 
Recht TVL achten. Denn diefs lasst sich selbst dnrch 
die härtesten Strafen nicht erzwingen. Eben^eswe» 
gen ist auch die bekannte Abschrecku*ngstheorie der 
Kriminalisten in sich selbst rerwerflich. Dedn sie 
beruht eigentlich auf der ganz falschen Vorauftsetzungi 
dass man die Abschreckung erzwingen könne: Um 
diefs nun zu bewirken/ steigert man die Strafen bi« 
zur graixsamsten Harte und verletzt^ selbst das Recht, 
indem man es schützjen will, weil man sich einbil- 
det, je härter die Strafen reien, desto riiehr müssen 
sie auch abschrecken; was doch durch die Erfahrung 
augenscheinlich widerlegt wird. — Die Strafe wirkt 

2. Vernichtend auf ' die Geneigtheit zu * 

Rechtsverletzungen,^ wenn sie in einem Subjekte, da». 

bisher deil bösen Willen hatte, fremde Rechte zu 

verletzen, diirch den Gedanken an die Strafwürdig* 

keit solcher Handlungen und das Gefühl ihr^r nach- 

th eiligen Folgen Achtung für das Recht erweckt, 'so 

dass. es liuh nicht mehr beleidigen will. Diefs nennt 

man Besserung,' weil an die Stelle des ''vorigen 

bösen l^illens ein besserer, der das Recht' achtet, 

getreten' ist. Darum haben Andre diese JBessei^ung für 

den eigentlichen Zweck der Strafe erklärt. Allein es 

gilt auch hier, dass um der blofsen Besserung 

willeri niemand gestraft werden darf, wenn er 

nicht an sich strafbar ist, und dass Besserung eben* 

falls nicht, erzwungen werden kann. Hiezu ko^mt 

aber, dass man bei dieser Ansicht von der Strafe den 

juridischen Gesichtspunkt ganz verlasst und einen 

blofs ethischen annimmt. Die rechtliche Strafe kann 

also wohl dazu beitragen, dass der Bestrafte oder 

^ atich ein andrer ihm Sbnlich Gesinnter in sich gebe 

und sittlich besser werde; sie kann folglich auch^ 
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dadurcli die Sicherheit "de* Rechti befördern; denn 
jebeMer die Menschen sind, desto -weniger werden 
sie fremde Richte verletzen« Aber dass die Strafe 
diese Wirkung' habe, ist und bleibt aufserlich Sache 
des Zufalls, weil ea innerlich Sache der eignen Frei* 
heit jedes Einseien ist. -^ Die Strafe wirkt 

^, hemmend auf die Fähigkeit su Rechts- 
verletaungen, wenn sie die äufsere Freiheit des Sub- 
Jekfes dergestalt bochrankt, dass ihm die Verletzung 
fremder Rechte dadurch erschwert wird« Je nach* 
de^n also jene Beschränkung schwächer (^er starker 
ist, desto geringer odc^r gröfser wird auch diese Er- 
schwerung sein. Aber auch die stärkste Beschrän- 
kung (Einsperrung mit Fesselung und Bewachung) 
wild die Fähigkeit zu Rechtsverletzungen nicht auf» 
hebep« Denn der natürliche Freiheitstrieb eretirbt 
Bse und regt sich um so lebendiger, je mehr man 
sich beschränkt sieht. Der seiner Freiheit Beraubte 
wird also stets auf Wiedergewinnung derselben sin* 
nen , und wenn er sie (was immer möglich bleibt) 
durch List, Gewalt oder Zufall wiedergewoAuen hat, 
das Recht von neuem verletzen können. Die Siche- 
rung des Recbu ii^ird also auch dadurch nicht voll- 
kommen erreicht. — Die Strafe wirkt endlich 

4. vernichtend auf die Fähigkei.t zu Rechts- 
verletzungen , wenn sie das Subjekt selbst aus der 
Wek der Erscheinungen entfernt, um in derselben 
gar nicht mehr thätig zu sein. Diese Wirkung hat 
nur die Lebens- oder To d e s s t r a f e - (^poena eapi" 
talU) *). Ihre Rechtsmäfsigkeit lassen wir jetzo da- 

*) Wir meinen hier blof« den natürlichen Tod, im 
Gegensatze des bürgerlichen durch Deportazioni Landes- 
▼erweisung, Versetzung in den Sklairenstand u. s. w. Denn 
alle diese Strafen latifen nur auf Beschränkung oder Berau- 
bung der Freiheit hinaus und heben die Fähigkeit zu Recht»» 
verletzulDgen nicht auf. 
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Sicl^ßraiig des Bechts beschxäakc sich doch nur au^ 

den unmitl^lbar Begtraften* Auf Andre konnte sie 

nur durch Abschreckung oder Besserung wirken. Datfs 

aber durch beide keine voUständige Sicherung ttiag* 

Ucli sei) ist schon erwiesen. --» Uebrigens mahmen 

sclion dic^ Alten mehre Zwecke der Strafe «p, kotmr 

ten siioh jedoch so w«nig als-die Neuem über 2Uihl 

und Beschaffenheit derselben vereinigen^ PztATO 

(Oorff,, Protag. /^ de iegg. XI. al,') nimmt gewöhnlich 

nur «wei an^^^ Besserung und Abschreckung. Andre 

setst^n noch Bache^oder Wiedervergeltung als einen 

dritten binsu. So aagt Gai.ijL0s (N. A. YIi 14) f 

,, I^sniendu peooatiB trsä .ewe dehere caueoß exUtimatunk 

„esi. Uma esty^quae v^vd'inia vel »okaaiq vel na^aivifftg 

„dicUur -— cdtera est, quam — rt^fOQtav appellani "•-» 

„tertia -*^ qMHt$ nupaietyfia a Gra^cis* nominatur*^^ 

Den Untessehied der juridischen und der ethischen An* 

sieht der Strafe scheint jedoch kein alterer Phi|ost)ph 

benfeiJst sin habend treil man, unter dein Ethischei? 

auch das Juridische mit befasste^ , i 

,$.64. 

Bestrafmig kaim eben ao wenig , «Is Belob.-- 

nüng, stattfinden ohne Zure ebnung (imputatio) 

d. b.' Beziehung einef Handlung auf ein für den 

Handelnden verbindliches Gesetz. Ist dieses ein 

ReebtsgesetK, so beifst die Zurechnung recht- 

" lieh {imp^ juridicä)^ ist es a^ber mn Tugend- 

geaetz oder ein Sittengesetz im engem fimäe^ ao 

hdfst sie in demselben Sinne sittlich {imp* 

moY'alis 8. ethica sen$u strictiori). Hier ist bioft 

Ton der ersten die Rede. Es besteht aber dieselbe 

aus einem doppelten Urtheile. Vermöge des 
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ersten wird das VerhShmss der Handlimg zur 
Pek*sön als freiem Urheber derselben, rermoge 
de« zweiten das Verhältniss der Handlung zum 
Recbtsgesetze bestimmt 

Anm. 1. Wenn eine Handlang rechtlich suge- 
rechnet werden soU, so mu§§ iror allen Dingen die 
2nTechnung§fähigkeit {pwputaiivUai) derselben 
bestimmt werden. Hievon hangt ab die Zurech- 
nung Bur Thfit "^(impuiatiö fantC^» Diese findet 
nur statt , wenn die Handlung als hervorgegangen 
aus der Freiheit eines sinnlich -viemiinftigen Wesens 
betrachtet werden kasin. Es läset sich aber nur 
dann annehmen , dass eine Handlung, unmittelbar 
odeif mittelbar^ aus Freiheit entsUnden sei, wenn 
das handelnde Subjekt von der natürlichen und recht- 
lieben BeschafFenheit seiner ^ Handlung ein solches 
' Bewusstsein hatte oder doch haben konnte und sollte, 
als "zu einer vernünftigen WUlensbestiinmung hin- 
reichend ist. *' Folglich findet keine rechtüche Zu» 
rechnung statt 

1. bei vernunitlosen Wesen, mithin auch 
bei Thieren (das Wort im engern Sinne als Ge- 
gensata von. Mensch genommen). Denn dass die 
Thieiie anch Vernunft, wehi^stens etwas Vernufift- 
ähnliches (analogon rationu) haben, ist eine uner- 
weisliche Aitinahme; man kann ihnen (besonders 
einigen Gattungen derselben) höchstens eine Art von 
Verstand (analogon intellectus) wegen ihrer zweck- 
mafsigen Wirksamkeit beileget. Wird also ein Thier 
geschlagen oder gefesselt oder getödtet, weil es einen 
Menschen verletzt hat: so geschieht es nicht, weil 
ihm diefs augerechner würde, sondern man verfahrt 
mit ihm, wie mit andern schädlichen Naturdingen, 
um sie unschädlich au machen; und wenn man zu- 
weilen in Beziehung auf solche Falle eine Art von 
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prosesaualischem Vdrfalireii bQobapI|t0tfi, ,80 geacI^aV 

es entweder/ zur Abftcbrecliung fijiT ^Menscben od«^' 

atis läcäierliclier NachabaitiQg ^). Wird afcer ein 

IVI^nscb Wegen '. der scbädlioben Wirlssamkeit eine» 

Tliier^s in Anspruch gen omaien , ,ao ge9cbieht es^ 

iTireil man ihm jeobe schädliche Wirl^siOB^eit al» T^at 

zurechnet, wiefern er entviredeif das/Thier 4az^ ?»At 

-trieb oder ei nicht ^d^ .-verwahrte , wie.^r sollte« ;; - 

* 2. /he? veraünftigen^. Wesfen ohne Vj^'^* 

n tx n f .t g e b ra u' c h / w^b n- ' 4ie8 eir u -BrVi cfrschulde/t 

ist. Daher können/ I^sncbrn und Blddr^ iodeu. WaJiÄ. 

sinnigen* die Voii, ihnen au8geheAtfen.3>^{)bbSjVi9rle;t9y^^^ 

gen ndcht zugerechnete .Trerdeii^fripdem ijifnen das zi^ 

-rerntinf tigen WiUenßbe'stjinimiing z^ureicbeode B« wu^pt- 

sein^^el: natürlichen und rechtliphi^n Sesch^ffeuhjB^f: 

ihrer .Kändlungen ohne ihre SGhtfl;d^.fehlt^ rWerdei^ 

sie also geschlagen odber eipgesperit, lim; :sie zu bau? 

digen öder unschädlich. zu machepQ, $o;i$( 4^eXs ^prie 

bei Thieren keine ^Bestrafung, seadem /n^r , Züchtig 

gung oder Verwahrung. Trunkneit^ hingjegeix: kpui^^ti 

*) jfenes war der Fall, wenn ias mosaisclie' Gesetz befahl, 
den Stier förmlich tu steinigen ,' der einen Mehschen nieder^ 
gestofsen hatte, dieses j wenn mm im iS.'Jahrh. bu Douay 
ein ScliWein^ weil es ein Kind gefresnen». ; hangen llel^«, 
nachdem man förmliches Gericht gehalten .und die Aktfn^ 
xum Vexspn^che versandt l^tte. Nach Drako*s Gesetzen 
sollten auch sogar leblose Dinge bestraft werden, wenn 
sie einen lAenschen get.ödtet hätten. Als daher einst die 
Bildsäule des berühmten Athleten Theaoenes umstürzte und 
. einen Menschen erschlug, erhoben die <S$fane des £rschlag* 
nen Klage gegen ' die Bildsäule , welche rerurtheilt wmr4e» 
in^s Meer geworfen zu werden« Dieses ungereimte Urtheil 
ward auch wirklich Vollzogen; was aber das pythische Ora- 
kel misbüligte, indem es (freilich eben so ungereimt) den 
Miawaohs, der bald darauf entstand, daher ableitet^, , dass 
man das Andenken des greisen TuBAesNas verloren habe» 
Pausan. VI, 11, 
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ibre-Handluogen allerdings zugerechnet wercleii, v^eil 
Iht Mangel am Yemonftgebrauclie verschuldet ist, 
da sie vorher wissen konnten und sollten, dasa ihre 
Unmafsigkeit diese Folge haben würde. Wäre jedoch 
jemand von einem Andern absichtlich in den Zustand 
der Trunkenheit vehr^etzt worden, ohne dass er selbst 
eine Ahnung davon haben konnte : so wurde die Zu- 
rechnung seiner Handlungen während * der Trunken- 
kett von fhm Kinweg sich auf den Andens wenden. 
Warum rechnet mam aber« dem Wahnsinnigen nicht 
SU, was er im Wahnsinne Au;t,-weiiB er auch selbst 
Sch^tld An «einem Wahnsinn- ist, wie der sich sekb&t 
Berauschende an seinev Tnmkettheit? Nicht weil 
Trunkenheit ein Vdvubei^eheilder, Wahnsinn ein^dax^ 
ernder Zustand iat, sondern weil man wohl annefa- 
meti kann, dass jemand sich berauschen wolle, ohne 
schon- berauscht . va sein , nichs aber, dass jemand 
den Verstand fibetiiaapt verliere» wolle , ohne ihn 
schon zum Theile rerloTen su habe^. Es fehlt hier 
der rechtlichen 'Zurechnung an allem Fundamente, 
weil man ^i|r nicht wissen kann, wie weit die Prä- 
disposi^aon zum . Wahnsinne bei einem einzelen Un- 
gl^cklicjben der Art^ &^g* £r i^t also bloTs ein Ge-< 
genstand des hScbate» Mitleids (persqt^0 miseräbilü^ 
mma) aber nidit der Zurechnimg, vidi wesuger dar 
Bestrafuhg ^,' 

5. bei vernunftigen Wesen mitVernunft- 
gebrauch, wenn ihre Handlungen ganz ujl will- 
kürlich sind» Sie sind diefs, /yrenn sie entweder 
Sti^hleehthin erawungen sind (?« Ji» wetin ein Soldat 
Atreh physisehe Uebermacht getiäahigt wird» seineii 



'^) Anek Handkmg«» eines Wahntimugin in sogsaamittB 
Hckten Zwiseheaylbttmsn sind ksin^ Zi»ealMniag 
Mkig. Xhmn mm wsifii ndcht, sli nicliS aack kisrxler WsIul- 
sinn in niederem Grade stattfand. 
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Fostei^ SU Teyjaftsen) odet wdnfit d«fiti Handelnden diift, 
was' er jerigentlick thAt, nack »«rhler^ Lr^ige g«r nicht 
bekannt aettt konnte (s^B. weim ^ein Krankenwaftet 
dem Kranken Gift eingrabt, weichet ifain der Amt 
als HeilDiittel dargereicht hatte 'y und dadurch den 
Kranlcezt tödtet). ^ Im letzten Falle ist die Handlung 
zvi^ar cler Fori», aber nachte der Materie nach <vr»lb> 
kürlipfa, I>enn det^ Handelnde weifa gar nicht ^' i wa» 
er thnt^ Wenn ab et die Handlung^lilofs ungern; gav 
schell«!! |at ^titi^üif^k'^^UBp isb sim dan^* noch tiiaht 
er^w^Qfntgen (e^a^ta) und kalan idaherimit Redht ieds 
willkürlich {avbiimatm) ' betrachtet trerdeh ' (s. Bi wizm 
jemanA sich dttvch^Uofsa Drohung su einer Bjerdbt^ 
verletvting bestiuJkft^li lässtX ^^ ^^ ' "'' 

^. ,bei ^4^rnü nötigen Wesen 'mi* VeTnunlt* 
g eb V an c h , welche mit dem Urheber 'einer Hftndlun|; 
in einer g^naigreny physischen ^ eider> > Jne^raliscUen^ 
Ve^rbi'ndung Stefan,- ohne an derHaanbung Theil 
genomaie» zuhaben,' Den Verwaikdtta' oder Ereüa# 
den eines Yerbrechtos- des Verbrechen mit zureehneifc 
und sie mit dem Verbteeher iiugleich bestrafen ,> ist 
Barbarei. Wer aber Theilnehmer ist (als Beauftra- 
ger, Zureder, Mitwirker, Beförderer, Begünstiger, 
Hehler n^ s^ *^rf> i»t ]VIitsci)|u)digj^f i^9P^B^) ^^* 
unl^rli^t ^er Zurecl^nunf ,^ ec; 1^5^ i^b^ip^na Vei;. 
wandter ,und F^^e^nd sein, pder .nicht« . I^ur w^nn 
diQ* Thei]fnahme unwillkürlich wäre (nach Nr. 3):^^ 
fiele dJe Zurechnung 'wrig, weit^aiin dfcr Äeilheh- 
^m^t nicht freie Mita^saehe der Handlung' wäre, «ilai 
eigehtiieh ias rechllichdn Sinaie. nifibf; Theit.gätji:»«^ 

, l^kAn '.hätte..; . . ' ■ ,,, . - '^M. ;;{...;, 

, ,^nm, 2* Wen^ die ZurciAit^TNjgjißi^igk^ft ,^.f^ 
kannt .ist, so folgt dann die wirkliche Zurechnung, 
Welche ^ an sich betrachtet sowohl Zurechnung zum 
'V^erftenste als zur Schuld sein könnten Da 'äbir'fnibtt 
§. 03w Aam; t) anf dinn Re€htsgebiere>einVetdUttiU;e 
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nibbt cBe Rede sein kann, so ist die Juridiscbd Im* 
pütiBieion bloCi Zureobnnng zur Scbiüd , und zwar 
nttr.ia. dem-Mafse., .als recbtliche Yerschuldung statt* 
findet i -d. b." wenn und. wiefern ein* Re^bt verletzt' 
worden« Es kann d^ber |.u]idiacb weder eine blofs 
moralische (innere) Yerscbuldung, noch diejenige 
ibofaliscbe Verschuldung, »die neben und zugleich mit 
derH^htSTerletaung durch tlebertretung« des Tugend* 
gesetzes entstanden, .zugereebnet werden. Die lieb* 
lose Gesinnung ^ Bv ^^ jemand beim Versagen einer 
Wohlthat, beim Eintreiben einer ßcbuldfoderung luid 
•elbst biim Eingreifen in. einen fremden Freibeitskreis 
frerrath, kann ihm nicht juridisch < zugerechnet w^eu 
den« Abwesenheit einer rechtlichen .. Yerschaldung 
heifst rech tüi/ab«* Unschuld {intmeentia juridicd). 
£a. kann daher jemand Jn reichtli^bert. IJixtsicht. uo- 
adruldig befundte und darum lo^gesprocben ödes für 
straflos jerkannt werden, der in^tn^iendUcJier Hinsiebt 
acbuldig und strafbar sein kftnn , wbij. der aufsar^ Rieh* 
ter.nur über. wirkUche Rechtairetletauugen eu urtheilen 
und diese alleiti ztur »Schuld zuzurechnen hat. 

" '/ I.."'; i 65.;/ 7 ' • 

Bei der ZiBieelmung isür ^Schuld muss zu- 
gleich die dufdfiPdie That «reibst sich antiindf- 
gende Gröfse der Verschuldung bestimmt 
.werden. , Denn : je oflFenbarjer eine widerrecht- 
liche. Handlung das Gepräge der Freiheit an ^u^ 
trägt, desto gröfacr ist auch' diel rechtliche Ver- 
schuldung und in desto höherem Grade ist die 
Handlung der Zurechnung uhterwor/en. Daher 
xnuss eine geflissentliche, Beleidigung 
{ißjuria dolosäj dem Urheber: auch in, rechtlicher 
Hinsicht höher angerechnet werden^ ails eine ;nfrar 
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un^eflissentlichey/fiber .dennoch y^rsphul- 
dete (injuria culposä). - • 

Anm» W€on die That gelbst* die Absicht , ^ ^in 
Recht zu verletzen, ankündigt» wenn also, jemand 
von seiner Handlung, deren .JEtfolg^ u^d . Rechts^ 
Widrigkeit, ein klares SewusAtsein hatte ;i^nd sich 
dennoch dazu bestimmte: so .beleidigt er unstreitig 
ipi höbern Grade,, als w^nn er blofs aus Mangel an 
Aufmerks an^^jeit auf die Beschaffenheit und die Fol- 
gen seiner Handlung ein Recht, verletzte, .D-ennpeb 
wird ihm auch diese Reclfts Verletzung zugerechnet 
werden müssen, sobald sie, nur als freie Han^jLung 
betrachtet werden kann« . Denn eine Handlung ,: .die 
das Gepräge der . Freiheit , an sich tragt, soll i^ach 
der Foderung der Vernunft auch den Charakter der 
'Rechtlichkeit haben# Ha^t.sie diesen nichf, so 
findet auf Seiten des unaufmerksamen oder fahrläs- 
sigen Urhebers ebenfalls eine rechtliche Verschuldung 
statt. Unsre Muttersprache drückt diesen Unt:,er8chied 
dadurch aus, dass sie sagt, dort finde Gefli^s ent- 
lich k ei t, hier ein blofses Versehen, im wider- 
rechtlichen Handeln statt. Im Lateinischen nennt 
man jenes dolus, auch wobl dolus malus, dieses* culpa. 
Diese Ausdrücke sind freilich nicht ganz passend. 
Denn bei dolus denkt man gewöhnlich an Betrug. 
Eine geflissentliche Rechtsverletzung aber ist nicht 
immer Betrug im eigentlichen Sinne, weil sie auch 
mit offen angekündigter Gewalt vollzogen werden 
kann. Daher wäre malitia und injuria malitiosa dem 
Begriffe gemäfser.* Culpa aber findet auch statt, wenn^ 
die Rechtsverletzung ge^isfentlich ist. Die injuria 
dolosa ist also immer auch oidposa, aber nicht um- 
gekehrt. Daher sollte' die aus Versehen geschehene 
Beleidigung bestimmter injuria mere culposa heifsen 
— Es können abef^ sowohl beim dolus als bei der 
Krug's prakt. Philos. Th. I. Reclitslehro. Aufl. 2. . l^ 
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culpa M^itAet anderweite Grade stattfinden» .Saher 
unterscheidet man 

1. DoluM direetu8 ' uxlA. indirectu9* Jener findet 
statt, wenn eine bestimmte Rechtsverletzung als ein- 
zig möglicher und insofern nothwendiger Erfolg der 
Handlung gewollt wurde (a.B. wenn jemand einem 
Andern den Kopf spaltete, um ihn ztt tödten)^ die- 
ser, wenn die Handlung zwar als Reehtsverletenng 
überhaupt, aber doch, bei yerschiednen an sich mög- 
lichen Erfolgen , nicht gerade dieser bestimmteTErfolg 
gewollt wurde (z. B. wenn jemand einem Andern 
einen heftigen Schlag auf den Kopf gab und ihn 
dadurch tödtete, ohne ibn gerade tödten zu wollen, 
sondern nur. Um ibm wehe %u thun). Es vermischt 
sich also hier gleichsam dolus und culpa. Die *röd- 
tung ist nicht geflissentlichen der geraden Richtung 
der Handlung auf ihren Zweck, wohl aber in der 
eventualen, vreil jedermann weifs, dass ein heftiger 
Schlag auf den Kt>pf lebensgefährlich ist, und man 
daher im angeführten Falle die Handlung selbst auf 
die Gefahr einer hohem .Rechtsverletzung, als man 
gerade beabsichtigte, untemahin, folglich indirekt 
auch diese Verletzung wollte *). — Sodann unter- 
scheidet maYi 

2. Culpa Idttt s. gratns, leuU und hpusima, je 
nachdem der, welcher durch Mangel an Aufmerk- 
samlteit auf die Beschaffenheit und die Folgen seiner 

. Handlung ein Recht verletzte, es an all^r oder nur 
an der gewöhnlichen oder gar nur an einer au- 

*) Manclie Kechtslehrer unter)sch«iden aucfh dolu^ antettdens 
oder ex proposito und Üölui i^onsequemt odcir «Sp rä* Wenn 
aber unter diesem^ eine blofse Billigimg einer ohne unsre 
Veranlassung bereits geschehnen Kechtsverletzui^ vorstanden 
wird) so findet dabei wenigstens keine juridische Imputazioa 
statt. Es ist gleichsam ein dolus internus , der auf den frü- 
hem £rf olg keinen ^inÜoss haben konnte. 
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f s 6 r o r d en t li c h e ti Anfmerksarmkelit fehlen liefs. . Im 
erstem Falle nennt vi%u die wide^r6cl]^tUcba Handluag 
auch ein grobes, im zweiten ein mÄfsiges, im 
dritten ein geringes Yersehen. Es ist aber leicht 
einzusehn, dass diesö Bestimmungen, wie alle, bei 
denen es auf ein blofses Mehr oder Weniger einer 
intensiven Gröfse ankommt, die nur naob einem «in- 
gefäjureb Hafsstabe (gleicbsam nacli dem Angenmafse) 
gescJiätsst werden kann, sehr . schwankend seien, und 
dass daher in gegebnen Fällen leicht ein Zweifel 
entstehen könne, ob eine kulpose Handlung (z. B. 
ein durch nachlässige Behandlung oder Verwahrung 
von Feuerstoffen, Waffen, Giften' tr. ä} g. verursach-% 
ter Schade) ein grobes oder mäfsiges oder geringes 
Versehen sei. Auch kann- die kulpose Handlang aus 
der geflissentlichen IJebertrctung eines Gebotes oder 
Verbotes entstehen, ohne doch darum als dolose be^ 
trachtet werden zu kökinen, z. B. wenn ein Arznei- 
handler das Gift, womit jemand einen Andeili tödtete, 
verkaufte, ohne di^ ihm vom Geset^o vorgeschriebnen 
Vorsichtsregeln jZU beobachten , weil er dem Käufer ^ 
keinen' solchen Misbrauch z.utraute; ioder wenn }e- *^ 
mand eltien Brand dadurch veranlasste, dass er mit 
Feuerstoffen an einen Ort ging, wo -es Verboten war, 
indem ^t meinte,* os habe keine Gefahr oder er könne 
der Gefahr vorbeugen. Es werden daher zur Schäz- . 
zting der Gröfse einer rechtlichen Verschuldung man- 
cherlei 'positiv -gesetzliche Bestimmungen erfoderlich . 
seih, 'und selbst dann wird das richterliehe Ermessen 
noch Spielraum geirag -übrig behalten. 

§.66. 
Als allgemeine Grundsätze, nach welchen 
sich idie Gröijsensohätzung rechtlicher Verschul- 
dungen richten muss, sind folgende « drei zu 
betrachten: 

13» 
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1. Je vsdöhtiger das yerletzte Recht in den 
Augen eines vernünftigen und freien Wesens sein 
musste, desto gröfser ist die Verschuldung. 

2- Je richtiger, vollständiger und deutKcher 
die Erkenntniss von dem verletzten Rechte war, 
desto gröfiser ist die Verschuldung. 

3. Je schwieriger die Verletzung und je 
geringer der Anreiz dazu war, desto grofser ist 
die Verschuldung. Die Gegensätze, nach welchen 
die Verschuldung als minder grofs zu betrachten, 
ergeben «ich hierauß^ von selbst. 

Anm. Die, Wichtigkeit der verletzten 
Rechte ist allerdings ein Moment, welches bei der 
Gröfsenschät^ung der rechtlichen Verschuldung in 
Anschlag kommen muss. Denn wiewohl alle Rechte 
an sich, d. h. als blofse Rechte betrachtet , auF 
gleiche Weise geachtet werden sollen: so haben sie 
doch verhältnissmäfsig, d. b. in Bezug auf die 
Zw^^^ke sinnlich -vernünftiger Wesen, nicht dasselbe 
•* Gewicht, weil diese Zwecke selbst höhere oder nie- 
dere sein können. Dah^r 'beleidigt der, welcher das 
Leben antsistet, in' einem weit höhexn Grade, als 
der, welcher ai<5h blofs am äufsern £igenthuine ver- 
greift, weil dieses erst durch den Gebrauch, den wir 
int Lesben davon machen, seinen Werth erhält und 
, der Verlust desselben immer ersetzlich bleibt, so 
lange wir leben. Auch beleidigt offenbar derjenige 
im höhern 'Grade, welcher ' einem Andern sein ganzes 
- Hab* und Gut raubt, als der, welcher sich mit ei- 
nem Theile begnügt, weil der übrig bleibende Theil 
selbst ein Ersatzmittel werden Itann , der Verlust des 
Ganzen aber sogar in eine, Gesundheit und Leben 
bedrohende. Gefähr versetzen kann. — Ferner ist 
der Grad der Erkenntniss des Handelnflen 
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in AnseLung d«r verletzten Rechte ein hei cler recht- 
lichen Zurechnung und ^Iso auch hei der Gröfsen- 
schätzung der Verschuldung zu hedftitender Umstand. 
Es muss die Schuld im Uttheile der Vernunft, wo 
nicht heben, doch mindern, wenn Unwissenheit 
oder Irrthum in Ansehung des Rechtrsatzes oder 
des Recht ^f a lies {ignoraniia fei error juris vel facti) 
stattfand. Doch kommt es hiebei auch darauf an, ob 
und ^wiefern Unwissenheit oder Irrthum vermMd- 
1 i c h o der unvermeidlich (yincibilie f^l inpincihiUa) 
war« üenn je leichter das Nichtwissen oder Irren zu 
vermeiden war, desto weniger kann 'es das Urtheil 
mildern. Dagegen wird alle Verschuldung gehoben 
durch absolute Ünvermeidlichkeit des Nicht- 
wissens oder Irrens, wodurch jemand zu einer Rechts- 
verletzung verleitet wurde, es mag nun jene Unver- ' 
meidlichkeit ihren Grund haben in der natürlicjien 
Beschaffenheit des Subjektes (z. B. bei Kindern , Blöd- 
sinnigen, Wahnsinnigen) oder in einem unglücklichen 
Zufalle (z. B. wenn jemand nach einem wüthenden 
Hunde schiefst, und ein Mensch, der sich hinter. 
einem Baume verborgen hielt und im Augenblicke 
des Abdrückens unversehens in die Schusslinie hervor* 
sprang, dadurch getödtet wird). Man kann also mit 
Recht sagen: Casus non est imputabiUs, weil der 
blofse Zufall ganz aufser unsrer Berechnung liegt *), 
•Indessen wird, dabei auch darauf zu rücksichtigen 
sein , ob und wieferne der Zufall und das dadurch 
' entstandne Nichtwissen oder Irren einen wirksamen 



*) Dadurch J^tätigt sich auch der ohige Satz: Casum, sen-^ 
iit dominus (§. ,69. Anm.). Denn der Eigenthümer einer 
äufserh Sache, die sich in meinem Gewahrsam^ befindet, 
würde mir den Zufall, zurechnen, we;in ich ihn wegen eiaef 
blofs zufallig entstandnen Schadens an derselben entschädi- 
gen sollte. 
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Einflusft auf ^ie Vollziehtuig der Handlung von Sei- 
ten des Subjektes hatte. Denn, alles, was an der 
Handlung nicbt its^blofs zufällig erstheint, bleibt 
immer der Zurechnung unterworfen. Wer m der 
Dunkelheit der Nacht seinem Feindö auflauert, aber 
statt des Feindet seinen zufällig vorübergehenden und 
für den Feind gehaltenen Vater mordet, mithin sich 
nur in der I^erspn vergreift, ist wenigstens ' des ein- 
fachen Mordes schuldig, wenn auch nicht des als 
Yatermord qualifizirten Vei:brechens, Daher unter- 
scheidet man mit Recht das Wirksame und un- 
wirksame Nichtwissen oder Irren {ignorantia 
fei error efficax et minus pel non efficax) in Bezug 
auf die Zurechnung. — Endlich ist auch die Gröfse 
tind Menge der Schwierigkeiten, die dem 
rechtlichen oder iinitecbtlichen Gebrauche der Freiheit 
entgegenstanden, zu berücksichtigen. Wer mit kal- 
tem Blute, ohne irgend eine mächtige Anreizung, 
nach langer Ueberlegung und mit beharrlicher Besie- 
guBg aller Hindernisse mordet oder raubt, ist in 
• weit höherem Grade scbtildig, als der, welcher sich 
im Zustande der Leidenscjiaft oder eines dringenden 
Bedürfnisses befindet und die sich gleichsam von 
selbst darbietende Gelegenheit zur Befriedigung au- 
genblicklich benutzt. Soll aber das, Gezwungeu- 
sein zu einer Rechtsverletzung die Schuld mindern 
oder aufheben', so wird auch zu erwägen sein, ob 
der Zwang blofs psychologisch oder mechanisch, wi- 
derstefalich öder unwiderstehlich war. Blofse Dro- 
hungen und dadurch erweckte Furcht sind noch kein 
eigentlicher Zwang, obwohl bei dem, der sich da- 
durch zu einer Reditsverletzung bestimmen liefs, auf 
das subjektive Mafs seiner Widerständskraft Rück- 
sicht genommen werden mag *), 



*) Da Weiber in der Reg^el schwächer und f trclitsamer 
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• ( 

$.67. > 

Die Zareehmmg kann gedaolM "werden ak 
ausgehend yom Handelnden selbst oder yon ei- 
nem andern vernünftigen Weseiu Im erste^ Falle 
ist der Handelnd^ seip eigner Richter, im 
^M^eiteiii hat er einen äufsejrn Ricjrter, Wenn 
nun dieser ;die d^a freien Handlungen Andrer 
angexnessnen Folgen nach Rechtsgesetzen be- 
stimmt und dessen Ausspruch vollzogen wird : so 
verA?vai:idelt «ich die rechtliche Zurechnung in 
rechtliche Vergeltung (compensatio^, re- 
tribuiiQ juridica). Da aber jene blofs Zwrechr 
niufig Kur Schuld sein kann (§. 64 Anm- 2): so 
kann auch diese blofs Bestrafung sein. . 

^n m. Richten (Judicare, etymologisch so viel 
als jits dicere, Recht sprechen) Ifeifst überhaupt die 
freien Handlungen vernünftiger Wesen nach Gesetzen 
beurtheilen und die denselben angemessnen Folgen 
bestimm^A. Darum heifst die (physische oder ^lora^ 
lische) Person, welche diets thut, der Richter 
(Judex) -r— ihr Ausspruch das richterliche Urtheil 
(auch Urtel schlechtweg) oder der Urtheils^pruch 
(sententia judicifi) — der Ort, wo gerichtet wird, das 
Gericht oder der G er i^htshof {Judicium^ ßs>rum) 
— u-nd da« Verhältniss gewisser Personen zu einem ge- 
wissen Gerichte die Gerichtbarkeit (Jurisdictio) ♦). 



als Männev sind, scKwird die Zureclmung bei ihaea in die- 
ser Bexiehipiig^ auch im rnjndem Grade stattfindeiu 

«) Oericktbarkeity nickt Gerichtsbarkeit., DeÄn 
das s iJt kiei; fälschlich innfesckoben» da das Subst. Ge- 
richtbarkeit vom Adj« ricktbar oder gericktbar 
kerkommt. Es findet also kier keine Zusammensetadmg zweier 
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Die Gesetze, nach welchen gerichtet wird, können 
sowohl Tugendgesetse als Rechtsgesetse sein. Das 
Richten nach Tugen^dgesetssen geht uqs hier niclits 
an. Das Richten nach Rech'tsgesetzen aber kann 
sowohl nach natürlichen als nach positiven Gesetzen 
geschehen. Das erste findet im Maturstande,, das 
cweite im Bürgerstande statt (§. 11). Doch kann 
auch in diesem, wenn die Bestimmungen des posi^<- 
ven' Gesetzes nicht ausreichen , nach natürlichen ge- 
richtet werden. Manche Gesetzbücher verweisen in 
jenem Falle sogar ausdrücklich auf diese, wiew^ohl 
der nach positiven Gesetzen urtheilende Richter alle 
Hülfsmittel der Auslegung und der überlebenden Yer- 
gleichung (der sogenannten analogia juris) zu versu- 
chen hat, bevor er zu aen natürlichen Rechtsgesetzen 
seine Zuflucht nimmt, da die subjektiven Ansicliten 
von diesen so verschieden sind. Soll sich nun mit- 
tels des Richters die Zurechnung in Vergeltung und 
zwar als rechtliche Vergeltung in Bestrafung verwan- 
deln: so gehört dazu allemal ein äufserer Richter. 
Denn obwohl jemand siqh selbst eine widerrechtliche 
Handlung zurechnen und insoferne sein eigner Rich- 
ter sein kann: so ist diefs doch nur vermöge einer 
Regung seines Gewissens, das'^aher auch der in- 
nere Richter heifst, möglich. Und wenn er sich 
zufolge dieser Regung entschliefst, dem Beleidigten 
eine Entschädigung oder Genugthuung zu geben, ]a 
sich selbst eine Art von Büfsung aufzulegen: so kann 
doch dasUebel, was sich jemand auf diese Art selbst 
zufügt, eben wegen der Freiwilligkeit dieser Hand- 
lung nicht als rechtliche Strafe betrachtet wer- 
den , weil diese unter dem Begriffe des Zwanges steht 
(§. 62). Nur in einem höhern moralischen Sinne, der 



Substantiven statt, wie in Gerichts - Herr oder Ge- 
richts -Hof. 
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aber ziiclit liidber. gfebort, wurde nmii auch die freiwil- 
lige Abfaüfsung eine Selbb^strafung nennen können. 

' . % 68. 

'Wenn die Strafe selbst gerecht sein 

soU^ so muss sie der Rechtsyerletziing -^ als 

deren Folge sie in einer rechtlichen Ordnung 

der Bin^e Von der Vernunft gefodert wird ($. 

63) angenoiessen sein, d. h. das physische 

TJebel, welches als Strafe mit einer Beleidigung 
verknüpft werden soll, muss zu derselben ein 
besitiinmtes Verhältniss {proportio) haben. 
Hieraus ergiebt sich der allgemieine Grundsatz 
als einschränkende Bedingung aller Ausübung des 
Strafrechts: Die Beschaffenheit und Gröfse jeder 
Strafe muss sich denken lassen als bestimmt durch 
die Besch^enheit und Gröfse der zu bestrafenden 
Rechtsverletzung {§. 32)- Unterscheidet man also 
natürliche und willkürliche oder posi- 
tive Strafen, so werden auch diese der Natur 
der Rechtsverletzungen entsprechen und insofeme 
jenen mogliq}ist analog sein müssen, wenn sie 
von der Vernunft gebilligt werden sollen. 

Anm, Natürliche Strafen nennt man oft 
aucb die unangenehmen Folgen, welche unsittliche 
Handlungen überhaupt nach blofsen Naturgesetzen 
nach sich ziehen, z. B. Kränklichkeit oder frühzei- 
tigen Tod als Folge, der Unmäfsigkeit. Diese können 
aber nur aus einem hohem (moralisch - religiösen) 
Gesichtspunkte Strafen genannt werden. Auf dem 
juridischen Standpunkte, den wir hier einnehmen, 
müssten diejenigen Strafen natürlich heifsen, 
welche blofs nach reinen Vetnunftprinzipie» , also 
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«»nach natürlichen IV^Qli]t$gf»etzen, willkürlich oder 
positiv hingegen diejenigen, welche durcli den 
Willen eines aufsern Gesetzgebers, also nach positi- 
ven Recbtsgesetsen , in Bezug auf die in der Erfah- 
rung vorkommenden Rechtsverletzungen bestimmt 
wären» Die leiste Att der Bestimmung ist überall' 
nothwendig, wo eine rechtliche Ordnung der I>inge 
ötfentlich anerkannt und gehandhabt werdea soll. 
Denn- die reine Vernunft weifs nichts von den ver- 
schiednen Arten der Rechtsverletzungen, die in der 
Erfahrung vorkommen können; sie kann also auch 
keine Strafen in Beziehung auf dieselben a priori 
bestimmen. Der positive Gesetzgeber aber tbut es 
a posteriori, d. h. nachdem ihm durch die vergangene 
und gegenwärtige Erfahrung selbst bekannt worden, 
auf wie mannigfaltige Weise Menschen strafbar han- 
deln können. Da jedoch der Wille dieses Gesetz* 
gebers nie blofse Willkür sein darf,' sondern die 
gesetzgebende Vernunft und das daraus hervorgehende 
(natürliche) Rechtsgesetz immer zur. obersten Richt- 
schnur zu nehmen hat (§. 7. Anm. 2) : so dürfen auch 
die von ihm bestimmten Strafen., w^nn sie gleich, 
wie alle von ihm ausgehenden Rechtsbestimmungen, 
das Gepräge des Positiven oder Willkürlichen an sich 
tragen, doch nicht durchaus willkürlich sein, son- 
dern müssen zugleich, so viel als möglich, den Cha- 
rakter der Natürlichkeit haben. Diesesn werden sie 
aber nur dann haben, wenn sie den natürlichen Stra- 
fen widerrechtlicher Handlungen möglichst analog 
sind, d. h. wenn sie sich als Strafen ankündigen, 
die von der Vernunft unmittelbar nach ihren selb- 
eignen Biechtsgesetzen diktirt sein könnten. Der 
positive Gesetzgeber wird daher immer den obigen 
Grundsatz als allgemeine Norm seiner Strafgesetze 
vor Augen haben müssen, damit er nicht durch eine 
härtere Strafe, als die BeschaflFenheit und Gröüe der 
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2u 1>esträfenid^ H^litSTerletmiiig fodert, daä. Kocht 

selbst TOB* neuem verletze, daxnit er also nieht dem 

Beleidiger mehr Uebels zufüge , als diesem gebürt*. 

Aber freilich wird es schwer sein, d^ Beschaffenheit 

und Grdfse dsr Rechtsverletzung die Beschaffenheit 

und Gröfse der Strafe genau anzupassen, nicht nur 

für den Gesetz geh er, sondern auch für den Kich« 

ter. Denn jener kann nichts anders thun, als die 

B.ec:]it8 Verletzungen^ welche mit gewissen Strafen he* 

legt werden sollen, nach gewissen Gesichtspunkten 

zu jklassifiziren; wobei es leicht geschehen kann, da^s 

die Klassifikazian die unendliche Mannigfaltigkeit der 

Erfahrung nicht erreicht und daher Vergehungen in 

der Wirklichkeit vorkommen , die sich schwer oder 

gar laicht unter eine von den aufgestellten Arten 

bringen lassen *). ^ Dieser aber >hat in jedem gegeb* 

nen JFalle nicht eine Art, sondern eine gatiz individüal 

bestimmte Rechtsverletzung vor ^icb, die er nach 

allen 'Umständen zu erwägen hat| wobei es leicht 

geschehen kann, dass, wenn sie auch so ziemlich 

unter diese oder jene Art passt, doch 'die darauf 

gesetzte Strafe nicht recht passen will, sondern als 

XU hart oder zu gelind erscheint. Darum bleibt die 

gesetasliche Bestimmung positiver Strafen immer eine 

der schwierigste!^ Aufgaben, die auch nicht nach 

blofsen Rechtsgesetzen gelöst werden kann, sondern 

Billigkeit und Klugheit werden hier gleichfalls oft 

den Ausschlag geben müssen. Wie weit aber die 

positive Strafe gehen ctnd ob sie insonderheit bis 



♦) So kam unlängst in Paris der Fall vor, dass ein Le- 
benisatter sicK der Hand einer andern Person , die er durch 
Bitten und Versprechungen zu bestimmen gewusst hatte, 
bedienen wollte, um sich sdbst zu tödten — ein Fiall, den 
•der sonst an Verbrechen sehr reichhaltige Strafkodez Nape* 
leon's nicht voi|(tsehn hatte. 
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an*ft Leben eines Verbrechers reichen dürfe, ist eine 
Frage, die hier noch nicht beantwortet ^werden kann» 
weil dabei auf staatsrechtliche Grundsätze Rüqksicht 
genommen werden muss« 

$-69- 
Da die Strafe nach Art und Grad genau be- 
stimmt sein soll (§* 68) , der Beleidigte aber als 
Richter in seiner eignen Sache einer sol- 
chen Bestimmung imfShig ist, weil er als Partei 
auch prä3mntiy parteiisch ist; und da der 
Beleidiger sich in derselben Lage befindet, 
auch niemand sich selbst iü rechtlicher Hin3icht 
bestrafen kann: so muss die Strebe von einem 
Dritten, der nicht Partei, mithin präsumtiy un- 
parteiisch ist, also von einem äufsern Rich- 
ter bestimmt werden. Damit aber dieser nicht 
nach blofser Willkür urtheile und zugleich seinem 
Urtheilsspruche den gehörigen Nachdruck geben 
könne: so muss er als ein öffentlich autori- 
sirter Richter von beiden Parteien anerkannt 
sein und sowohl ein positives Gesetzbuch 
als Norm seines Urtheils vor sich, als auch eine 
unwiderstehliche Gewalt, die seinen Aus- 
spruch vollziehe, hinter sich haben. Da beides 
nur im Staate mögl:(ch ist, so fuhren uns die 
Untersuchungen über das Strafrecht eben so, wie 
die über das Eigenthumsr^cht ($. 43) auf die Nöth- 
wendigkeit einer anderweiten Ordnung der Dinge^ 
als im Naturstande in Ansehung der Rechtsverhält- 
nisse siimlich- vernünftiger Wesen möglich ist 
Anm. 1. Wenn man sagen wollte, Beleidiger 
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und. Beleidigter oie/t überhaupt zwei über das Recht 
streitende Parteien im; Naturstaidde . fcöniiten ja) ge^ 
meizischaftlicb einen Dritten als Schiedsrichter 
vrählen und dadurch- ihr B.eGlitsTerbäitnis8;.für die 
Ziikunh sichern: so ist zu bemerken ^ dass sich dxelk 
-vrobl im Allgemeinen ^nken lasse., im* Be^ondern 
oder Einzeln aber selten oder nie stattfinden werde; 
Denn ea fragt sich 1. ob beide Parteien * sich übet * 
die Person des zu erwählenden Scbiedsxichters ver* 
einigen, und 2* pb sie sich das UrtbftU, desselben 
gefallen lassen werden. ^ Das I^etzte wurde um so 
^weniger der Fall sein , wenn das Urtheil des Sohieds^r 
richters den Wünschen und Hoffnungen des £inen 
o^er des Andern stark widerspräche, da ein solcher 
Richter gar keine von dem Willen der Parteien un- 
abhängige Autorität hat und von ihnen gar nichl; zxL 
fürchten i^t. Vereinigte sich aber der Schiedsrichter 
mit der einen Partei gegen die andre, um ^nem 
Urtheile Nachdruck zu geben : so würd' er gewisser- 
mafsen selbst zur Partei, und es bliebe dann, immer 
noch zweifelhaft, ob die Partei, zu welcher er sich 
schlüge, die stärkere sein, würdf. 

Anm. 2, Das Ergebniss aller bisherigen Unter- 
suchungen über das Kecht in Beziehung auf den Na- 
turstand oder über das private Recht ist folgendes: 
Der Naturstand ist zwar an sich kein wider- 
rechtlicher Zustand (atatua per se haud injuatüa) 
aber dennoch ei|i Zustand der völligen Unsi- 
cherheit des Hechts, w^eil in demselben keine 
öffentliche, das Recht mit Gerechtigkeit handhabende^ 
Autorität' vorhanden ist. Daher ist, so lange dieser 
Zustand dauert, die NichtVerletzung des Rechts ent- 
weder von der Ohnmacht dessen, der das Recht 
verletzen will, aber nicht kann, oder von der 
guten Gesinnung dessen, der das Recht verletzen 
kann, aber nicht will, mithin von zufälligen 
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Um st Süd ab abhängig; und wenn das R^cht vorletzt 
ist oder^towit Ün Rechtsstreit entsteht» so* ist jeder 
Theil sein eigner uiki des Andern Richter, wo dann 
in der Regel nicht die Idee^^ oder dias Oesetz des 
B.'echts, sondern Ijis>t und Gewalt (wie heim Kriege 
der Völker) dvn Aussöhlag ge&en werden. Insofern ist 
derNatuTitand trwar nicht nothwendig ein wirkli ch e r 
Kv»egs^stand Alier gegen Alle (nachHos^Es) aber 
auch nicht ^in Zustand d^es tiefsten Friedens 
(na ch Jakos) sondern vieknehr ^i n Zustand der be- 
ständigen Gefährdung de«'llecrhts unfd folglich 
ein rechtloser od«r von Gerechtigkeit ent- 
blöfster Zustand (^statiis /uttitia vacuus — nach 
Kawt) .Alles Recht bleibt also probleinatisch , so lang^ 
es den Charakter des privaten an sich trägt; Die 
Yemunft lodert daher, dass es einen öffentlichen 
Charakter annehme, um dadurch eine höhere Sankzion 
und Garantie «u gewinnen. ' Det Fortschritt der Un- 
tersuchung nöthigt uns also von selbst, eum folgenden 
Abschnitt übet^zujgefan *). 

I I ■ I., ,1 r t ,., ■ .. , ,1,- 

t 

*) Wenn manche hier noch die Lehre T6n der Kollision 
der Ke-chte vermissen sollten, so dient zur Antwort, dass 
wir eine solche ^ar nicht annehmen. Denn das Rechtsgesetz 
fodert eben eine solche Beschränkung des äulsern Freiheits- 
gebrauchst dass keine Kollision in Ansehung desselben statt- 
finde. Polglich kann^ auch keine Kollision der Rechtspflich- 
ten stattfinden/ Ob aber diese 'hlit den Gewissenspflichten 
oder die Oewissenspflicbten unter Sich kollidiren können , ist 
eine andre nioht hieher gehörige Frage. Mau Terwechsle 
nnr nicht Kechtsstreitigkeiten xxAt Aechtskolli- 
sionen. Denn dort, heim idealen Widerstreite angeMicher 
liechte, ist das Recht selbst noch zweifelhaft, wird wenig- 
stens so' betrachtet; Her aber müsste angenommen werden, 
dass das imzweifelhafte Recht des Einen mit dem unzwei- 
felhaften Rechte des Andern in einem realen Widerstreite 
begriffen wäre, welches nicht möglich ist. 



Digitized 



byGoogk 



ly es r einen Natur techts 

zweiter Abschnitt 



t V, it .I-.. >* ü^« 
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Erstes Hauptstüc^. ' 
S e a a t 8 r e c h t. 



§. 70. _ t 

Uer Staat ist eine Gesellstjhaft. Eine 
Gesellschaft aber im rechtlichen Sinne 
{societas sensu juridico) ist ein Inbegriff mehrer 
durch wechseitige Rechte und Pflichten zur. be- 
harrlichen Heryorbringung eines gemeinsamen 
Zwecks dnrch gemeinschaftliche Thätigkeit ver- 
bundnen Pe^t'sonen. Eine Gesellschaft ist also 
eine moralische Person ($. 13. Anm.) und kann 
entweder als einfache Gesellschaft aus lauter 
physischen,^ qder ah zusammengesetzte aus 
lauter taoräIischen> oder als. gemischte aus 
pfaysiaohen «nd «äorahk^hen Personen bestehn. 
Die mir Gesellschaft gefaBrigen Personen heifsen 



Digitized by VjOOQIC 
I 



208 Recbtslebre. Th. I. Reines Naturrecht. 

Glieder oder Mitglieder deT$e\hea (meFhbra 
söcietatis, socü) die nicht dazu gehörigen aber 
Auswärtige oder Fremde (extraneij pere- 
grini). Der gemeinsame JZJWeck, zu dessen Ver- 
wirklichung die Gesellschaftsglieder verbunden 
sind, heifst der 'Gesellschaftszweck {^finis 
socialis) imd der einer solchen Verbindung zum 
Grunde liegende Vertrag der Gesellschafts- 
Vortrag {contr actus socialis). Nach Mafsgabe 
jenes Zwecks und dieses Vertrags kann die Ge- 
sellschaft zeitig (temporaria) oder dauernd 
(perennis) — zerstreut (dispersa) oder ver- 
sammelt (co/fecto)-^— wandernd (i'aga) oder 
fest {fixay — gleich {aequahüis) oder un- 
gleich {inaequahilis) sein. Im* letzten Falle 
hat sie einen Obern {princeps societatis) der 
selbst wieder eine physische oder moralische 
Person sein kann. . 

Anm% 1. Nichl^jede gesellige YerbincluDg meb- 
rer Personen zu irgend einem Zwecke (z.B. um sich 
zu unterhalten und zu belustigen) ist eine Gesellschaft 
ini rechtlichen oder juridischen Sinne des 
Worts. Eine solche findet nur statt, wenn die Per- 
sonen zur beharrlichen Hervorbringung elhes gemein- 
samen Zwecks mittels gemeinschaftlicher Tbätigkeit 
entweder durch sich selbst oder durch die Natur 
verbunden sind und dieser Verbindung wechselseitige 
Rechte und Pflichten zum Gründe liegen, die daher 
auch gesellschaftliche Rechte und Pflichten 
(Jura et officia socialia) heifsen. piese Rechte und 
Pflichten gehören , wenn die Personen sich durch sich 
selbst zu einer bestimmten Gesellschaft verbunden 
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-'laben, allemal : zur Klasse iex_ Vertragsrechte 
and Vertragspflichten (§. 62). Denn wie upd 
, vo durch auch eine solche , nicht von der Natur un- 
, Dittelbar gestiftete ^ Gesellschaft empirisch oder fak- 
isch ^entstanden sei, so müss sie doch razional oder 
'echtswi«senschaftlich als hervorgegangen aus einem 
: i^ertragd gedacht werden. Jenen Ursprung der Ge» 
ellschaft aus gewissen, natürlichen Bedürfnissen und 
sufällig veranlassenden Un|standen (Neigung, Furcht, 
Zwang -u. d. gh) nachzuweisen, ist wohl zulässig 
jnd. nützlich. Die Rechtsphilosophie aber hat eine 
ganz andre, Aufgabe^ «nämlich in der Vernunft selbst 
das ursprüngliche und rechtliche Prinzip 
der Gesellschaftlichkei.t aufzusuchen, und die» 
ses ist bei sinnlith-% vernünftigen Wesen, die durch 
sich, selbst in eine Ge&ellschaft zustimmen getreten 
sind, kein andres als diejenige Freiheitsthat, welche 
Vertrag* heifst. Denn ohne Vertrag hat Niemand 
ein Recht, von einend - andern ihm ganz gleichen 
Wesen gemeinschaftUche Thatigkeit zur Enfreicfaung 
gemeinsamer Zwecke zu. fodern , und folglich auch 
Niemand die Pflicht zu eintr solchen Thatigkeit, vor* 
ausgesetzt -~ was sich' auf dem Gebiete der Rechts« 
lehre inamer von selbst versteht — dass vom stren- 
gen öder' eigentlichen Rechte , mithin von dem, was 
nach V^rnunftgesetzen erzwingbar ist, die Rede sei. 
Uebrigens' kommt aber nichts darauf an, ob jener 
Vertrag irgec^d einmal förmlich abgeschlossen oder 
nur stillschweigend . eiii^egangen sei (§« 57« Ai^m. 3). 
Sobald mehre Personen auf beharrliche -Weise solche 
Handlungen vornehmen, welche sich auf einen ge- 
meinsamen Zweck beziehe und welche sie nicht vor- 
genommen haben würden, wenn nicht Einer den 
Andern zu dieser Absicht mit sich hätte verbinden 
wollen: .so haben sie eine Gesellschaft^ yeiitragsn^äfsig 
gestiftet, wenn sie auch weder vo)i .:dem. Gehalte 

Krng's prakt. Philo«. Th. I. Rechtslehre. Aufl. 2. 14 
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noch von der Gestalt dieses Vertrags ein klares und 
deutliches Bewusstscin hatten *)* Dieses bildet sich 
oft erst in, mit und durch die Gesellschaft ' aus — 
wie denn überhaupt alle Bildung von der Gesellschaft 
abhangt -^ und daher pAegt es. zu geschehen, dass 
man oft erst lange nach der Stiftung einer Gesell- 
schaft an die Abfassung eines förmlichen Vertrags 
darüber denkt» indem man früher nicht einmal das 
Bedürftiiss eines solchen fühlte **). Wie nothwendig 
es aber sei» der rechtlichen Beurtheilung einer Ge- 
sellsrhaft einen Vertrag, in de^ Jdee wenigstens, zum 
Gründe zu legen, erhellet auch daraus, dass sich 
sonst kein Grund absehn liefse, warum Banditen- 
vereine, Räuberbanden, Kupplerwirthschafteu und 
andre Genossenschaften der Art nicht auy;h für recht- 
mäfsige Gesellschaften angesefan werden sollten« Denn 
dieser Grund liegt blofs darin» dass dergleichen Ver- 
bindungen auf keinen rechtsgültigen Vertrag bezogen 
werden können (§. 58. Arn». 2), Ebendarum kpnnen 
aber auch in rechtmäfsigen Gesellschaften die wech- 
selseitigen Rechte und Ffiichten sowohl des Ganzen 
und der Glieder als auch €er Glieder gegen einander 
nicht vtreiter gehn, als es die Natur eines rechts- 

♦) Tautend Ehen werden ohne Vertrag blofs faktisch ge« 
sohlösen. Lässt sich aber darum die £he wohl als ein ge- 
- selligef Kechtsverhältniss beurtheilen, .ohne einen 
Vertrag zum Grunde zu legen? Dasselbe gilt noch mehr 
vom Staate, wie sich in der Fo^ge zeigen wird. Ein Andres 
ist es freilich bei Eltern und Kindern, wo die Geselligkeit 
unmittelbar von der Natur gestiftet ist« * Auch hieron tiefer 
unten. 

^*) Gerade so verhält es sich auch mit den in einer sol- 
chen Gesellschaft gültigei^ Gesetzen. Man hatte schon der- 
gleichen durch Sitte und Gewohnheit ^ bevor man daran 
dachte , Gesetze förmlich zu geben und aufzuschreiben. Bas 
geschieht erst in Folge der Bildung und des dadurch her- 
" beigefährten Bedfiribisses. 
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gültigen Vertrags ül»erbaa|^t gestattet — ein für 
die Folge sehr wichtiger Grundsatz. 

Anm, 2. Die möglichen Hauptarten von Oesell- 
scliaften, welche im §. angedeutet sind, bedürfen 
keiner besondern Erwägung« Nur über dier Einthei- 
lung der Gesellschaften in glei&he und unglei^che 
ist noch etwas KU sagen. Es- lassen sich nämlich 
zuvörderst Gesellschaften denken, in welchen die 
i?rechselseitigen llecbte und Pflichten der ein^elen 
Glieder einander völlig gleich sind, so dass in jedem 
Falle nur der sich ' wirhlich einigende Willfe Aller 
eine für Alle verbindliche Kraft hat. Eine Solche 
Gesellschaft hat also kleinen . Obern, dessen Wille 
für Alle Gesetz wäre* Da nun bei einer be^euten^ 
den Menge von Gliedern 'ihr Wille äufserst selten 
durchaus zusammenstimmen würde: so wird, wenn 
efibe solche Gesellschaft dennoch bestehen soll, in 
den Fällen, wo der Wille' Aller sieb nicht' 'einigen 
kann, der Wille der Meisten Mie Stelle des Willens 
Aller vertreten müssen. Daher entscheidet in der 
Kegel bei solchen Gesellschaften Jie Stimmenmehr^ 
heit {suffragiorum pars major — ma/oritäis) so dass • 
ein von dieser gefasster Beschluss Gesetzeskraft für 
Alle bat. Dadurch wird aber schon die' Gleichheit 
Aller beschränkt. Denn die Minderheit (pars mi^ 
nor — minorUaa) muss sich dann der Mehrheit unter- 
werfen. Da jedoch diese Mehrheit keine bleibende 
Gewalt hat, sondern beständig wechseln kanft ' — 
indem der, welcher bei dem einen Beschlüsse zur 
Minderheit gehörte, bei dem andern zur Mehrheit 
gehören kann, und umgekehrt — so stellt sich die 
Gleichheit der Gesellschaftsglieder immerfort wieder 
her. Es kann folglich eine Gesellschaft, in welcher 
alles durch Stimmenmehrheit entschieden wird, als 
eine gleiche betrachtet werden. Ob aber die Stirn- 
sienmehjpheit in allen Fallen gelten müsse, ist eine 

14* 
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Streitfrage, die sich unsers Bedünkens nur so beant- 
worten lässt. Wenn ursprünglich ausgemacht wäre, 
dass entweder überhaupt oder in gewissen Fällen nur 
die völlige Einigkeit der Stimmen entscheiden sollte: 
so würde dann die Stimmenmehrheit entweder über- 
haupt, oder in den ausgenommenen Fällen nicht gel- 
ten. Wenn aber, wie es meistens dejr.FaU ist, eine 
ursprüngliche Bestimmunig , der Art ni^Jit stattfände : 
so würde, überall die Stimmehmehrheit nach dem 
Urtheile der Vernunft gelten j "weil sich voraussehen 
lässt, dass es sonst oft zu gar keiner Entscheidung 
kommen y mithin die Gesellschaft sich aelbst in ihrer 
WirksMukeit auf eine vernunftwidrige Weise be- 
schränken oder am Ende gär auflösen würde *)• — 
Es lässt sich aber auch zweitens denken, dass in 
eine? Gesellschaft eine s^u. ihr gehörige physische 
oder moralische Person vorzugsweise das Recht hable, 
ihren Willen als Norm des allgemeinen Willens in 
Beziehung auf 'den Zweck der Gesdischaft. auszu- 
sprechen Und als Gesetz geltend zu machen, die 
übrigen Gesellschaftsglieder aber die Pflicht haben, 
dieses Gesetz anzuerkennen. und zu befolgen. Dann 
besteht die Gesellschaft aus einem oder mehren Obe- 
ren und aus Untergebnen, und die Gesellschafts- 
glieder aind insofern upgleich« Wie- aber auch diefs 
Verhäl^niss weiter bestimmt sei , so kann die Un- 
gleichheit nie so weit' gehn, dass der eine Theil ein 
unbesöhränkte^s ,R:echt d.. h. lauter Rechte 
ohne. Pflichten und der andre eine unbeschrankte 



♦) Das alte Polen ging auch danun zu,Gnmde, weil auf 
den Keiclistagen jeder einzele Edelmann' — denn das übrige 
Volk galt für niclits, hatte gar keine Stimme — das Reckt 
hatte, durch seinen Einspruch den Beschluss der Versamm- 
lung ungültig zu machen. Man verlangte also stets rolle 
Einstimmigkeit, ohne sie je erreichen zu können. 
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Pflicht ä. h. lauter Pflichten ohnBi «Rechte 
hätte; fto&dern es müssen, in jeder Gesellschafi, die 
von der Vernunft als eine rechtliche anerkannt wer- 
den soll, die Rechte und Pflichten der GeseHschafts- . 
glieder wechselseitig sein., mithin sich gegenseitig 
beschränken, um so die Gleichheit, die' durch jenes 
Verliältniss zum: Theil aufgehoben idt , durch diese 
Beschränkung "wieder herzustell6h (§• 31). Aufser 
dieser natürlichen (allgemeinen und nothweoidigen) 
Beschrankung können aber der Gewalt des oder der 
Oberen^ Aoch gewisse positive. (besondi:e und zu- 
fallige) .Schranken durch den Gesellschaftsvertrag ge- 
setzt sein,' um dem Misbraüche der Gew^t gegen 
den Zweck d^r Gesellschaft vorzubeugen. Die Be*. 
Stimmung dieser positiven Schranken ist jedoch mehr 
Sache der Politik (der Klugheit und der Billigkeit) 
als des Rechts. Nur wenn und ,wiefeme dergleichen 
Schranken einmal gesetzlich bestimmt sind, dann und 
sofeme gehören sie zum positiven, für diese oder 
jene, Gesellschaft gültigen. Reichte (§• 7). 

jinm, 3. Das Gesellschaftsrecht (Jus «o- 
ciale) kann sich beziehen theils auf die Innern theils 
auf dio- S;üfsern Verhältnisse isiner Gesellschaft, und 
zerfällt insoferne selbst in dfiA.:ip,nere ^intrin^ecum) 
und aufs er e [extrinsecum). Jenes kann entweder 
die Rechtsverhältnisse der Gesellschaftsglieder gegen 
einander oder die Rechtsverhältnisse der ganzen Ge- 
sellschaft zu den Gliedern Vind- umgekehrt bestimmen; 
d i-e s e s : hingegen bestimmt : die Rechtsve^rhfiltnisse 
der Gesell^cb^f^ zu AusWartigeti, es mögen dieselben 
Einzele odßr auch Gesellschaften seip. Wenn man 
nun hiebei .nicht, nur von allen positiven Rechtsbe- 
stimmungen, sondern auch von allen Unterschieden 
der überhaupt^ iböglichen 'Gesellschaften absehn wollte, 
um ein 'sögötTaiiiätes allgem^ein^^s Gesellsc^äftsw 
recht (Jus sociale umtmncie) sa/entwerfeüt so wux^^ 
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dieses entweder böchst dürftig ausfallen^ oder den 
Charakter der Allgemeinheit in eben Aeih. Mafse ver- 
lieren, als- man den Charakter dieser oder jener Ge- 
sellschaft ins Ange: falbste, um nur der allzu dürft igen 
Theorie etwas mehr Gehalt su geben. In der That 
schielen * die Versuche dieser Art immerfort hin auf 
bestimmte Gesellschaften (Staat, Kircbe, Ehe u. s«w.) 
und verlieten sich dadurch aus dem Allgemeinen in's 
Besondre. Auch fällt man dadurch in • den Fehler, 
dass man' den Staat (der doch von allen andern Ge« 
Seilschaften so wesentlich verschieden ist, dass er 
alle andern in sich aufnimmt,' die sich ihm unter- 
weifen, aber keine in sich duldet und dulden kann, 
die sich ihm entgegensetzt) auf gleichen Fufs mit 
den übrigan Gesellschaften behandelt und so aus dem 
s. g* allgemeinen Geienschaftsredfate ' Sätze auE das 
Staatsrecht überträgt, 'die in demselben nicht gültig 
sind, mitbin diese« durch jenes verfälscht. Man 
vergleiche auch das bereits oben (§. 12. Anm. 3) 
darüber Gesagte. 

$.71. 
Der Staat ist eine Gesellschaft, dtirch de- 
ren Stiftung sämmtliche Glieder (als ursprüng- 
liche Konstituenten gedacht) aus dem Zustande 
der beständigen Rechtsgefahrdung (dem Natur- 
stande) in den Zustand der beständigen Rechts- 
sicherung (den Biirgerstand) übergehn, und heifst 
daher auch eine bürgerliche Gesellschaft 
(societas civilis ^ cii^itas). Da nun die Vernunft 
die Bildung einer solchen Gesellschaft um des 
Rcohtsgesetzes selbst willen fodert, so ergeht 
die$e Rechtsfoderung an alle sinnlich -vernünftige 
Wesen , die im K.oexis|eiunäl verhäteniatfe stebn. 
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Folglich haben auch die^ welche eine ' solche 
Gesellschaft unter sich stiften wollen, das Recht^ 
jeden, der mit ihnen in jenem Verüaltnisse steht, 
aufzufodern^ dass er ein Glied ihrer Gesellschaft 
werde oder im Weigerungsfalle aus ihrer Mitte 
weiche« 

Anrn^ Wenn man den Staat als eine GeselUcfaaft 
betrachtet, in die man beliebig treten könne oder 
nichts mitbin das Büi'gertham als eine, willkürliche 
AnstaJLty die höchstens tim ihrer Nützlichheit willen 
allgemeitien Beifall verdiene: ^o verrückt man gans 
den raisiplial^n Standpunkt', aus welchem der Staat 
betrachtet . werden muss, und entzieht dem Staats* 
rechte seine wahre Grundlege. Um sich davon zu 
überzeugen, darf man aur an das sich- zurückerin- 
nern., was am Ende- des vorigen Abschnitts (§. 69. 
Anm. 2) als Ergebniss aller bis dahin angestellten Un« 
tersuchungen . über das Kecfat^efunden worden« Ist 
nämlich der 'Naturstand ein Zustand der beständigen 
Hechtsgefäbrdü^ng und insofern, ein rechtloser Zu- 
stand: so fodert die Vernunft unbedingt, dass jeder, 
der sich, darin befinden möge, ihn verlasse (ex^undum 
est € statu naturali) ^)* Diese Foderung ist abet 

j i I ■ . I ■ , .., > , I ... .1, ■■ IIP 

*) Die entfegeagesetite Foderung: Ibtgr^dUndum §st in 
atatum naturalem p beruht auf der ganz falschen Voranssez- 
«ung, dass 4er ^ Staat oder der bürgerliche Zustand {statui 
civilis) als die Quelle alles menschlichen Elends zu fliehen, 
der Näturstand hingegen als ein Zustand, wo den Menschen 
bsin erkünsteltes Bedürfniss und keine dadurch aufgeregte 
Begierde wt Qenussf*, Hlb*, Ehr-, Herrsdia«c)it u. s. w« 
reizte,, wieder herzustellen sei. Das heilst aber eben so 
tiel, als wenn man annehmen wollte, die Menschen hätten 
irgend einmal in dem von den Dichtem gefeierten geld* 
nen ZeitaHer gelebt. Dieses mag man vorwärts als (in 
wetadliefaer Feime schwriMude«) Siel, abm^ aiekt riiakwllrts 
als Anlaagiff^ttukt tiichen* 
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pffenbar eiae Recfatsfoderung. Denn indem die Ver- 
nntift das Rechugeteu tfnfatellt, verlangt aie auch, 
data demselben- in jeder Hinsicht gebuldigt i^erde, 
dass es mithin Jedermann durch die That anerkenne, 
folglich seinem Koexistenztalverhältnisse mit Andern 
eine Solche Form gebe, wodurch die Rechte Aller 
auch eine äuFsere Gewährleistung erhalten« Da nun 
eine solche im Naturstande offenbar nicht voribanden 
ist -— weil da die Nichtverletsnng des Rechts nur 
von zufalligen Umständen, Sehwäohe, gutem Willen 
n. d« g. abhangt — so kafnn niemand, der das .Rechts- 
gesetz wirklich achtet^ :inr einem solchen Zulstanäe 
beharten wollen. Setzen wir also den FaU^ dass ir- 
gend eine gegebne Menge sinnlich -vemünfti^^ We- 
sen den Naturstand, in dem sie sich befand, aufgeben 
und in den Bürgerstand ubergehn oder einen Staat 
ursprunglich konstituiren wolle: so kann »ie unmög- 
lich dulden, dass irgend Einer: in ihrer Mitte bliebe, 
der kein Glied dieser Gesellschaft wäre, d^ also für 
sich im Naturstande beharrete^ Denn dieser würde 
dadurch erklären, dass er ' das Rechtsgeset^s nicht 
gepug achte, um an einer -rechtlichen Otdnmng der 
Dinge, in welcher die- Gerechtigkeit ^entlieh ge- 
. handhabt werden soll, Theil au nehmen und dadurch 
jedem für die Sicherheit seines Rechts Gewähr zu 
leisten. Was soll alsof'in Ansehung seine*? ^escbehen? 
— Einige' Rechtslehrer haben gemeint, er dürfe zum 
Beitritte gezwungen werd^;»'.^ Ein soidLer Zvfrang 
scheint aber durch das Rechtsgesetz nicht «hinlänglich 
begründet, da durch - jene Esklärung das Recht zwar 
gefährdet, aber noch ^aiöht Wirklick verletzt ist, und 
im Naturstande ohne vorafisgegangene Rechtsverlez- 
zung niemand gezwungen wisrden darf *)V Es müsste 



*) Anch würde hieraus 4blg«n^ dass man jedan: FramdUag, 
der unser Staatsgebiet beträte, zwingen dfirftj^' 'BUig»» imsers 
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ihm alio 'wohl dieWffU gelassen wecden, ob ^r der 
hiet zu stiftenden Burgergesell&^haft: beitreten o^t 
aus ihrer Mitte weichen wolle. Wählt er das Erste« 
so ist sein Beitritt frei r- denn auch eine u)ibelie- 
bige Handlung {actio inpita) ist frei,' wenn sie aus 
eigner Wabl ^geschieht — - wo nicbt, so erhalt er 
freien Abzug* mit Hab'tind Gut^ wiefern es ^beweg*^ 
lieh ist oder in bewegUphes durch /pausi;}^ V.e^waildeit 
-werden kann; und er mag dann aufserbalb seinen 
^attttstand fortsetzen, wenn er kann , odier. sich einer 
andern Bürgergesellscbaft anschliefsen» 'Dass aber |e« 
marid 'ioomerhalb eides solchefn Vereins im>NatuTBtande 
beharre und sich -so in Ansehung sein es. Freibeits-^ 
kreises oder seines Rechtsgebieti völlig isolire ^ kann 
und wird nimmer yon^ einem Staate geduldet werden« 

'•' ,.'."■'$. 72. * ;^'^ ' ' ' .' 

Durch den Staat wird demnach die Rechts^ 
tdee selbst in der Welt der Efsöhdtfaägen erst 
realisirt^ indem das Bürgerthmn eine Ordnung 
d^r Dinge ist jr in welcher jene, Idee als eine 
praktisch gültigö öffentlich anerkannt, und .ge^ 
hasidhabt wird; oDer üächBte imd unmittel^ 
bare Zweck des Staats ist also auch kein 
andrer,* als* öffentlicher Sc^hutsc und Si- 
cherheit ä e s R e c Ii t s {securita^ publica). Da 
iaber ^e zu elnei;* solchen Gesellschaft gehörige 
Personen ihr Eipaelleben vollständig entwickeln, 
2iuthin...ifare YolLkommenheit und Glücke 



Staats zu werden;, waa gegen das Völkerrecht wäre. WeniiN 
es auch iVechtspflicht ist, in den Bürgerstand überhaupt zu 
treten: so ist' man darum noch nicht verpflichtet^ gerade 
hier oder dort Glied einer BürgergesiUschaft zu werdton- 
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Seligkeit iimerhalb ihrer einselen Freiheito-» 

kreise möglichst befördern Mrollen: so umfasst 
der Staat in seiner Totalsphäre auch jene Zwecke 
der Einzelen und bezieht sie auf Ein Gesammtziel 
als den höhern und mittelbaren Staats- 
zweck, den man das öffentliche Wohl 
(ectkis pubäcä) nennen kann« 

...^nm» 1. Bei der Frage nach dem Zwecke 
d'^s Staats oder des Bürgerthums {finU cii^iiaiia) 
moss vor allen Dingen der wachste und unmittel« 
b«re .Zweck von dem höhern und mittelbaren 
d. h« dem ^ für Welchen, jener wieder ein Mittel ist^ 
onCersefaiedeii werden , weqn man den Staattsweck 
nicht einseitig - und ebendarum unrichtig bestimmen 
will; was nicht nur für die Theorie, sondern auch 
f«»r die Praxis sehr gefährliche Folgen haben kann. 
(Die im Natursrande u«ausbleibUche Unsicherheit des 
Bechts überhaupt macht auvörderst in den Augen der 
Vernunft, die das Recht durchaus geachtet wissen 
will, einen Zustand dringend nolhwendig, wo die 
Beiihtsidee als praktisch gültig öffentlich anerkannt 
und - gehandhabt wird. Ebeödiefs ist der Bürger» 
stand. Die Realisirnng der Bechtsidee in der 
£ innen weit uoid die daraus ^hervorgehende öffent« 
liehe Sicherheit in Ansehung alle^ der Rechte, 
die einem sinnlich -vernünftigen Wesen zukommen, 
ist daher die erste und dringendste Aufgabe, die von 
der Staatspraxis zu lösen ist. Darauf zwecken zu> 
nächst alle Gesetze und Einrichtungen im Staate ab, 
und darum kann man den Staat auch unbedenklich 
eine Rechtsgesellschaft oder ein rechtliches 
Gemeinwesen (respubliva Jurii/ica) n ennen* Aber 
freilich ist dadurch der Gesammtzweck des Staates 
nicht erschöpft; Denn indem sinnlich* vernünftige 
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Wesen sich «um Staate, vereinen, vollen sie auch 

ihr ganzes sinnlicb-^VerBÜnftiges Leben unter der 

Form des Bürgertbu ms ;ni[ö glichst entfalten, sie \9^.ol* 

len so vollkommen und so glückselig 'werden ;, als es 

ihre eigne und die gaoee äufsere Natur nur immer 

gestattet« Daraus ergiebt sich die zweite nicht minr 

der wi<;htige Aufgabe für die Staatspi;axis, alle Ge» 

setze .ntid Einrichtungen auch auf die Entw.ijpji* 

lung des sinnlich- vernünftigen Lebens in 

seiner ganzen Kraft und Fülle, auf die Befördert 

ruTfg der Vorikomraenheit und Glückselig* 

keit der Bürger, mit einem Worte, auf da« &ffent» 

liehe Wohl su richten. Daher ist der Sata: .Sa^ 

lusß puhliLca suprema lex esto > gans richtig. Damit 

aber der heilige Name des öffentlichen Wohls 

oder, -wie man auch sagt, des gemeinen Besten 

nicbt entweihet, damit er nicht, zum Deckmantel 

der Ungerechtigkeit gemisbraucht werde: so darf der 

erste Zweck über dem zweiten. nie irergessen werden. 

Recht und Gerechtigkeit ist' un4 bleibt daher das 

erste, wenn auch nicht das einzige und höchste 

Gut des Staats {primum, quamtdM^ non uaicum-ef 

Bummum, bonum reipabücae)i es ist. und bleibt die 

verneinende Bedingung (conditio sine qua non) 

alles dessen, was in und durch den Staat für die x 

Wohlfahrt des Ganzen, für das Heil der Bürger als 

Menschen ^schehim soll. Nichts' soll daher von 

Staats wegen (^^kr raison tT^iat) geschehen, was 

nicht auch von Rechtswegen (par raison de droit) 

geschehen kann *)• Der Staat sqU z. B. nicht um 



^ ♦). Selbst ein Papst (Paul V.) gestand , die sog, ratio stätus 
sei oft nichts anders als ratio diaholi. S. jinjiales ecclesiastid 
regni Hungariae , auct. MsLca. Imcrovfbiv ^Hom, 1644« PoL 
Apparat, p. tT) welcher sie gar mit dem Atheismus in Ver- 
biadutif setat. 
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des öffentlichen Wohls willen die Bürger zur Glau- 
benseinheit nöihigen. wollen; denn die Glaubensfrei- 
heit ist ja eben ein Recht, das er schützen soll. Und 
eben dieser Schutz ist das Erste, was der Staat zu 
leisten hat. Mur durch Verkenn ung dieses nächsten 
und unmittelbaren Staatszweches war es möglich, 
dass sich die, welchen die Regierung der Staaten 
anvertraut war, oft von unduldsamen und herrsch- 
süchtigen Priestern verleiten liefsen zu glauben, ins 
6tfentliche Wohl heische Inquisizion und Tortur, 
Ketzergerichte und Scheiterhaufen, Dragonaden und 
Blttthochzeiten. Und wurden nicht, auch ohne Zu- 
thun der Priester die neuem republikanischen Hen- 
rathen, die Noyaden und Füsiladefi, angeblich um 
des öffentlichen Wohls willen veranstaltet? 
— Allen diesen GrSueln ist auf einmal wenigstens 
der Vorwand abgeschnitten, wenn man das Recht 
als die eigentliche Grundlage der bürgerlichen Ge- 
sellschaft oder den Suat als einen sichtbaren Tempel 
für die an sich unsichtbare Göttin der Gerechtigkeit 
betrachtet. In diesem Tempel mag dann auch dem 
bürgerlichen Lieben eine höhere Weihe gegeben wei- 
den. Nur soll man jener Göttin keine Opfer brin- 
gen , von denen > sie ihr Antlitz mit Unwillen und 
•Abscheu wegwenden müsste.' 

*Anm. 2. X>a der Staatszweck ein beharrlicher 
ist, so muss auch der Staat, nicht als eine zeitige, 
»ondern als eine dauernde Gesellschaft (§. 70) an- 
gesehn werden. Ja es kommt ihm dierldee nach ein 
ewiges Dasein zu, ob er gleich in der Wirklichkeit, 
wie alles Sinnliche,, der Vergänglichkeit unterworfen 
ist. Daher ist die Federung, der Staat solle sich 
selbst entbehrlich zu machen suchen, widersinnig. 
Denn die Re^irung der Rechtsidee in der Sinnen- 
weit ist eine Aw%abe, die nie in ihrer ganzen Voll- 
ständigkeit gelöst werden kann^ deren Auflösung also j 
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von der Vernunft immerfort gefedert witd. Wenn 
mani daher auch annehmen 'wollte ». ddss die im Staate 
Lebenden zu irgend einer Zeit einen so hohen .Grad 
intellektualer und moralisLcher Bildung erreicht hatten, 
das8 sie nicbt nur von ihren gegenseitigen Rechten 
und Pflichten ejbe TdUkommne Keiixiftnis^ , s<»ndefn 
auch den guten Willeü hätten , jiw Rechte rund 
Pflichten durphaus zu beachten ., .dass es also für sie 
in dieser Hinsicht keiner äufsern Gesetze und keines 
damit verknüpften Zwanges bedürfte : so würde doch 
der Staat die fortwahrende Bedingung nicht nur deir 
Eixlialtung, sondern auch der. Steigerung ihrer intel« 
lektualen und moralischen ^ BiHüng sein , da es für 
diese kein Maximum giebt, und da' jeder Stillstand 
in der Yervollkommnung schon ein Rückschritt,, ist. 
Das Leben in der bürgerlichen Gesellschaft oder das 
politische Leben ist also die sittlich -natürliche Be- 
stimmung des Menschen als eines, sinnlich -vernünf- 
tigen "Wesens, und man kann auch in dieser Hinsicht 
mit Aristoteles (iin Anfange seiner Politik) sagen, 
dass der Mensch yon Natur ein politisches Thier 
Q^coov noXiTixov) sei und sich ebendad^rc|l von andern 
Thieren unterscheide, die zwar in Schwärmen'- und 
Heerden eine Art von geselligem Leben führen kön- , 
nen, aber dieses Leben nicht auf organische Weise 
zum Bürgerthume zu gestalten berufen sind. Vergl. 
des Verfassers Abhandlung in Adajm: Müi.l£r*s deut* 
sehen Staatganzeigen (B. 1. H. 1. Nr. 2): Was 
ist Politik und was soll sie sein? *) 

$.73. 
Zur realeil Möglichkieit eines Staats gehören 
zwei Elemente, nämlich 

*) Diese Abb. steht auch in des Verf. Krenz^ und Queer« 
Zügen eines Deutscken^atif -den Stepp en der Staät's- 
Kunst und Wissensckaft (Leipz. 181B. 8. Nr. 1.). - 
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±. eine Menge von Personen, welche 
sich zum biirgerlic*hen Leben mit einander yer- 
bunden haben, und daher im Einzeln Bürger 
oder Staatsbürger (cipes) zusammengenom- 
men aber ein Yolk (populus) heifsen. Per- 
sönHches £leme;nt 

2. ein gemeinschaftlicher Wohn- 
platz, durch welchen die Glieder der Bürger- 
gesellschaft zur möglichst innigen Vereinigung 
ihres ,Willens und ihrer Kraft auch räumlich ver- 
bunden sind , und welcher daher das Staats- 
gebiet {territoriuni} heifst. Sachliches 
Element. 

Anm, i. Da das Wort Bürger etymologisch 
den Bewohner einer wegen der Sicherheit von aufsea 
mit Mauern umschlossenen Stadt (einer Burg, von 
hergen) hedeutet: so ist es nicht, wie einige Sprach- 
lehrer gemeint haben, ein Pleonasmus, Staatsbür- 
ger zu sagen, weil man durch jenes Vorwort den 
Bürger im höhern Sinne (ciuis y citoyen) von dem 
blofsen Städter oder Stadtbürger (urbanus, op- 
pidanua, citadin, Bourgeois) unterscheidet. Eben so 
Itann man das Bürgerrecht im höhern Sinne 
(y«« ciuitatis) vStaatsbürgerrecht nennen, um es 
vqn dem blofsen Stadtbürgerrechte zu unter- 
scheiden *). Wem kommt ntin dieses Staatsbürger- 



*) Da d«s griechfsclie Wort nokig (von noUiV^ umdrehen, 
verkehren) ursprünglich einen Ort, wo mehre Menschen mit 
einander Verkehr treiben, also die Basis ihres gemeinsamen 
Lebens und Wirkens anseigt: so bedeutet es sowohl Stadt 
als Staat. Wenn aber auch eine Stadt mit dem sie xu- 
Bächst umgebeiiden Gebiete einen Staat bildet, wie sonst in 
Griechenland und nodi fetit in Owitsohkud: so ist doch das 
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recht zu oder wer ist eigentlich Stoattburger? -— lä 
der weitern Bedeutung können alle Glieder einee 
bürgerlichen Gesellschaft auf diesen Titel Anspruch 
machen, in der engern aber nur diejenigen , welche 
als ursprüngliche Konstituenten einer bür« 
gerlicfaen Gesellschaft gedacht werden Können. Ali 
solche können aber nur diejenigen .Subjekte gedacht; 
Virerden, welcbe bei Errichtung eines Staates stimm**^ 
fähig wären d. h. ihren individualen Willen so er- 
klären dürften, dass er sich zu einer Norm des all^ 
gemeineÄ Willens qualifizirte. Wer also den -Rollen 
Gebrauch seiner Vernunft und Freiheit hat .oder, wä* 
eben so viel beifst, mündig und äuTserlich unabhän«* 
gig ist, der ist Staatsbürger in der engern Bedeu- 
tung; die übrigen Glieder der bürgerlichen Gesell- 
schaft aber sind es nur in der -weitem. Man 
könnte jene auch aktive, diese passive Staats* 
hürger oder blofse Staats genossen nennen. Infi 
diese Klasse gehören also i. alle Kinder, so lange 
sie unmündig sind; 2. alle Blöd- und Wahn sin* 
nige, so lange «ie in diesem Zustande beharren^, weil 
sie während desselben so wenig, als die Kinder, einen 
rechtlichen Mund haben oder stimmfähig sind; 3. alle 
Weiber, sie mögen verheurathet sein oder nicht, 
weil sie nicht nur von der Natur mehr zu häuslichen 
als öffentlichen Geschäften berufen, sondern auch in 
der Regel von ihren Männern, Vätern oder Bküdern 
so abhängig sind, dass ihre Stimme nicht als eine 
völlig freie Willenserklärung betrachtet werden kann; 
4. alle Herrendiener oder Knechte, sie mögen 
Sklaven sein oder nicht, weil auch diese von dem 
Willen des Herrn abhängig sind, so lange sie in 
dessen Lohn und Brod stehen; 5. alle Arme d. h. 

blofse Stadtbürgerreelit von dem Staatsbihrgerreckte wesett^' 
lieh varschiedeo« 
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alle, die sich nicht, durch ihrer Hände Arheit nälxren 
können oder WoUea, sondern von Almosen leben, 
weil ihr Dasein von fremder Güte abhangt, mitHin 
ihr Wille durch Wohlthaten zu leicht bestochen -wer- 
den Icönnte ; und endlich 6. auch Verbrecher, 
welche. durch ein rechtskräftiges Urtheil ihre bürge r. 
gerliche Ehre iind Freiheit, folglich auch ihr Staats- 
Bürgerrecht verloien haben. Indessen können und 
müssen die passiven Staatsbürger von Nr. 1. 2« 4. 5» 
und 6* als aktive betrachtet werden, sobald sie zur 
Mündigkeit oder äufsern Unabhängigkeit gelangt oder 
in den vorigen Stand wieder hergestellt sind, die 
von Nr. 3. aber nicht, weil der Geschlechtscharakter 
unveränderlich ist *), Dagegen können und sollen 
folgende Umstände von Rechts wegen keinen Ein- 
fluss auf die staatsbürgerliche Würde in der engern 
Bedeutung haben; 1. ob jemand einer gewissen Re- 
ligion zugethan sei oder nicht« Die Religion ist 
einzig Sache des Gewissens', und es ist und bleibt ein 
widerrechtlicher Druck, wenn irgend einem Gliede 
ißt .bürgerlichen Gesellschaft blofs um der Religion 
willen der Genuas des vollei^ Bürgerrechts entzogen 
wird. Wenn etwa die Anhänger einer gewissen Re- 
ligion sich unter dem Verwände, ihre Religion er- 
laub' es nicl^t, irgend einer Bürgerpflicht (z. B. dem 



*) Die Weiber dürfen den Verf. nicht für ungalant hal- 
ten, weil -er ihnen nicht das Staatsbürgerrecht in der engem 
Bedeutung oder die aktive Staat^ürgerwürde^kugetteht. Die 
hausmütterliche Würde , wozu sie die Natur berufen hat« ist 
für sie weit wichtiger nnd ehrenvoller, als jene; und da 
Mann und Weib in xler Ehe Ein Leib sind, so nimmt die 
Göttin insofern unmittelbaren Antheil an der staatsbürger- 
lichen Würde des Gatten, und stiinmt in, mit^ und durch 
den Gatten, wo dieser eine Stimme hat. Die unverhenra- 
theten Weiher aber gelten soila^e>ls unmündig, bis sie 
Hausmütter werden. 
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Kriegsdienste zur Vertheidigung des Staats gegen 
äufsere Feinde), entzieheo: so können sie freilicli 
auct nicbt das volle Bürgerrecht ansprechen. Aber 
dann verlieren sie den Genuss desselben nicht ^m 
der Religion, sondern nm ihrer Nichterfüllung der 
Bürgerpflicht willen, da Recht und Pflicht nothwen-, 
dige Korrelate sind; und es steht dann ganzs und gar' 
in der'Mach^t des Staats, ob er überhaupt Personen 
in seiner Mitte dulden will, die nicht ihre rolle 
Bürgerpflicht erfüllen wollen. Wenn man dagegen 
die Anhänger einer gewissen. Religion nur überhaupt 
für ,g^£aJii:Hche oder verdorbne Menschen, hält, die 
des vollen Bürgerrechts nicht werth seien, ob siq 
gleich ihre ganze Bürgerpflicht' erfüllen wollen: so 
vergisst man, dass man dadurch die JVIenschen nur 
noch gefährlicher und verdorbner^ macht, und wohl 
gar Heuchler, die um des äufsern Vortheils willen- die 
Religion wie ein Kleid wechseln, bildet *). 2. ob 
jemand ^run d eigen th um besitze oder nicht. Die- 
jenigen Rechtslehrer, welche den sogena^nnten iJrund- 
herren o4er Ackerbauern das Staatsbürgerrecht aus- 
schliefslicb zuerkennen „ bedenken . nicht , . dasf sich 
Staaten gar. wohl denken lassen, in welchen «s noch 



*) „Reisende, Welche Aegypten besucht haben, bezeugen, 
„dass die Christen zu Rosette düi»ch den Druck der IVIusel- 
„mänüer zur niedrigsten und verächtlichsten Menschenklasse 
„herabgeiuiiken seien, dass Lügen, Trug und Heuchelei die 
„G^,^nd^üge ihres Charakters a^usmachen, und das« von die- 
„ien Christen im höchsten Grade gelte, was man ^der* 
„wärts den Juden zur" Last legt.« (Minerv^ I^ovemb. 
1815. S. S3S.) Wie nun, wenn die Muselmänner sagten, wir 
halten die Christen mit Recht unter dem Drucke,' weil sie' 
nicht werth' sind^m^t uns gleiche Rechte zu haben? Vergl 
auch 4es Verf, Abhandhmg;; üeber das VerhSitnis« 
yerschiedner Religionsp^r.tjeien aum ^.taate und 
über die Ema^zipazion der Juden. Jena, 1828. 8. 
Ktug»s prakt. Philps. Th. I. Rechtdehre. Aufl. 8. 15 
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kein abges^öxidartes Gnindeigenthuixi giebt oder das 
Staatsgebiet noch nicht, wie jetzo bei uns, rtnter 
einzele Staatsbürger rertheilt ist. Das Staatsbürger- 
recht mtiss also allen zukommen, die als ursprüng- 
liche Konstituenten einer bürgerlichen Gesellschaft 
öder als stimmfähig 4>ei Errichtung derselben gedacht 
werden können» Hierauf hat aber das Grundeigen- 
thum keine Be2siehung, obwohl, aus dem empiri- 
. sehet! Gesichtspunkte die Sache betrachtet, sich leicht 
einsehen lässt, dass die Grundeigenthümer — ihr 
Dasein vorausgesetzt — ihre Stimmen vorzugsweise 
geltend machen würden. Indessen ist auch offenbar, 
dass nach'unsern heutigen Verhaltnissen . die Grund- 
eigenthümer ohne die übrigen Beiwohner gar nicht 
würden bestehen können und auch aus diesem Grunde 
das Staatsbürgerrecht nicht ausschlieTslich anspreclien 
dürfen. 3. was jemand für ein Gewerbe treibe. 
Der Unterschied der Gewerbe ist etwas durchaus 
Empirisches und hat sich^ erst nach und nach durch 
Vertheiluttg der Arbeit so ausgebildet, wie wir ihn 
|etzo bei uns Vrährnehmen. Es lässt sich daher eben- 
falls ein Staat denken, in Welchem Jeder dasselbe 
oder Allfe alle Gewerbe treiben , wofeme diese Ge- 
werbe so. einfach sind, dass sie sich auf das unmit- 
telbare Be^ürfniss beschränken und ihre Ausübung 
keiner so künstlichen Yertheilung der Arbeit bedarf. 
Soll sich aber das Staatsbürgerrecht danach. lichten, j 
ob jemand opera (selbständige Werke) oder operam 
(Dienste) prästire: so würde diese Unterscheidung, 
wenn man nicht unter Diensten blofse Knechtsdienste, 
sondern Dienste aller Art verstehen wollte, zu eben 
so ungereimten als ungerechten Folgerungen führen. 
Denn da wäre der schlechteste Skrihler, weil er 
doch «twas Selbständiges lieferte, eih Steatshürger, 
der blofs mündMohe Lehrer aber nicht, weil sein 
Unterricht nur eine Dienstleistung Wäre: Und was 
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für selbständige Werke sckafft denn der Kaufinann, 
der bloft Waaren umsetzt oder Geld wechselt, 
oder der Gutsbesitzer, der sein Gut yerpai^ktot Ut 
und das Pachtgeld ruhig verzehrt , oder der Arzt, 
der den Kranken besucht und die WirksamlLe£t der 
Natur in der Herstellung des gesunden Zustandes 
blofs durch seine Rathschläge unterstützt? -^ Jedes 
höhere oder niedere Gewerbe, das seinen Mazm 
nährt, giebt den Anspruch auf das volle Bürgerrecht, 
sobald es nur ein rechtliche ist« Denn wer vom 
Raube oder, was im.Gtaade oft eben s& viel ist, 
von der Bettelei lebt, kann freilich nicht für einen 
Staatsbürger gelten. 

Anm. 2. Di« Frage', wie viel Personen zu 
einem Staate gehören, ist ein Sophhma p^tBtenseas, 
wie jene, wie viel Körner einen Haufen (»der wie 
wenig Haare eine^i Kahlkopf bilden (l^h« Fh« I. §. 
1^7. S. 537). Die Erfahrung zeigt uns eben M wohl 
Staaten von einigen Tausenden als von einigen Mil- 
lionen Seelen; und 'wenn man von äufsern Gefahren 
wegsieht,, ist in kleinen Staaten der Staatszweek so 
gut erreichbar, wie ' in grofsen. Die .Yplksme^ge 
eines Staats ist also an sich d. h. in reehtUoher lliii* 
sieht gleichgültig, obwohl Staaten von zahlreichei: 
Bevölkerung ihre Kraft besser entwickeln können. 
Aber eine bestimmte Gränze lässt sich hier gar nicht 
ziehn. Auch kommt natürlich bei der Bevölkerung 
viel auf die Gröfse und Beschaffenheit des StaM#-^ 
gebiete an- W^s i^er d^n Begriff, einea Yalkee 
anlangt, so ist derselbe keineswegs mit dem eines 
Staates einerlei *). Denn ein Volk ist ufsprAnglicb 

■ ' I ' ' ' ' ^ u i ' i I I . ' I ■ !■ m I r I » 1 ■■ ■ 

'*') A»cn.coir in seiner Sctoift über Sitverilnität und 
Staatsverfassungen (S. II) behauptet dfef«, indem er 
^^^' 99 ^ür. wann die Suyeiibiitftt vmter dieser oder' jener 
„Form in.'dieWirklic3ÜE«it getreten ist, hebt des lD§Lsein 

15* . 
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nicht» ander» als eine in;s Grofse erweiterte Familie, 
eine Menschenmenge, die durch Ahstaminung und 
daher auch durch Körper- und Geisteshildung, durch 
Sprache, Sitten, Gewohnheiten, Neigungen u. s. w. 
in einer natürlichen Verwandtschaft steht *). Dass 
nun ein solches Volk eineiv, Staat hilde, ist allerdings 
das Natürlichste, aber es ist nicht durchaus' noth- 
wendig, auch nicht immer in der Wirklichkeit der 
Fall. Manches Volk lebt zerstreut unter andern Völ- 
kern, wie die Juden und die Zigeuner; manches hat 
sich in mehre Staaten zerfällt, wie, die Deutschen; 
manches hat sich mit andern gänzlich verschmolzen 
und erst in dieser Verschmelzung eine politische 
Einheit gebildet, wie die Spanier. Da es indessen 
doch immer dem Gange der Natur am angemessensten 
ist, dass. ein Volk auch einen Staat bilde: so kann 
man, in vielen Fällen Wenigstens , Volk und Staat 
als Wechselbegri^fe (notionea reciprocae) betrach- 
ten und daher auch das Staaten-Recht ein Völ- 
ker-Recht nennen ?*). 



„des Volkes an, und so lange dieses nicht der Fall ist, 
„gieht es kein Volk." 

♦) Empirisck bildet sieb aus mehren zunächst verwandten 
FamiUen erst ein Volksstamm, dann aus Volksstämmen 
ein ganzes Volk, welches auch mit besondrer Hinsicht auf 
seine gemeinschaftliche Abkunfi: eine Nazion heifst, weil 
die dazu Gehörigen gleichsam von denselben Eltern, geboren 
sind {jtati s, progeniti ^h iisdem parentibus). Zuweilen aber 
▼ersteht man unter Nazion noch eine höhere Einheit als 
unter Volk.! oder imterscheidet wohl gar im Volke selbst als 
einer Nazion das Volk vom Fürsten oder- vom Adel oder von 
den Gebildeten , wo dann Volk bald die Unterthanen {suhditi) 
bald die Unadeligen {ignohiles — plebeji) bald gar den ge- 
meinen Haufen {f^ulgus) o^er die. Volkshele : {9ßntma populi) 
bedeute^, die man auch wbhl Pöbel (jon.populn&qßfiT plehs) 
nennt» ob es gleich auch vornehmen Pöbel giebt. 

**) Dagegen kann man nicht sagen .Volks »echt für 
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Antn. 3i. Durch ^16 Staatsbürger ztisammenge* 
xioznmen oder das Volk als' politische Einheit be- 
trachtet ist erst das persönliche Eleinent ^ines 
Staates^ gegeben. Es gehört aber dazu 'ati'ch noch 
ein sachliches oder dingliches. Di^'l»s ist das 
Stabtsg€fb'let. ^ l!>enn sinnlich - Veifnüriftige 'Wesen, die 
eine BürgergeseHschaft bilden sollen , bedürfen einer 
Ba^is für' ihte Subsisteif z , und diese Basis muss allen 
g^meinschafüieh sein, damit }ene Wesen in ihrer 
ränmiichen Verbindung auch ihren WiHen und ihte 
Kraft auf das Innigste vereinigen können. Daher 
muss das Staatsgebiet auch möglichst zusammenhan- 
gend sein« Denn wenn es von fremden Staatsgebie- 
ten durchschnitten oder Theüe von ihm in fremde 
Gebiete eingeschlossen sind oder auch es selbst; 
fremde Theile' einschliefst: so et-schwert diefs aUemal 
das Zusammenwirken der Sta^tskräfte zu einem und 
demselben Zwecke, abgesehen davon, dass es auch 
leicht ziim Zwiespalte zwischen Staaten 'fuhrt, die 
ein so gemis^chtes Gebiet haben. Das Staatsgebiet 
selbst ist'Eigenthum der ganzen bürgerlichen Gesell- 
schaft, kann aber auch theilweise einzelen Bürgern 
^eigenthümlich angehören. Das einzele Gebietscigeri- 
thum ist und' bleibt ^ aber immeT untergeordnet dem 
Gesammtei|eiüthume des Staats. ' Daher" kömmt die- 
sem das Obe reigenthum (dominium eminent) in . 
Beziehung auf alles einzele Grundeigenthüm im Staate 
zu, so dass dasselbe zwar von Bürger an Bürger, 
aber nicht an Fremdlinge veräufscrt, vielweniger 
vom Staate gänzlich losgerissen und einem andern 



'Staatsreckt. Denn wenn vom Rechte oder Ton deil Rech- 
ten des Volks die Rede ist, so betrachtet man es im Ver- 
hältnisse zu seinem Obern, veristeht al&o unter dem Volke 
die ünterthanen, die mit dem Oberniden Staat oder das 
ganze Volk als politische Einheit bUden. 
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Staaia ©inverleibt werden darf, wena nicht der Staal 
dazu einwiUtgt« Denn eine lolche Losrairautig eini 
«eler GebielslIiejJe konnte immer weiter um sie 
greifen ttnd endlich die Auüösuag d^» ganzen Staat 
her bei führen* 

A*tm. 4. Wenn eine Menge fon Pei^soneii uö^ 
ein gemaiiitchaftll^lier, möglichst zusammen bange 
detv Wohnplata derselben die ursprünglichen Element^ 
oder Bedingungen vom Dasein des Staate« aind : ai] 
i«t erstlich ein feindseligei: AngrilF auf eina dieftar 
Elemente ein Angriff auf den Staat selbst und aein 
Gesammt leben, und dieser hat das Hecht , iicli mi| 
seiner Gesammtkraft dagegen mu v^ehren; wovoi] 
tio/er unten das Weitere* £a folgt aber darftud aucl 
sweitetity dass der Staat vireder eine ft^rstieut« 
nach eine wandernde, sondern eine veriamrault« 
nad feste Gesellichafi $ei (g* 70). Die Glieder Ute 
rariscber, kommeraialer nnd andrer GeselUcbaften dei 
Art können in der Zersti-eiiung leben ^ und es kaoid 
dlesed zerstrente Leben sogar ihren Zwecken för 
Ucb selnj aber die Glieder einer Bürgergedelkehaf 
müssen beisammen leben, wie die Bienen in eine« 
Stocke, wenn auek eini&ele ansEiegen, tuo Himid 
und Wachs au holen. Daher bilden ancb ti r: 
Völker, wie Juden und Zigeuner, ktii-. .- 
Aber auch wandernde Menscbeohauffio , wie Me Be^ 
duineo und alle Nomadenvolker, bilden noch keine« 
Stnat, so lange sie ein herum Kieheudes L»eben fiil 
vetti wenn sie auch durch die Anerkennung ein« 
Oberhauptes sich dem hurgeriichen Znstande 
I}min dies^er Zustand fodert dauerhafte gesellige 
richtnngen, die auf eine feste Basi« der SubsU 
berechnet sind. Der Staat muss aluo itehend t^ 
(eiaiU4 esse ^^bet HabiUs)* Sobald diefs der FoU ist 
kann es nicht fehlen, dass jene B^sis, der Gnui<l 
und Baden, unter Hie Bewohner vtnheilt und VOfl 
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ih^aezi zweqbim&ig b^lMi^^C tr^r4& JJ.^ber i»t der 
Aclterbau die empimche Grundlage oder SedinguQg 
de« bürgerlichen Lebens, das Hirtenleben aber bildet 
gleichsam den Uebergang zu diesem Leben vom blo- 
fsen Jägerieben, welches den Ntiturstand in seiner 
ganzen Wildheit darstellt; Wenn, nun Völker, die 
scHoxi einen (mehr oder weniger t^ollkornnraen) , Staat 
in festen Wohnsitzen bildeten, diese aus irgend ei- 
nem Grunde verlassen , tim sich andre WohnplStze zu 
siichen — wie zur Zeit der grofsen Völkerwanderung 
— «o ist ihr bürgerliches Leben in einer Art von 
Auflösung begriffen, welche leicht die völlige Ver- 
nichtung desselben zur Folge haben kann; wie denn 
in der That wahrend j^ner Zeit viele Völker ihre 
politische Existenz verloren haben und entweder ganz 
verschwunden oder mit andern Völkern dergestalt 
verschmölzen sind , dass sie erst nach dieser Ver- 
schmelzjung ein neues Bürgerleben begannen. 

. $• 74 
Die bärgeriiche GesoUschaft mw»9 wie jedes 
andre gesellige RechtsveriiältnisB , als gegründet ^ 
auf Vertrag gedacht werden (§.70). Dieser Ver- 
trag heifst der bürgerliche (contractus ciinlis). 
Durch denselben verpiflichten sich die Vertragen- 
den, einerseit den Staatszweck in einander durch 
gemeinsame Thätigkeit xa verwirklichen, ander- 
seit sich alle die rechtlichen Mittel gefallen zu 
lassen, ohne welche die Erreichung desßtaats^ 
Zweckes nicht möglich sein würde. In der ersten 
Hinsicht erscheint jener Vertrag als ein Ver- 
einigungsyertrag {pacdum unumis civüis) der 
einzeien Glieder der <>esellschaft unter einander, 
in der andern als ein ünterwerfungsvertrag 
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(pactum subjßctionis cipilis) zwisclien dem Eii 
zelen und dem Gauzeü- 

jinm. Der Burgarv ertrag beiCst auch oft tclilecl 
P* weg der Gesellächaftsvettrag {conträt «ociM 
weil der Staat unter allen siiiDlich wabmeHDibarc 
Cesellicltaften den gebieterischsten Einßuss büt. Wl 
aber schon oben (Änm, 1, zu §. 70) gezeigt wordc 
dass der Gesellscbaftsvertrag überhaupt nicht iaune 
aasdrüclüich und fÖTinlich ahgeacblossen ^u werde 
braucht > ebeo so gilt diefs insouderbeit rom ^ '"> 
liehen GeseUscbaftsvertragc» Obne Vorauia 
desselbefi ak eines zu Hecht beständigen Fiiiicf^meii 
tes des gesaminten Bürgertbums wiiide man fedoct 
der Willkür und dem Despotismus j die sith ohneJ 
hin schau so gern überall einmlBcheUy recht geflid 
s entlieh und gleicbsam systematisch Thüt^ und Thf«i 
ölYuen. Man wurde gleichsam der widerrech tlichcd 
Fras^Is durch eine rechtlose Tbeorie selbst die Hand 
Lteteu. Alles Berufen auf Geschichte und ErfabI 
mtigf welche den ÜTspiuug der Staate auf gani 
andern Wegen als den Yeitragsmärsigea nach weise 
sollen, ist daher nichts als sophistisches Gtü 
das nicht ein mal mit der Geschieb te und EfiaLitmi 
sEusammenstimmt *), Doch lassen wir diese hier, WQ 
wir uns auf dem Gebiete der Recbtspbilosapbic bc-j 
finden, gana aus dem Spiele und halten uns einsig 
an den Ausspruch der rech tsgesetzgeb enden Vernunft. 



♦) S. die Fürctem und dia Völker In ihifeii |f^H 
geil seit ige IL Foderungen, S* 103 — 118, T .'i 
bürgerliche Vertrag keine Erfindung der neuem Künl 
(eiwa EoüssiAü^s) seit erhellet aus Fi^ato** Krito, wo Soft 
T«i schon sehr deuUicIi aiil einen solchen Vertrag txU cmeul 
stillscb zeigend ader durck die Tlial Uj^ift} wetui t^v 
auidrüoklicb oder wörtlich (qw Ittyiii) eingesät» geneti ^i 
S. PI.AT. 0piK Vol U p. 119 -^il. tlqu it. 5L 51 6: 
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Diese sagt, dass kein sinnlich • vernünftiges , seiner 
selbst mächtiges (d. h. mündiges) Wesen, wie es 
au eil empirisch gestaltet und in die Welt der Er- 
sclieiniingen eingetreten sein möge, einem andern 
ihm gleichen Wesen zu bestimmten Leistungen und 
2uin «Gehorsam gegen dessen Willen verpflichtet »ein 
könne als durch Vertrag (§» 59. Anm-). Aus. Frei- 
heit. mu9S hervorgegangen! oder wen^gsttens ableitbar 
sein, was freie W'Qsen noch auf andre Art binden 
soll, als sie schon durch die blofse Natur (aufs^r 
\ind in ihnen) gebunden sind; und vornehmlich muss 
äiefs da der Fall sein, wo ihre geselligen Rechtä« 
Verhältnisse durch ^ positive Gesetzb bestimmbar aein 
sollen,, wie im Staate. Weg also- mit Theorien, die 
in ihrer Konsequenz, auf Untergrabung alles Rechts 
hinauslaufen müssten und die eigentlich . schon 'mit 
den oben (§. 8) zurückgewiesnen Behauptungen fällen. 
Denn es ist im Grunde einerlei, zu sagen: Alleü 
Recht ist positives Urspruiigs d. h. alles Recht macht 
der Staat nach Belieben, oder: Der Staat gründet 
sich nicht auf Vertrag, sondern auf blofse Gewalt* 
Auch ist diese Gewalt so wechselnd , • dass sie die 
schlechteste Grundlage des Staats wäre. Was aber 
die Spötter betrift^ di« da meinen, die Philosophen 
seien so einfältig zu glauben, die Menschen hätten 
wirklich, ejie sie aus dem Naturstand in den Bür* 
gerstand übergingen, zu Rathe gesessen und mit ein- 
ander verhandelt und zuerst einen Vereinigungsver- 
trag, nachher einen Unterwerfungs vertrag, und zu- 
letzt einen Verfassungsvertrag geschlossen, und so 
sei erst, nachdem alle diese Verlange in bester Form 
Rechtens abgefasst, unterschrieben und untersiegelt 
worden, das. sogenannte Staatsgebäude zu Stande 
gekommen: so mögen jene Spötter immerhin ihre 
eigne Einfalt belachen. Es ist diefs nicht der ein- 
zige Fall, wo man die Theorie erst selbst zur När- 
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flu macbip mn sich nacblier au ibrei' Narrbeit k< 

$• 75. 
Aus dem bürgerlidien Vertrage gelit hc 
*em gemeinsamer Wille (polmitas communifl 
s, generalis) tL h* die Idee eines den ganzen I 
Bürgerverein durclidringenden und beleben t 
Iiäligkeitsprinzips^ welches in seinem Streu 
piuzig und allein auf den Staatszweck ger 
^t Diesem GesammtwiUen als dem höchste^ 
merlmlb des Staats soll jeder EinzelwiUe ial 
seinem besondem Slxebeii nnterworfctt 
damit dieses dem Staatszweclce nicht wtderstrei| 
Er ist daher Gesetz für alle Bürger d, h. d^ 
aUgemeine Norm ihrer bürgerlichen ThUtigkei 
^mm. Man kann deo gemeimameii WiUcüij 
hesoniirer Hinsicht auf den Veieiotguogsvenrag an 
den allgemeinaii («^o/- unii^snalls) und in Hiitsii 
«tif den UnterwerfungÄvertrag den höchsten U 
miprema} nennen (§. 74), AJ« solcher kutiiligt cf 
in sMen Geseteeti de& Staat ei ais, durch ytmll 
das biitgerliche Veihältaiss in seinen nun u 'N- 
Gestalten und Verzweigungea weiteir bti^ii .r l , 
<len soll. Die§e Gesetze können daher mit Recbt 
Aussprüche des gem eio&amen und ingof« 
hachftten Willens (effhia ^-olimtatü c&fmnmd^ ^J 
ätfm^uif supremae) angeselin wetden. Denn weuti nu 
dieser oder jener Eiozelvrille zufällig nicht dsD 
uiiistinimt oder giir widerstrebt {wie der A/VlUc 
Morders oder Käuhers); so «oU et doch von Ri 
wegfn öder nach der Foderung der VemunR dad 
«mamiueiifitiinmerj. Daher ist Gehort^ai» gegj 
die Ge»ei£e des Stuhls nicht nur die ertl 
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$olld€^rn im Orux^de die ei9sige Sur^gexpfliclit^' 
vreil siß alle übcigen. Pflichten de» Bürgers als eines 
solchen (nicht die des Menschen überhaupt) unter 
sicli l>efasst» Sie ist zugleich feechtspf licht d.*h* 
erzvringbar im Wei^erüngs&Ue / Wefil sie aus det 
recht^eset^gebenleH .Yemunft, did disd .Dteeik 4»i 
Staates unbedingt fodert> bewargeKt (§. 71). 

; $.76. / 

Damit der gemeinsame Wille oder das Ge- 
setz atich äufserücli wirksam vrtrde oder in Tbat 
übergehe, ist eiöe ICraft erföderiich, welche alle 
im Staate wirkenden Kräfte in sich wie in einem 
Mittelpimkte vereinigt und dadurch jeder einzelen 
überlegen ist. Diese Kraft, das Resultat der ge- 
meinsamen Kraft oder des Znbegri% aller etazislen 
StaatÄfcräfte, heifst die höchste G-ewalt ödiet 
die Staatsgewalt (summa civitatis potestas) 
und die (physisclie oder moralisclie) Person im 
Staate 9 an welch w sie (an sich ßia blofses alb-^ 
stiHwtum) in concteto wahrgenomixien wird, Iieifst 
das St^aat« Oberhaupt) der Fürst oder der 
Regent (summus imperansy princeps s. teffens 
[rector^ rex] civitatis). Das Staaitsoberbaupt ist 
dalier der sichtbare Repräsentant der höchsten 
Gewalt und somit der Rechtsideesdibst, weü jene 
Gewalt nur zur Realisiruüg ^dieser Idee dienen 
soll. . Darum kommt ifem auch eöife eigcarthtom-r 
liehe Würde 2U, welche die Majestät und Su^ 
veränität heifst, weÜ er dadurch als gtSfser 
[major) und höher (superior) als alle Uebrigen 
im Staat erscheint j alle Uebrigen aber erscbeineQ 
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itn VtrJiMltnjsse zu ilun als tTntertliaiien {sub- 

[dili, mbjecit) vi'eil sie der liöclisten Gewalt ttn- 
terworfen sind ^ ob sie gleich an sicli ebctisowaül 
tÜrger {cives) sind, als das Staatsobefhaiipl 

'aelbst, und dieses ohne jeni^ gar keine oberhaupfe- 
liclie Maclit und Würde Laben kÖnnta 

jinni^ 1. Dasa äev Staat ein Oberhaupt haben 
miisse, ist für sieb klar; demi <3ie höcliste Gewalt 
ist an unA füi: sieb betrachtet eine blolscr Jdee, dia 

[f Jier KeaUtät ertnangelti würde, wenn nieaiftiid in 

[flcfT Wirklichkeit vorhanden wäre* tüer diese TdiNJ 
iufserlicb darstollte» losofera iit al^o .der Staat limine 
gleiche, fioudern eir^e" ungleiche GeselZ^cbufV (§. 
70)* Wie aher in jeder andern utigleiclicn GesbUscliafc 
äer Obere nicht gerade ein Individuum ««lu niuss, 
aoiidei-xi auch eine Mehrheit von luAivIduea »ein 

itiu: ao kann auch das Staatsoberhaupt eui] 
ebeasowohl eine moralische Persou a]s eine phv 

liein» Ehenio kann empiriscb das Staät^ohe. 

Iverschiedne Namen fuhren. Sein eigenlltcher fi 
{st im Deutschen: Fürst (der Erste» Vor ' r 
the ßrst) wievs^ohl dieser Name durch de*i - i . 
kei^den SprachgeWauch tbetls eioe zu weite tli{ 

|eine seu enge Bedeutung erhaltea hat, in ' 

leils solche führen, die keine Für&tcn aiu' 
ioiche nicht führen f die Fürsten alnd* Indei 
lomnit auf dergleichen Beneimungtin (Kaiser, 
>3&ar, Sultan, Herzog, Konsul, Direktor, Vti 
Lau dämm ann, Burgemeistar, Schultheif« o. 

^überhaupt nichts an, wenn nur die Stiche du' 
leun jene Benennungen steigen blols ein» Ha 
Rangordnung au und geben der »taatsoherhaupUi 
"^ürde mehr öder weniger iiufsereu Gtnna;« An 
feher ist diese Wurde sich überall gleich. Wi 
her dicsiahe" durch da« W»rt Mnjo^i iit hat] 
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ivlrd, so kommt die Majestät allen Staatsoberhäup«. 
tern ohne Unterschied zu,. oLwiohl die' Majestät als 
Titel betrachtet nur einer höhern .Klasse derselben 
gegeben -wird *). 

^i%m. 2. Mit. dem Worte Suveränität hat 
man neuerlich einen grofsen,^ selhit gefährlichen» 

*) D.ass Kier blofse Willkür herrsche» «ieht man tmter anr 
dern daraus, dass, ungeachtet sonst den Kaisern und Königen 
überhaupt die Majestät als ausschlielslicHes Prädikat ertheilt 
wird , man doch vom tüi^ischen Kaiser oder Padischah nur 
das Prädikat der Hoheit braucht, welches aber dann im 
Franzosischen nicht durch aJtesse, fdndem durch haufisse 
gegeben ^vird, weil jenes ohne d&n BeisatZi imperiale oder 
royale die blofse Diir chlaucht bedeutet, . die der tit^l- 
reicbe und sorgfältig abstufende Deutsche nbch von der Hoheit 
unterscKeidet. Wenn aber die Majestät auch Kaisern und 
Königen , die nicht mehr regieren, und ihren Gemahlinnen,' 
jene mögen noch regieren oder nicht, ertbeilt wird: 'so ist 
sie offenbar blofses Ehrenprädikat. Dass Na^lbon, eh* et- 
Kaiser Wurde, schon damit umginge sich die Majestät bei^. 
zulegen y ist bekannt $ yünd wahrscheinlich würde man {^cfine 
Konsularische Majestät eben so aner):annt haben^ als 
späterhin Seine Kaiserlich - Königliche Majestät. 
Giebt es ja jetzt auch eine Herzqgiibhe Majestät! ^ 
Anfangs machten nur die deutschen Könige als angebliche 
Nachfolger der römischen Kaiser (auf- welche die TnOr-. . 
jesfcf& populi romani übergegangen war) Anspruch auf den 
Titel Majestät. Nachher bekamen ihn auch die Könige ' 
von Frankreich und dann die übrigen europäischen Könige, 
S. MosEA^s kleine Schriften. B. 6. Nr^ 2.. und Mar- 
TBNS's c?roiV de^ gens moderne. §. 183. Den Titel Mex, aber 
leiteten die alten spanischen Gesetze von rectus ab unä-sag- 
ten daiher: ' f,llex eris, si reoia /fl<w>, * « autem non^ facisi 
,^non'eris.*^ S. Forum judicum (eine Sammlung Wjsstgqthi- 
scher Gesetze von den Jahren 687~^7C|1^ auf Befehl des 
Königs EoizA vom 16» Konzile zu Toledo durchgesehn und ' 
geordnet) tit, I, de electione principum, §. 1. Indessen si^ht 
man aus Horat. epp. I, 1. *». 59. 60. iass schön die römi- 
schen Gassenbuben bei ihren Spielen sagten: j^Rex eris, si 
^freete facies,*^ ' , 
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Misbraoch gcrrieben* Daher folgeacle Erörte 
darüber biet nlcbt am unrecbtan Orte sem m^ 
Ad sich kann das Wort ebensowohl diö bocbsta G\ 
walt im Staate I als die damit yerbundne Würde 
Äeicbnen, Entitanden ist der Auidruck wahrsclial 
lieb, daber, da$A man ijn Fraa^ösbcban, ujh 
regierenden Furaten von dem blofsen Titular 
fürsten zu imteraclicidco , jenen prince sou> 
(princßps supremas) oder scblccbtweg souperain nani 
Der Suverän ist ako eigentlich das Staatsoberli^Qf 
luid die SuveränitHt die Gewalt oder Würde dessel- 
ben ^ die Oberbobeit. Ju Deuts cblaod kam die^e 
anfangs ntir ^eia Kaiser su, und die übrigen cJ^ut* 
sehen Fürsten waren dessen Unterthanen odpr, nach 
dem lebnsreclitlicbea Ausdrucke, Vasallen» AU aher 
dieie VasaUen immer gtöfsere Macht und mit der- 
selbeji auch die Krblichkelt ihrer Wuxdeit erlar 
di werden »te selbst regiereiide Fürsten odei o%ii&- 
■räne« Ihre Suveranität w«r jedoch noch nicht fall* 
ständig I to Itrrge der Heichsverband dauütlo^ w»ii 
sie immer noch in einer gewissen A b h I n g i ^ ^ ' : ^ 
von Kaiser ond Heich standen. Diese A 
gigkeit hörte endlich mit der AuQasung de^ R 
veibajidea durch den Rbeii^bund auf, Jen T 
wurden nyn erst nach erlangter Unabhäji^ '_/ -^ 
▼ on Kaiser und Reich Snverine im volleo Siniaa 
"dei Wortes» Jetzt fing man aber an^ dem W, r 
FSnyeianitöt eine gana andre Bedeutung untertTih^ ' 
Maniverstand nämlich darunter die Uubeft^hrSnkt* 
heit des S taatgoberhaiiptea d* h. die aogellicW 
Belu0nis«, da* Volk nach blofser Willkür au l^eKiTir- 
achen^ Damm vernichteten auch die meiftlco * 
leuea« Sterine ganz eigenmächtig die bliKer la 
Wen Ländern bestandene Verfassutig, vermr.»^ wT- 
lier das Volk durch Laud^t^nda (wenn . 
suvolLkommen) vertreten wxu-de und »littGlf djetor 
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5 t eil v<3^ treter an der Hegierung des Staats einen g^ 
ivissen\Aiitheil liialim^ indem jene ra^einten , diese 
ständische Verfassung r^rtrage sieh nicht mit ihrer 
neuerlangten Suveränitat oder unbeschränkten Gewalt.^ 
Es ist aber schon aus dem Bisherigen klar, dassr es • 
unter Ternünftige« Wesen überhaupt gar keinb uq<^ 
beschränkte Qewalt geben könne; und es wird sich 
in der Folge noch bestimmter zeigen, '^ss auch die 
oberste Staatsgewalt ihre natürlichen Schranken 
habe und dass eu diesen selbst noch positive 
Schranken hinzutreten können, ohne dadurch jene 
Gewalt zu vernichten, wofeme sie nur ihrer ur- 
sprünglichen Bestimmung gemäfs, also als rechtliche 
Gewalt, wirken will. Auch stimmt nicht einmal der 
Sprachgebrauch mit jenem Begriffe der Suveränität 
als einer durchaus unbeschränkten ' Herrsohergewalt. 
Denn man nennt ja den Konig von England bo gut 
einen Suverän, als den König voft Dänemark, obwoht' 
jener gar sehr, dieser hingegen gar nicht durch eine 
positive Staatsverfassung beschränkt ist. I>iejenigen 
edlen Fürsten aber^ die sich neuerlich^ selbst solche 
Schranken gesetzt oder zu setzest irens^rochea Ha-* 
ben, sind gewiss darum nicht weniger Suveräii.|^, als 
ein asiatischer Deepo«, der über sein Volk als seizk: 
Eigenthum nach Belieben schaltet und waltet. 

Anm. 3. Das Staatsoberhaupt ist ursprünglich 
nur durch Wahl, bestimmbar. Denn wenn man eine ' 
Menge von Personen als ursjprüngliche Konsti- 
tuenten eines Staates denkt, so sind sie noc^h 
keiner höchsten Gewalt unterworfen; es steht ihnen 
also frei, dieselbe zu verleihen, wem sie wollet. 
Daher werden Wahlstaaten auch Freistaaten ge- 
nannt *). Wenn aber jemand sich selbst an die 

■ , < — "" ".1 ' ■ < rn . " .1. I , ifc » .. I <i , ,y' 

^) In dieser Benexmtmg Hegt eigentlf6h eine Art von An- . 
mafsiug. Denn bürgerliche Preibeit kamt Und soll auch in 
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Spiue einer bürgerlichea GesellÄchaft stellt ui^ 

iäUbu Gliedern derselben als Oberhaupt th^^tücb ( 

tiodem sie ihm wirklich gehorchen) anerkannt v 

Bo niuiä auch ein solches StaatsoLerhaupt als ge^ 

ao gesehn werden. Die Wahl geschieht als<laiin 

schweigend oder faktisch» Denn es ist physisch 

möglich^ daes ein ganzes Volk von Eioem oder 

migen zum daueniden Gehorsam gezwuogen 'Wi 

wenn es schlechterdiD^s nicht wiU, nicht hlofs 

dem Gttind&at^e : Qui polest mori g nort^ pois^i > 

^iondern atich nach dem natürlicheii YerhälLnls&o 

KrÜfte *). Unterwirft sich ßko ein Volk der 

walt, mit der es zum Geborsam gez\irungeii vrerdca 

soU, um dem Zustande der Unruhe imd Uaordiiung, 

in dem es sich v^^ahrend des, Kampfes um» die Obei** 

herrschaft heEndet» und allen übrigen dfiians hervoi« 

gehenden Uebelu zu cntgaben: so ist seine Untef^ 

Mwerfung zwar elße tinbeliebige , aber dennacli 

iandlung. Wollte mau diefs nicht j&ugeben, &i> ' 
hieraus folgen^ dass äie ^uf solche Axt etttsi 
höchste Gewalt, durch welche Kecht nnd Gen 
keit fortdauernd gehandhabt werde, dennod 

--^ ^ — ^- ^ ^ 

Staaten statlfiij(3eii > deren Obexhampt nicht gewHklt £fl| 
sich in der Folge zeigen wird. Eben so iät ej «jmiaJfe 
w^im die WahUtaMen sinh üepubltken nennw« Dil 
Aine re^ publica lil. jeder Staat {§, 7i. Amn, l) ; wfiJialb aii 

teKömeT, von denen dieaar Aüsdniek etitlelttit ist, tiiwail 
'res publica ctpiiaüs tagten, £, B, Cic- In Verr^ «d. ^ 
cap^ 55. 

*) So mächdg NArotBos all Kaiser der Franzosen wdr,j 
koatite et doch die Spanier nicht zwingeii^ dftfi sie in ikl 
Ges&nimthett »einen Bmder als Oberhaupt auerkAnntoti. W 
viel welliger hätt* er die FrÄUzoaen zwingen koM 
telhfit adi ihren Kaiser aliauerkenuen , wenn sie 
nicht gewollt hüllen! — Man kann daher ohh« aüo 
nokme behaupten, es sei unmöglich, dass JeJ^flld ^ 
blotie Gewmlt piierhanpi eines S^atf» vrcnle^ 
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dauernd in sicli selbst uxigeteclit sisin Icönne, welches 
ein Wi^rspruch ist.* Es hann aber auch die höchste^ 
Gewalt, Tvenpsie einmal vorhanden ist, nach 
und nach von Einem auf den Andern durch Geburt 
übergehn d. h. fortgeerbt werden. Solche Staaten 
heifsen daher Erbstaaten. Da es nun überhaupt 
kein natürliches Erbrecht giebt, sondern alles 
Erbrecht positiv ist (§. 47): so ist auch das Recht 
einer Person, die höchste Gewalt in einem Staate 
vermöge der Abstammung von einer andern Person, 
welche dieselbe zuvor besafs, zu erlangen — das • 
IVecht der erblichen Thronfolge (Jus succes^ 
sionis haereditariae in thronum) — von derselben Be- 
schaffenheit. Es muss nämlich (seiner nicht histori-* 
sehen, sondern razionalen Entstehung nach) so ge- 
dacht -werden, dass einYolk, um den bei der immer 
wiederholten Wahl eine$ Oberhauptes häufig eintre- 
tenden Unruhen und Kämpfen vorzubeugen,, beschlos- 
sen habe, das Oberhaupt ein für allemal zu wählen 
oder die oberhauptliche Macht und Würde sich durch 
sich selbst fortpflanzen zu lassen. Das Volk könzen- 
trirt also durch einen solchen Beschluss alle folgen- 
den Wahlakte in einem einzigen ; es vcählt gleichsam 
sein Oberhaupt voraus oder a priori, während in 
sogenannten Wahlstaaten das Oberhaupt erst, wenn 
ein andrer abgegangen oder abzugehn im Begriff ist, 
also hinterher oder a posteriori gewählt wird. Da- 
her gründet sich nach der Ansicht der .Vernunft da» 
Recht der Oberherrschaft in Erbstaaten keineswegs auf 
die" blofse Qeburt, sondern auf die ur^prüng- 
I liehe Wahl; und ebendeswegen fällt, wenn kein 
, erblicher Regent mehr vorhanden ist, das ursprüng- 
liche Wahlrecht wieder an's Volk zurück. Die Frage 
aber, welche von beiden Bestimmungsarten des Staats- 
oberhauptes — durch Wahl , oder Geburt — die vor- 
züglichere sei, gehört eigentlich nicht hieher, son- 

Krug's prakt. Philos. Th. I. Rechtslehre. Aufl. S. i^ 
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dem in die Politik als Staatsklugheitslehre betrachtet. 
Wer unparteiisch Erfahrung und Geschichte deshalb 
SU Rathe zieht, wird eingesteht! müssen, dass beide 
Bestimmungsarten ihre' Vortheile und Nachtheile ha- 
ben, die sich so ziemlich aufwiegen werden. iDenn 
während sich die eine zur Anarchie hinneigt, neigt 
sich die andre zum Despötisn&us, und während die 
eine der ' staatsoberhauptlichen Würde durch immer 
wiederkehrende Wählbarkeit derselben etwas von ih- 
rem Ansehn entzieht, thut die andre ihr dadurch 
Abbruch, dass sie dieselbe zuweilen ganz unfähigen 
und unwürdigen Subjekten zi;i wendet. Tm Uebrigen 
sind die Staaten bei beiden Bestimmungsorten sowohl 
gut als schlecht regiert worden, und die Volker haben 
sich bei beiden wohl oder übel befunden, je nachdem 
es Umstände und Personen mit sich brachten *). 

Anm, 4. Was demnach die eigentliche Quelle 
der staatsoberhauptlichen Gewalt und Würde betritt, 
so liegt diese nach dem Vorigen unstreitig im Volke 
oder in der Gesammtbgeit der Bürger. Denn 
ohne diese gab' es ja durch(ius keinen Staat und 
kein Oberhaupt desselben.- Insoferne kann man also 
auch unbedenklich von der Majestät und SuVerä- 
nität des Volkes reden und diese die ursprüng- 



'*') Anders dachte hierüber freilich P. Gregor VII., der an 
den Bischof von Metz im 21. seiner Briefe folgendes schrieb: 
ff Quis nesciaty reges et duces ab iis Äabuisse principium, 
fyqui deuTTi ignorantes superhiaj rapinis , perßdia^ homicidiu, 
ffpostremo universis poBne seeleribus^ non nisi principe 
fydiabolo agitantSf super pures sciUcet homines dominari 
ffCoeca cupiditate et intolerabili praesumtione ajfectai/erunt i ^^ 
.— . Diese päpstliche Theorie aber, welche die weltliche Macht 
aus der Hölle ableitet, ist jetzt mit Recht aus der Mode 
gekommen. Man ist vielmehr geneigt, die päpstliche selbst 
als geistliche Macht, die sich auch die weltliche unterwer- 
fen will, aus lener Quelle abzuleiten. 
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liehe, die Majestä^t und Suveränität des 
Fürsten aber die abgele^itete nennen *). Sobald 
indessen der Staat mit seinem Oberbaupte einmal da 
ist 9 ^o ruht auf diesem allein die Majestät und Su- 
veränität, und alle übrigen Bürger sind ihm nun 
linterthan. Diese Untertliänigkeit ist eben 
so oft und so sehr misverstanden worden, als die 
Suveränität. Sie ist keine Hörigkeit oder Pro- 
prietät. Ein solches Verhältniss' würde geradezu 
dem Staatszwecke widerstreben, das wahre Wesen 
des Bürgerthums aufheben und alle Bürger in Leib* 
eigne (glebae adscripti) oder Sklav e'n (mänoipiä) 
verwandeln **). Die ünterthänigkeit des Bürgers 



*) Die allöxursprünglichste Majestät und Suveränität 
ist freilicli die der Gottheit, weshalh man auch jene der 
Fürsten von dieser ableiten und die Fürsten als Stellvertreter 
Gottes auf Erden betrachten kann. Auch schreiben sich die 
Suv eräne darum von Gottes Qnaden (dei grafia oder, 
wie sich Ludwig der Fromme oft ausdrückte, dipina ordi- 
nante Providentia)» Allein diesen religiösen Standpunkt 
können vrix in einer rein juridischen Theorie nicht 
nehmen. Sobald man ihn aber nimmt, so ist alle Obrigkeit 
(wie FAUX.V8 sagt) von Gott geordnet, sie mag hoch oder 
ni^rig, erblich oder gewählt sein^ und daher ist der I^and- 
ammann in der Schweiz und der Burgemeister in Hamburg, 
ja selbst in Leipzig, von Gottes Gnaden. Ins ofeme^ können 
sich auch die Bischöfe, wie es hin imd wieder in der ka- 
thoUschen Kirche geschieht, so schreiben. Das altromische 
Kecht aber sagte ganz richtig: yyPopulu^ principi et in prin- 
jfCipem omne imperium suum^et potestatßm concedit,** In- 
st itutt. J. tit, 2. .§. 6. 

**) In allen Staaten, wo es Leibeigne und Sklaven gab 
oder noch giebt, sind diese nicht als Bürger geachtet, und 
mit Kecht ^ denn nur ein ifreier Mann kann Bürger sein. 
Ob es aber überhaupt Leibeigne und Sklaven geben di^rfe, 
ist eine Frage, die in^s Familienrecht gehört. Denn aus der 
häuslichen Gesellschaft ist Leibeigenschaft und Sklaverei in 
I den Staat übergegangen. Soviel erhellet aber, schon hier* 

16* 
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ist ihrem wahren Charakter nach' nichts anders als 
Unterordnuxig des Einzelen unter das Ganze und de: 
eigentliche (von der Vernunft allein als gültig aner- 
kannte) Grund derselben liegt im bürgerlichen Ver- 
trage, wieferne derselbe Unterwerfungs vertrag ist 
' (§. 74). Dieser Vertrag schliefst nothwendig aucL 
die Unterwerfung unter diejenige (physische odei 
moralische) Person in sich, welche in einem Staate 
einmal als Oberhaupt anerkannt und durch diese An- 
erkennung, selbst recht- oder gesetzmäfsig {legitime) 
geworden ist *). Daher ist auch Niemand von der 
Unterthänigkeit ausgenommen, selbst die nächsten 



aus, dass weder das hausv äterliche nocli das haus- 
lierrliche R^cht auf den Staat anwendbar sei. Denn wie 
jenes die Bürger ii^ Unmündige verwandelt, so verwandelt 
sie dieses in Knechte. Sobald ntian aber den Bürger ein- 
mal cum Unmündigen oder zum Knechte herabgewürdigt hat, 
ist der Schritt bis zur völligen Beraubmig der Freiheit sehr 
bald gethan.' S. die Fürsten und die Völker, S. lOO 
— 109. 

•) Diese Recht- oder Gesetzmäfsigkeit {Ugitimite) ßudet 
um so mehr statt, wenn zu der Anerkennung von innen auch 
noch die von auTsen kommt. Es gilt dann kein Grübeln 
Aber den historischen Ursprung der bestehenden Gef^alt^ 
der vielleicht überall nicht ganz rechtlich gewesen ; und der 
Bürger, der um dieses Ursprungs willen nicht unterihan 
sein wollte der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat, würde 
gleichsam der ganzen Bürgergesellschaft den Krieg ankun« 
digen. S. des Verfassers Abhandlung : Üeber bestehende 
Gewalt und Gesetzmäfsigkeit in staatsrechtli- 
cher Beziehung, In AnAK Müllb&*s deutschen Staats- 
anzeigen, Bd. 1. H. S. No. 1. Auch in des Verf. Kreui- 
' und Queerzügbn etc. Nr. 3. — Die Schrift von Malte- 
Bäun': Traiti de la ligitimiti^ considifee comme hase du droit 
public de VJßurope chritienne (Far. i825, 8.) enthält zwar aucli 
viel Gutes, über .diesen Gegenstand, aber doch manchei , 
Unrichtige, wie ich in einer Rezension derselben (Leipz. 
Lit. Zeit. 1825. Nr. 103—104) nachgewiesen habe. 



Digitized by LjOOQIC 



Abschn« IT. OefFentliches Redht. §.77. 245 

Verwandten des Fürsten nicKt; und es ist eine blofse 
Grille, wenn die Bürgejc in sogenannten Republiken 
oder Freistaaten, nicbt Untertbanen beifsen wollen; 
denn wenn sie auch ,ibr Oberhaupt selbst gewählt 
haben und dieses deinen fürstlichen Titel führt, so 
sind sie ihm dennoch unterthan, so^lang' es jene 
Würde bekleidet *). 

$. 77. 
Da das Staatsoberhaupt nicht alle auf den 
Staatszweck sich beziehende Geschäfte unmittel- 
bar verwalten kann: so bedarf es dazu gewisser 
(physischer oder moralischer) Mittelspersonen. 
Diese teifsen daher obrigkeitliche Perso- 
nen oder Staatsbeamte, und der oberste 
unter diesen Beamten ist das Staatsoberhaupt 
selbst. Da aber jene nicht dem Staatsoberhaupte 
für seine vergängliche Persönlichkeit, sondern 



- *) Als Napoleon die Kafserwürde atigenommen Hatte imd 
nun die Franzosen seine Unterthanen (sujets) nannte» 
nahmen es diese übel und wollten immer noch nach der 
«.vorigen republikanischen Spr'echart Bürger {citoyent) hei- 
Isen^ gleich als wenn sie nicht schon Unterthanen des Kon- 
suls BoKAFARTE oder eigentlich des konsularischen Trium- 
virats und vor demselben des Direktoriums als damaliges 
Suveräns gewesen wären. Noch ungereimter aber war es^ 
wenn sogar jeder einzele Franzos sich einen suveränen 
französischen Bürger nannte! — Der Anstofs, den Manche 
am Worte Unterthan genommen haben, rührt blofs daher, 
dass sie meinten , das Verhältnis» der Frohnbauern und Leib- 
eignen zu ihrem Gutsherrn, welches auch Unterthänigkeit 
genannt wird, könne dadurch mit dem Verhält^i8se der 
Staatsbürger Vum Regenten verwechselt .werden. Freilich 
hat man jenes Verhältniss auf dieafes oft genug übergetra- 
gen« Aber daran war nicht das Wort, sondern die Roheit- 
des Zeitalter! oder die ungezähmte Herrtchfucht Schuld. 
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dem Staate in Bezu^ auf dessen beharrliche 
Persönlichkeit dienen: so ' dürfen sie eben so 
wenig vom Staatsober haupte, als dieses selbst 
vom Volke, willkürlich entlassen werden. 

Anm» Die Staatsbeamten beifsen auch Staats- 
organ^e Unä Staats dien er« Was den ersten Aus- 
drucH betrift, so ist eigentlich jeder Tbeilnebmer an 
der bürgerlichen Gesellschaft ein Organ oder Glied 
•derselben, weil jeder auch in seinem besondern oder i 
piivBteh Wirkungskreise für den Zweck der Gesell- 
schaft thätig ist und sein soll (§. 70). Vorzugsweise 
aber ist es der Staatsbeamte, "weil er au£ser jenem j 
privaten Wirkungskreise noch einen öffentlichen hat^ 
der sich ausschliefslich und- geradezu auf den Staats- 
zweck bezieht, dem daher auch sein ganzes bürger- 
liches Lesben geweihet ist. Darum heifst der Staats- 
beamte. ein Organ oder Glied des Staats im en- 
gern Sinne. — Was den zweiten Ausdruck betrift, 
so enthält derselbe eine Zweideutigkeit, die zu fal- 
scben Folgerungen Anlass gegeben hatJ Dienen 
bedeutet nämlich sowohl seruire, im dienstherrlichen 
Verhältnisse stehn, als inseruire, für gewisse Zwecke 
. thätig sein. Nur in der zweUen Bedeutung ist der 
Staatsbeamte ein Staatsdiener; und in eben dieser 
Bedeutung nannten sich zwei grofse Fürsten (Fhie- 
DEiCH IL und Joseph IL) die ersten Diener 
ihrer Staaten, weil nämlich der Regent der oberste 
Staatsbeamte ist. In der ersten Bedeutung wäre diese 
Benennung ungereimt; denn dadurch, würde der Fürst 
mit allen seinen Käthen und übrigen Beamten in 
die Klasse der Bedienten oder Herren dien er 
versetzt *). Gleichwohl hat es Fürsten gegeben, 

*) Es erbenet zug1eit;h hieraus, dass der Titel eines Mi- 
nisters eigentlich mischicklich ist. Weit passender ist 
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welclie zvp'ar nicht tich seihst, wohl aber di^ ihnen 
untergeordneten Staatsheamtfen als eine Art von Be- 
dienten oder Herrendienexn betrachteten. Und da sie 
nun sieb, selbst als Herren dieser Diener ansahen, 
"weil sie auch ^erren des Staats oder (nach einem 
bekannten Ausspruche Lvdwzg's Xiy.) wohl gar der 
Staat selbst wären; so meinten sie, sie wären eben 
so befugt, die Staatsbeamtezi ihres Dienstes wilUiür* 
lieb zu. entlassen, als jeder andre Herr se^ne Diener 
entlassen dürfte, w^nn er init ihren Leistungen nicht 
niebr zufrieden wäre. D^ aber die Staatsbeamten g^r 
nicbt dem Fürsten für seine Person dienen (ihn nicht 
bedienen, wie die Kammerherren, Kammerjunk^r, 
Kammerdiener u. s. w«)* so i^t jene Ansicht un.d die 
daraus gezogne Folgerung fjurchaus unstatjthaft. Der 
Staatsbeamte dient (^inserui4) dem S^^^t^,, wie der 
X'ürst« W^nn nun auch diiQse}: den Beamten gewählt 
bat, §o darf er ihn ^aruqai doch nicht wieder will- 
kürlich entlassen. Denn er hat ihn nicht für sich 
und in seinem Namen, sondern für dßn Staat und 
im N^men desselben gewählt« Hat also der Beamte 
seine Amtspflicht verletzt, so muss er nach den Ge- 
setzez^ des Sjt^ats gerichtet und kann nur naph Urtheil 
und Recht Peines ^mu^ß entsetzt werden ^). Die 

dafür der T^tel eines Geheimen Katlis; Weil aber die- 
ser Titel durch zu häufige Verleihung entweihet worden, so 
hat man" jenen vorgezogen, ungeachtet es doch offenbar 
ehrenvoller ist, ein geheimer flath, als ein blolser Diener 
des Fürsten 9ia sein. Bezieht man jedoch das Dienen auf 
dmi §taat» »0 ist eigen^ic|i jeder ö^Eeutliche Beamte ein 
Staatsni in ister {ministrje d'eUtt). 

*) Wenn auswärtige Verhältnisse die Entlassung eines Be- 
amten nötjiig machen — wiewohl es inmier unter der Würde 
einb^ Staats ist, sich hierin durch Frenode bestimmen zu 
, lassen — so muss wenigstem Entschädigung gegeben wer- 
den. In manchen Fälleii kann auch die Versetsuag der Eat^ 
lasßii^ vorgezogen werden. 
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willkürliche Entlassung der Beamten ist um so un 
rechter, da der Staatsdienst gewöhnlich eine länge r« 
Vorbereitung fodert und der, welcher Zeit und V er* 
mögen auf diese Vorbereitung gewandt hat, nach der 
Entlassung selten im Stande ist, ein andres Geschäft 
zur Sicherung seiner Subsistenz zu ergreifen. Jenes 
Verfahren ist aber auqh unklug, da der Staatsdienst 
selbst darunter leidet, wenn die Beamten zu häuii^ | 
wechseln und ihnen die Lust und Liebe zum Dienste r 
verleidet wird. Endlich führt es auch zu gefährlichen 
Konsequenzen. Denn wenn die, willkürliche Entlas- 
sung eines Beamten überhaupt erlaubt ist, so könnte 
ja wohl auch der erste Beamte d. h. das Staatsober- 
haupt selbst willkürlich entlassen werden; und wer 
sonst könnte dann dieses angebliche Recht der 
willkürlichen Entlassung ausüben, als das 
Volk? Lässt sich aber wohl der Staat als ein be- 
harrliches Ganze denken, wenn eine solche Willkür 
in ihm herrschen sollte? Es muss also dem Staats- 
oberhaupte selbst, sowohl um des öffentlichen als 
um seines eignen Wohls willen, daran gejegen sein, 
dass ^der Staatsdienst dem Volke als etwas Heiliges 
erscheine,' das man nicht wie ein Kleid nach Belieben 
wechseln dürfe. Eben darum darf auch der Staats- 
diener nicht willkürlich sein Amt niederlegen, sondern 
• er muss um Entlassung nachsuchen und sein Amt so 

' lange vergalten, bis er jene erhalteh. Es würde je- 
doch, je nachdem die Gründe des Gesuchs beschaffen 
sind, ungerecht oder unbillig oder unklug sein, den- 
jenigen zur Fortsetzung des Staatsdienstes zu zwingen, 
der entweder keind Kraft oder keine Neigung mehr 
dazu hätte. Wäre aber der Regent selbst der Re^ie- 

"^ rung überdrüssig, so müsste ihm natürlich die Nieder- 
legung derselben schlechthin freistehen , da er von nie- 
manden seine Entlas.sung fodern kann und ein Zwang 
zum Regieren die höchste Ungereimtheit sein wurde. 
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$.78. . . 

Wieferne die Glieder einer bürgerlichen 
Gesellschaft blofs als solche betrachtet wer- 
den, insoferne kommt ihnen allen bürgerliche 
Freiheit und Gleichheit {libertaset aequa^ 
Utas civilis) z|i d. h. jeder muss ein bestimmtes 
Freiheitsgebiet haben, innerhalb dessen er seine 
Rechte ungehindert von Andern ausüben darf, 
und jeder hat in dieser Hinsicht gleichen An- 
spruch' auf den Schutz des Gesetzes und 'der 
dasselbe handhabenden Staatsgewalt Daher darf 
im Staate sich auch niemand eigenmächtig helfen^ 
ausgenommen wo und wann er jenen Schutz 
nicht ansprechen kann, in welchem Falle das 
Recht der nothgedrungenen und eben- 
darum schuldlosen Selbhülfe (jus inculr- 
patae tutelae) eintritt ($. ^1. Anm. 1). 

Anm, 1. Das Recht der persönlichen Freiheit, 
welches jedem sinnlich - vernünftigen Wesen schon 
von Natur zukommt, kann im Staate nicht aufgeho 
ben werden, weil es' ein^ ursprüngliches Recht ist 
(§. 29)» Es verwandelt sich vielmehr jene natür- 
liche Freiheit durch den Staatsverein in die 
h ürgerlich^e, d. h, das Freiheitsgebiet, wflches im 
• Naturstande jeder für sich, also durch seinen Privat- 
willen, zu bestimmen hatte, wird* ihm im Bürger- 
stande durch den gemeinsamen Willen oder (was eben 
so viel heifst — §. 75) durch das Gesetz bestimmt; 
weshalb auch die bürgerliche Freiheit die gesetz- 
liche heifst. In der einen Hinsicht ist dief^ aller- 
dings Beschränkung des Frivatwillens , mithin eine 
Art von Hfcrlust an Freiheit ,• in der anderi\ aber Er- 
weiterung von jenem, mitbin auch * Gewinn an die- 
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ser. Denn wieferne der Burger am gemeiiisamen 
Willen Theil Jiat, erhebt sich sein Privatwille selbst 
zu jenem als eine mögliche Norm desselben (§. 73. 
Anm. 1) und sein besondrer Freibeitskreis wird auf- 
genommen in einen öffentlichen, wo Einer für AUe 
tiad Alle für Einen wirken« Es tritt also auch an 
die Stelle der Friyatfcraft das ges'ammte Wirl^ungs- 
vermögan des Staats und schützt eines Jeden Rechte 
gegen jeden tmger echten Angriff von Seiten. Andrer. 
Wiefern aber um eines solchen Angriffs vrillen die 
bürgerliche Freiheit des Angreifers vermindert oder 
gar verloren gehen könne, kommt hier nicht' in Er- 
wägung, da wir das bürgerliche Verfaältniss für jetzt 
noch in seiner ungetrübten Reinheit, mithin ohne 
Hinsicht auf mögliche Störungen desselben durch 
rechtswidrige Handlungen betrachten *). 

Anm. 2. Wenn von bürgerlicher Gleich- 
heit die Rede ist, so kann darunter vernünftiger 



♦) Von der bürgdrlicken Freiheit unterscheiden Manche 
die politische, die sich nicht auf den einzelen Borg-er, 
sondern auf den ganzen Staat bezieht. In den Worten liegt 
dieser Unterschied eigentlich nicht; denn politisch heilst 
eben bürgerlich. Indessen ist doch der Unterschied selbst 
gegründet, hier aber nur von der ersten Art der Freiheit, 
die in jedem Staate von Rechtswegen stattünden soll, er sei 
übrigens bes/^haffen wie er wolle , die Redeu Daher sagt die 
brittische Magna Charta mit Kecht, dass kein Unterthan 
seiner Freiheit beraubt werden solle, aufser vermöge eines 
richterlichen Ausspruchs von seines Gleichen und nach den 
Gesetzen des IJandes ; die Habeascorpus - Acte aber fügt 
hiniu, dass jeder» der aus irgend einem Grunde verhaftet 
worden^ binnen ^ Stunden vor die Obrigkeit gebracht und 
wieder frei gelassen werden soll, wenn kein gesetzlicher 
Grund zur fernem Festhaltung vorhanden ist. So sollt* es 
eigentlich tiberall sein. Wie Mancher muss aber anderwärts 
Wochen oder Monate lang im Kerker schmacMlen, eV er 
nur erfahrt, warum? 
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Weise nichts anders verstaüden werden, ^ als die 
Gleichheit vor dem Gesetze db h. der g:leiche 
Anspruch , den alle Glieder der bürgerlichen Gesell- 
schaft auf den Schutz des Gesetzes und der dasselbe 
mit Gerechtigkeit handhabenden Staatsgewalt haben. 
Sie kann daher ebenfalls die gesetzliche Gleich- 
heit heifsen *). Dadurch xirird die Ungleichheit, 
welche sonst in Ansehung 'des jedem Einzelen be- 
scliiednen Mafses von Kraft stattfindet, wieder aus- 
geglichen, so dass der Schwache nicht mehr vom 
Starlcen überwältigt w^erden und dieser jenen nicht 
in Ansehung seiner Rechte ungestraft verletzen, kann. 
Man kann daher auch sagen , dass diese Gleichheit 
erst itn Staate stattfinde. Denn da im TüTaturstande 
jeder für sich (gleichsam auf seine Faust) lebt, so 
.muss der Schwache dem Starken allemal unterliegen, 
wenh es zu einem Rechtsstreite kommt. Im Uebri- 
gen kann und mnss auch im Staate Ungleichheit 
stattfinden. Denn 1. ist der Staat Uikojek an sich 
eine ungleiche Gesellschaft, weil ev ein Oberhaupt 
haben muss (§, 70 und 76). Dieses ist *daher durch 
seine Macht und Würde über alle ibnl unterworfne 
Bürger erhaben. 2. sind auch die Glieder einer bür- 
gerlichen Gesellschaft insofern ungleich, als Einige 
aktive, Andre passive Staatsbürger oder blofse Staats« 
genossen^ sind (§. 73« Anm. 1). 3. dauert die vor- 
hin bemerkte Ungleichheit der individualen Kräfte 
im Staate imme!: fort, inden^ das Gesetz und die 
damit verknüpfte Gewalt nur die nachtheiligen . Fol- 

*) Gig. de rep, J, 32, sagt sehr treffend: yy Cum lex sit 
yycü^ilis societatis vinculuniy jus autem legis aequale, quo 
^yjure societas di/ium teneri potesty cum par non sit conditio 
>, cipium ? Si enim pecunias aequari non , placet , si ingenia 
^yomnium paria esse non possunt, jura terte paria debent esse 
}) eorum inter se , qui sunt cives in eadem repuhlica. Quid enim 
}) est cipttas , nisi juris societas ?** 
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gen derselben in Besüg anf mögliche Rechtsverlez- 
zungen aufheben kann. 4« kann vermöge jener Un- 
gleichheit und andrer zufälligen Umstände der £ine 
mehr, der Andre weniger Gegenstände seines RecLts 
erwerben, der £ine also viel, der Andre wenig be- 
sitzen* Zwar haben einige Staatsrechtslehrer ge- 
meint, der Staat müsse auch in dieser Hinsicht eine 
Ausgleichung treffen und entweder eine völlige 
Gütergemeinschaft (communio bonorum — auch 
'Wohl gar uxorum et Uberorum) einführen, so dass 
niemand ein abgesondertes Eigen thum habe, oder das 
Eigenthum dergestalt vertheilen, dass jeder einen 
gleichen Antheil an demselben habe. Allein we- 
der eine völlige Gemeinschaft noch eine gleiche Yer- 
theilung des Eigenthums kann und soll der Staat 
bewirken. Denn der Staat würde dadurch nicht nur 
Eingriffe iA schon bestehende und wohl erworbne 
Eigenthumsrechte thun , sondern auch der Thätigkeit 
der Bürger den mächtigsten Hebel entziehn. Ja man 
kann mit Recht behaupten, dass das Sondereigenthum 
und der gesicherte Besitz desselben eine nothwendige 
Bedingung unsrer gesam^ftiten Bildung sei und daher 
auch vom Staate als eine Grundlage des bürgerlichen 
Lebens geachtet werden müsse.' Auch könnte sich 
die Gemeii^chaft oder die Yertheilung immer nur auf 
das äufsere Eigenthum beziehn, weil das innere sei- 
ner Natur nach weder Allen gemein sein noch ver- 
theilt werden kann. Es würde also doch eine Un- 
gleichheit übrig bleiben, und diese Ungleichheit 
würde, wenii auch irgend einmal eine gleiche Ver- 
theilüng des äufsern Eigenthums geschehen wäre, 
sofort die Gleichheit wieder aufheben. Denn * der 
Eine würde unstreitig seinen gleichen Antheil besser 
benutzen als der Andre, also von neuem mehr er- 
werben. Auch würden Glücks- und Unglücksfälle 
nicht ausbleiben, die dem Einen Vortheil, dem An- 
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/■ 
dem ^ !Naclitheil brächten. Wie oft sollte dann die 
Vertlieilung wiederholt werden? Wir glauben, da- 
lier, dass die Vermögensoinglerchheit im Staate 
niclit nur unvermeidlich und unabwendbar, sondern^ 
aucli' an sich nicht schädlich, in mancher Hinsicht 
sogar heilsam, und was das Recht betrift, demselben 
Keineswegs zuwider sei. Sie Kann daher, auch sehr 
"wohl mit der bürgerlichen oder gesetzlichen Gleich* 
Keit bestehen« Diese wird erst darni gefährdet, wenn 
der Reiche vor dem Armen begünstigt oder < dieser 
-wohl gai; von jenem gedrüclct und unterjocht wird. 
I>er Staat mi>ss daher den Armen wie den Reichen 
schützen und, wenn er etwas* vom Viermögen seiner 
Bürger fodert, nach MaTsgabe der vorhandnen Ver- 
xnogensungleichheit fodern, um dieselbe gewisserma- 
fsen dadurch auszugleichen, dass der; welcher mehr 
liat, auch mehr geben, also nach Yerhältni^s seiner 
gröfsern Kraft auch von den Staatslasten mehr tra- 
gen .muss. Weiin hingegen gerade die,, welche am 
meisten besitzen , den:\ Staate am wenigsten geben, 
w^enn sie die drückendsten Staatslasten auf den Rük- 
ken ider Unvermögenden wälzen wollen, und« der 
Staat dieses gestattet: so verkennt dieser ganz seine 
Bestimmung und macht die Bürger, gleichsam im - 
Angesichte und zum Hohne der Gerechtigkeit, die 
überall die Wage im Gleichgewicht halten soll, zu 
Wesen von ungleicher Natur, da sie* doch Alle ur* 
sprünglich gleich sind (§• 29). *) 



'*^) Man kann die bürgerliche Gleichheit nicht richtiger 
darstellen und treffender gegen ihre Widersacher vertheidi- , 
gen, als es Seine Heiligkeit, der Papst Fxus VII > gethan hat 
in einer Predigt , die er einst als Bischof von Imola Hielt. 
„Die bürgerliche Gleichheit" — sagt er ■»— „herge- 
»leitet ^us dem natürlidien Rechte und verschönert durch 
„die Moral 9 giebt dem Staatskörper Harmonie» wenn Jeder 



Jigitized 



by Google 



254 Kecbtslehre. Tb. I. Reiaes Naturrecht. - 

'jänm. 3« Der bürgerlichen Freiheit und Oieicb- 
heit, wie «ie bisber bestimmt worden, widerstreitet 
es zwar nicbt an sieb, wenn einzelen Bürgern odei 
ganzen Klassen derselben (z. B. Landständen y obrig« 
keitlichen Personen, Kriegern, Geistlichen, Oelebr- 
ten- und Künstlervereinen , Handels- und Gewerbs- 
innuDgen u. s. w.) gewisse Vprrecbte oder Privi- 
legien ertbeilt werden. Denn, in gewisser Hinsiebt 
iat ja jedes Keobt, das einer physischen oder mora- 
lischen Person aussohHefslich zukommt, mithin alles 
private und insofeme privative Eigen thumsrecht ein 
Vorrecht. Aber zwei Bedingungen müssen dabei statt- 
finden. Erstlich dürfen die Bevorrechteten Je eine 
von der obersten Staatsgewalt unabhän- 
gige Körperschaft bilden. Denn diese w^urde 
dann ein Staat im Staate sein » mitbin die Einheit 



„naoh der GzÖTce seines physischen und^ moraliscben Ver- 
„mögens zum WolUe Aller mitwirkt und wenu er seinerselt 
„von dem gesellschaftlichen Schutze alle die Vortheile em- 
„tet, die er davon zu erwarten befugt ist.<^ Dann zeigt 
der Redner eben so richtig, dass eine ganzliche Gleichheit 
der ](örp erheben und geistigen Sjräfte, des Reichthoms; der 
Besitzungen und der Tugenden, oder eine arithmetische 
Gleichheit 'der Bürger, ein Unding sei. S. Homelie du ci- 
toyen ccurdinfil Ghiakamonti, evSque d^ImoUiy actuelhinent 
souperain pontife^ Fie VII» adressee au jpeuple de son diocese 
dans la r4publique cisalpine, lejour de la naissance de Jesus 
Christ Van 1797. Paris 1844. Man merkt zwar wohl, dass 
der Bürger Kardinal in dieser mehr philosophisch -politischen 
als religiösen Rede den Mantel etwas nach dem republika- 
nischen Winde dreht, der demal in Italien wehte. Indessen 
verliert dadurch die Lehre selbst nichts Ton ihrer Wahrheit, 
imd es bleibt immer eine merkwürdige Thatsache, dass das 
iciexx» Evangelium von der bürgerlichen Gleichheit , selbst in 
der Person des nachmaligen Oberhauptes der katholischen 
Kirche einen so beredten Verkündiger tmd Vertheidiger an 
heiliger Stätte fand. 
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der bürgerlichen Gesellschaft aufheben *). Zweitens 
dürfen jene Vorrechte nicht von der hlofsen Ge- 
burt abhängen, sondern müssen auch er werblich 
und Äw^ar fürvjeden Fähigen und Würdige?! 
er-werblich sein. Durch Geburt kann man zwar vor- 
züglichere Anlagen des Geistes und des Körpers er- 
langen, -weil diese ein Geschenk der Na tut sind; 
aber die Natur richtet sich bei diesem Geschenke 
nicb^. nach dem .Stammbaume, sondern verleihet es 
nacb Belieben Menschen von hoher. und niedrer Ge- 
bnTt- Durch Geburt kann man auch in glücklithere 
äufsere Verhältnisse und Lagen treten, wodurch matt 
m^hr Gelegenheit und Hülfsmittel erhält, siqh getriss^ 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu erwerben» W«nii 
man aber mittels solcher Kenntnisse und Fertigkeiten 
gewisse Aemter, Verdienste und Vorrechte erwirbt s 
so kann man nicht sagen, dass diese von der blofsei&> 
Geburt abhangen. Es steht vielmehr der Weg ^dafcü 
auch jedem Andern offen, da Kenntnisse und Fertig* 
ke,iten nicht angeboren und auch unter ungünstigen 
Umständen erworben werden können. Es mag' also 
immerhin in einem Staate Mensche» von einer vor* 
nehmen Abstammung, einen sogenannten Geburtsadel 



'*') Man hat neuerdings auch diesen Grundsatz, dass kein 
Status in statu sein dürfe > angefochten, eher blofs ans Mis- 
verstand. Denn wenn in einem Staate Landstände , General- 
staaten, Parlemente, Se;iiate u. s. w. desgleichen Stadt- und 
Dorf gemeinen sind: so sind diese ja nicht unabhängig- vom 
Staatsoherhaupte. Und wenn mehre Staaten einen Staaten- 
bund imter sich stiften, so ist dieser darum noch kein St^at 
im eigentlichen Sinne, wenn er auch einen Versteker an 
der Spitze hat. Man kann also weder hier noch dort sagen» 
dass ein oder mehre Staaten im Staate vorhanden seien. Dil' 
lateinische Wort Status ist freilich zweideutig; denn es kann 
ebensowohl eine bürgerliche Gesellschaft als gewisse Klassen 
oder Ordnungen und Körperschaften der. Bürger anzeigen. 



Digitized 



byGoogk 



256 Rcchtdletre. Th. L Reines Naturrectt. 

geben. Aber dieser Adel darf den Verdienstadcl nicbt 
ausschliefse^ y darf sich kein ausschliefslicbes Recht 
aUjf diese oder jene Aemter und keine Befreiung voa 
den gemeinen Bürgerlasten anmafsen; Es -darf also 
überhaupt keine Klasse von Bürgern die andern zwin- 
gen, in einem Zustande der Niedrigkeit zu beharren 
und jener als einer /Schon ursprünglich höhern Men- 
schenordnung mit allen Nachkommen unterworfen 
zu sein. Denn sonst entsteht ein orientalischem 
Kastenwesen, was aller gesunden Vernunft wi- 
derstreitet und alle menschliche Bildung im Keime 
erstickt *). Ebendarum kann ein Bürger das Recht, 
durch seinen Willen über die Handlungen eines an- 
dern zu gebieten, nur entweder durch einen heson- 
' dem Vertrag (den dienstherrlichen) oder durch einen 
belondern Auftrag (yon'Seiten des, Staatsoberhauptes) 
erhalten. In beiden Fällen aber bleibt der Gebieter 
oder Befehlshaber der höchsten Gewalt unterworfen, 
und seine Macht oder Herrschaft erstreckt sich nicht 
weiter, als es entweder durch den Vertrags oder 
durch die vom Regenten gegebne Vollmacht bestimmt 
ist. — Dass* übrigens das Recht zur staatsoberhaupt« 
lichen Macht und Würde selbst, wenn es in einem 
Staate erblich geworden, solange diese Erbfolgord- 
nung dauert, nicht mehj erwerblich sei für jeder- 
mann, sondern durch Abstammung oder Geburt yon 
Einem auf den Andern übergejie, ist allerdings rich- 
tig. Aber es ist schon oben (§. 76. Anm. 3) gezeigt 
_ 
'*') Das okzidentalische Lehntwesen oder der Feu- 
dalismus ist zwar nicht so schlimm als jenes Kastenwesen, 
besonders nachdem es einen Theil seiner ursprünglichen 
Härte hin und wieder verloren hat. Aber es beruht doch 
%b Ganzen auf der Voraussetzung einer doppelten Menschen- 
ordnimg (einer herrschenden und dienenden Kaste) im Staate, 
und verträgt sich daher weder mit dem Kechte» noch mit 
der Tugend und Religion. 
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virordeH', dasa selbst in diaij^pi Falle. d^^tJ^f^f fP^cfat 
von der^ -b'lof sen* Gebiert, abhänge. , . Vx^i . wpi>n 
auch die höchste Gewalt wahrend ä^ev Dauer ,einer, * 
ein für .allemal bestimmten, , ErbfoJgordnung mittels 
der Geburt erlangt wirdt so ^ darf doch das, -was von 
jener gilt^ nicht« auf jede"- andre; ihr untergeordnetie 
Gewalt bezeugen werden, da die höchste «Gev^ait 
dixrchaus. einzig, in ihr dr Art ist *). 

■•"'•.■:".; ^■'^-'': .'. >;':,.. ..'!.', '. 

Die Rechte des Staatsoberhatip|>es als eines 
solchen heifsen Ma jestäts- oder, Hoheits-^ 
rechte {pira majestatica , re galtet). * '33a der 
Afollötändige Inbegriff derselben eigentlich ^ die 
höchste Gewalt selbst ist: so sind ieiie Rechte 
nichts anders als die verscl^iednen Zweige oder 
Ausflüsse dieser Gewalt \m,A, können daher auch 
in der Wissenschaft als so viel einzele; Gewdten 
oder Mächte dargestellt, in der Erfahrung aber 
mehr oder weniger vereint oder vertheilt ange- 
troffen werden , je nachdem es die besondre .Ver- 
fassiing eines Staates oder die positiven Formen, 
unter welchen die höchste Gewalt in demselben 
erscheint, mit sich bringt. In der Ausübung der 
'Hoheitsrechte überhaupt besteht das g e s a m m t ö 



^) Wie der Geburtsadel, wo er einmal ist, m madifizireä 
seiy um ihn unschädlich ^für das ö:ffentli che Wohl zu machen, 
ist Sache der Staats^feisheit. Einige Andeutungen darüber 
findet man in derSchrift: Die Fürsten und die VÖI7 
ker S. 60 — 61. vergl. mit S. 186— ISO. Wenn abei:'Manche| 
um sich ein noch höheres Ansehn zu geben, sägen > der Re- 
gent sei de^ erste Edehnann^iih S,taate: so ist diefs eben so 
wahr, als 4/renn man sagte» er M der erste Bürgei^ im Staate. 

Krug*s prakt. Philos. Th. I, Rechtslrfve. Aufl/2. ^ 
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Staatsregiment oder die bürgerliche 
Oberherrschaft {regimen cmtatis ^ irnperium 
civüe). 

Annu Man kann die Hohcitsrcclite oder soge- 
nannten Regalien auf verschiedne Weiae eintbeilen, 
je nachdem man sie aus diesem oder jenem Gesichts- 
punkte betrachtet. Am krlMic)]pbarsten zu einer wis- 
senschaftlichen Darstellung derselben scheinen uns 
folgende Eintheilungen. Zuvörderst kann man Rück- 
sicht nehmen auf ihren inncrn Oehalt und sie dann 
in wesentliche {essentiaUd) und auf serwe^ent- 
liche (accidentalia) zerfallen. Jene liegen schon im 
Begriffe der höchsten Gewalt, diese nicht, oh sie 
wohl damit vereinbar sind; jene haben daher das 
Gepräge der Nothwendigkelt, diese das der Zufällig- 
keit. Letztere werden auch Regalien im* engern 
Sinne genannt, während erstere zu den Regalien 
überhaupt oder im weitern Sinne gehören. So- 
dann kann man Rücksicht nehmen auf ihre iufsere 
Beziehung und sie in dieser Hinsicht in einhei- 
mische {immanentia) und auswärtige {transeuntia) 
zerfallen. Jene beziehn sich zunächst auf den eignen 
Staat und dessen Bürgef ,. diese auf andre Staaten und 
deren Bürget. Durch jene erscheint das Staatsober- 
haupt als eigentlicher Regent, durch diese als Re- 
präsentant des Staats im Verhältnisse zu Fremden, 
wiewohl auch diese Rechte sich zuletzt auf den eig- 
nen Staat beziehn und daber die Ausübung derselben 
mit zur Regierung gehört, weil alles ^ was von Sei- 
ten der höchsten Gewalt oder des Staatsoberhauptes 
geschieht, als ein Mittel zur Realisirung des Staats- 
zwecks, für welchen jene Gewalt einzig und allein 
da ist, betrachtet werden muss. Ebendarum werden 
diese Rechte mit. im Staatsrechte und nicht erst im 
Völkerrechte erwogen. Denn dieses befasst nur die 
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vrechselseitigen IVeoht# und Ffliehten äet Stallten |;«» 
gen einander (§. 12). 

$. 80. 

Die höchste Gewalt im. Staate muss befugt 
sein, "^ 

1« das Thun und Lasten aller auf dem 
Staatsgebiete lebenden Personen überhaupt zu 
beobachten — • Recht der Oberaufsicht 
(jus summae inspectionis) oder aufsehende 
Ge^walt [potestas inspectoria); 

2. das Thuu und l^assen dq| Bürger in Be- 
ziehung auf den Staats^weok durch allgemeine 
Vorschriften zu bestimmen -^ Rechtdcr Ge-* 
setzgebung {jus leges ferendi) oder ges e tzr- 
gebende Gewalt {potestas legislatoria)'^ 

3. nach den Gesetzen das Thun und Lassen 
der Bürger, wiefern es Rechtsstreitigkeiten und 
RechlBverletzuogen zur F#Ige hat, zu beurtheilen 
und dartiber richterlich zu erkennen — Recht 
der richterlichen Entscheidung {jus ju- 
dicuTidi s. decernendi) od^r oberrichterliche 
Gewalt (potestas judiciariä) 'y und 

4. endlich alles, was die aufsehendei gesets^ 
gebende und richtende Gewalt als nothwend^ 
und nützlich erkannt hat, wirklich auszuführen 
— Recht der Vollziehung (jus exsequendi) 
oder vollziehende Gewalt (potestas exe-- 
cutoria)* Wiefern , aber . das Staatsoberhaupt 
nicht im Staijda ifit, alle dies«' F<mkzionen \mr 
mütelhar onszuiäbeii, kmohame muss es ancii b^ 

17* 
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fugt sein, öffentliche Aemter einzurichten 
und diese gewissen Personen' als ihm unterge- 
ordneten Staatlsbeamten anzuvertrauen [p/s 
munerum cwilium s, puhücorum — ^ $. 77)- 

Anm, 1. Das Recht der Oberaufsicht be- 
trachten wir als das erste Majestätsrecht oder als den 
ersten Zweig der höchsten Gewalt. Denn diese Ge- 

, walt würde weder als. gesetzgebende, noch als rieh- 
tende, noch als vollziehende zweckmäfsig wirken 
können^ wenn sie nicht auf das gesammte Verhalten 
der Bürger und, alle davon aibhängigen Verhältnisse 
im Staate, mithin auch auf den jedesmaligen Zustancl, 
in welchem sich'fler Staat im Ganzen u^d im Einzeln 
befindet, ein aufmerksames Auge richten wollte. Be- 
sonders ist das, was man gewöhnlich Polizeige- 
walt nennt, davon abhängig. Denn man mag die- 
selbe als Sicherheits- oder als Wohlfahrtspolizei oder 

. in beiderlei Hinsicht betrachten, so setzt sie immer 
und überall ein wachsames Augenmerk der Regierung 
auf die Regierten und deren Lrage voraus. Darum 
erstreckt sich auch das Recht der Oberaufsicht so- 
wohl auf- alle einzele Glieder der bürgerlichen Ge- 
sellschaft als auch auf alle und jede gesellige Ver- 
bindungen derselben. Es kann daher im Staate keine 
Gesellschaft zugelassen werden, die sich als eine 
geheime {societas clandesfina) oder als eine heilige 
{80cieta$ Sacra) der Oberaufsicht des Staates dergestalt 
entzöge, dass sie ihm weder von ihrer -innern Ein- 
richtung, noch von ihren Gliedern, noch von ihren 
Zwecken und Mitteln Rechenschaft geben wollte. 
Sie würde dadurch einen Staat im Staate bilden, 
welches der Staat nicht zugeben kann {§. 78. Anm. 3). 
Ist nun der Inhaber der höchsten Gewalt der Ober- 
aufseher {summua inspector) im Staate, so sind auch 
alle anderweiten Aufseher im Staate ihm untergeordnet 
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t" ^ 

(jinspectores Buhordinatt) tind können nur in Auftrag 

ocler durch BeTX>llniächtigung desselben eine öffent- 
liche Aufsicht über ihre Mitbürger führen. Well 
aBer das Stasitsoberhaupt aUein nicht vermag^ über 
Alles -unmittelbare Aufsicht zu führen: so muss es 
aucli das. K'echt haben, solche untergeordnete Auf- 
seher als ölFentUche Beamte anzustellen. Wenn nun; 
aucfa: die (theils unmittelbare* theils mittelbare) Auf- 
sicht det^höchsten Gewalt^ sich auf alle physische 
uncL. moralische Personen, die zum Staate gehören, 
-wie nicht- minder auf alle: Fremde 9 die sich etwan 
auf dem Staatsgebiete aufhalten, erstrecken 'darf: so 
darf sie sich doch nicht jiedes.. Mittel erlauben, um 
zur Kenntnis» alles Thuns und Lassens in» jädem vom 
Staatsgebi^et .eobgescfalossnen Wirkungskreise zu ge- 
langen un^ gleichsam mit der Allsichtigkeit des gött- 
lichen Auges zu wetteifern«. Der Gebrauch aller der 
schändliohea Mittel, > deren sich in dieser .Hinsicht 
eine sogenannte geheime Polizei bedient (häusliche 
Kundsobafterei , Bestechung, Oeffnung der ^ Briefe, 
"Verführung durch Buhldirnea ti. s. wl) ist durchaus 
unverträglich ' mit der Bestimmung und Würde del^ 
Staatsgewalt, .indem diese dadurch den bürgerlichen 
Vertrag — dessen Idee immer der Beurtheilung der 
Kechtlichkeit der Regierungsmaximen zum Grunde 
-liegen muss — in einen schändlichen und somit nich- 
tigen verwandeln würde ^.58. Anm.2). Auch dürfen 
die Mafsregeln der Regierung in Bezug auf die von 
ihr zu führende 4ufsicht nicht die freie Regsamkeit 
der Kräfte innerhalb der Schranken des Rechtes hem- 
men oind insonderheit dem geistigen Verkehre keine 
Fesseln anlegen, die mit dem Rechte der Denkfreiheit 
(§. 36) im Widerstreite stehen *). 



*) Wenn die Polizei alle Schritte und Tritte der Bürger 
sowohl im Hause als auf der Strafse ' belauert ^ wenn sie 
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jtnm. 2. Da alle Gesettsgebung für ^emünf- 
tige Wesen von doppelter Art ist , eine natürliche, 
welche von 4er Yeri^unfit unmittelbar und allein ab- 
hängt » und /«ine positive, welche von dem "VV^- 
len eines äufsern Gesetzg^gbers ausgebt: so ist die 
6es<et9gebung, zu welcher hier das Staatsoberhaupt 
als berechtigt betrachtet wird, nut Von der evi^eiten 
Art* Denn ^er Wille des Staatsoberhauptes wird 
zu einet poisitiven Richtschnur des Yerhaltens der 
$ürget| wenn er sich al^ Gesetz ausspticht. Dieser 
Wille aber darf sich nicht auf jede beliebige Weise, 
nicht «k unbedingte Willkür aussprechen, wenn 
sein Ausspruch Gesetzkraft haben soll. Denn er ist 
zuvörderst durch die natürliche GesetB|[ebuBg^ der 
Vernunft überhaupt bedingt (§. 7* Anin. 2)/ £r ist 
aber auch insonderheit durch die Rücksicht aixE den 
SlaatszVireck bedingt und darf sich daber nur so aus- 
sprechen , als es dem gemeinsa jnen Willen gemäfs 
ist oder mit der Idee eines den ganzen Bürger- 
verein^ durchdringenden und belebenden Thatigfceits- 
prinzips übereinstimmt, welches in seinem Streben 
einzig und allein auf den Staatszweck gerichtet ist 
(§. 75). Der Regent ist daher zwar der höch8te 



überall gleichsam Schlingen und Fuf sangein legt, i|i denen 
sich 'der Unschuldige so gut wie der Schuldige fangen kann; 
wenn sie den geselligen Verkehr, besonders das Reisen, mit 
einer Menge willkürlicher imd peinlicher Vorschriften bela- 
stet und erschwert : so verfehlt sie ganz und gar ihren Zweck 
und macht sich zum Abscheu aller ehrlidben Leute, die es 
lieber sehen würden, von Spitzbuben heranbt, als selbst für 
Spitzbuben gehalten und als solche mishandelt zu werden. 
Was aber den Zensurzwang in Bezug auf neue Sclviften 
betrift, so war' es wohl besser, nach dem Beispiele mnthi- 
ger xdaA edler Kegierungen Ihn ganz abzuschaffen, xmd die 
Schriftsteller blofs untw: die Verantwortlichkeit des Geseties 
zu stellen, S. die Anmerk. zu g. Se. a. E. 



( 

Digitized 



byGoogk 



Ab^cfan* II. Oeffantlicbes Recht« §. 80. 263 

Gesetzgeber im Staate, aber, zinr wirfem er die 
Sl:elle de$ gemeinsamen Willens vertritt, . Damit nun 
der ZVegent erkenne , was dem gemeinsamen Willen 
gemHfs.Bex: ^19 muss ancli für ded Regenten dieser 
^Wille ein bestimmtes Ojrgan haben, wbdur.cb er sich 
irerlaiitbare, dieses Organ mag übrigens ; ei^ie Ver- 
samixilung. laller stimmfähigen Bürger (§.'73^ Anm. 1) 
oder eine Auswahl derselben. sein, welche die Stelle 
dei: ubrtgep vertritt. Hieraus, geht die Idee einer 
g e 8 et 2g eb e:n d e n Versammlung hervor , ohne '• 
derexx Einwilligung kdia . vom . Regenten ausgehender 
Geset9Svz>radblBg wirkÜcbe Gesetzkraft- erhält. Die 
ge»et0gebc2»de -£ewalt tbeiit sich slso dann zwischen 
dem Kegffnten. lind ^e^er yersfimmlung, ^). jlmmer 
aber bleibt ^^ner der h<^ch£te.Ge&eti&geb<er9 weil der > 
Beschlüsse n^r ^urch ihs^ imd in »ei^atem Namen als 
Gesetz verkündigt wird« Daher stefet ihm, auch aus- 
schl^ielslich dsus Recht zu, ^ie gegebne^ G^esetze all- 
gemein fael^aant ^n onax^ben (yW legeg prcmulgandi). 
Diese Bekanntmachung (aber »ist notfawetidig, damit 
der Wille .des. Gesetzgebers. allgemein erkennbar sei, 
weil er sonst nicht Norm der Handlungen werden 
könnte. •> parum kann auch das Gesetz nicht zurück- 



«) Daher ist auch eine solche Versammlung, als ein ge^ 
8et<zg«be&deir Körper, wesentlich verschieden, von. einer blo- 
fsen Gesetzkommission, die der Regent beliebig ernennen . 
kann und die eigentlich nur £ü#ihn arbeitet. Die Mitglie- 
der einer sotohen Kommission haben gar kein geseisgebeudes 
AnSehn , coxi4^in sind gleichsam nur Handlan^r (äman^enses) 
oder höchstens ^Rathgeber (ccmsüiarii) des* Rjegenten. Ein 
gesetzgebender Körper aber nniss nicht bloüs .eine berathe^de» 
sondern auch eine entscheidende Stimme bei neuen Gesetss« 
vorschlügen haben ; ja er mu^s selbst solche Vorschläge ;ma* 
chen dürfen ^ über die dann gegenseitig der Regent entsidiei- 
' det. So erst erscheint ein Gesetz als wirklicher Ausdruck 
des allgemeiiien und darum höehst^i Willens im Staate. 
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wirken d.'fa. auf Handlungen bexogen vr^xden^ die 
der Bekanntmachung, desselben vorausgingen., "Wenn 
^Iso auch ein Gesetz durch vergangene Handlungen 
veranlaset worden , so bezieht es sich dodi der Ide; 
nach erst auf künftige. '— ^ Gesetse solheo eigentlich 
so klar und deutlich abgefasst sein, däss Jeeia Zwei« 
fei über ihren Sinn entstehen könnte. Wenn und 
wiefern' aber dennoch dergleichen Zweifel zuweilen 
stattfinden: so muss dem Gesetzgeber auck das Recht 
zustehn^ den Sinn der Gesetze näher zv^ bestimmen^ 
und zwar so, dasa seine Auslegung als die einzig 
wahre und gültige im Staate «u betrachten ist (Jus 
legea autheutice inUrprelandi) *). --^ Da^ endlich die 
GesetBe überall den gegebnen Umstandäi und' Ver- 
hältnisseti 'entsprechen müssen ,t diese aber . verändere 
lieh sindt so aluss dem» Gesetzgeber auch das^Recht 
zukommeti,' die'vorhandneh Gesetze nach der Lage 
der Sachen zu verändern oder« gar abzusohaJBfen (Jus 
leges immutandi et abrogcauH ^: aintiquimdi)i^we'ü sonst 
die neuen Gesetze mit den<altji^n oft in- Widerspruch 
gerath^n würden und ^ohneijene Abänderung oder 
Abschaffung überhaupt keine durchaus zweckmafsige 
und dem Geiste desf Zeitalters (d. h. der'|edesmali- 
gen Bildungsstufe und den daraus hervorgehenden 
Bedürfnissen des Volkes) angemessne Gesetzgebung 



*) Bass der höchste 6es4legeher im Staate der einsige 
authenrtische Ausleger der Gesetze seif folgt nicht aus 
dem Grundsatze: (^uisque est rerBorun^ suorum optimuß inter- 
pres. Denn einmal ist dieser Grundsatz nicht durchaus wahr^ 
und' dann ist jener Gesetzgeber, ja nicht der Ahfasser aller 
im Staate vorhandnen Gesetze» Sondern es folgt ganz na- 
türlich daraus , dass die Auslegung jedes Andern , .und wenn 
es der geschickteste Rechtsgelfhrte wäi», doch keine öffent- 
liche Autorität hat 9 wenn sie der Gesetzgeber nicht bestätigt 
nnd dadurch zui^ seii^igen macht. 
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möglich wäre *). Uebwgens versteht sich von selbst, 
dass da, wo die gesetzgebende Gewalt getheilt ist, 
ebeii'.so wenig ölte. ^Gesetze verändert oder abge- 
s4l|.afft, als neue gegebe;i werden dürfen, ohne bei- 
derseitige Theilnahjme. Denn die Verändrung o^r 
Abschaffung eiaes alten. Gesetzes ist schon selbst ge- 
wissarwafsen eine neue gesetzliche Bestioimung. 

jinm. 3. Die ober richterliche Gewalt 
uixk£a<s6t'die ganze Rechtspflege (Justiz) im Staate, 
sow:ohl4ie sogenanjnte bürgerliche. (Ziviljustiz) ak 
die peinliche (I^üninal Justiz). Jene bezieht sich 
aii^f bürgerliche ReohtsstrAitigkeiten, welche der rich- 
terlichen' Entscheiduioig .bedürfen,, diaset Auf Reehts-r 
verle^zupgen , welche, voih Richter zu • untersuchen 
und mit. angemessnen Strafen zu belegen sind^ Bei- 
d^ iuuss nach den Gesetzen geschehen, jenes nach 
defi.;3^^nannten bürgerlichen (Ziyijges^etzen) die-» 
ies fnai^fa', den pei:9li^cben>.(Kriininälgeseizen)^ Pic) 
richtesli^be Gewalt i^fc daher durchv-UÄd durch ah- 
kängig' von der ges^e^tztgeb enden-, so dass der Richtet 
kein Urtheil ip bürgerlichen oder > peihliehen Rechts- 



♦) Die häufige Abändrung der Gesetze und die öftere 
VertauSoliung cdter^nüH; iieu«n ist zwnir ein' ' gcof ses Uebel, 
das man möglichst vermeiden muss, damit das Volk nicht 
glei^sam erliege unter der Last seiner Gesetze. Aber ~e^ 
ist auch Clin eben so grolses Uebel, wenn die Gesetzgebung 
.unveifrückt auf demselben ^P unkte stehen bleibt und mit der 
Zeit gar nicht fortschreiten will. Man fühlt sicTi dann d'urch 
die Unangemessenheit der Gese'tze nicht minder gedrückt, 
als durch ihre Vielheit. Das gröfste Uebel aber sind Gesetze, 
die . sich unter einander selbst widersprechen. Daher 
sollte die Gesetzgebung eines jeden gebildeten Staats von 
Zeit zu Zeit im Ganzen durchgesehn und erneuert werden. 
Sonst geschieht unvermeidlich, was Mephistopheles in Gö- 
THB's Faust sagt : . 

„Es erben sich Gesetz' und Rechte 
„Wie eine ew^Nge Krankheit fort.<< 
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Mcheii fallen darf, welches nicfct durch die daran! 
sich beziehenden Gesetze entweder ansdrüchlicli odd 
analogisch (durch Vergleichung solcher Fälle, die Jai 
Gesetz unbestimmt gelassen, mit ähnlichen, die m 
bestimmt hat) begründet ist. Da die Entscheidung 
der, Rechtsstreitigkeiten sowohl als di« Untersuchung 
und Bestrafung der Rechtsverletzungen ein sorgfälti- 
ges Verfahren vor Gericht erfodert: so muss aucli 
dieses gerichtliche Verfahren (modus prooedendi eoram 
judicio •— Frozess) in bürgerlichen sowohl als pein- 
lichen Rechtssachen (Zivil*^ und Kriminalprozess) im 
voraus gesetzlich bestimmt sein,^ damit alles vor Ge- 
rieht auf eine regelmäfsige Weise verhandelt vrerde 
(Prozessordnung) und damit sowohl der Richter die 
Rechtssachen gehörig untersuchen und erkennen {in- 
quirere et cognoscere causas) als auch die Parteien theils 
unmittelbar theils mittels angenommener Sachwalter 
{causarunh paironi) ihr Recht geltend machen und 
ihre Vertheidigung führen können. Da ferner die 
Ausübung der richterlichen Ptmhzionen sowohl eine 
genaue Kenntniss der Gesetze als auch eine grofse 
Fertigkeit in der Anwendung derselben auf gegebne 
Fälle erfodert; .so muss es im Staate nicht nur be- 
sondre Gerichtshöfe geben ^ vor welchen die bürger- 
lichen und peihlichen Rechtssachen nach der Prozess- 
ordnung verhandelt werden, sondern auch besondre 
Gerichtspersbnen, welche sich durch Erwerbung jener 
Kenntniss und Fertigkeit zur Ausübung der richter- 
l^ichen Funkzionen geschickt gemacht haben. Daher 
soll das Staatsoberhaupt nicht überall selbst zu Ge- 
richt sitzen, sondern die richterlichen Funkzionen 
durch Rechts- oder Justizbeamte in seinem Namen 
ausüben* lassen. Weil ihm aber die oberrichterliche 
Gewalt zusteht, so ist sein Oberrichterstuhl diejenige 
Instanz, von welcher die höchste und letzte Beur- 
thfeilung aller bürgerlichen und peinlioben Rechts- 
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Sachen ebhaiigt. "Daiher gilt im Staate keine Berufung 
vom Regenten auf einen höhecn; Richtet {propQcaiio 
a principe ad superiorem Judiöem} "wenn auch in- ein- 
zelen Fällen eine zur weitern Belehrung dienende 
Vorstellung {propoceuio a prineip^ mal^ informato ad 
melius informandum) stattfinden mag. «Dem Inhaber 
der höchsten Gewalt gebürt alao in allen Rechtssachen 
das Recht des höchsten und letzten U^theils 
{jii>€f de n&n uppelland^) und die Appellazion an den 
göttlichen als den allerhochaten Richterstuhl (prtfuo^ 
catio ad ena a, Judicium supremunt) hat Wenigstens 
inn-erhalb des Staats keine Geltung. 

Anm^ 4. Die vollzieh ende Gewalt brfiucht^ 
eigentlich njicht als ein besondrer Zweig der höchsten 
Gewalt aufgeführt zu werden. Denn jene ist nichta 
anders als diese selbst in ihrer vollen Wirksamkeit 
betrachtet. Alles Aufsehen, Gesetzgeben und Rieh* 
ten wäre ganz unnütz und zweckloa, wenn nicht 
das, was die aufsehende, gesetzgebende und rieb» 
ten de Gewalt als noth wendig und nützlich erkannt 
hat, um den Staatszw^ck iji seinem ganzen Umfange 
zu erreichen , ^iikÜMäh ausgeführt werden söWtei In- 
dessen ist doch i^en dieses Ausfuhren «ine vom bla4 
fsen Aufsehen, Gesötzgeben und Richten (wief^ne 
das letzte ein blofses UrtheiXen, -r-^/i^dioarei senten^ 
tiam dicere — ' und kein Nachrichten — sententiam 
exseqUi — ist)' tetschiedne Punkziori, weshalb sie 
auch *eine besonne Erwägung verdiefnt. Da nämlich 
durch daa ^^ilzieben^ die h&chste Gewalt sieh erst 
in ihrer voUeai' Wirksamkeit^ xpirthin als eine wirkn 
liehe Macht beweist: so muss das YoUziehen derje- 
nigen Person, welche die höchste Gewalt darstellen 
soll,[ aucli ganz oder ausschlieT^lich überlassein wer* 
den , dergestalt dass keine anderweite Autorität im 
Staate irgend etwas' darein zu reden, vielweniger 
deaai IToUaibiieai ßivjx zu widersetzen, befagt sein 
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Iiftiin. Dean dieC» wurde eben so viel sein, als 
wtan gar keine vollrtebende , mitliin überhaupt gar 
heine höchste Gewalt im Staate vorhanden w^are. 
Dpher soll der vollziehenden. Gewalt jede Hand uix/ 
jeder Fufs im Staate gehorsam sein, so dass sie sicli 
attgenblicklich . regen und bewegen , wenn - jene ge- 
bietet. Wiewohl nun inso ferne jeder Bürger ibr 
Organ werden kann , so bedarf sie doch auch gewis- 
ser besondern Organe, die einzig und allein zur 
Vollstreckung ihrer Befehle berufen sind. Diese sind 
gleichsam ' die S<ihildhälter oder' Waffenträger der 
höchsten Gewalt, .wenn sie auch nicht selbst und 
unmltteibar zur bevraffneteu Mahnschaft des Staates 
gefhören, und müssen daher vorzugsweise und un- 
niittelbar unter «der Wollziehenden Gewalt stehen, da- 
mit sie von derselben in allen vorkommenden Fällen 
sogleich zut Vollstreckung des Anbefohlnen gebraucht 
werden können. 

' • . $.81. , 

,/, Das Strafpeoht (jus punimdi) im Staate 
ist also ein wesentliches und eiidieimisches Ma- 
jestaterecht {§. 79. Anm. nnd $. 80. Anm. 3) ohne 
flessen Ausübung dei- Staatszweck gär nicht er- 
reichbar wäre. Dalier muss auch die Lebens- 
oder Todesstrafe (poena capitalis) als ge- 
redit angesehu werden, wena sie das Strafgesetz 
auf ein Verbrechen gesetzt hat, dem nur sie völlig 
angeihessen ist, ungeachtet das Staatsoberhaupt 
keineswegs ein Recht über Lebeh und Tod 
{jus vitae ac necis) in Beziehung auf die Ün- 
terjShanen hat Wohl aber muss ihm ein Be- 
gnadigungsrecht {jus aggratiandi) zukom- 
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um die Strafe nach -Beschaffenheit der 
Umstände, wenn nicht erlassen ^^ s6 doch nah 
dcLrn zu können. - 

j^Tim, 1. Das Strafreclit überBaupt ist schon 
oben (§. 63) aus: der natürlichexi Foderung der Ver- 
nuTife:- abgeleitet , wof den , dass' in einer rechtlicfaeii 
Ordiiijng der IHnge auf jede Beleidigung als ein ju-" 
ridisches Uebel eine Striafe als ein^ipbysisches üebel 
folgen solle. Nun istpder Staat eine xechtlicbe Ord& 
niang der Dinge, weil durcb ihn: die Rechtsidee in 
iHr er. ganzen Fülle erst realisirt wird, und ebendarum 
ist Schutz und Sicherheit des Rechts .der nächste ^unid 
unxnjttelbare Zweck des Staats (§, 72).- Dieser Zweck 
ist aber gar .nicht anders erreichbar als dadurch, dass 
jeder -wisse, sobald er einen Andern, an seinem Rechtd 
verlet:&e ^ et eigentlich sich salbst in dem AnderU 
verletze. Daher muss im Staate das jeder RechtS'^ 
Verletzung als ei^iem juridischen Uebel entsprechende ^ 
. physische üebel als Strafe im voraus gesetzlich be- 
stimmt sein. Das Strafgesetz kündigt also dieses 
Uebel an und bedrohet jeden d^mit, der das RecJit 
verletz(pn möchte. D'aqait aber diese Drohung, welche 
allerdings abschrecken oder den auf das Böse gerich- 
teten Trieb durch den das Uebel verabscheuenden 
Trieb selbst bändigen soll, nicht wirkungslos sei: 
so muss die Drohung auch vollzögen -^ oder die an-- 
gedrohte Strafe demjenigen zügefiigt werden, der 
sie durch eine rechtswidrige und ebendarum straf- 
bare That an sich schon verdient hat. Es bedarf 
also zur Ableitung des Strafreehts im Staate keines 
besondern Abb üfsungs vertrag» {pactum expia^ 
tonurn) vermöge dessen „Alle AUen versprechen, 
,,sie, inwieferne diefs mit der öffentlichen Sidher- 
„heit vereinbar ist, um ihrer Vergehungen willen 
„nicht van} Staate auszuschliefsen , sondern ihnen 



Digitized 



byGoogk 



270 RechtsleiiTe* Tb. I. Reines Naturrecht. 

i,tfa rerstatteii, diese Strafe att£ andre Art abzu 
^,büf$en" *). Dean jeden Urheber einer recbtswl 
drigen That soll diejenige Strafe treffen, die er da- 
durch verdient bat. Ist nun eben dieses Bestrafei 
rechtswidriger Handlungen ein zur Erreichung des 
Staatszwecks notbwendiges Mittel: so ist schon je- 
der durch den bürgerlichen Vertrag, wiefern er ah 
Unterwerfungsyertrag (§.74) gedacht wird, verpflict 
tety das Strafrecht des Staates anzuerkennen, ohne 
dass es dazu noch der Voraussetzung eines ander« 
weiten Vertrags bedürfte. 

Anm* 2. Das Strafrecht im Staate ist so wenig 
als irgend ein andres Recht ein unbeschränktes und 
unbedingtes. Vielmehr hangt es in smner Ausübung 
Ton dem allgemeinen Grundsätze als einschränkender 
Bedingung ab, dass Beschaffenheit und Grotse der 
Strafe. der Beschaffenheit und Gröfse der zu bestra- 
fenden Rechtsverletzung möglichst angeniessen sei. 
Da hierüber schon oben (§. 66 nebst Anm.) das Nö* 
thige gesagt 'worden , so ist hier nur noch die bis 



'*) Worte PicHTB's in dessen Grundlage des Natur- 
vechts nach Printipi^n der Wissenschaftslelire, 
Tti. 2. S. 97 nud 98. F. meint nämlich, jede Vergebung, sie 
geschehe mit Willen oder aus Unbedachtsamkeit, mache den 
Urheber rechtlos oder vo gelfrei {exUxy kors de la /ot), 
Er müsste also eigentlich vom Staate ausgeschlossen 
werdcfsi, und diese Ausschlief siuig sei eigentlich die einzige 
natürliche Strafe. Weil aber dem Staate ebensoviel an der 
Erhaltung seiner Bürger , als diesen am Bleiben im Staate 
gelegen sei: so schliefsen beide Theile» wenn auch nur still- 
schweijgend, obigen AbbüfsungsTart^agy vermöge de^ 
aen dann willkürlich an die Stelle der Aus^chliefsung andre 
Strafen gesetzt werden. Es widerspricht a&er schon die 
Idee 9 dass dieselbe Strafe (AusschlieJEsung aus dem Staate) 
auf jedes Vergehen (das kleine wie das grofse, das blofs 
kulpose wie das dolose) folgen solle» dem ersten Grundsatze 
der Strafgerechtigkeit (§. 68). 
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an diesen Ort verficbobne Frage nßch der Recht* 
xnäfftigkeit der Lebens- oder Todesstrafe 
zu beantworten — eine Frage, die besonders seit des 
IVIarchese Beccabxa Schaft: JDei dsfitti e deüe pen0 
(Monaco, 1764, auch Venedig, 1781. 8.) übers, von 
Bb-ilgü (Leipzig, 1798,, 8. 2 Thh.) vielfältig bespro* 
eben worden. Die Praxis hat dieselbe in allen ^taa*' 
ten bejahend entschieden, wenn auch hin und wie- 
der einzele Regenten aus angeblicher Menschlichkeit 
die Todesstrafe lieber, in eine andre scheinbar mil* 
dere» in der That aber npch härtere Strafe, nämlich 
in heJt^enslängliche Quaal» verwandelten. Nun ist 
zwar nicht zu leugnen, dass die Praxis oft darin au 
weit gegangen , dass sie die Todesstrafe auch auf 
solche Verbrechen setzte, denen eine solche Strafe 
nichts weniger als angemessen ist,)Zi B. auf blofse 
Verletzungen des . Eigenthums , der ehelichen Treuer^ 
sogar auf Hexerei und Ketzerei^ Jn solchen Fallen 
ist die Todesstrafe auch nach unsrer Ansicht unge« 
recht. Dass sie es aber überhaupt und in ^allen Fäl» 
len sei, können wir nicht zugeben, i Vielmehr hal* 
ten wir die Todesstrafe in allen den Fällen fir recht- 
mäfsig, wo das Verbrechen in einem vorsetzlichen 
Angriffe auf das Leben eines einzelen Bürgers oder 
gar des Staates selbst besteht, weil hier die Todesr 
strafe die einzige dem Verbrechen völlig angemessne 
Strafe ist, und weil selbst im Naturstande das .Recht 
au zwingen, als ein Sicherungs- oder Vertheidigungs- 
recht des Einzelen gedacht, im Fall eines solchen 
Angriffs bis zur Vernichtung des Angreifers gehen 
darf (S* 61. Anm. 1). Die Einwendungen, die man 
dagegen gemacht hat, sind alle von keiner Bedou* 
tung, wenn man iie genauer betrachtet. Wenn man 
z» B. gesagt hat, die Todesstrafe bißssere nicht und 
schrecke nicht ab und müsse darum abgeschafft wer« 
den: so liefse sich dasselbe von allen Strafen sagen. 
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Folgt aber daraus, dass man gar nicht strafen äürfe^ 
Ist die äufsere Darstellung der Heiligkeit des Rechts- 
gesetzes der erste und nächste Zweck der Strafe (§. 

' 63* Anm. 2): so kommt gar nichts darauf 'an, ob 
die Strafe in allen oder nur in einigen Fällen auch 
^bessere oder abachrecke. Dass aber die Todesstrafe 
nie eine solche Wirkung gehabt habe oder haben 
könne, wird wohl niemand behaupten wollen. — 
Ein andrer Einwand, dass der Gemordete von der 
Hinrichtung seines Mörders gar keinen VortheU habe 
und folglich diese' Hinrichtung ungerecht sei, beruht 
auf der ganz falschen Voraussetzung, dass die Strafe 
erst durch den materialen Nutzen gerecht werde, den 
sie dem Beleidigten gewähre. Hierauf kommt abet 
wieder nichts an, weil die Strafe zuerst und zu- 
nächst nur die Heiligkeit des Rechtsgesetzes äuEser- 
lich darstellen soll. Und ist denn, wenA ein Glied 
der bürgerlichen Gesellschaft gemordet worden, nicht 
in diesei^ Gliede die ganze Gesellschaft mit belei- 
digt? 'Und ist der, der einmal das Lieben Andrer 
ao weiYig achtet, dass er es seinem Triebe unbe- 
denklich opfert, nicht ein für die ^anze Gesellschaft 
höchst gefährlicher Mensch? Wenn aber das Leben 
des Staates selbst unmittelbar angegriffen wird (wie 
z.^ B. von dem Hochverräth^r geschieht): so findet 
dann jener Einwurf überhaupt nicht statt. — Aber, 
sagt man weiter, der Staat kann ja sich und seine 

. Bürger auf andre Art selbst gegen den gefährlichsten 
Verbrecher sichern, wozu ^ ihn also ajn Leben stra- 
fen? Fragt man nun, wie? — so ist die Antwort 
entweder: Durch Landesverweisung, oder: Durch 
lebenslängliche Einsperrung. Durch jene aber wird 
man nicht nur ungerecht gegen die Nachbarstaaten, 
denen man wider ihren Willen einen höchst gefähr- 
lichen Menschen zuweist^ sondern .man sichert sich 
auch ^ar. nicht, weil ja die heimliche Rückkehr des 
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Vervriesnen nicht verhindeTt werden kann *). Durch 
Cixispeming sichert man sich eben so wenig, da 
tausend Fälle beweisen j dass der festeste Kerker, 
oder die stärksten Fesseln und die schärfste Se wa- 
chung nicht das Entfliehen unmöglich machen. Und 
je strenger die Einsperrung ist, dösto quaalvoller und 
zerstörender für die Gesundheit ist sie. Die ganze 
Menschlichkeit besteht also dann darin, dass man 
dem schnellen Tode, dem eine kurze Angst voraus- 
geht, ein allmähliches von tausend schmerzhaften Ge- 
fühlen begleitetes Absterben unterschiebt **), Und 
■was für ein Recht hat ein Verbrecher, der so ge- 
fährlich ist, dass man ihm* die Freiheit auf die ganze 
Lebenszeit glaubt entziehen zu n^üssen, vom Staate 

'*') Wenn dem Verwiesnen die Kückkehr bei Todesstrafe 
verboten wird, so ist diefs eine blolse Hinausschiebung die- 
ser Strafe» die man dann doch für gerecht halten muss, weil 
man sie -sonst nicht androhen würde. Auch wird das Verbot 
liichts helfen, wenn der Verbrecher ho£Et, verborgen bleibe 
zu können^ und diefs hofft er ja immer. 

**) Man denke nur an die Verbrecher » die zttm Rudern 
auf den Galeeren angeschmiedet sind. Denn diese Anschmie- 
dung ist ja auch nichts anders als eine Art der Einsperrung. 
Wer möchte dieser Strafe nicht auf jeden Fall den~Tod vor- 
ziehen! »Hält sie dennoch Jemand far geringer als die To- 
desstrafe > so geschieht es entweder aus einer ganz erbärn^- 
lichen, mehr thierischen als menschlichen, Anhänglichkeit 
am Leben, oder noch Öfter, weil man doch über kurz oder 
lang zu entwischen hofft« 'Es fragt sich aber überhaupt, ob 
die unbedingte Einsperrung oder Fesselung auf Lebenszeit 
als Strafe zu billigen sei. Unters Erachtens sollte sie nur 
unbestimmt d. h. auf so lange stattfindeh, als das Betra- 
gen des Verbrechers keinen hinlänglic)ien Grund zur Los- 
lassung darbietet. * Die Möglichkeit der Wiedererlangung der 
Freiheit durch gutes Betragen könnte «Hbst für den Ver- 
brecher ein Bestimmungsgrund werden , sich der Freilassung 
würdig zu machen nnd nicht nach eigenmächtiger Befreiung 
zu streben. 

Krug*8 prakt. Philos. Th. I. Rechtslehre. Aufl. 2t lÖ 
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zu fodem, dass er ihn auf eigne Kosten unterhalte 
oder doch auf . eigne Gefahr hewache ? — Nocli 
unstatthafter ist der Einwurf, dass sich niemand 
anheischig machen könne, den Tod als Strafe zl 
leiden. Denn von einer Anheischigniachung zum Be- 
straft werden ist hier überall nicht die Rede. Auch 
die geringste Strafe leidet man nicht gern oder frei- 
willig, sondern man unterwirft sich ihr nur mit Er- 
gebung, weil man einmal unter der Strafgewalt des 
Staates steht und das Gewissen selbst die StrafvrvLr- 
digkeit des Verbrechens anerkennt. — Ungeachtet 
wir nun dem Staate das Recht zugestehn, auch To- 
desstrafe zu verhängen: so können wir ihm doch 
kein sogenanntes Recht über Leben und Tod 
einräumen. Denn diefs würde so viel heifsen als, 
der Staat oder das Staatsoberhaupt dürfe, nach hlo< 
• fsem Belieben über' das Leben der Bürger gebieten, 
oder mit andern Worten, die Borger seien gleich 
den vernunftlosen Thieren lebendige Sachen, denen 
der £igent^ümer das Leben entziehen dürfe, wenn's 
ihm so gefällt *). Das Recht, am Leben oder mit 
dem Tode zu strafen, findet also nur statt, wenn 
und wieferne jemand sich selbst durch vors^zlichen 
Angriff auf fremdes Leben des eignen unwürdig ge- 
macht hat. Uebrigens verstehn wir hier immer unter 
dem Tode den eigentlichen oder physischen. Die 
Ausschliefsung aus dem Staate heifst nur bildlich der 
bürgerliche Tod (mors eiidUs) weil das Leben 
im Staate dadurch aufgehoben wird. 



♦) Cic de rep* III, 14: yySuni omnes^ qui in populum vitat 
f^necisque potestatem habent, tyranni,''*' Das türkische 
Staatsrecht ertheilt freilich ein solches Recht oder eine 
solche Gewalt dem Grofssultan. Dieser führt daher nnter 
andern auch den Titel Hunhiar d. h. privilegirter Todt- 
schläger. 
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\ 
•. Anm. 3. Die Strafe, welche da« Geseta in Be« 
zug auf^ eine widerrechtliche Handlung bestimmt hat, 
darf nicht eher jemanden zuerkannt werden,^ als bi$ 
die That, worauf sie erfolgen soll, nach allen vor« 
hergebenden,, begleitenden und* nachfolgenden Um- 
ständen genau untersucht, und vollständig 
bewieseil ist, dass der deshalb Angeklagte auch 
deren wirklicher Urheber sei. Zum, voUstandi« 
gen Beweise gehört, wenn der Verbrecher nicht auf 
der That selbst' (in flagranti delieto) ergriffen worden, 
nicht blofs das Zusammfintjreffen mehrer unzwei- 
felhaften Anzeigen oder Inaichteu (indicia 
certcL) welche mit hoher Wahrscheinlichkeit auf den 
Urheber der - That hindeuten , sondern auch das 
eigne Oeständniss (confes^o) desselben. Penn 
jene Anzeigen begründen nur einen starken Ve^d^cht; 
ihr Zusammentreffen aber könnte auch von einem 
unglücklichen Zufalle abbung^n, 90 das« die Person, 
auf welche ^sie hindeuten, dennoch unschuldig wäre. 
Das Geständniss aliein reicht jedoch auch nicht hin, 
weil ermöglich wäre, dass jemand sich selbst aus 
Schwärmerei oder Wahnsinn eines Verbrechens an- 
klagte j ohne es begangen zu haben ^). Das Geständ- 
niss darfv aber, w^o ein starker Verdacht vorhanden, 

*) Lebenssatte klagten sich zuweilen eines mit l^odesstrafe 
belegten Verbrechens an, um die Last des Lebens von sich 
abzuwälzen, ebne an sich selbst Hand anlegen zu dürfen, 
weil sie meinten, im ersten Falle schuldlos zu sterben, im 
letzten aber ein wirkliches Verbrechen zu begehn, das sie 
dann nicht mehr bereuen könnten. In den Zeiten, wo man 
noch an Hexerei und Zauberei, durch unmittelbare Verbin- 
dung mit dem Satan bewirkt, glaubte und dieses angebliche 
KapitalTerbrechen mit dem Tode" bestrafte , hielten unwis- 
sende und abergl&nbige Menschen oft sich selbst für schul- 
dig und wurden dann ihrem eignen Geständnisse zufolge 
hmgerichtet. Ein , solcher Justizmord ist da^ gräulichste 
Unrecht, das je im Namen des Staates verübt worden. 

18» 
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niclit durch gewaltsame Mittel (Schlage und Martern) 
ei^resst werden; weil es nicht nur möglich , Mräre, 
dass jemand y aus Schwäche dem Schmerz unterlie- 
gend, ein falsches Bekenntniss ablegte, sondern auch 
die dem Angeklagten zugefügte Gewalt eine Art von 
Strafe sein würde, die man vor dem Beweise der 
Schuld vollzöge, die also auch den Schuldlosen tref- 
fen und auf seine ganze Lebenszeit unglücklich ma- 
chen könnte. Daher ist die Folter oder Tortur 
überall von Rechtswegen abzuschaffen, der Ange- 
klagte aber, der, im stal4cen Verdachte begriflfen, 
sich nicht rechtfertigen kann und doch nicht einge- 
stehn will, von der Justiz den Händen der Polizei 
zu übergeben, damit diese ihn als eineii der Gesell- 
schaft Gefährlichen in Aufsicht ünd^ -Verwahrung 
nehme, bis seine Unschuld erwiesen^ ist. Zum Er- 
weise derselben ist dem Angeklagten überhaupt der 
Gebrauch jedes rechtlichen^ Mittels, mithin auch ei- 
nes rechts verständigen/ Beistandes als Vertheidigers 
{defensor) zu gestatten. Ueberhaupt aber ist der Grund- 
satz von der Kriminaljustiz zu befolgen , dass etf besser < 
d. h. ein kleineres Uebel sei, wenn der Schuldige 
wegen mangelnder ü^äberführung lo&gesprochen , als 
wenn der Unschuldige wegen blofses Verdachts ver- 
dämmt worden *). Der zu Bestrafende muss also 
zugleich des. ihm angeschuldigten* Verbrechens über- 
führt und geständlich (conf^ictus et confessus) sein. 
Damit sich aber auch jeder. Andre von der Gerech- 
tigkeit des Verfahrens in Bezug auf Verbrechen und 
Strafen überzeugen könne, muss das peinliche Ver- 
fahren (der Kriminalprozess) so öffentlich sein , als es 



*) Diesen menschlichen Gründsatz erkannte schon das alt- 
römische Recht an. Es sagt nämlich: yySatias est impunitum 
„ relinqui facinus nocentis, quam innooenterw damnarij'*' i, F, 
jD, de poenU*. 
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die Umstände ^ux ümitt^r . gestatten ; auch muss das 
Strafe^rlienntniss öffentlich .l>ekannt gemacht iii)d yoll- 
zogeä werden *). Die Vollziehung desselb^Dt aber 
muss ohne, alle, die (audh im; Verbrecher^ n^och anzu« 
erkennei^^de) Würde ver^wiftiger Wesen entehrende, 
und das Gefühl dieser Würde abstumpfende oder 
empörende Mishandlungen und Grausaiqkeiten /ge-r 
schehen. Insonderheit ist diefs bei der Todesstrafe 
der Fall. Die einfachster und schnellste Art das Le« 
ben zu zerstören ist die einzig zw.eckmäfsige und 
erlaubte bei Vollziehu2ig eines Todesurtheils , also 



*3 Wenn das Volk von dem l^iAtA^ einer peinlichen -Un- 
tersachung gar nichts erfährt, so glaubt es gewöhnlich, das 
Verbrechen sei straflos geblieben; und nichts schwächt die 
Wirkung der Strafgesetze mehr als der Glaube , dass sie 
^eine Wirkung haben. Daher ist die öffentliche Hinrichtung 
der 2nm/ Tode verurtheilten Yerbreeher, so yiel man auch 
dagegen geeifert hat» keineswegs abzuschaffen. Die heim^ 
liehe Hinrichtung im Gefängnisse, welche Einige dafür ein- 
geführt wissen wollten, könnte zu den grässlichsten Mis- 
brauchen führen. Was Fichte in seiner Grundlage des 
Naturrechts (Th. 2. S. 124) dafür gesagt hat, ist nur Fol- 
gerung aus seiner falschen Theorie von einem angeblichen 
Abbüfsung^sT ertrage als Quelle des. Strafrechts (Anm. 1). 
Nach diesem Vertrage war' es freilich widersinnig anznneh> 
xnen, dass jemand die Ausschliefsung yom Staate mit der 
Todesstrafe abbütsen wollte, Tödtet also der Staat einen 
Verbrecher wegen dessen höchster Gefährlichkeit, so ist 
diefs nach F. nicht Strafe^ sondern ein blpfses Sicherungs- 
mittel) welches nicht die Justiz, sondern die Polizei anwen- 
det, die eben so auch gemeinschädliche Thiere tödtet. Weil 
nun die nothwendig gewordne TÖdtung eines Menschen et- 
was Unehrbares ist, so muss es ^^mit Schaam und im Geheim 
„ geschehen. " — Wie konnte ein philosophischer . Rechts- 
lehrer der Polizei eine so ungeheure Gewalt einräumen! 
Hat er nicht an die berüchtigten Oubliette% gedacht , wo man 

die Eingeführten durch Fallthüren verschwinden liefsj^ phne 

dass eine Seele etwas davon erfuhr? 
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entweder £nt1iaoptnng (am bettMi mit der Gnillotiney 
deren bSser Ursprung nichts znr Sache dint^ 'weil 
sie am sicbersten wirkt) oder Erschielsnng. Hangen, 
Verbrennen, ErsSnfen, Rädern, Vierteln n. s. w. 
sind eben so nnanständig^ und unmenschlich, als das 
der Tödtung vorausgehende Abhauen einseler Glie» 
der, das Zwicken mit glühenden Zangen «und andre 
Barbareien, die nur Mitleid oder Unwillen erregen, 
folglich die Wirkung der Strafe schwächen« Auch 
Mishandlung oder Beschimpfung des Leichnams eines 
Verbrechers (durch Hangenlassen am Galgen, durch 
Flechten auPs Rad, durch Einscharren auf dem Schind- 
anger u« d. g.) ist unter der Würde des Menschen 
und selbst des Staats, der nicht mehr thnn kann, 
als dem Verbrecher das Leben nehmen, und das 
Uebrige dem höchsten Richter überlassen muss *). 

Anm, 4s* Das Begnadigungsrecht ist von 
der Praxis den Fürsten immer zuerkannt worden, 
während die Theorie es ebenfalls in Anspruch ge- 
nommen hat. Wenn es freilich nach blofser Laune 
und Willkür geübt wird, so kann es die Vernunft 
nicht billigen ; unter den gehörigen Einschränkungen 
aber wird sie es auch nicht verwerfen können. — 
Das Begnadigungsrecht kann gedacht werden theils 
als Befugniss des Staatsoberhauptes, die Strafe, die 
ein Verbrecher nach dem Gesetze verdient hat, ganz 



*) Abgesebn yon der Barbarei der Zeiten, in welchen 3er- 
gleichen angebliche Schärfun gen der Todesstrafen eingeführt 
worden, trug dazu theils die Äbschreckungstheorie hei, die 
sich dadurch gewissermafsen selbst entgegenwirkte, theils 
der falsche Gedanke, dass ein Verbrecher für seine ganze 
Bosheit extensiv und intensiv bestraft Werden müsse. £5 giebt 
aber Dinge > die über alle irdische oder sinnliche Strafe 
hinausliegen > wo also der menschliche Richter gleichsam 
dem göttlichen in*s Richteramt fiUIt, wenn er sie doch be- 
strafen will. 
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zu erlassen, tUeils als Befugnisse dieselbe zu mil- 
dern. Was das Erste betrift, so dürfte eine solche 
Be&gniss wohl nur in dem Falle stattfindeii, wo das 
Staatsoberhaupt hlofs für seine Person beleidigt "vräre. 
Denn wie Jeder Beleidigungen, die ihm allein und 
unmittflb^ir zugefügt worden, verzeihen hann, so 
kann es auch der Fürst; und es wird die Grofsmuth, 
die er dadurch beweist', seine Würde in den Augen 
des Volkes yielmehr erhöhen als erniedrigen, itidem 
er sich dadurch als erhaben über persönliche Belei- 
digungen iind das kleinliche Gefühl der Rache zeiigt, 
was dergleichen Beleidigungen in gemeinen Seelen so 
leicht zu erwecken pflegen. Aber Rechtsverletzun- 
gen in Bezug auf die Bürger oder den ganzen Staat 
darf das Oberhaupt nicht ungestraft lassen, Weil es 
zu^i Schutze des Rechts berufen^ ist, und weil die 
Krlassung der Strafe nach solchen Rechtsverletzun- 
gen das Ansehn der Gesetze durch die genährte 
Hoffnung der Straflosigkeit schwächen würde. Was 
zweitens die Milderung der Strafe betrift, so ist 
dieselbe in drei Fällen nicht nur erlaubt, sondern 
sogar npthwendig; nämlich 1. wenn das Gesetz in 
seiner Allgemeinheit eine Strafe bestimmt hat, die 
für den besondem Fall, auf Welchen es der Richter 
anzuwenden hat, zu hart seiti würde. Kein Straf- 
gesetz in der Welt, und wenn es mit noch so gro- 
fser Um- und Vorsicht abgefasst ist, passt auf alle 
Fälle in gleichem Mafse, weil es nur von gewissen 
Gattungen und Arten der Verbrechen reden kann. 
Es können daher in der Kriminalpraxis sehr leicht 
Fälle vorkommen, wo hei einem i&dividualen Ver- 
brechen von einer gewissen Art Umstände eintreten, 
welche den Grad der Verschuldung bedeutend ver- 
mindern, ohne doch vom Gesetzgeber vorgesehn zu. 
sein. Hierauf Rücksicht zu nehmen federt zwar nicht 
das strenge Recht, wohl aber die Billigkeit. Da 
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nua der untergeordnete Richter nach der Strenge des 
Gesetzes sprechen muss« wenn er nicht über seinen 
Wirkungskreis hinausgeben soll: so' moss er es dem 
Staatsoberhaupte, als oberstem Richter überlassen, auf 
die Billigkeit Rücksicht su nehmen und gleichsam 
Gnade für Recht ergehen z\x lassen* Daher darf auch 
kein Strafurthei^ vollzogen werden , bevor - es nicht 
von dem Staatsoberheiipte bestätigt ist; und es muss 
nicht nur dem Verbrecher erlaubt sein, die Gnade 
desselben für sich in Anspruch zu nehmen, sondern 
es muss auch der untergeordnete Richter befugt sein, 
indem er sein Urtheil dem obersten zui; Bestätigung 
vorlegt, dei^ Verbrecher der Gnade desselben zu 
empfehlen, wenn Milderungsgründe vorhanden sind, 
auf die das Gesetz keipe Rücksicht genommen hat. 
So kann z. B. ein zürn Tode veriirtheilter Verbrecher 
durch Verwandlung der Todesstrafe in Einsperrung 
auf unbestimmte Zeit begnadigt werden, wenn sieb 
aus allen Umständen ergiebt, dass er kein durchaus 
verdorbner Verbrecher sei, und sich von ihm mit 
überwiegender Wahrscheinlichkeit eine, solche Rück- 
kehr zum Bessern, hoffen lässt, dass er einst wieder 
ein rechtliches und nützliches Glied der Gesellschaft 
werde'*). Die Strafe wird .2. zu mildem sein, wenn 



♦) Es ist ein Vorurtbeil, wenn Manche glauben, der vor- 
sätzliche Mord müsse allemal mit dem Tode bestraft wer- 
den, ubi gleichsam die auf ^em Volke haftende Blutschuld 
mit Blut wieder abzuwaschen.. iUich Kani*, welcher das 
Strafgesetz als einen kategorischen Imperativ betrachtet 
(Rechtsl. S. 196. Aufl. 1. oder S. 226. Aufl. 2) ist dieser 
Meinung und drückt sich darüber sehr stark aus» indem er 
(S. 199. odjer 229.) sagt: „Selbst, wenn sich die bürgediche 
,, Gesellschaft mit aller Glieder Einstimmung auflöste, müsste 
„der letzte im Gefängnisse befindliche Mörder vorher hin- 
„gerichtet werden, damit jedermann das widerfahre, was 
„seine Thaten werth sind, Und die BluUdiuld nicht auf dem 
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die YoUziehung der im Gesetze atigedroheten und 
nach -dem Gesetze zuerkannten Strafe -die Absicht 
des iVerbrecbers befördern würde. Nicht se^en ha- 
ben Lebensmüde y die sich aus Furcht vor der gött- 
lichen Strafe nicht selbst tödten wollten , blofs darum 
Andi^e getÖdtet, um wieder getödtet .zu werdeh und 
so noch Zeit zu behalten, sich vor. ihrem Tode vex-» 
meintlich zu bekehren und dadurch der göttlichen 
Strafe zu entgehen. Das Gesetz Icann freilich hier 
keine Ausnahme von der auf den vorsätzlichen^ Mord 
gesetzten Todesstrafe^ machen; denn es würde he* 
denklich sein, dadurch auch andern Verbrechern , die 
nicht aus Xiebensüberdrusse mordeten, einen Vor wand 
gleichsam anzubieten, durch den sie "sich von' der 
I Todesstrafe nach ihrem Belieben befreien könnten^ 
Aber das Staatsoberhaupt wird, wenn sich aus der 
Untersuchung mit hoher Wahrscheinlichkeit ergiebt,^ 
dass jemand wirklich nur sich selbst in Andern töd- 
te£^ Wollte, die Todesstrafe nicht an ihm vollziehen 
lassen, weil ja ebendädürch die 'Absicht, de» Verbre- 
chers befördert würde. Es ist also hier, die MUderung 
der Strafe nicht blofs aus Billigkeit^ S9ndern selbst 

„Volke hafte, das auf diese Bestrafung mcht gedrmigen hat» 
„weil es als Theilnebmer an dieser Öffeutlichen Verletzung 
;i„der Gerechtigkeit betrachtet werden kann/* Indessen gieht 
er doch späterhin selbst zu, dass es Fälle geben könne, wo 
es nicht nothwendig oder gar bedej^klich scheine, den voi^ 
sätzlichen Mord mit dem Tode zu bestrafen, und rechnet 
dahin sogar den Mord eines unehelichen Kindes durch seine 
Mutter, aus dem sonderbaren Grunde, weil ein solches Kind 
auXser dem Gesetze und dessen Schutze geboren sei» sich 
gleichsam wie verbotne Waare in das gemeine Wesen ein«* 
geschlichen habe, und dieses daher das Dasein, folglich 
auch die- Vernichtung desselben ignoriren könne. Als 
wenn nicht jedes vernünftige Wesen, das auf dem Staats- 
gebiete zum Dasein gelangt, ebendarum Anspruch auf c(en 
Schutz des Staates hätte ! ' 
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ans Klugheit nothwendig; immer aber muss sie als 
eine Handlung der Gnade erscheinen , damit uiematid 
darauf rechnen hönne. Auch wird 3. eine s<^che 
Milderung erfolgen' müssen , wenn solcher Verbrecher, 
die nach, dem Gesetze mit der härtesten Strafe zu 
belegen wären, so viele sind, dass nicht nur der 
Staat einen au groDsen Verlust an Bürgern erleiden, 
sondern auch die Hinrichtung derselben die Gestalt 
. einer scheuslichen , das Gefühl abstumpfenden oder 
empörenden , Niedermetzelung annehmen wurde. 
Wer an öffentlichen Meutereien Theil nimmt, hat 
eigentlich den Tod verdient, weil dadurch nicht nui 
gewöhnlich Einzele ums Leben kommen, sondern 
auch auf das Leben des Staates selbst ein Angri& 
geschieht. Denn es ist gar nicht abzusehn, 'wie 
weit dergleichen Meutereien führen und ob sie nicht 
sogar die Auflösung des Staats, 'die UnterjochuDg 
oder Zerstückelung desselben von andern Staaten 
bewirken können. Sind aber der Meuterer zu^ viele, 
so werden mit Recht nur die Rädelsfühter mit dem 
Tode bestraft, die übrigen Theilnehmer aber mit 
einer milderen Strafe belegt. Ja es kann hier sogar 
der Fall eintreten, dass die Begnadigung in gänz- 
liche Erlassung der Strafe übergehen muss. Bei bür- 
gerlichen Unruhen, wo ein grofser Theil des Volks 
sich gegen die rechtmäfsige Regierung empört, kön- 
nen nicht alle Empörer bestraft werden. Die sie- 
gende Regierung muss dann Gnade für Recht ergebn 
lassen und das Geschehene (an dem sie gewöhnlich 
selbst zum Theile Schuld ist) gleiphsam ignoriren. 
Daher wird dann eine allgemeine Amnestie ver- 
kündigtf um die Gemüther zu beruhigen und zu 
gewinnen ♦). — Wenn aber auch dem Staatsober- 

♦) Hieher gebort auch der sogenannte Generalpardon, 
welcher zuweilen den Kriegern, die ihre Fahnen verlassen 
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aupte die Befugsiiiis, in gewissen Fällen die Strafe 
XL erlassen oder wenigstens zu mildern , nicht abge* 
prochen werden kann: «o darf, es sich doch nicht 
lie entgegengesetzte Befugniss anmafsen, die vom 
int ergeordneten Richtet einem Yerbrecher zuerkannte 
>trafe zu schärfen, d.h. die mildere in eine härtere 
iti verwandeln. Denn der Regent würde sich da- 
lurch als grausam und despotisch ankündigen. Wenn 
;s ilini also auch scheinen möchte , als enthalte das 
ihm zur *Bestätigung vorgelegte Urtheil eine zu 
tnilde Strafe : so wird dasselbe dennoch ^u bestätigen 
sein, sobald nur nicht das Gesetz offenbar dadurch 
(rerletzt worden. In diesem Falle wird abet blofs 
das Urtheil zu kassiren und einem andern Richter 



haben, unter der Bedingung angekündigt wird, dass sie sich., 
innerhalb einer gesetzten Frist wieder einstellen. Die frei- 
willige Rückkehr wird ihnen dann zu Gute gerechnet und 
die Strafe, erlassen, sowohl aus Billigkeit als aus Klugkeit. — 
Wenn bei gewissen Gelegenheiten, wo das ganze Volk sich 
zur festlichen Freude erheben soll, Personen, die um gerin- 
gerer Vergehungen willen ihrer Freiheit beraubt sind, los-- 
gelassen werden: so wird wohl nieipand so streng sein, dass 
er einen solchen Akt der Gnade tadeln Sollte. Unrecht 
würd' es aber sein, wenii* dieser Akt aucb auf gröbere^ Ver- 
brecher ausgedehnt würde > die noch nicht Jiinreichende Be- 
weise ihrer Besserung gegeben Haben imd also leicht durch 
neue Verbrechen die Freude in Trauer yerwandeln könnten. 
Sind dagegen bei Verbrechern, die auf unbestimmte Zeit 
bis zur wahrgenommenen Besserung eingesperrt wurden, hin-^ 
reichende Beweise davon vorhanden , dass sie ohne. Gefahr 
entlassen werden können: so geschieht deren Entlassung nickt 
aus Gnade, sondern von Rechts wegen. Eben so^ wenn die 
durch das Urtheil gesetzte Strafzeit abgelaufen ist. Doch 
, konnten und sollten Personen, wegen deren künftiger Auf- 
führung noch Bedenken obwalten, wohl noch einige Zeit « 
unter eine besondre polizeiliche Aufsicht gestellt werden, 
wodurch ihnen die völlige Freiheit nur allmählich nach 
Mafsgkbe ihres rechtlichen Verhaltens* gegeben würde. 
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aufzutragen sein, die Sache von neuem zu untersa 
chen und auf den Grund dieser Untersuchung auch eii 
neues Urtheil zu fäUen«^ Der Regent handelt dam 
nicht sowohl als Oherrichter, sondern vielmehr di 
Obeiaufseher und als Wächter der Gesetze. 

In nächster Beziehung auf Auswärtige 
^uss die höchjste Gewalt befugt sein, 

1. die Verhältnisse des Staats zu den Aus- 
wärtigen überhaupt zu beachten; 

2. jene Verhältnisse durch Vertrage mit 
Auswärtigen nach den Zwecken des Staats näher 
zu bestimmen; 

3. die aus jenen Verhältnissen bervorge- 
henden Streitigkeiten mit Auswärtigen zu ent- 
scheiden; und 

4. die in Hinsicht ajif jene Verhältnisse 
gefassten Beschlüsse wirklich auszuführen. 
Wiefern aber das Staatsoberhaupt nicht im Stande 
ist, in Beziehung auf Auswärtige überall unmit- 
telbar zu handeln, insoferne muss es auch befugt 
sein, sich bei den Auswärtigen mittels andrer 
Personen vertreten zu lassen und durch diesel- 
ben als Gesandte und Bevollmächtigte 
mit jenen in Verbindung zu treten. * 

Anm. Die im 80. §. dargestellten Majestats- 
rechte hezogen sich zunächst auf den eignen Staat 
und dessen Bürger, Sobald aber ein Staat nicht ganz 
allein im Räume ist, sondern andre Staaten neben 
sich hat: so entspringen daraus nothwendig gewisse 
äufsere Verhältnisse, welche eben so nothwendig 
einen bald unmittelbaren bald mittelbaren Einfluss 



Digitized 



byGoogk 



Abschxi. 11. OefFentliches Reeht. §. 82. 285 

if das Wohl und Wehe des eignen Staates habed. 
^iese Verhältnisse müssen daher vom Staatsober- 
aupte vor allen Dingen gehörig wahrgenommen 
der beachtet werden. Die Befugniss dazu kann 
lan analogisch das Recht der Oberaufsicht 
der die aufsehende Gewalt in Ansehung des 
LUS'wärtigen (Jus summae inspectionis qitoad ex^ 
ranea 8, potestas inspectoria externe^ nennen, wenn- 
idh gleich die Au£sicht' in' diesem * Falle nicht auf 
[an fremden Staat und dessen Bürger selbst bezieht 
— ' denn das ist Sache des fremden Staatsoberhauptes 
— sondern nur auf das Relative in der gegenseitigen 
Liage. Um nun dieses Relative auf eine feste und 
ür den Staat heilsame Weise zu bestimmen , wird e% 
^on Zeit zu Zeit nöthig sein, mit den Auswärtigen 
n Unterhandlungen zu treten , wodurch auch Rechte 
gegenseitig übertragen und angenommen, also Yer^ 
;räge abgeschlossen werden können. Dazu muss 
lemnach das Staatsoberhaupt ebenfalls befugt sein. 
[Jnd da Verträge das gegenseitige Rechtsverhältniss 
3er Vertragenden auf positive Art bestimmen , mithin 
bine gewisse ' Aehnlichkeit mit positiven Gesetzen 
haben: sa kann m^n jene Befugniss auch analogisch 
das Recht der Gesetzgebung oder die gesetz- 
gebende Gewalt in Ansehung des Auswä.r- 
tigen (Jus legislationis quoad extranea s, potestas 
legislatoria externa) neniien, wenn auch dieAuswärti» 
gen selbst unter keiner für sie fremden Gesetzgebung 
stehen mögen. In derselben analogen Bedeutung kann 
die dem Staatsoberhaupte zustehende Befugniss^ über 
Streitigkeiten, die sich auf jene äufsern Verhältnisse 
beziehen,., ein entscheidendes Urtheil zu fällen, als 
Recht zu richten oder als oberrichterliche 
Gewalt in Anaehung des Auswärtigen (Jus 
judicandi quoad extranea s, potestas judiciaria externa) 
— so wie die Befugniss desselben, alles was in Hin- 
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sichf auf jene YerbSltnisse beschlossen wordeu, zu 
Ausführung zu bringen , als Recht der Yollzie 
hung oder als yollziehen4e Gewalt in An 
sehung des Auswärtigen {jus exsequendi quoa. 
extranea s. potestas executoria externa) betrachtet wer- 
den. Wiefern nun diese Vollziehung ohne ,Krie2 
nicht möglich wäre, insofern hat die höchste Gewalt 
auch das Recht Kriegzu führen {fua belU) — 
und wiefern der Krieg durch einen neuen Vertrag 
zur Bestimmung der künftigen äufsern Verhältnisse 
zu beendigen ist, insofern bat sie auch das Recht 
Frieden zuschliefsen (Jus pacie). Zur Schliefsung 
des Friedens, so wie jedes anderweiten Vertrags, ist 
dann auch das Recht zu unterhandeln ^/us ne- 
gotiandi) und, wiefern in den meisten Fällen nu: 
durch Mittelspersonen, welche die Stelle des Staats- 
oberhauptes bei Auswärtigen vertreten, unterhandelt 
werden kann, das Recht Gesandte und Be- 
vollmächtigte für Auswärtige zu ernennen 
{jualegandi et mandcmdi s, legatoä cum auetoritate publica 
miltendi) erfodetlich. Sind also alle diese Befug-' 
nisse Majestätsrechte , so darf sich kein einzeln Bür-| 
ger das Recht anmafsen, im Namen des Staats obn«| 
Auftrag des Regenten mit Auswärtigen zu unterbanJ 
dein , Rechte zu übertragen und anzunehmen , Feind 
Seligkeiten zu beginnen u. s. w« Ob und wieferi 
aber einzele Bürger als Stellvertreter des Volk^ 
an den Unterhandlungen mit Auswärtigen und be^ 
sonders an den Beschlüssen über Krieg und Fried e| 
theilnehmen dürfen, hangt von der Verfassung del 
Staates ab. Uebrigens gehört die Darstellung de 
gegenseitigen Rechte und Pflichten , welch 
zwischen verschiednen bürgerlichen GeselischafteJ 
als koesdstirenden moralischen Personen stattfinden 
in das Staaten- oder Völkerrecht. 
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. $. 83. 
Die höchste Gewalt würde die ihr bisher 
iierkannten Rechte nicht geltend machen können 
Ime gewisse äufsere Bedingungen und Hülfs- 
littel^ welche aus der Gesammtkraft des Staates 
lervorgehen müssen. Da diese Gesammtkraft 
mmittelbar in den Bürgern selbst, mittelbar im 
3esitzthume, des Staats und seiner Bürger liegt, 
o muss das Staatsoberhaupt auch noch befugt 
ein, 

1. die Bürger zur persönlichen Ver- . 
.heidigung des Staats gegen feindlichen 
Vngriff aufzufodernj 

2. von dem Privatvermögen der Bürger ge- 
i^isse Abgaben oder Steuern zu erheben; 

3- einzele Theile und Erzeugnisse des Staats- 
gebiets der ausschliefslichen Benutzung' 
für die Zwecke des Staates vorzubfe- 
halten; und 

4. durch diese Benutzung sowohl als durch 
die Einsammlung der öffentlichen Abgaben ein . 
besondres Staatsveriiiögen zu bilden und 
Staatswirthschaft zu trei|)en, um in al- 
len Fällen die öffentlichen Ausgaben gehörig 
bestreiten zu können. 

jLnm* Dass der Kriegsdienst eine allge? 
meine Bürgerpflicht sei, leidet keinen Zweifel, 
sobald die Yertheidigung des Staats gegen, 
feindlichen Angriff als der eigentliche Zweck 
jenes Dienstes gedacht wird. Denn jeder feindliche 
Angriff bedroht das ganze Dasein des Staats, «weil 
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man den. Erfolg desselben /nicht voraus bestimmen 
kann. Da nun in^ Staate Einer für Alle und Alle 
für Einen stehen sollen, so darf sich dem Kriegs- 
dienste niemand entziebn , der überhaupt dazu taug- 
lich ist; und das Staatsoberhaupt darf, wenn es die 
Noth erfoderty alle waffenfähige Mannschaft dazu 
aufbieten. Da aber die Gefahr nicht immer so drin- 
gend ist, und da das' bürgerliche Leben auch ander- 
weiter Beschäftigungen und Dienstleistungen bedarf: 
so kann und darf in Hinsicht auf den Kriegsdienst 
eine Auswahl stattfinden, dergestalt dass von der 
gesammten waffenfähigen Mannschaft eines Staats 
aufser denen, welche sich freiwillig und vorzugs- 
weise jenem Dienste widmen, nur diejenigen Perso- 
nen ausgehoben werden, welche dazu am tauglichsten 
und für andre Zwecke am entbehrlichsten sind. Das 
Hecht der Truppenaushebung oder das Kon- 
skripzionsrecht (Jus militea conscribendi) kommt 
also dem Staatsoberhaupte allerdings zu; was aber 
das Konskripzionssystem d. h. das bei der Trup- 
penaushebung zu beobachtende Verfahren anlangt, so 
muss hierüber die Politik das Nähere bestimmen *), 

*) Besonders hat die Politik zu untersuchen, ob es ratlisa- 
mer sei , die Vertheidigung des Staats blofs einem stehenden 
Heere oder einer sogenannten Landwehr (Nazionalmüi^) an- 
suvertrauen oder beide Arten der Landesbewaffiaung mit 
einander zu verbinden. So viel lässt sich indessen auch 
hier Jsemerken, dass ein zahlreiches stehendes Heer als aus- 
schliefsliche bewaffnete Macht im Staate nicbt nur. in mo- 
ralischer und Ökonomiseber Hinsicht sehr nachtbeilig sei — 
weil es die Sitten verdirbt, Spaltungen im Volke veranlasst 
durch den Gegensatz des Zivils und Milit^s , dem Ackerbau 
und den Gewerben viel Hände entzieht, und zu seinem Un- 
terhalte Summen erfodext, welche theils nicht ohne Mühe 
aufgebracht theils weit nützlicher verwandt werden können 
— sondern dass es auch für die Freiheit und somit für das 
Recht des ^Volkes höchst gefahrlich werden müsse, sobald 
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— I3a niui der Staat nicht blofg zur Unterhaltung und 
Ausrüstung der Truppen in Friedens- und besonders 
n Kriegszeiten, sondern auch zur Bestreitung andrer 
ifFentlichen Ausgaben (Besoldung der Beamten, Uu- 
erlialtung öftentlicher Anstalten, Anlegung öfFentli- 
:b er Gebäude, Festungen, Stiafsen, Kanäle, Brücken 
1. s.w.) bestimmter Einnahmen bedarf: so werden 
iiezu vorerst die Bürger von ihrem Privatvermögen 
las Nöthige beitragen müssen. • Daraus ergiebt sich 
das Recht des Staatsoberhauptes, Abgaben' vom 
Volke zu fodern oder das Besteuerungsr.echt 
^jua tributorum et pectigalium). In welcher Art aber 
die Abgaben oder Steuern zu erheben seien , ob direkt 
oder indirekt, ob in natürlichen und werthvolleti 
Erzeugnissen oder in allgemeinen Tauschmitteln von 
bestimmtem Werthe, Metall- und Papiergeld, hat 
wiederum die Politik des Weitem zu bestimmen *). 



es sich in deu Händen einer despotisck gesinnten RegiercDig 
befindet. Wenn daher auch die stehenden Heere jetzo nicht 
ganz ahzuschafFen.sindy 80 sollten sie doch üherall nur bis 
auf das dringendste Bedürfniss vermindert werden. S. des , 
Verfassers Abhandlung über die Mittel zur Erhal- 
tung der Selbständigkeit eines Staates (beigedruckt 
dessen System der Kriegswissenschaften) S. 125— 139. 

«) Unter allen möglichen Abgaben ist wohl eine nach 
einem richtigen Malstabe ang^elegte VermÖgeniS- 
Steuer in Ansehung des Rechts die vorzüglichste, weto 
sie auch sonst ihre Unbequemlichkeiten hat. Denn dadurch 
wird die obige Federung (§. 78. Anm. 2) dass im Staate der 
Mehrhabende auch der Mehr gebende sei und so die nicht 
tu vermeidende Vermögenaungleichheit gewissexmafsen aus- 
geglichen werde, am sichersten erfüllt. Was für Abgaben 
»oder Steuern aber auch die Finanz- und Kanuralwissenschaft 
für die besteig halten möge: so. ist doch nicht zu bezweifeln, 
\ dass das 6es(.euei:nngsrecht in einem wohl eingerichteten 
Staate nur in Einstimmung mit dem VollTe ausgeübt, 
niithin nur solche und so viele Steuern ausgeschrieben oder 

Krug»! pnkt. Philos. Tb. I. Rcchtslehre. Aufl. t. i9 . 
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— Da femer dem Staat in seiner Gesammtheit in 
Besiehnng nuf das Staatsgebiet das Obereigentbnm 
zusteht (§. 73. Anm. 3): so kann auch daa Staats- 
oberhaupt, wiefern es Repräsentant des Staats in 
seiner Gesammtheit ist, als Obereigenthümer des 
Staatsgebiets (Landesherr, dominus eminens) 
betrachtet werden. Wenn nun gleich das Staatsober- 
haupt darum nicht befugt ist, alle Theile des Staat*. 
gebiets und deren Erzeugnisse sich persönlich und 
privativ zuzueignen — weil dadurch alles iu£&ete 
Privateigenthum der Bürger vernichtet werden würde 
-^ 80 darf es doch einzele Theile des Staatsgebiets 
und einzele Erzeugnisse desselben von jenem Privat- 
eigenthume ausschliefsen und dem Staate als eim 
Art von öffentlichem Eigenthume zur Be- 
nutzung für allgemeine Zwecke vorbehal- 
ten (Jus reten^andi) um für solche Zwecke das Pri- 
vatvermögen der Bürger desto weniger in Anspruch 
nehmen zu können *). — Es bildet sich also durch 



gelodert werden sollten , als die Stellvertreter de* VbJks 
Bewilligt haben. Auph sollte diesen das Finanzministe- 
rium auf alle Fälle Recbenschaft von der Verwendung der 
bewilligten und ausgeschriebnen Steuern ablegen , damit der 
Vergeudung oder «Unterschlagung der öffentlichen Gelder 
möglichst vorgebeugt werde. S, des Verf. Beitrag zur 
Theorie des Geldes in A. Mifi.i.BR'8 deutschen Staats- 
anteigen Bd. 1. St. 6. Nr. 1. auch in des Verf. Kreuz- und 
Queerzügen etc. Nr. 6. 

*) Hierauf entspringen die sogenannten Domänen, As 
Staatsgüter betrachtet, und die Regalien im engern 
Sinne» z. B. das Berg-, Salz-, Forst-, Jagd-,' Münz-, Post- 
regal u. d. g. Von ihnen ist das, was das Staatsoberhaupt 
für seine Person gleich Jedem andern Bürger besitzt und 
benutzt, es sei Grund • oder andres Eigenthmn, wesentlich 
verschieden, obwohl in der Erfahrung beides oft verwechselt 
wird, weil man den zweideutigen Ausdruck I/andesberr 
so misdeutet, als wäre der Regent wiridicHer Besitzer des 
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diese vorbe&altnen Güter uiid Erzeugnisse »owobl 
als durch die !l^iträge oder Abgaben der Bürger von 
ihrem Privatvermögen ein besondres. Staat sver« 
mögen (Staatsschatz, ihesaurus puhlicus) dessen 
Verpvaltung* dem Staatsoberbatupte änvcmaut ist, 
-weslialb -auch diesem das Recht der Staats-« 
'wirths'cbaft (Jus os^onjorndää pollHcaSy Jus ftäme{ 
raU) zusteht*. I>ie Ausübung desselben muss sich 
natürlich immer auf Zvrecke der ganzen Bürger* 
gesellschaft beziehn, hangt aber übrigens von eürpi- 
rischen Bedingungen und politischen Maximen ab, 
welche in einer philosophf sehen Recht^Iehi*e nicht 
nachgewiesen werden können*). w -^ 



ganzen Landes , und alle andre Besitzer einzelner Gru^idsliücke 
ivären nur damit von ihm belehnt. Diefs kann aber iiicHt 
einnUl von eroberten Ländern gelten, weil j« deir RegeM 
sie* nicht' allem f. «pnöern nur dursih seine UntMft^^ten St- 
öbert hat. Erobertes Land gehört also dem Staate > der fs 
erobert hat» so gut wie das' ursprüngliche Gehietj' es wird 
ein Theil ded nunmehrigen Staatsgebiets, und fter Regent 
wird nur in derselben Beziehung ^(ab Repräsentant des Staats 
in seiner Gesdmmtheit) Obereigeathümer des eroberten Lan- 
des , als er es vom ursprünglichen Gebiete war. Die pin^e- 
len Grundbesitzer des eroberten Landes aber bleiben nach 
wie vor in ihrem Besitze , so dass der Privatbesitz unverän«- 
dert bleibt. Nur die im erdberten JLande etwa befindHfclifen 
Staatsgüter werden nun Staatsgüter des erobernden Stai^, 
aber nicht der physischen oder moralischen Person , dxedii^ 
sen Sta^t regiert. Diese Person darf daher auch solche Gü- 
ter nicht nach Belieben verschenken. Wohl aber kann sie 
der Staat einzelen Bürgern zur Belohnung für ausgezeichnete 
Verdienste derselben um den ^taat überlassen. 

'•') Die Staatswirthschaftslehre oder die Kameral* 
und Fin^nzwissenschaft muss hierüber weitern Aufschlug 
geben» Diese Wissenschaft aber darf (was leider oft geschieht) 
nidxt vergessen, dass die Staatsrechtslehre immet ihre 
oberste Gebieterin bleiben soll. - ^" * 

19* * 



Digitized by LjOOQIC 



292 Rechttlehre. Th. L Reinet Naturrecht. 

$. 84. 
Vermöge der dem Staatsoberhaupte, als In- 
haber der höchsten Gewalt, bisher zuerkannten 
Rechte muss dasselbe als einzig, unabhän- 
gig, unverantwortlich^ unwidersteh- 
lich, unyerletzlich, und folglich aach als 
heilig betrachtet werden. Wer sich daher 
gegen das , Staatsoberhaupt Reden oder Hsnd- 
lungen erlaubt, wodurch die ihm schuldige 
Achtung verletzt und dessen für Erreichung des 
Staatszweeks nothwendige Wirksamkeit gehemmt 
wird, ist des Verbrechens der beleidig- 
ten Hoheit (crimen laesae majestatis) schnl- 
dig; wer aber diese Wirksamkeit ganz zu ver- 
nichten strebt, ist des Verbrechens des 
Hochverraths (frimen proditionis eminentis 
8. perduellionis) schuldig. 

jinm. Wenn auch kein Individuum , sondern 
ein dirigirendes Kollegium die höchste Gewalt im 
Staate inpehat: so muss dieses in seiner Gesammtbeit 
a[l^ eine mit der staatsoberhauptlichen Würde und 
Macht bekleidete moralische Person angesehn iT^erden. 
Denn z'vrei oder mehre einander gegenüber stehende 
Staatsoberhäupter würden die. Einheit des Staats auf- 
heben und sehr bald in eine widerstrebende Wirk- 
samkeit gerathen* Daher wird auch ein solches Kol- 
legium durch Einen aus seiner Mitte (beständig oder 
wechselnd) prasidirt werden müssen, dessen Stimme 
bei sich ergebender Verschiedenheit der Urtheile ent- 
scheiden muss. Die Unabhängigkeit des Staatsober- 
hauptes, folgt. hieraus von selbst; denn seine Abhän- 
gigkeit^ von einer höhern Behörde im Staate würde 
seine ganaslv oberhäuptliche Würde und Kraft ver- 
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nicbten. EbendaTttm kann es aucli keiner solchen 
^Behörde, vielweniger allen Unterthanen su^ammen^ 
genommen, verantwortlich sein, so lang* es Staats« 
oberhailpt sein und bleiben soll. Selbst wenn es 
dieser Wurde verlustig worden, darf es nicht wegeb 
seiner wahrend des Besitzes derselben begangenen 
ITandlungen gerichtet, verdammt und bestraft wet'^ 
den. I>enn es war ja in dieser Zeit selbst der oberste 
R.ichter imi Staate, von dem die Strafgewalt ausging 
(§• 80). Einen solchen Richter wegen seiner Hand- 
lungen zur '\re3rantwortung ziehn, hiefse ihn öinem 
noch höhern Richter unterwerfen, inithin nicht als 
obersten anerkennen. Wohl aber können^ die ge^ 
ieimen R,äthe (Minister) wegen^ ihrer Theilnahnia 
an dessen gesetzwidrigen Handlungen zur Yerant- 
Wertung gezogen werden , weil vorausgesetzt werden 
muss, dass der Regent gar nicht Unrecht thun wolle 
und also auch nicht könne, wofern ihm' nur das 
Unrecht von seinen Räthen klar und deutlich vor- 
gestellt werde , und diese nicht selbst dazu die Hand 
bieten. £s setzt abes freilich die Verantwortlichkeit 
dieser Räthe gewisse Einrichtungen in der Staatsver- 
fassung voraus, von denen, hier noch nicht die Rede 
sein kannl • Dass' ferner dem" Inhaber der höchsten 
Gewalt nicht ^widerstanden werden dürfe, wenn man 
auch könnte, folgt nothwendig daraus, dass dieser 
"Widerstand als eine Thätigkeit, die der auf den 
Staatszweck gerichteten Thätigkeit des Regenten ent- 
gegengesetzt wäre, dem Staatszwecke selbst wider- 
streben würde. Um so weniger dsusl Verletzung des 
Staatsoberhauptes als eines^ solchen stattfinden; denn 
es würde in ihm als Repräsentanten ^ der Rechtsidee 
diese Idee selbst verletzt. Und da eben diese Idee 
etwas Heiliges ist, weil die Vernunft sie tinbedingt 
geachtet wissen will: so soll auch die Person n .welche 
sie sinnliph darstellt, in den Augen jedes Bürgers 
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heilig sein; und es kann diese Heiligkeit aelbst durch 
das Unkeilige, was etwa 'der individualen Fersdn« 
licbkeiit des'Regentea anklebt, nicht vertilgt werden. 
I>anim soll auch niemand diesen Heiligenschein, der 
ein regierendes Haupt umstrahlt, durch &ovelhafte 
Worte oder Thaten zu vermindern suchen , vtreil er 
dadurch die' Majestät «elbst beleidigt. Denn 
wenn sahen jeder Bürger mit Recht federn kann, 
das« man die ihm sphuldige Achtung nicht verletze 
ubd seine persönliche Würde und Wirksamkeit unan- 
getastet lasse: wie vielmehr das Oberhaupt der ganzen 
Bürgergesellschaft, dessen Würde und Wirksamkeit in 
unmittelbarer. Beziehung auf den Staatszweck «tehtl 
Doch dürft* es für keine Beleidigung der Majestät 
gelten, w£nn jemand die Mafsregeln der Regierung 
nur überhaupt und mit Beobachtung der dem Re- 
genten selbst schuldigen Ehrerbietung tadelte, oder 
wenn .ein sich seiner Würde selbst entäufBerndef 
Regent in der Qualität einer Privatperson beleidigt 
würde *). -^ Dagegen igt es mehr als blofse Belei- 
digung der. Majestät, wenn jemand die ganze auf 
den Staatszweck gerichtete Wirksamkeit des Regen- 
ten zu vernichten sucht ^ denn hier wird der Ver- 
brecher z]Lim Verrather am Staate selbst, weil 



*)^ Wenn ein Regent incognitp reist, oder sich verkleidet 
unter das Volk mischt, oder im Finstern umherschleicHt , um 
auf Abenteuer oder Kundschaft er ei auszugehn , oder wenn er 
gar «ich so weit vergäTse , dass er einen unmittelbaren An- 
griff auf eine fremde Persönlichkeit machte f so würden Be- 
schimpfungen und Mishandlungen , die ihm dann widerfüh- 
ren, eben fo wenig Beleidigungen der Majestät säm, als 
Beschimpfungen und* Mishandlungen eines Glieder der Re- 
gentenfamilie , selbst des ^präsumtiven Nachfolgers vom Re- 
genten. Denn die Majestät , als reale Eigenschaft gedacht, 
kommt nur dem Regenten als solchem', also auch nur inso- 
feme in, wiefern er sich als Regent dazvtelle. 
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I er dieien in den Zustand der Axiarcbie und somit in 

I die Gefahr der Auflösung zu versetzen strebt. Wer 

> also das Staatsoberhaupt seiner Wurde entsetzen, oder 

seiner Freiheit oder gar seines Lebens berauben will, 

um die staatsoberhauptliche Würde sich', selbftt' oder 

einemr Andern zuzuwenden, oder die ganze Yerfas- 

8ung, des Staats nach seinen Absichten umzuändern: 

[ handelt feindselig gegen den Staat und ist eben so 

an^usehn als der, welcher sich mit den Feinden des 

Vaterlandes gegen dasselbe verbindet. Er ist Hoch* 

oder Landes- (Staats-) Yerrather und hat das Leben 

verwirkt *). 

$. 85- 
Ungeachtet der dem Staatsoberhaupte bisher 
zuerkannten Rechte und Eigenschaften kann das- 
selbe doch nicht als erhaben über alle Ge-r 
setze oder als ein Wesen angesehn werden, 
dessen Wirksamkeit keinen gesetzlichen 
Schranken unterworfen sein dürfte. Viel- 
mehr ist nach natürlichen Rechtsprinzipien 



*) Regentenmord ist immer als das abscheulichste Ver- 
brechen betrachtet und mit dem Tode bestraft^ worden. 
Versteht man nun unter einem Tyrannen den, der sich 
selbst auf eine widerrechtliche Weise zum Regenten aufge- 
worfen hat und nun seine widerrechtlich erlangte Gewalt 
auch widerrechtlich oder dem Staatszweck entgegen anwen* 
det: so ist Tyrannenmord freilich kein Regent enmord. 
Aber billigen und lobpreisen kann die Vernunft ihn doch 
nicht. Sie k«nn ihn höchsten« nur unter der Form der 
Nothwehr gegen ein unerträgliches Extrem des 
Unrechts, wo Jeder sich täglich und stündlich mit dem 
Verluste von Eigenthum , Ehre » Freiheit und Leben bedroht 
sähe, zulassen, weil aus diesetn Zustande völliger Rechtlo- 
sigkeit nur durch den Gebrauch eines Sufsersten Noüunittelf 
Errettung möglich wäre. 
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jene Wirksamkeit auf die Realisirong des Staate- 
zwecks beschränkt und daher das Staatsoberhaupt 
nicht befugt, irgend etwas zu thun oder zu ge- 
bieten, was diesem Zweck entgegen wäre. Diese 
einschränkende Bedingung der Ausübung der 
Majestätsrechte ist zwar schon in der Idee des ^ 
Staatsoberhauptes enthalten; da aber das wirk- i 
liehe Staatsoberhaupt auch einen imgerechten 
Willen und ein vom Staatszwecke albgesondertes 
Privatinteresse haben kann: so fodert die Ver- 
nunft zur voUkommnen Sicherung des Rechts eine 
Verfassung des Staats, wodurch d.&ni 'Mlis-- 
brauche der höchsten Gewalt von Seiten des 
jeweiligen Staatsoberhauptes auch mittels posi- 
tiver Schranken möglichst vorgebeugt werde. 

Anm. Wenn ein dramatischer Dichter (Cor- 
vEiLLB im Cid) sagt: 

— on doit cß. respect au poupoir atsolu 
' De jCexaminer' ritn^ quand un roi Va iroulu — 

80 mag das als eine poetische Lizenz biagehn. Wenn 
aber Rechtslehrer , und sogar philosophische, von 
dem Willen des Regenten als einer über jedes Gesetz 
erhabnen, mithin unbeschränkten oder absoluten 
Macht reden, so ist das leere Sophisterei. Denn 
der Wille des Regenten steht erstlich unter "^den all- 
gemeinen Vernunftgesetzen, man mag dieselben nun 
als hlofse Rechtsgesetze, oder als Sittengesetze über- 
haupt betrachten. Er steht aber auch zweitens un« 
ter den positiven Gesetzen, so lange dieselben im 
Staate gelten. Uebt nun der Regent die gesetzge- 
bende Gewalt allein aus, so kann er freilich jene 
Gesetze abändern oder abschaffen und an deren Stelle 
neue geben. Aber sobald diese gegeben sind, muss 
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loch sein. Wille als gebunden an dieselbep gedacht 
werden, wenn überhaupt das Wort Gesetz einen 
vernünftigen Sinn haben, und nichr d^ blinden Will* 
kiix glei abgelten soll *). Hat aber der Regent nicht 
die alleinige Ausübung der- gesetzgebenden Gewalt» 
so ist sein Wille um so mehr an: die bestehenden 
Oesetze gebunden, da er alsdann diese Gesetze nicht 
einseitig abändern oder abschaffen und-an deren Stelle 
xieue geben darf. Die höchste Gewalt hat also dann 
nicht biofs natürliche, sondern auch positive 
Schranken, und ist daher um so weniger eine über 
jedes. Gesetz erhabne, unumschräniite oder at^solute 
IVlacht. Die Nothwendigkeit solcher positiven Schran* 
Ken ist zum Theile schon oben dargethan (§• SO. 
Anm. 2). Sie erhellet aber noch mehr aus folgender 
[Betrachtung. Das Staatsoberhaupt in der Idee 
(^princepa in abstracto) ist nichts anders als die perso» 
niiizirte Rechtsidee: selbst, wieferne sie als mit.äufse- 
rer Gewalt bekleidet gedacht wird. So wenig nun* 
die Rechtsidee selbst Unrecht thun kann, eben so 
'wenig jenes ideale Staatsoberhaupt. Aber 
das Staatsoberhaupt in der Wirklichkeit 
{princeps in concretoy oder das reale Staatsober- 
haupt ist aufserdem noch etwas andres, nämlich 
ein menschliches Wesen, stiit menschlichen Bedürf- 
nissen und Schwachheiten behaltet und menschlichen < 
Irrthümem und Leidenschaften unterworfen. Ein 
solches Wesen kann das Unrecht füt Iflecht halten 
und es folglich auch wollen; ja .es ist^ möglich, dass^ 

*) Leopold, vormaliger Gnofsherzog von Toscana» nach- 
h enger Kaiser von Deutschland, sa^te in «einem Entwurf 
einer Verfassung für Toscana: »^ur .^in schwachsinniger 
„oder boshafter Despot kann sich über. die Gesetze erhaben 
„dünken. << Man konnte* auch sagen: . Wfr legibus solutus 
sein will, wird exlex {hors de la loi) oder verliert dessen 
Schutz. 
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e« aufgeregt To'n fremdeir oder auch eiguer Begier, 
die in der Herrschaft liminer neue Nahrung findet 
das Unrecht seihst um des damit verknüpften (^rirk- 
lieh to n oder auch nur eingebildeten) Vortheils und 
Genusses willen wolle. Einem solchen Weaen kann 
sich kein Volk, am wenigsten ein gebildetes, seiner 
Würde und' seines Rechts sich bewusstes, unbedingt 
(^leithsam auf Gnade und Ungnade) unterwerfen. 
Das Volk oder vielmehr die - im' .Volk' erwachte Ver- 
nunft jnuss eine Bürcrschaft für die Anerkennung 
des Rechts Von den Individuen lodern, die es nach 
und nach beherrschen sollen, und zwar nicht eine 
voirübergehende, wie die vom Charakter des je- 
weiligen Herrschers hergenommene sein würde, vreil 
dieser gar zu veränderlich ist, sondern eine dauer- 
hafte *)* Eine solche aber giebt nur eine Ver- 
fassung, durch welche die höchste Gewalt sich selbst 
in gewisse positive Schranken einschliefst, vermöge 
deren ihre Wirksamkeit immerfort auf den Staats- 
zv/eck hingewiesen, und es ib,r, wo nicht unmöglich 
gemacht, so doch erschwert wird, einen ^ingerechten 
VVillen durchzusetzen, wenn der jeweilige Inbaber 
jener Gewalt zufällig einen solchen hätte. Wie eine 
solche Verfassung beschaffen sein müsse, wird sich 
in der Folge zeigen , ^obwohl auch darüber schon hin 
und wieder vorläufige Andeutungen gegeben worden. 
Für jetzt wollen wir nur noch einem Einwurfe be- 
gegnen, um im Verfolge desto ungehinderter fort- 
schreiten »u kSnnelfe. Wie also* wenn der Regent 



♦> „&>tf " — sa^e Frau von S«ABt sebmaichleruch zum Kai- 
ser AitBXANSBa — 'fypotre charaetere est une comtkution pour 
iyi/0tre empire^ ^t f>vfre tonseience en est la garaatiem**^ Der 
Kaiser antwortete! ^^Quand eela seraitp je ne serais ßäonait 
itfu'un heureust nccideni.^ -^ Oeuvres inidiiet de JUad 
la Bar. de Stael-Holstsist.. T. X p. SIS. 
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die JVetfa»dung nicht tespektirt, wenn er sie eigen* 

rcLäcfatig über den Haufen wirft' und »im mit abgo* 

Inter Macht regiert? was goll oder darf das Volk 

alsclazui thun? — ^ Hierauf antworten wir, dass, wenn 

niir die Verfassung rechter Art ist und das Volk mit 

ganzer Seele daran hält, der vorausgesetzte Fall nim» 

m er eintreten werde. Denn dieser Fall kann nur 

dann eintreten, wenn entweder die Yerfasiung solche 

IVIängel hat, dass diese dem Regenten sowohl als 

einem gVofsen Theile des Volks zu fühlbar werden^ 

\xm nicht eine Verändrung der Verfassung zu wün- 

seilen, vro es dann freilich leicht geschehen kann, 

dass ein herrisch gesinnter und zugleich schlauer Re* 

gent alle Fesseln, die ihm die bisherige Verfassung ^ 

auflegte ) abstreift und mit unumschränkter Willkür/ 

zu herrschen anfangt --^ oder wenn das Volk so ver;^ 

dorben ist, dass es dem gröfsern Theile nach Gleich* 

gültigkeit gegen seine Verfassung und einen Hang 

zur wilden Gesetzlosigkeit zeigt, ^wö dann selbst ein 

gonst wohlwollender Regent auf den Gedanken ge^ 

bracht werden kann, dass die Zügel der Regierung 

straffer angezogen werden müssen, ein nicht wohl* 

\isr eilender aber die ihm dargebotne Gelegenheit, die 

Schranken seiner Gewalt zu durchbrechen, um so 

lieber ergreife^ wifd. Es ist daher schlechterdings 

unmöglich, ^ass ein Regent ohne theilweise Schuld 

des Volks aus eigner Kraft eine gute Verfassung ver^ 

nichte. Geschieht es aber mit Hülfe einer fremden 

Macht — wie z. B. in manchen deutschen Liändern 

mit Hülfe «Napoleon's die den Fürsten beschr|[nkende 

Verfassung umgestofsen wurde -^ «o wird, so lange 

der äufsere Druck dauert, freilich auch dem innern 

nachzugeben sein, so bald aber jener wegfällt, das 

Volk auch berechtigt sein, auf Herstellung der alten - 

oder (wenn diese den Umständen nicht mehr ange- , 

messen sei|i sollte) auf Einführung einer neuen und 
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angemessnem Yesfassung zu druigen. Dieses Drin- 
g^i aber braucht gar nicht gewattthätig zu sein; es 
darf nur, da das Recht der Vorstellung und 
Beschwerde (Jm jj^titionU et grauaminis) als d as 
Minimum allfjr- Riech te doch dem Volke nimmer ge- 
nommen werden kann, ernstlich "und anhaltend genug 
sein, um endlich Gehör zu fijciiien,. Denn da das 
Bewusstsein . begangenes Unrechts in keinem mensch- 
lichen Herzen erlischt und dieses immer furchtsam 
' und schwankend in seinen Entschlüföen macht — 
besonders wenn. ihm eine grofse Masse von Kräften, 
die stets etwas Imponirendes hat und der man nie 
ganz trauen kann , gegenüber, steht — ^ so vermag 
kein ^urst, wie herrisch gesinnt und wie schlau er 
auch sei, dem festen und beharrlichen Andringen 
seines Volks zu .widerstreben, wenn er auf seine 
Kraft allein vertrauen soll. Setzen wir aber den 
äufsersten Fall, dass er wirklich widerstrebte, dass 
er sogar alles w^eitere andringen verböte, mithin dem 
Volke selbst den letzten traurigen Ueberrest seiner 
Rechte, das Recht der Vorstellung und Be- 
schwerde, nähme! — Dann wäre>offenbar das ganze 
gesellige Band zwischen Fürsten und Volke durcli den 
Fürsten selbst zerrissen. Der Fürst hätte sich gleich- 
sam in das aufs erbürgerliche Verhältniss, in eine Art 
von Naturstand , mit seinem Volke gesetzt. . Das Volk 
würde folglich auch einem Fürsten, der nicht einmal 
den Bitten seines Volks sein Ohr. leihen wollte, nicht 
mehr zu gehorchen verpflichtet sein. "DGüTLcessante con- 
ditione cessat conditiqnatum. Rechte und Pflichten aber 
bedingen sich wechselseitig. Ein Fürst also — wenn 
überhaupt ein solcher möglich wäre — der seinem Volke 
gar kein Recht zugestände, könnte, auch vernünftiger 
Weise keine Pflicht mehr von demselben fodem *). 

*) Kant sagt vnnct m seiner Kechtslehre <S. 174. oder 
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Gleichwohl würde SQJibst in diesem aufs ersten Falle 
das Volk sich nur der Qewalt des Fürsten entziehen, 
nicht aber ihn wegen seiner vorhergegangenen Hand- 
lungen vor Gericht foderh und bestrafen dürfen, weil 
der Regent als solcher keinen Richter über sich hat, 
es also eine völlige Rechtsverkehrung ist, wenn das 
Volk sieh anmafst, seinen Regenten vor seinen Rieh* 
terstulil zu ziehn *). ' 

S. 204, Ausg. S>: 9>Der Herrscher im Staate bat ffegen den 
„Untertbfin lauter Rechte und keine (Zwangs-) pflichten.« 
Allein davon abgesehn, dass ei^ solches Verhältniss, welches 
gar kein Rechtsverhältniss und also auch gar nicht nach 
Kechtsprinzipien beurtheilbar wäre, tmter Menschen in kei* 
ner geselligen Verbindung stattfinden kann '(§, 31. nebst 
Anm.): so würde daraus folgen, dass die Unter thanen bloXse 
Sachen waren , mit denen der Regent nach Belieben schalten 
und walten könnte , welches doch K. selbst nicht will. Auch 
giebt er gleich nachher dem Volke das Recht , Beschwer« 
den zu ^führen. Also muss doch wenigstens diesem e^i-; 
nen Rechte eine Zwangspflicht entsprechen. Oder sollte^ 
wenn es einmal einem Fürsten einfiele, seinem Volke einen 
neuen Qlauben aufsEudringen und, aller Gegenvorstellungen 
ungeachtet, jeden, der ihn nicht annehmeoi wollte, mit dem 
Tod^ zu bedrohen, das Volk auch dann noch verpflichte^ 
sein, nicht zu widerstehen, sondern entweder den Glauben 
anzunehmen oder sich geduldig abschlachten zu lassen? Das . 
hielse ja wahrlich : Fereat jnundus et fiat i nj ustitia J 

*y Sehr richtig sagt Kant kurz nach der eben angeführten 

Stelle: „Unter allen Gräueln einer Staatsmnwälzung durch 

„Aufruhr ist selbst die Ermordung des Monarchen noch 

.„nicht das Aergste; denn noch kann man sich vorstellen, 

„sie geschehe vom Volke aus Furcht, er könne, wenn er 

„am Leben bliebe, sich wieder ermannen 'und jenes die 

„verdiente Strafe fühlen lassen, und solle also nicht eine 

„Verfüguiig der Strafgerechtigkeit, sondern blols der. Selbst» 

i,erhaltung sein. Die formale Hinrichtung ist es, was 

9, die mit Ideen des Menschenrechts erfüllte Seele mit einem 

„Schaudern ergreift, das man wiedezholentlich fühlt, so 

>,bald und so oft man sich diesen Auftritt denkt, wie das 
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$. 86. 

Unter der Verfassung oder Gestalt 
eines Staats {constitutio s. forma civitatis) hl 
die Art und Weise zu verstehn, ivie die bochste 
Gewalt in einer bürgerliclien Gesellschaft theils 
dargestellt theils ausgeübt wird. Auf der 
Darstellungsart beruht die Herrschafts- 
form {forma principatus) auf der Aus- 
Übungsart die Regierungsform (Jorma 
regiminia). Jene ist die aufs er e, diese die 
innere Staatsform. Wiefeme der bürgerliche 
Vertrag, in seiner Vollständigkeit gedacht , sich 
auch auf die gesammte (innere und äuisere) 



yyScliiekfal Karl*« I. oder Ludwig*« XVL — Der Gftmd des 
„Schauderhaften bei dem Gedanken ron der f onalichen Hio- 
i^richtiuig eines Monarchen durch f«in^ Volk ist der, di5f 
yyder Mord nur ah Ausnahme Yon d^r Regel , die Hin- 
y,richtung aher als eine rdllige Umkehrung der Prin" 
„ zipien des VeiliSltnif ses swisch^n Suzerän und Volk gedacht 
^j werden muss. ^*. ^-^ RieTO kommt aber auch der tragisdie 
Gegensatt ^^m Hiffabsteigens vom Throne und des Besteigens 
des Scha£Eots, wodurch die EinbÜdongsktaft mit Sntsetsen 
das furchtbar waltende Schicksal in den Angelegenbeitea 
der Menschen und. Völker wahrnimmt« -^ Uebrigent sagt 
der Tonnalige Enbischof Dm Pradt in 'seiner Schrift dt la 
rivolution d'BspagJu (S» 45) sehr richtig i f,Oest une delkate 
ffqu€$fion qu9 celU qui touehe ä tindication du point^ äa quel 
ftfifät U deifoir de VoMssanee et commenee eeltti de la risi- 
„4tance. Jjolthdorie de Voppreßsion i^est pas encara ßxee; on 
npeut glisser fadlement dans eeite raute inctrfaine ei mal 
fftretcäe.*^ Aber ebendeshalb solk» man auch behezzigen, was 
er gleich nachher sagt: „£n matiite d*insurrectian quelque 
f, chote paut mieus que de demunder quel eti est le droit f c*est 
„d*empe^hert qWelle ne puiese nattre^ c^est de fiofe^ qu?il 
fjU^y en eiit aucune cause*** 
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Stäatsform bezieht, heifst er der Verfassungs- 
vr e r t r a g (cotitr actus constitutionalis) und diö 
einzelen darauf sich beziehenden Bestünmungeu 
die positiven Staatsgrundgesetze (leges 
civitatis fundamentales) weil sie die gesetzliche 
Basis yon dem positiven Rechtsverhältnisse zwi-^ 
sehen Regent und Volk in einem Staate sind. 

' ^nm. Da kein Staat in der Welt ohne itgend 
eine Verfassung, sei sie auch noch so roh und un- 
vollkommen, bestehen kann: ^o ist es ungereimt zu 
sagen, dieser oder jener Staat habe gar keine Ver- 
fassung. Es kann ihm nur eine bestimmte Art der 
Verfassung z. B. die repräsentative fehlen , wie einem 
Gebäude die ästhetische Form eines schonen Fallastes 
oder Tempels fehlen .kann, ob es gleich irgend eine 
architektonische Form haben muss. Da ferner die 
Verfassung mit dem Staate selbst entsteht und sich 
fortbildet, so lässt sich der Ursprung der' Verfassung 
oft eben so wenig historisch nachweisen, als der 
Ursprung des Staats *). Dass aber zur rechtlichen 
Beurtheilung der Stäatsyerfassung^ oder Staatsform «s 
eben so nothwendig «ei, die Idee ^ines Vertrags * zum 
Grundö zu legen, wie zur rechtlichen Beuttheilung 
des Staates selbst (§. 74. Anm.): erhellet eben dar- 
aus, dass ein Staat ohne Verfassung nicht bestehea 
und also auch der bürgerliche Vertrag in seiner Voll« 
ständigkeit gar nicht gedacht werden kann, ohne 
ihn zugleich Als Verfassungsrertrag zu denken. 



'*'} Mit Reeht sagte , Ga«o x ^yj^ec femporU unius neo hominis 
„ esse ' coTiAtituHon^m reipzibiioae» *' (Gxc*- de repubh II ^ dl.) 
Aber eben so fkhtig keifst es weiter hin: ^^ Debet eomtituta 
jj sie esäe civitae^ ut äetitna eif.^*^ (III, SS.) Denn der Staat 
soll ifküner fertdai^ni; tflie mnss «i* avek eine gute d. h. 
seine Bener v^bürgende Veffassöag haben. 
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Dieser Vertrag kann aber eben ao wobi als Jener 
durcb die Tbat selbst oder fiaktiscb abgescblosseo 
sein, obne vorgängige Berathung und Verhandlung. 
Darum ist es aucb nicbt notbwendig, dass derselbe 
fönnlicb aufgescbrieben und in einer besondern Yer- 
fassungsurkunde (magna charia, chärte constitu- 
tionelle) niedergelegt sei. Es kann daher unge- 
schriebne und gescbriebne Verfassungen geben, 
und jene können sogar ihrem Gehalte nach besser 
sein als diese , wenn sie dem Charakter , der Bildung 
und der Lage des Volks angemessner sind , als solclie, 
die etwa jemand zu einer gewissen Zeit beliebig ent« 
werfen hat. Dass aber eine ungeschriebne Verfas- 
'sung schon an sich und ebendarum besser sei^ als 
eine gescbriebne, würde eben so ungereimt zu be- 
haupten sein, als wenn man dasselbe in Ansehung 
der Gesetze behaupten wollte, da ja eine Verfassungs- 
urkunde im Grunde nichts anders als ein geschriebnes 
Gesetz über die Staatsverfassung ist ^). 



*) Man hat in neuem Zeiten viel über pap lerne Terfds- 
sangen gespöttelt, weil die Franzosen Viel Papier mit ibren 
n\annigialtigen Konstitutionsprojekten yerbrauclit haben und ; 
ihre Verfassungsurkunden schnell hinter einander, wie perio- 
dische Werke ausgegeben wurden. Würden sie aber dauer- 
hafter gewesen sein, wenn man sib auf Marmor oder £n 
eingegraben hätte? Am Papiere und am Schreiben lag es 
also wohl nicht, sondern am leichtsinnigen und Terdorbnen 
Charakter des Volks und seiner Führer, dass dort alles v^ 
chamäleonartig wechselte. Wer diels zu \\sak. und parteiiscH 
finden sollte^ den verweiseii wir auf D*Ax.embert^s CJrtheil 
über die beiden Grebillons, worin er selbst seinem Volke 
eine . unruhige Thätigkait, die sogar im Scholse des Ver- 
gnügens lange Weile empfindet ^ und so verdorbne und fri- 
vole Sitten beilegt, dass sich in ihnen das Extrem der Ver- 
derbniss mit dem Extreme des Lächerlichen berührt, Aach 
vergesse, man: nicht» was J^JS FaADT in seinem petit jcaü- 
chisme ä l*usage c2f« .F!rangdis sur les, affwes de leur pajfi 
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§. 87. ' •' 

In Ansehung der Herrschaftsfarm (Ar chie) 
kann der Staat entweder eine monarchische 
oder eine poly archische Verfassung haben, 
fe nachdem die höchste Gewalt entweder yon 
einem oder von Mehren d. h. entweder von' einer 
physischen oder von eiüer moralischen Person 
dargestellt wird. Ih Ansehung der Regienmgs- 
[orm (Kratie) aber kann der Staat entweder , 
sine autokratische oder eine synkratische 
Verfassung haben, je nachdem die liochste Ge- 
walt von der sie darstellenden (physischen oder 
moralischen) Person entweder ganz 'und allein 
ausgeübt wird oder das Volk durch gewisse 
Stellvertreter. (Repräsentanten) bei Ausübupg der 
höchsten Gewalt mitw^irkt, mithin j^ie Volksver- 
treter an gewissen Zweigen dieser Gewalt theil- 
nehmen. Es können daher sowohl die Mo- 
narchien als die Poly'archien etttweder als 
Autokratien oder als Synkrat'ien erschei- 
nen und die^e Formen, sich wechselseitig, durch- , 
dringen f so dass ea überhaupt betrachtet nw 
vier Grundformen des Staate oder vier* 
erlei Staatsverfrfssungön giebt, ' iiämlich 

(S. 60) aagl: - ^^ tThe'charte 'eohf^rh - f - eile ä un peuph 
5, ses droits eonstitutioneU ? — Non , Me ne faxt ^ue les di" ^ 

^^clarerk Cest la simple ridacUon d^une ohose- dija existante, 
,y Autrement les peuples saks chartes seraient sans droits ; . ih 
„7ie seraient plus mime en sociitS, Gar quelle est ia.^südM 
„qui n*a pas'des droits? J^ar •eonsSqugnt ane churte t^äst fue 
ttla recannai'ssajice-[farmeile ou exjdidie] de ces- divkits 
t^preexistans.^ • :a. . ■ ,-..,1 -./. .j ' 

Krug's prakt. Philos« Th. I. Rechtslehre. Aufl. 2. 20 



*^ 
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1. die autokrati&che Monarchie, 2. die 
autokratische Polyarchie.^ 3. die syn- 
kratische Monarchie, und 4. die synkra- 
tische Polyarchie. Der Rechtsidee entspriclit 
aber nur der Synkratismus genügend« 

Anm. 1. Die gewöhnUcke £iiitheiI«Dg der 
Staauformen in die Monarchie^ Aristokratie und 
Demokratie is% zwar sehr alt; denn man findet sie 
achon bei Aaxstotelbs in seiner Politik (B.3. K. 
5 — 7) und wahrscheinlich ist auch dieser nicht ihr 
Urheber, sondern die Sophisten, die sich viel mit 
Politik beschäftigten, mögen sie schon früher auf- 
gestellt haben *). Gleichwohl ist sie der Sache nic\\ 
angemessen, weil dabei auf d^n wichtigen Unter- 
schied der Herrschaftsform und der RegierungsforiD 
keine Rücksicht genommen wird. Denn bei der 
Monarchie bleibt es' völlig unbestimmt, ob m 
autokrktisch oder synkratisch sei, worauf 
doch so viel* ankommt, weil in der autokratischec 
Monarchie (der Monokratie) der A^einherrscher mit 
unumschränkter Willkür .regiert, in der synkrätisclien 
aber nicht. Die Aristokratie und die Demo- 
kratie aber sind autokratische Folyarchien, 
Denn in jener regiert die Gesammtheit der vornehmen 
und reichen Bürger, der Öptimaten oder Patrizier, 
in dieser die Gesammtheit der freien und stimmiäbi- 
ged Bürger, si^ mögen Patrizier oder .Plebejer sein, 
in beiden Fällen aber .mit unumschränkter ^Willkür, 
«o . dass jeder einzele Bürger ;und alle übrigen Gliedei 

t) Auch Pjlato erwiihnt m in seinentr. Politikus, stellt 
aber im S. B. der Republik eine andre Eintheilnng aui 
Merkwürdig ist, dass beide Pkilosophem die Demokratie, die 
nm^ neeht gut ans eigner Erfahmng kannten^ als eine blo£se 
Ausartung der pditttefaen Form > oder als eine Unf oxm dd 
Staates betra^teten. ' 
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der Bürgergesellscltaft uiiibedlngt dem Willen der 
Herrschenden unterworfen «Ind. Es gab aber im 
Alterthnme überhaupt keine inrahrhaft synkratische 
(stellvertretende oder repräsentative) Yerfasrang; son- 
dern die Monarchien der Alten waren Monokratien, 
und ihre sogenannten Republiken oder Freistaaten 
v\raren entweder Aristokratien oder Demokratien, oder 
auch wohl Mischlinge von beiden, wo das aristokra« 
tiscbe und das demokratische Prinzips mit einander 
kämpften und bald dieses bajld jenes siegte. In al- 
len aber herrschte keine wahre bürgerliche Preibeit, 
selbst in den Demokratien nicht, weil hier entweder 
der Pobel als der schlechtere Theil des Volks den 
bessern, oder einzele Demagogen das ganze Volk 
vvillkürlich regierten, mithin die wahre Freiheit un* 
t er drückten. Daher verwandelten sich jene Demo* 
kratien bald in Ochlokratien bald in Monokratien. 
Krst in den neuem christlichen Staaten bildeten sich ^ 
mittels der s«xgenannten Stände oder iLan 4 stände 
synkratische Verfassungen. Denn diese Stände be- 
kamen bald ein Hecht der Mitwirkung bei 
Ausübung der höchsten Gewalt, so dass die Heriv ' 
scher sie nicht mehr allein und ganz (autokratisch) 
ausübten« Diese Stände vertraten also die Stelle des 
Volks oder reprasentirten dasselbe in den Augen des 
Staatsoberhauptes , obwohl freilich unvollkommen 
und bald mit mehr ))ald mit weniger Ansehn und 
Wirksamkeit. Daher sind ständische Verfassungen 
nichts anders als eine Art der stellvertretenden Staats- 
form, indem sich mehre Repräsentazionsweisen oder 
Arten der Volksvertretung denken lassen. 

Anm, 2. Die beste odeMp-ollkommenste 
Staatsverfassung ist eigentlich ein Ideal, dessen 
Verwirklichung in keinem Zeitpunkte möglich ist, 
weil sie von empirischen Bedingungen abhängt, die 
man nichl; beliebig abändern kann. Dabeiist das 

20* 
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relatiT (d. h. «unter gegebnen Bedingungen) Beste 
nicbt aucb das absolut (d. b. an sieb) Beste« Inson- 
derbeit kommt bei Beurtbeihing der Güte oder Yoll- 
fcom^ienlieit einer Verfassung sehr viel auf die Lage 
und Bildung eines Volkes an. Ein Volk,* das sich 
nocb im Zustande halbtbieriscber Roheit befindet, 
bedarf auch nocb der Zuchtruthe des Autokratismus, 
denn es ist nocb politisch unmündig und muss erst 
zur bürgerlichen Ordnung erlogen werden. Ein darch 
Wissenschaft und Kunst, durch Sitte und Gewerbthä- 
tigkeit gebildetes Volk hingegen bedarf einer freiem 
Verfassung, weil es ein lebendigeres Bewusstsein sei- 
ner Rechte erlangt hat und dadurch zur poiitlscheD 
Mündigkeit herangereift ist. Es will also synkratisch 
regiert sein; denn nur eine synkratische YerfS^ung 
gewährt dem Volke jene dauerhafte Bürgscliaft 
für die Achtung seiner Rechte von Seiten des Regen- 
ten, welche das Volk zu fodem befugt ist (§. 85' 
Anm.) *). Auch der beste Regent, desaen Wille ein- 
zig auf das Wohl seines Volkes gerichtet, ist seinem 
Volke eine solche Bürgschaft schuldig und muss selbst 
wünschen, sie seinem Volke in einer synkratiscben 
Verfassung zu geben, wenn dergleichen noch nicht 
vorhanden wäre. Denn sein persönlicher Charakter 
kann doch nur für seine Regierung, aber nicht ein- 
mal für die nächste, geschweige für alle folgenden 



*) » ^i faut que la stahilüi des lois , sous un gouuernement 
„rSprisentatip , prSserpe une nation des changemens dans le 
n systime- politique 9 inseparahles du charaetere • de chaque Toi 
y,et encore plus de celui de chaque ministre^^ S. Considerations 
sur la rSpolution fra^i^isey par Mad. de Stabl. T. I. p. 45. 
Mit Recbt sagt dahe^dieselbe Scl^:iftstellerin (S. S): „Z< 
ty gouvernemefnt ahsolu d'un ieul est la plus informe de foutei 
ff les combinaisons politiques,^ Und docH findet dieser po-*] 
litiflche Absolutismus, trotz seinen bittem FrüchteÄj 
in Spanien und Portugal, noch Liebhaber in Menget 
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bürgen , da alle Gescliichtbücfa^t leliröii , dassiattf gute 
Hege^ten oft ; «ehr schechte gefolgt sind , und ' z ^ar 
um so schlechtere, je leichter die Autokratie. in Des- 
potie d.' h, in Alleinheiä^scliaft der Willkür * ausarten 
kann *), Denn ien Autokraten beschränke eigentlich 
niclitay sobald ^r die höchste Gewalt zur Unterdrük- 
kun]g; der Yolksrechte misbrauchen will. ^ Die Fu r c h t 
V o r f d e r. : ö.'£f e n 1 1 i oh en Meinung oder v-or > dem 
Urtheile dies Mit- und Nachwelt ist gartkäin^iGegen- 
gewicht. Denn wie leicht setjst '-sich ein'he^scber 
Wille (besonders: wenn «r.nöob obendrein die- von 
Scluneichlem , absichtlich ^genährte Sinbüdbn^ hegt,: 
dass man Aeine groFsen und guten Zwecke verkenne) 
über jenes IJrtheil hinweg, und w^e viel Mittel 'giebt 
es nioht^ ^die öffentliche, Meinung zu bestechen oder 
irreu zu: führeli« Auch fehlt' es, derselben .iii despo-^ 
tisch regierten Staaten an dem -Mittel sieix7z^Fäürsem, 
nämlich an > Fressfreiheit., iNoeh wenigdr abei) ikann 
die Furckt v-ör einer miögrli eben £xhejb.ung 

- .■ ,■:..■■. .' : .: i' r. . :.,^ : 

♦) /fiOnorsiM ist eigentlich so yi^l als regnum herile ^ haus- 

herrliche f.'lV e g i m e n *t • (von 6sa7iotrjg '^ herus ,*^ ^dominus) 
Wo der Regent die Unterthatien ali sbine Kiie'chtIb'Vfier gar 
als Sklaven V niithin als Eigälithiim iietfachtef.' Toii der 
Tyrann ei 'linft^ncheidet sie 8»h>3>l6r» dadurch^ dass diese 
eigentlich ejine, aufgedrungene oder, lutirpirte Ile^fjD^aft ist, 
weil den ^Griechen jeder, der sich in einen^ ihrer fristokra« 
tischen oder demokratischen Staaten zum Alleinherrscher 
auf warf, tvgdvvog hiefs. Da aber ein solcher Tyrann A'ibht 
ander^ als despotisch regieren wird,' so sindiyesrp^dtfö'tmd 
Tyrannei gleichsam Geschwisterkinder. Auch finden sich 
unter einem solchen. Regenten noch eine Menge kleinerer 
Despoten ein — Gouverneurs^ Präfekten, Satrapen, Paschas 
u. 8. w. — di^ in seinem Namen, obwohl oft ohne sein Wis- 
s<3n und selbst wider seinen Willen , das Volk beSrüqken, und 
das Mark des Landes verzehren, beschwert sibh^' aber je- 
mand, so muss er als ein schlechter oder rebellischer 'Untier- 
than seine Beschwerde wohl gar mit dem Lehen büTsen. ' 
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des Valk« gegen «ftu fühlbare Untetdruckiing seiner 
Hechte ' einen Despoten ziügeln. Denn ein. Despot 
glaubt Iminer, einer solchen Erhebung vorbeugen zu 
können; und in der That hait ei: auch/ Mittel genug 
dnza in Hänlen, besonders wenn er über ein ihm 
ergebnes stehendes Heer gebietet« 4^uch nauss der 
Druck schoti sehr fühlbar^, er n^uss ganz tmertxaglicli 
werden, w€h:in das Volk xu diesem äurserstex^ , über 
alle Berechnung hinausliegenden Mittel^ seine Reclite 
zu verwahren y greifen soll,, weil es dadurcK in of« 
fenbai*e Anarchie versinkt, die ebien.s6 schlimm ist, 
als Despotie. Die synkratisohe Vef £a(ssung aber . soll 
eben diesen beiden Extremen vorbeugen, indem sie 
dem. yblhe«.das Recht der Mitwirkung bei Aus- 
übung' der -rhöchsten Gewalt giebt, und dadurch, dem 
Misbrinicfae dieser Gewalt vorbeugt. Das Volk soll 
aber nidit unmittelbar mit wudceu, sondern nur 
mitt^IbAr d. L. durch seine Stellvertreter oder 
R epTä j e n ta n t e n , weldie durch ihre Zustimmung 
zu den Mafsregeln der Regierung dem Regenten oder 
dessen Ministern einen Theil der Verantwortlichkeit 
abnehmen und sich se]1)st auflegen. Daher ist die 
s y n k r^i i sc h e Verfassung nothwendiger Weise 
stellvertretend oder Tep rase pt^tiv* pie Volks- 
vertreter «sollen naml2chi mitwirken thetls bei der Ge- 
setzgebung, so dass ^hue deren Ein willigung kein 
Gesetz gegeben werden darf, weil das? Gösetz ein 
Au£^drvick des gemeinsamen Willens sein soU, das 
eiü^eitige Ji^nd eigenmächtige Gebot eines. ^u^^^^^^^^ 
aber dafür inieht gelten kann, theilft bei der Be- 
steuerung; so dass ^ohne dieselbe Einwilligung 
keine St^er ausgeschrieben werden darf, weil jede 
Steuer Voim Privateigenthume der Bürger genommen 
wird , , inithiri nicht einseitig und eigenmächtig ge- 
nommeA: werden kann, ohne jenes Eigenthum zu 
verletsetti Es erhellet aber hieraus zugleich, dass 
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[die Hepräsentauten des Volks in eiaer synkratischen 
oder steUvertretenden ' Verfassung nibht blofs eine 

iLerathende Stimme {^^otum consuÜaizpum) sondern 

^ a uch eisie entscheid «en A e {i^otum deciaipi^m)^ haben. 

; xniiasen, wenn sie nicht blofse Figuranten auf des 
politisch^js Bühne «ein sollen. Denh aiifserdem ist 
der ^utoKrätisrnua niu: durch s^optkratische Forme» 
verschleiert', -wieil es ja, immer vomKeganten kbhinge» 
ob er d»m guten Käthe iiex VoUsiT^ertreter folgen 
TToUte^ oder nicht*). Dagegen muss dem. Regenten, 
die Yollziebungsgewalt tmgeschmälert zukommen, 
iveil aottst die höchste Oewalt als vollziehende nicht 
Bachdrücklich genng wirken Itönnte« £5 liegt abe» 
in. der I4ee einer guten oder vollkommnen Staats- 
verfassung y dassr zu gleicher Zeit die n a c h d rück* 
liebste Wirksanxkeit der höchsten Gewalt 
und die freieste Tbätigkeit der Bürger im 
Staa.fe vorhanden sei. . Die Vereinigung. dieser beiden. 
Moiüente ist eben das Schwierige in der Realisirung 
jener Idee. Da aber die Vernunft jene Idee unleug- 
bar aufstellt und überall ins Praktischen nach dem 
Ideale^ , Üso nach dem Besten und Vollkommensten, 
zu streben, gebietet: so ist ea auch eine unabweis- 
licbe Fodammlg decseibea , dass der Staat nach, einer 
Verfassung strebe , die ^ jener Idee möglichst ent- 
spreche, mithin sich ihr wenigstens allmählich an- 
nähere. Dafaet kann es auch keine durchaus" be- 
stimmte V^erfassung , eines Staats für ewige Zeiten 
gebe^, aondern es werden von Zeit zu Zeit Refor- 

*) Ratbgeber hat jeder Regent , auch der despotischeste. 
Wie 810 aber oft beschaffen sihd , erhellet aus der Antwort, 
die ^iner von den Räthen Karl's VI. von Frankreich gab, 
als man ihm Vorwurf e wegen seiner Gefälligkeit beim Rath- 
geben machte : „ Oest notre. eoutume de poulöir ce que veuUnt 
nies princes,^* S. Stasi. ^ considirations sur I9 repot* Jkanf, 
T. I. p. 1S8. ^ 
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man nötHig sein, um dadnrcb allcsn Eevolii^ioii 
vrodtircb diö Verfiissung plutülich und gr^r' ^r 
um^AAtt, mithin ein p wenn aucK nur ku. . 
dauernder, «narchisclier 2ti«tsiid h erbeige fdlirt wi 
vorzübeugeo *}. Jene Keformen werdän aber «i 
bldffi die Verfaß* ung, londerD auch die V 
waltmng deit Staats trcflßii miii^en. Dena e» 
ofiletigbar, dass eine gute Verfassung^ ob ^i* 
für den Staat eben so wiclitig und we^etit l > 
als eme gute Lieibeskon&tittis&ion filr den e 
Bürger, doch nicht alles allein leisten kann, 
auch eine gute Verw*iltnng «lit ilir in Vei. 
treten masa. Denn wie eine gute Verwaltung' luiiti 
eben Fehler der Verfassntig vergüten ttinn f* so i: 
anc-h eine schlechte VervFalmog daa Gute der \ t 
fasgung Terkiiinniein. Daraisf folgt aber mcht^ A 
es nach dem bekannten Ausspruche von PoF»>lbai 
sei, übet eine gute Verfassung 2U dispntire^ . ^* 
es nur auf eine gute Verwaltung ankomme *•, 




*) Ein andres Mittel, Staatsunnv^äbung^eii vaisab 
giebt et nun einmal nicht. Denn wie verderblieh ife^ 
«ein mögen — sind die Bedingungen eines Brandes |regeb 
se erfolgt er gewiss* Das Löschen *her bli !• ' u i: 
wiflS, ^'iliEspagn^ ;^^€st trouree dtins -cvi/ff •- . 
„tuie natwn enffd h tesoin de tiii&urrection oa ta 
iypßrcil cas lo chaijt ^e peut jomQts itta i/<?4#<?wjr [ff ffl 
ftd^un peupie, ^lors Ü se fmi A tui-mhm /'i 
t^prmcfpm: Salujr poputi ^uprem^i iiijf, Lt^wtm* tl^ 
yt/crme äons »on iftFtn h principe th tüUä Um po6t^tMt ft!J 
nr4Mpp&Ue it Itii^ tttrs ^u'ii les paii toumis com 
f^ct d^iournSs du hui, potir leguvl il le^ avoiS 
pzon bicn dam hquei il rsniF^^ ei quUi ne fätf 
$fUn dt'po.uf^iiri' in/Id'jieJ* Du Phadt^ d* In - 
f l/r «/.< 42, Uebtlgen» ist dicj 

dltich &ui»t3rc iuiu^vtilt getlHnij>ft , ^'cr : *_ 

•*) £c/ /ooi4 dhtc'pi 4>u /ttrmi . , _ 
9'Arf b§ni itHmiMHiertii i« i^ ^o^. 
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mehr liegt eben das ' mit v in der HeB- r:einet: igüt^n 
Vej;(s^s8VXLgy äw sie eine gutjB Verwaltung herbei^ 
rubre, wenigstens keine schlechte überhand nehmen 
asse. — Uebrigens ist "es Sache det*Politik als Staats- 
kliigheittflehre die Züge einer guten VeiAssung wei- 
ter auszuführen. Die" Staatsrechtslehre hat es blots 
mit der rechtlichen Grundlage derselben zu thüh.' 
W^ir "lassen uns daher auch nicht weiter auf die 
Fragen ein , ob die synkratische 'V'erfassung monar- 
chisch oder polyarchisch sein , und ob die Monar- 
chenund Fblyarchen durch Erblichkeit öder durch 
Wahl bestimmt werden sollen, desgleichen ob die 
Volksvertreter blofs jgewahlt oder theils wahlbar 
theils etblich, tind in 'einer oder in zWei^'sögenann- 
ten Kammern (einem Oherhauise mit erblichen und 
einem TJAterhause * itiit rerwähltien Ilepräsentanten) 
wirksam sein sollen. - iDfenn' alle diese 'Fragen liegen 
über das Gebiet der Mofseli Rechtslehre hinaus *): 

Weim einzele Glieder einer bürgerlichen 
Gesellschaft dieselbe verlasseh wÖHeü,' so steht 
ihnen zwar das Auswanderungsrecht (yzw 
emigirationis) zu; allein der Staat hat auch, wo- 
fern er die Bürger nicht selbst zur .Auswanderung 
aufgefodert oder genöthigt hat, in Beziehung auf 
ihr bewegliches Eigenthxun ein A b s c h o s s r eX3 h t 
{jus detr actus ^ gahella emigrationis) und in 



*) Der VerC hat seilte Ansichten hieriüier in folgenden 
beiden Schriften weiter ^xUwickelt: Ueiber Staatsver- 
fassung und Sbaatsvervraltung. Königsberg, 1806. 8« 
und: Baa Kepräsentatirsystem, oder Ursprung 
und Qcist der stellvertretenden Verfassungen^ 
Leipzig» 1816. 8. 
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Bezielmiig auf ilir mibewegUchea Eigenthum 
Jefugoiss, ihnen die Vüräiifseriing dcsseli 
^neriialb einer gewissen Frist aiii^ulegen* 
jinm. 1, Da die Bürger nicht Leibeigne 
>t«at€ft sind, SCI liann ibneit das Ausvranij eroii| 
recbt nicht schlechthin abgesprochea werden. 
Ilinwurf^ dass dadurch das Daseia des Staat«« 
^fahrdet werde, ist von Jieiüer Bedeutung^ D^ 
wemt alle Bürget atiswanderti %v^olltea, *o hiefs^ du 
io viel als ^ die Gesammthalt des Volkes woHu; 
haatägebiet verlassen, hi diesem Falle w^t- 
laudes Recbt verletzt. Weua aber nur \ 

indem wdliten, so läge die Schuld eitivr<2 
Biner Uc] -TF!hmg des Staatsgebiets, \ri^V * i 
rofse \ ' ' ^ inge nicht mehr nnbreD K 
|n eiuer Bedrücbupg von 36it:eii dea Scaat^oberbji 
les, welches die Rechte aUer TJnterrh;ir 
Egleicbe Weise respektiren ivollte. Im : i 

wir* t% widersinnig, die Auswanderung seu verl 
dem, da sie dem Staate selbst mehr Vf 
^Nöchtbeil bringen w,ürde *), Im seweitcu i 



^) Ob ein Staat |e an Volknueitge üb«jiitUi w^itk k^ 
li ke':-'!./ i'f.iidiscbe Frage. Wir «etzen l", Tir.-t \v 
!>er ' 11 nie dch 2war dann audi d.L . 

Vftht .digeii. Allein entlieli iuil i. 

Gelr^ ' _^ iJiLU Und dann hat er k^ix^ Bi 

^Iti eine Kolonie zu deportiren* wenn es niclit \x ^\ 

iä Folge eines gesetidcshen Richlersprnclu ,: 
Uebervoliterang aJjer durch eine logeDsnnte - 
der *• " ' -Iitslheile vorbeugen wollen, ^xc- 
|f«<-i u^ vonien, wäre tmgerecht^ d« i-. 
d«r Welt daj BLCcId hahen kann , dem Korper etnes An 

eines magtJdi«}i Miibraiicb« oder S-^'-r^rrT -HIl 
'iv«]t lutxuliiuii^ sei es, du«« man ihm de i 

|ode^ HHtiiii! mid Ftlfae fefselri oder die MusclUtichj 

I infibulirei» wollte. 
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s eine doppelter Ungerechtigkeit, die Bedruckten 
on der AtuwaüderuBg abzuhalten *). Wenn end- 
Lcli nur cuweilen einzele Personen auswandern woi- 
3n,* um ihr sogenanntes Glück anderwärts zu yer- 
ucben: sd ist der Schade, den der Staat dadurch 
rleiden möchte^, viel zu unbedeutend, als dass das 
dasein desselben dadurch gefährdet werden kannte« 
Jeberhawpt darf» kein Staat, der eine gute Verfassung 
Lnd Verwaltung hat, fürchten, dass zu Vifele von 
em Auswanderungsrechte ^Gebrauch machen werden« 
Die natürliche Anhänglichkeit des Menschen an seiu 
Geburtsland verhindert diefs schon.. .Nimmt diso die 
Vus^wanderungslüst überhand, ohne Uebetfüllung des 
Staatsgebiets: so liegt die Schiild allemal am Staate 
elbst oder an dessen verkehrter Regierung. Man 
intfeme a:lso nur die Ursachen der • Auswanderung, 
md die Lu^üt dazu wird von aelbst wegfallen **). 
Wenn aber Ft<?mdlinge in deh Staat sich einschlei*« 
:^ben sollten,' um die Einwohner durch allerlei Vor- 
spiegelungen zum Aus wandern zu verlocken: so wird 
sine aufmerksame Polizei diesem Ünluge leicht Vi)r- 
beugöU können^ ' 



"*) Wenn ein. Staat eine sogendmite kexnehende Religion 

hat und die pisseotireuden um der ReHgion willen Jbedrückt 

und yexfolgty so ist diels schon an pdb, ungerecht. Woher 

sollte nun der Staat noch das Recht bekommen, die, welche 

sich dem widerrechtlichen Glaubens- oder Gewissenszwange 

durch Auswax|de£lcag^ entziehen wollen, jSaTon abzuhalten? 

Für wen der e^te-Zweek d^s bür|;erüchen<Vcreinii Sdiutz 

und Siohetheit^des Rechts, nicht eriJiBiolibar ist, an den hat 

der Staat keine. reohtUchan Anspritcho». Rr^darf >gelaif wo* 

hin er will. , » ^ , . 

^*) M&n k^hmte auch sagen, der Staat sei eigentlich eine 

Kechtswohlthat für den- Bürgen Wer nun den Staat y<erlia^ 

sen, als^ diese Wohithat nicht ferner annehmen Will, Von 

dem gilt der Satz: Beneficia non obtruduntun 
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316 Rechtslehre. > Tb. I. Reines Näturreckt. 
/ 
Ahm. 2. W}e Einige das Augwanderung.. 
recht der^Bürger geleugnet haben, so haben Au- 
dre -das Absohossrecbt de« Staats geleugnet 
Es hat aber seinem natürlichen örund darin, d:.- 
das Privatvermogen , Welches der Auswandernde ml 
sich nimmty auf dem Gebiete und unter dem Schutz^ 
des Staats erworben ist ^nd ein^n Tbeil vom Ge- 
sammtvermogen de^ Staates ausmaQht« Dieser ha: 
daher vermöge des Besteuerungscechtea immer tuiQY. 
gewiß^cn Apspruch auf das Privatvermögen der Bür- 
ger; und worin soUte das Unrecht. liegen, wenn dei 
Staat . diesen . Anspruch dadurch geltend macht, dass 
er von dem freiwillig Auswandernden tiae Art voi 
Nachsteuer für den ihm bisher 'ge.Wahrten Schutz ac 
Leib und Leben, Hab' und Gut, fq^ert? *) Ob es 
billig tfnd klug sei, ist eine andre Frage, Denn wenn 
andre Staaten dasselbe thun, so. gewinnt eigentlich 
der Staat nichts, sondern ei^ verliert nur der Privat- 
mann.^ Daher haben auch vi^e Staaten durch posi- 
tive Verträge, mit einander, auf jenes Abschossrecbt 
gegenseitig Verzicht , geleistet und dabei nichts ver- 
loren. Was aber das Grundeigen thuin. des Auswan- 
dernden betrift, so kann der Staat natürlich uiclit I 
zugeben, dass dieses von dem Staatsgebiete losge- 
rissen und einem., fremden einverleibt werde (§. 73. 
Anm. 3). Der Auswandernde Inuss es also von 
Rechts wegen verkaufen,' d. h; lieiri unbeweglicbei 

^) Eben' so wenig liegt ein Unrecht darin, wenn derglei- 
chen Nachstemr tob^ ülz Ausland gehenden • Exbsehaffcen er- 
hoben wird.- Deim.iiAch strengem Kecht0\konnte der Staa'. 
über solche Erbschaften gapz nach Beliebto^verfügen. Weun 
dagegen ein Bürger mit seinem Vermögen oder eine £rb- 
sphaft nicht iu's Ausland, sondern nur aus einem Orte ode- 
Be;Eixke desselben Staate in den andern geht.: so ffillt de 
obige Kephtsgrund völlig weg. Es kann v4al^er auch recht 
' lieber Weise keinerlei ,Nacl|stcucr gefodeirt werden. 
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IL! gentium in bewegliches verwandeln und dann von 
diesem den Ahschoss ebenfalU ^geben, wenn über- 
haupt ein solcher gegeben wird. Indessen können 
auch, hier die Staaten, besonders benachbarte und 
verwandte, durch positive Verträge unter «sich fest- 
setzen, dass der Bürger des einen auch Grundeig'en* 
thum in dem andern besitzen und behalten könne. 
Nur bleibt der Firemde in Ansehung dieses Grund* 
eigenthiuxft immerfott dem Staate pfttchtig, in dessen 
Gebiet es liegt. • 

$.89- 
Wenn Fremdlinge auf dem Staatsgebiete 
sich niederlassen^ oder in die Bürgergesellschaft 
YÖllig aufgenommen werden wollen: so hat der 
Staat das RechfcT^ dbensowohl die Niederlassung 
oder Aufnahme zu yerweige'rja, als auch die 
Bedingungen festzusetzen, unter welcheii er bei- 
des, gestatten will. Die Abkömmlinge, von 
Staatsbürgern aber haben einen natürlichen 
Anspruch auf das volle Bürgerrecht, sobald sie 
mündig und selbständig geworden. . 

^nm. Der Staat Kann nicht als eine dauernde 
Gesellschaft (§.72. Anm. 2) hestehen, wenn nicht 
an die Stelle der natürlich abgehenden Glieder der 
Bürgergesellschaft immerfort neue treten. Di^s ge- 
schieht schon nach dem Naturgesetze der Zeugung, 
vermöge welcher die Staatsbürger Wesen ihres. Glei- 
chen hervorbringen. Dass diese Wesen einen natür- 
lichen Anspruch auf das Bürgerrecht haben , leidet 
Keinen Zweifel. Aber das volle oder aktive Burger- 
recht (§• 73. Anm. 1) können sie nicht eher anspre- 
chen, als bis sie zur biirgerlichen Mündigkeit und 
Selbständigkeit, gelangt sind. Hierüber haben dann 
die Gesetze des Staats das Nähere zu bestimmen. ^ Der 
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Stjßt kataH tich aLer auch durch FjeiDillüige ^eti 
fn ' ' nitiren. Da jedocU der Fi ^i ;•/ licil 
11 . L I iien Aßspruch auf das Bürgt)' ■. c ^ 

der Eingaborue: »o stellt €s gao«. im Belieben 
St&nts, süu bestimmen, ob und welche Frem 
«ngcla&sen werden ^QÜeiu Eben ao siebt et in 
ncm Belieben, entweder das blolae A 9 c li t 
PaiöJKie d. b. der Nieflerlassung auf dem Sraj 
gebiete obne Biirgerrecht oder das wirJüiche Biir^i 
techt den Frenidliagcn zu gestattcii* . Doch 
derjenige, welcbem das Recht der pÄrokie erlh 
worden^ auch den Atispracli auf da» pr^^o-rrw^ 
erwerben , wenn er &Q lange auf dem ^ 
rcehtlich gelebt hat, da sä gegen sein« '; Ji 

Eum Siaatfthürger nichts eingewendet Wci^ji-ü UtM»a. 
Dieser Zeitrautu VdsBl sich aber nli:ht o frinrl W 
stiiniiien, sondern die Getet^e jurussen hlec < • 

gefäbre Frist festseta&en, die nach Umit^nt' 
Yerkürst werden mag •). 

$. 90. 
Ein Staat tann^ yne jede Gesell sofifift, tthj 
er gleich der Idee nach ewig dauern ^ol 
noch lUJtergehn sowohl durch Naltrr ^ dur( 
FmheJt Uureh Freiheit aber kÜmit' es rcc 
lichcr Weise nur vermöge ^no9 gem^Inaai 



♦) V/^T vom StnAte die ErJimbtxijf erlüilt. nuf äcisun 
biete eich oIa Ttm^ofjeeg oder arcota (Aowobneri Vi: 

von mcolüt Binwohaer) jueder2ul«*feii , U% gletch^aai ^u. 
Kehu Atf Einer ^ der eben auf dem Staatsgebiete ^^dreii 
und ntia erft bürgerlich mündig werden miij^, 1 ' , .: 
jener icbon natijrlidi mündig iit (vvdJi bier vor.. ..-*. 
wetdtr-' ' i 'i:ht der Zeitrautia, wo wji Fr^ti 

utr bui^:tjM^ if I iigkeil; gebifigt, Äicbt so Ims: tu 

ÄW der, wo min Neugebonier dazu geluigt. 
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Beschlusses der Bürger gesbheheB. Jedes ein- 
seitige Unternehmen , welches den Untergang des 
Staates herbeiführen konnte, -würde Hochver- 
rath sein ($• 84). 

'Jtnwf Wenn ein Inselstaat durch ein Erdbeben 
in den Abgrund des Meeres^ versänlce, oder wenn 
seine j^inwobner durch eine ansteckende Krankheit 
ausstürben; so hätte die Natur den Staat vernicbtet^ 
und TOm Hechte könnte dabei nicbt die Kede sein *). 
Sobald aber die Freiheit in^s Spiel tritt, entsteht auch 
die Fifagd. nach dem Rechte. Nun lässt sich aber 
innerhaib . der Grannen d^s Staatsrechts.-^— denn voxxx 
Yölkerretihta und den daraus hervorgehenden Folge« 
rungen ip- Bessug «auf das Dasein der Staaten, ^ehen 
wir jetab noch weg..— nur ein einziger FaU den- 
ken, ..wo ein. Staat ohne Rechtsverietzung aufjgeho- 
ben vrerden vhohntei,? nämlich wenn ein Volk, das 
bisher auf eiüem bestimmten Gebiete einen Staat 
bildete, auswandeitie, ujn einen neueu Wohnsitz zu 
suchen« Denn da das Gebiet ein ndthwendiges Staats^ 
Clement ist (§. 73. Anin. 3 und 4): so ist der bishe» 
rige Staat durch Verlasdung des Staatsgebiets wiiklich 
aufgehoben, so lang^ddas Volk Auf der Wanderung 
begriffen ist ; und - es muss erst durch Besitznahme 
eines . neuen - Gebiets der Staat wieder hergestellt 
^irecdem Des Volk befindet «ich gleichsam nur pro» 
visoxisoh. in einem dem bürgerlichen auälogen ^u» 
Stande, wenn es wahrend der Wanderung beisammeii 
bleibt und eine gesetzliche Ordnung beibehält. . Zieht 
aber nur ein Theil des Volkes aus, so gilt das eben 



*) Es ist falsch, wenn es Cic. dß repubh 111, 23. (ed* Mai) 
heilst : ^yJtfullus interitus est rei puhlicae naturalis ^ ut hominis.*' 
Denn weim ein soküto "Untergang «iich nicht leicht vor* 
kommen wird, so hletbt'ei* dodh stets mdgli^h. 



Digitized 



byGoogk 



320 



i>^ 



smes Naturreef 



Ge&agte flucJj nur fOh ilioii und der zvf 

TteU bleiljt im Bßsltze des ganxen GeliicLs wüd' 

«titütri.foitwäLrend den Lisiierigen Staate So| 

aber ein einzeler oder einige Staatsbürger etwas 

tcinaiiitien, was den Untr : i; 7 flc» Staates nacti 

7teLen könnte — ä. B* ivvöriing oder Aufij 

gegen die techtm^Mg^ Regierung, Veibindtuigeii 

AuiWüirtjgen y die eine feiiidlkhe Stellon. 

Staat oder dessen rechtmaCsige Jlegieivj, 

so wiiftle diefs als Verbrechen des HochveTratl&i i 

dem Tode 211 Lestrafen sein. Hecht rr 

oder geset^iuärsig (UgUim^) ist eine 

sobald sie von dor grofaen Mehrheit der Staanbüi 

anerkannt uixd durch sie eine hesteheode L 

Ordnung eingeführt ist^ ihr Dfiprnng aei, 

er wolle (g. 76« Anm. 4)« Ist daher eimtiiil ia di 

Staute durch Zwiespalt des Volk* ein hü: 

Krieg auigebrochen: so iat diefs allerdiDg:^ ^j.. 

fährli^hste und uit glücklichste Zustund^ des^ti Ut 

her den Tod verdient haben^ weil AuswÜrlige'' 

diesen Znatünd ^nm Verderben dc^ Ganz'^rr '- 

können. Wenn aber das Volk diesen 

Zustand endlich überstanden ood oys dr 

neue bürgerliche Ordnung mit einer 

voll der grofsen Mehrheit de* Volks ..i > 

Regierung sich gebildet hat; so ist diese 4Ü.S da- 

lein recht* oder 1: . • f ^näfitgc au u: /'; i and os snij 

sich daher jedei 1 • 



Jür untt I 



■tj^ 90 l«ä 
er auf dem Slfratsgebiete bleibt^ vwBil\ 
titioier wiedetholte Versuche, die einnid? 1 
Oidnnng nnrÄiiitarscn ^ die Anarchie gle" ' -muM 
ewigt und der 2 weck des bürgerlichen Verftii&i 1 
lig vernichtet wurde. Dagegen musi ei abf 
denen ^ welche nicht a u f d e xn S t a j t » i^ i? 
blßibesi wollen, freistehn, VQa 
rupgsrechte Gebrauch zu m^chi^n (5. ^) w^i" 
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leue Regierung und die damit verkiX >,e bürgcTliche 
)rdnuti^'vrider ihren Willen eing€füh^\ >rden. Auch 
st es .unter ^er Würde der Regierung,^ V '^ jemanden 
uf zudringen. Vielmehr muss ihr selbst v^ \,^a gelegep 
ein , dass diejenigen sich ' vöin Staatsgebie \tfernen, 
v-elchc? ihr nicht ^ mit freiem Gehorsam hulö^ m kön- 
len. D&het' ioUte atxeh den Auswandernden.. in die» 
em !F^allö nichts von ihrem Vermögen zu^ckgehalten 
Verden-^ da. ihre Auswanderung nicht als eine durch- 
lus freiwillige angesehen jyerden kann *)• 



-h- 



Des pf f en tli ch en Rechts 
zweites Haaptstück. 



w< 



V 51k er recht 

enri mehre Volker oder Staaten im Räume 
neben und um einander her gleichzeitig existiren, 
so federt die Vernunft in Beziehung auf dieselben 

*) Es findet hier derselbe Grund statt i aus welchem» wenn 
ein Staat dem andern Gebietstheile .abtritt » in der Regel 
stipulirt wird, dass jedem, der lieber der alten Regierung 
anhangen will, erlaubt sein solle, innerhalb einer gewissen 
Frist mit sefnem beweglichen öder in bewegliches verwan- 
delten Eigehthunäe das abg«tretne Gelnet zu Terlasieati, um 
nicht wider seinen Willen einer neuen Regierung gehorchen 
zu müssen. . Eine Regieri^ng , die sich mit Gewalt aufdringt, 
handelt allemaJL, nicht, nur ungerecht, sondern auch unklug. 
Denn sie gewinnt schon dadurch die öffentliche Meinung für 
sich, dass sie nur eine freie Huldigung fodert; imd es iist 
gar nicht zu fürchten, dass wegeii eines blof^en Regiefungs^ 
wechseis sehr Viele den väterlieben BodeH verlassen werden. . 
Kru|5'8 prakt. Philos. Th. I. Rechtslehre. Aufl. 2. 21 
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gleichfalls die Aaerkemrang des von ihr 
stellten Rechtsgesetzes, Da nun die Volker 

f moralische Peraonen anzusehen sind (§. 13> 
so miisaen den Völkern 3 übeiliatipt betrachlet 
ihrem Verhältnisse zu einander dieselben Re 
und Pflichten zatommen, welche einzelen tö^I 
niinfti gen Wesen zukommen, wiefeme sie in im] 
Sinnemvelt nehen einander sind und auf eiiMD^ 
wirken. Der systematische Inbegriff dieser He 
und Pflichten halfst das Völker- oder 

^tenre^ht {§. 12 nebsl den Anm.). 

Anm. Wo und wie auch «atilicli-vcnitto/ei^ 
Wesen in einem wirklichen Koexistenzialvcrhätlnil 
KU einander stehen, so babeö sie daa ReAuge 
ah eine allgemeine lUcbt&chtiui ihres gegenseiül 
Verhallens zu üchten , weil die Vernunft |cne^ 
setE ohne irgend eine Ausnahme ^oerk^inttt 
will. Wirklich aber ist ihr Koexistetizialv 
nis^ wieferne sie räuoüicb und «eitlich inr 
verbunden sind und r ermöge dieser Verbii^^-u^^ 
einander wirken können. Die Völker (teUen 
einer solchen Verbindung dadurch^ dasi sie g«^^ 
icbafiltcb einen und denselben Weltkörpcr, die FJ 
bewohnen I und daas Aw Natur durch die sptiirui 
sehe Gestalt dieaei Korpen und durch At^ das 

^einzig bewohnbare, Land desselben ir'' 
Osean einen VTechseUeitigen Verkehr dei > ^^ 
der entferntesten, möglteh gemachl hat. Daa 
recht besteht sieb daher in tkmi nur auf die 

^der Erde« oh ei gleich in hyp^t^iui auf dl« 
•Uer Weltkörper hexiehlicb Ist* Wie nun atliiB \ 
entweder ein natürliches oder ein wiH/n Ü 
je nachdem mau es bJofs durch Vernu: 
durch Ueherehifcunft betlimiDhar d4*4ilv£ 
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so giebt es auch ein aatürÜclies und ein wil}^ 
kürliqkes Völkerrecht (Ju^ g^neiujn naturale 0t 
oositit^urn). . Das letzte kann $ich entweder durch 
Gewohnheit als eine stillschweigende, oder durch 
Vertrag als eine ausdrücklich erklärte Uehereinkunft 
bilden (yW gentium oonsuetudinoirium gi paetUium). 
Die RechtsphUofophie ha^ es iei|;ßntUGh nmr mit dem 
ersten su thun, giebt aber, dadurch dem positiyen 
Völkerrecht eine allgemeingültige GruncUage. Eine 
=l11 gern eingültige, sagen wir; denn ob sie auch 
allgemeingeltead sei, d* fa; ob die Völker ein 
äclion durch ihre vernünftige Natur oder moralische 
Persönlichkeit bestimmtes Recht anerkennen oder 
nicht, geht una hier nichts an« Sie sollten es doch 
anerkennen. Wollte man aber daraus, dass die Völ- 
ker, der Geschichte zufolge, sich immerfort alles 
mögliche Uebel augefügt haben, folgern, es gebe 
kein natürliches Völkerrecht: so würde daraus fol* 
gen, dasB es auch kein positives gebe, dass also das 
Koexistenzi^lyerhältniss der Völker nach .Rechtsbe- 
griffen gar nicht bestimmbar sei, oder mit andern 
AVorten, dass die Völker sieh nur als Heerden von 
wilden Thieren betrachten lassen •«— eine Betrach« 
tungsatt, die schon faktisch dadurch widerlegt wird, 
dass die Völker so oft über ihre gegenseitigen Rechte 
und Pflichten gestritten und Unterhandelt haben. 

$• 92. 
Jedes YoU^ hat zuvörderst dieBefugniss, «ich 
zu einer 'bürgerlichen GeseUschafl oder einem 
Staate 2,\x gestalten und dadurch seine moralische 
Persönlichkeit gleichsam abzurunden, d. h. sich 
selbst als moralische Person gegen andre (phy- 
sische oder moralische) Personen in ^ev Welt 
der Erscheinungen -gelteiid xa aMcfaen. liao 

21» 
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kann daher diese Befugniss das Recht der 
moralischen Persönlichkeit nennen und 
es eben so, wie das Recht der physischen Per- 
sönlichkeit, in das Recht der persönlicIieG 
Subsistenz, das Recht der persönlichen 
Freiheit und das Recht der persönli- 
chen Gleichheit zerföllen (§. 29); mit wel- 
chen das Recht zu zwingen und sich durch diesen 
Zwang zu sichern nothwendig verknüpft ist 

jinm. Eine gegebne Menschenmenge, die man 
wegen ihrer natürlichen Verwandtschaft ein Volk 
nennt , konltituirt sich erst dadurch zu einem recht- 
lichen Gemeinwesen (res publica JuryUcä) und 
somit zu einer moralischen Person im vollen Sinne 
des Worts 9 dass es diejenige Daseinsform annimmt, 
welche Bürgerthum heilst, mithin sich zu einer 
Bürgergesellschaft oder einem Staate gestaltet« £xi- 
stiren nun mehre solche Menschenmengen nehen ein- 
ander , so hat jede ein ursprüngliches Recht, diese 
höhere Einheit und Würde sich zu geben, -weil die 
Vernunft das Bürgerthum als die Sufsere Bedingung 
der Verwirklichung der Rechtsidee fodert (§• 71) und 
eine Verhinderung daran schon in sich seihst wider- 
rechtlich wäre.^ Soll aber das Volk einen Staat bilden, 
so muss es auch als solcher subsistiren können. 
Dazu gehört nothwendig ein gewisses Gebiet (§.73. 
Anm.. 3). Dieses ist^ die natürliche Basis seiner Subsi- 
stenz. "Also hat jedes Volk auch das Recht^ denjenigen 
Theil der Erdoberfläche, den es vereinigt bewohnt, 
als sein unmittelbares Eigenthum zu betrachten nn^ 
gegen jeden Angriff von aufsen zu vertheidigen *) 

*) Wemi ein Volk keinen Theü der Erdfläche vereinig 
bewohnt^ «ondim vereinzelt nnt#r andern Völkern lebt, s( 
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£bendanun mixss' ein Volk ferner befugt sein , dieses 
Gebiet nacb Belieben einzntheilen und füi; seine 
Zwecke zu,^ benutzen , mitbin e& auch urbar zu mä-^ 
chen und zu befestigen, überhaupt - aber alle seine 
innern und aufsern Staatskräfte dergestalt zu entwil^ 
kein, dass es so vollkommen und mächtig werde, als. 
es ihm seine natürliche Lage gestattet. !Das Volk ist 
in dieser Hinsicht fr^i als ein politisches Ganze d. 
h. unabhängig von jedem andern Volke. Es darf sich 
daher auch jede ihm beliebige Verfassung geben 
und dieser Verfassung gemäfs seine öffentlichen An* 
gelegenheiten verwalten, dergestalt dass kein an- 
dres Volk sich darein mischen darf, so lange dessen' 
Sicherheit nicht dadurch offenbar gefährdet wird *). 

fällt die Bedingung weg, also auck das Bedingte. Die Ein- 
zelen müssen sich diyin an das vereinte Volk bürgerlich an- 
schlieXsen. — Wie ein Volk zu seinem Gebiete g^ekommen, 
ist eigentlich blols eine geschichtliche Frage« Eechtlich iät 
anzunehmen, dass es dasselbe ursprünglich als eine herren- 
lose Sache in Besitz genommen, obwohl die Geschichte lehrt, 
dass statt dieser Art von Besitznahme oft auch eine andre, 
durch widerrechtliche Gewalt j stattgefunden. Die Philoso- 
phie kann diels aber ignoriren, indem sie auch hier das 
Beati possidenies gelten lässt. 

*^ Wenn ein Volk sich: zum Kriege rüstet (durch Zusam- 
menziehung der Truppen, Anlegung von Kriegsmagazinen 
und Verschanzungen an den Gränzen u. d. g.) : so haben die 
Nachbarn unstreitig das Recht) nach dem Zwecke dieser. 
Rüstungen 'zu fragen und. die Einstellung derselben zu ver- 
langen, wenn nicht eine befriedigende Erklärung auf die 
Anfrage erfolgt. Eben so können revoluzionare Unruhen in 
einem Staate allerdings so bedenklich werden , dass die 
Nachbarn ma ihrer eignen Sicherheit willen genöthigt sind, 
Vorkehrungen dagegen zu treffen und zu erklären, dass man 
dergleiehen Unruhen nicht länger dulden könne. Indessen 
ist es leic}it möglich, *dass ^endadurch die Gefahr, der 
man vorbeugen woDte , erst Uerbeigef iihrt werde. ^ Aber 
selbst im glücklichen FaD^. I^aim doch, das 'Recht der eignen 
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Uncl da eine moralische Person als aoldie vor cler 
andern keinen Vorzug bat, so sind die Völker ein- 
ander auch ursprünglich und rechtlich gleich, sie 
mögen empirisch in Ansehung ihr^r Volkamenge, 
Oebietsgröfse, Bildung, Verfassung u. s. w. nocli 
so verschieden von einander aeia. Zu dieser Gleich- 
heit gehört folglich auch,* dass ihre Rechte sich ge* 
^genseitig heschränken und dass denselben Zwang- 
pflichten entsprechen , mithin ein Volk das andre zur 
Achtung seiner Rechte im WeigerungsfaUe zwingen 
und sich dadurch gegen Verletzung seiner Recbte 
schützen darf. 

J.93. 
Jedes Volk hat auch das Recht,, sein Gebiet 
und mit demselben seinen gesammten Frei- 
heitskreis zu erweitern, v^enn es auf eine 
mit den Rechten andrer Völker einstimmige Weise 
geschehen kann. Es darf daher sowohl angrän- 
zende als entfernte Grundstücke in Besitz neh- 
men, wenn dieselben entweder herrenlos oder 
vom bisherigen Eigenthümer freiwillig abgetre- 
ten sind.« 

Anm, Da physische Personen herrenlose Sachen 
rechtlicher Weise in Besitz nehmen und dadurch in 
ihr Eigenthum verwandeln können (§• 38):' ao mnss 
diefs auch in Ansel:iung der Völker als moralischer 
Personen gelten. Gränzt also an das Gebiet eines 
Volkes ein Land, welches noch nicht Gebiet eines 
andern Volkes ist: so darf.es dasselbe mit seinem 

Sicherung nicht so weit gchn, dass man dem fremden Volke 
einen Regenten und eine Verfassung aufdringe, die ihm 
durchaus zuwider sind. Man kann höchstens nur Bürgschaft 
gegen feindselige 'Beweguiigen naeli auTsen fodern. 
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Gebiete vereinigeii und Sxt seiiie Zwecke bearbeiten. 
Eline Ausa^iluni^ davon würde blofs stattfinden, wenn 
da» angranzettde Land als^ein sogenanntes ileutrales 
Gebiet die Gränzscheide zwischen zwei Nachbar- 
staaten bildete; wozu aber eine mit beiAeis^itigi^ 
£izii?i*illigung geschlossne^.TJebeteinkunfty« also eine 
positiv rechtliche Bestimmung des Yerhiltiiisses zweier 
Völker, erfodert würde, weil das ne%itrale Gebiet 
eine besondre Art des Oesammteigehthums wäre (§• 
44« Anm« 2), Von entfernten herrealoseii Ländern 
(^z. B. einer wüsten Insel ode:^ ^nem noch unbewohn- 
ten Theile des festen Landes jenseit ^es Meeres) kann 
auf gleiche Weise Besitz genommen werden. Hierauf 
gründet sich auch das Kelonisat ionsrecht oder 
die Befugniss,. Pflanrzstatten in entfernten 
Weltth eilen anzulegen. Denn das Gesammtin- 
teresse der Menschheit fodert die möglichste Anbauung 
und Benutzung ihres gemeinschaftlichen Wohnplatzes, 
der Erde. Die Einrede ^ dass ein 5taat dadurch zu 
mächtig Verden könne, ist Von keinem Belange. 
Denn Kolometi schwächen zugleioh in ge^lnisser Hin« 
sieht die Mutterstaatsn« Aber freilich ist. es Unrecht, . 
Kolonien auf einem Gebiete, ia^ nicht herrenlos ist,, 
wider «den Willen der r^chtmefsigen Besitzer anzule- 
gen und d^ese entweder zu verdrängen oder gar zu 
unterjochen. Auf solchem Gebiete dürfen Kolonien 
nur nach freiwilliger Abtretung eines Theils von dem- 
selben angelegt werden, waA die Kolonien müssen 
sich dann genau innerhalb der bestiramteti Gränzen 
halten. Was aber das Yerhältniss der Kolonien selbst 
zu den Mutterstaaten betrift, so ist diefs durchaus 
positiv rechtlicher Natur. Denn es kommt ja auf 
den Mutterstaat an, welche Rechte er der Kolonie 
zugestehen will. Nur die allgemeinen Bürgerrechte 
dürfen den Kolonisten nicht entzogen werden, wo- 
ferne diese nicht etwa deportirte Verbrecher sind. 
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Wenn indeaeen Kolonien, to blühend und mäclit^ 
geworden, daas sie selbständige Staaten bildan. kön- 
nen: -so sollten sie billig der Abhängigkeit, vom Mut- 
terstaat entlassen (efmänsipirt) oder wenigste&s nact 
d«n liberalsten Prinzipien behandelt werden. Denn 
die Erfahrung hat zur Gnuge bewiesen, dass solche 
Kolonien sich selbst lun so eher freimachen, je stren- 
ger man sie in der Abhängigkeit zu erhalten sucht *). 
— - Dass.. übrigens das Staatsgebiet eines Volkes sich 
auch durch Zuwachs (per accemoium) vergrölseni 
könne, versteht sich von selbst (§« 45). 

$. 94- 
Jedes Volk hat ferner das Redht, \ ertrage 
und also auch Bündnisse mit andern Yölkem 
zu schliefsen. Diese Bündnisse dürfen jedoch 
nur auf gemeinschaftlichen Schutz ge- 
gen feindlichen Angriff abzwecken, und 
sind dann um so rechtlicher, da jedes Volk schon 
an sioh befugt ist, dem angegriffnen Theile bei- 
zuetehn, wenn es auch nicht unmittelbar bedrohet 
wird. Die Personen aber, welche yon den 
Völkern zum Abschliefsen der Verträge und zum 
Unterhandeln überhaupt bevollmächtigt und 
abgesandt werden, sind in Ansehung ihres 
Lebens , ihrer Freiheit und ihres Eigenthums als 
unverletzlich zu betrachten. 



♦) Di© Behauptung Phadt's (ße la ripol. acU de PJBspagm 
e/c, p. 166); „üa possession des colonies est mauvcdse ä eitx 
„ [den Mutterstaatto] com/ne ä elles , et leur, independance, est 
yjce quHl y a de mieax pour t out es les deux^ — klingt aller- 
dings paradox,, ist aber doch wahr. Englands und Spaniens 
amerikanische l^olomeH beweisen es offenbat. 
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\Anm, 1, Yertp^ge .z^yisclien Völkern sind eben 
so recbtflgültig als zwischen FriTatper^oneh , wenn 
sie ^ucüb blofse Yerbalkontrakte sind (§: 54 und 55) '^)* 
Auch hangt diese Gültigkeit von den^^lben Bedin- 
gungen ab, nämlich der Willen&^mgung der Vertra- 
genden und der physisch - praktisthen Möglichkeit 
der .VolUichung.des Vertrags (§. 56 — 58), Wiefeme 
diefs auch auf Friedens vertrage- anwendbar sei, wird 
sich, tiefer unten seigen. — v Dass ntir Vertheidi- 
gungsbündnisse {foedera defensiua) rechtlich seien, 
erhellet daraus, dass ein A n^ r i f f s b ün d.n i s s (Jbedua 
offensiuuniy wenn nicht geradesu, so doch indire]^ 
gegcfn die Sicherheit andrer Völker gerichtet ist **).• 
Z>ass aber auch ohne .ein Vertheidigungsbündnis^ 



*y Völkerverträge werden auch Traktaten (traitSs) ge- 
nannt 9 weil 'darin über gegenseitige Rechte und Pflichten 
traktirt oder verhandelt , wird. Die Heiligkeit «derselben ha-; 
ben oft selb^ rohe Völ^^ anerkannt. Mit Unrecht heilst 
es daher in einer Abhandlung über Rezesse (Berl. Zeit* 
Nr. 26. J. 1811): ^,Das Gesetz unterscheidet sich von dem 
9,Traktate wesentlich dadurch , dass jenes als allgemeiner 
„Wille diejenige Heiligkeit in sich schliefst, die seine Voll- 
„Ziehung sichert, während dieser als das Produkt zweier 
„gleichen Willen keinen Anspruch auf Ifeiügkeit und Un* 
„verletzbarkeit machen kann/* Ist denn ein Gesetz immer^ 
der allgemeine Wille, auch wann es einseitig und eigen- 
mächtig gegeben wird? Und werden Gesetze nicht eben so 
oft verletzt als Traktaten ? Kann diefs aber ihren Anspruch 
auf Heiligkeit und Unverletzbarkeit 'vernichten ? 

**) Ein Angriffsbündniss ist nicht viel besser als ein Räu- 
.bervertragy vorausgesetzt) dass der beabsichtigte^ Angriff ein 
blofser Angriff und nicht etwa selbst ein Vertheidigungsmittel 
ist. In diesem mildem Sinne wird wohl auch dei; Ausdruck 
genommen, wenn zwei Staaten ein sogenanntes Tru^z- und 
Schuizbündniss (eine Öf- und Defensivallianz) 
schliefsen. Denn mäh will sich ebendadorch gegen mögliche 
Angriffe von Seiten Andrer in Sicherheit stellen. Mhn trotzt 
daduvch gleichsam denen, die ^ms ^ern angreifen möchten. 
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jedes andre Volk ciur Vertbeidrgmng einet ikngegriSna 
Volkes berechtigt sei, erhellet daraus, das in den 
angegriffnen Volke jjedes andre Volk mittelbar b^ 
drohet ist. benn der glückliche Erfolg des Angriffes 
muss den Angreifer um so geschickter und geneigter 
2u anderweiten Angriffen machen. Daher sollt' es 
politische Maxime aUer Völker sein, jedem ange- 
griffnen Volke auf der Stelle mit allen Kräften bei- 
sustehn und deä Angreifer in seine Gransen zniücA- 
zuweisen. Hätten die europäischen Mächte diese 
Maxime gleich anfangs gege^ Napoi^eou befolgt, Yrle 
fiel Menschenblut wäre inniger geflossen! 

Anm, 2. Was die Gesandten betri£t, darcL 
welche die Volker c^er Staaten mit einander zu un- 
terhandeln pflegen: so vertreten sie eigentlich die 
Stelle des sie abschickenden Staatsoberhauptes, -well 
dieses als Inhaber der höchsten Gewalt zunächst das 
Majestätsrecht hat, mit Auswärtigen zu unterhandeln 
(§. 82). Die Heiligkeit von diesem Oberhaupte geht 
daher auch auf dessen Repräsentanten über; und 
ebendarum sind Gesandte von jeher als unverletzliche 
Personen, der Gesandtenmord aber als das ab- 
scheulichste Verbrechen und die gröblichste Verletzung 
des Völkerrechts betrachtet worden. Auch würden 
ohne diese Ünverletzlichkeit der unterhandelnden Per- 
sonen gar keine Unterhandlungen zwischen Völkern 
mit Sicherheit und Vertrauen gepflogen werden kön- 
nen. Auf den äufsern Charakter des Gesandten (ob 
er vbn hohem oder niederem Range sei, von einem 
grof^en oder kleinen, einem monarchischen oder re- 
publikanischen Staate komme, ob er ein beständiger 
Resident oder ein blofser Missionar sei, ob ef Am- 
h<M8adeur, Enpoyi, Chargd iTaffairea u. s. w. heifse) 
kommt dabei nichts an; denn diese Unterschiede 
kennt »ur das positive Völkerrecht; nach dem na- 
türlichem aber sind alle Gesandten wie aUe Staaten 
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leich. Auch beziebt dich die UnverieMichkeit nicht 

lofs auf den Gesandten selbst, sondern auc& aul 

las zu ihm gehörige Personal (Gesandtschaftsräthe') 

^esandtschaftsschreiber u. s. w.) und ferner nicht 

»lofs auf ihr Leben , sondern auch auf ihre Freiheit^ 

hr Sigenthnm und ihre Briefschaften* Das Einsper» 

en der Gesaäidten bei ausbrechender Feindseligkeit 

zwischen den ab«endenden Staateii, das Wegnehmen 

)der Erbrechen ihrer Depeschen und andre offenbare 

) der heimliche Gewaltthätigkeiten gegen die Gesandt- 

jc"haften sind ebenfalls Verletzungen des Völkerrechts. 

Dagegen sollten atich die Gesandten und alle zu einer 

Gesandtschaft gehörige Personen sich aller geheimen 

Machinäzionen und Inttikea gegen fremde Staaten^ 

aller Kundschaftereien und Bestechungen von Rechts» 

wegen enthalten, um nicht selbt ihre Würde zu 

kompromittiren *). — Die Verträge, welche mittels 

der Gesandten abgeschlossen worden, können nicht 

eher Volle Gültigkeit haben, als bis sie r^tifizirt 

d. k. ron beiden kontrahirenden. THeilen als rechts« 

verbindlich anefjcannt worden, da es immec möglich 

bleibt, dass ein Gesandter seine Instruktion .über» 

schritten und mehr bewilligt habe, als er nach dem 

Willen des Absendenden sollte. Die gewöhnlichen 

Katifikazionen der Völkerverträge sind daher keine 

blofse Formalität* Doch fallen sie natürlich da weg, 

wo die Staatsoberhäupter aelbst und unmittelbar einen 

Vertrag abschliefsen , oder wenn die Gesandten eine 

ganz unbedingte Vollmacht zum Unterhandeln, erhal« 

ten haben« Hier könnte die Ratifikazion nur dann 



*) Daliin gebort aucli da« angebliche Recht der Gesand* 
ten, fremden oder gar einheimischen Personen gegen die 
Polizei vaid Justiz des Landes eine Freistatte in ihren Woh- 
nungen SU gebeh (jus asyli)*^ was so oft zum Schutze von 
oifenbiBr<en Verbrechern gemisbraucht worden» 
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verweigert -werfen, wenn die gesandten dtirch ihre 
Zugeständnisse die Subsistenfc des eignen .Staats ge- 
fährdet hätten. Denn auf diese kann kein St£^at ver- 
nünftiger Weise verzichten. . Diese Bedingung ver- 
steht sich ajso Von selbst, wenn nicht ein Staat aus- 
drücklich die Ein^rleibung in . einen andern" Staat 
verlangt und der Gesandte nur den Auftrag gehabt 
hätte, eben darüber zu unterhaxtd<&ln. 

§. 95. 
Da Völker, welche als unabhängige und 
unverbundne Staaten neben einander existiren, 
in einem dem^ Naturstand einzeler oder physi- 
scher Personen . analogen Zustande lebön (§. 11) 
mithin keinen .höhern Richter anerkennen, und 
dennoch von ihrem gegenseitigen Rechten und 
Pflichten subjektiv rerschiedne Meinungen haben 
können: so giebt es uur zwei Mittel, einen zwi- 
schen ihnen entstandnen Rechtsstreit zu entschei- 
den, den gütlichen Vergleich imd die Ge- 
walt der Waffen oder den Krieg. Den 
Gebrauch des zweiten Mittels kann die Vernunft 
nur unter der Bedingung zulassen, dass das erste 
' ohne Erfolg versucht und der Krieg förmlicli 
angekündigt worden, wofern mcht der eine Theil 
vom andern schon dergestalt bedroht oder an- 
gegriffen ist, dass ihm zu seiner Vertheidigung 
nichts anders übrig bleibt, als augenblicklicher 
Widerstand. 

Anm. 1. Der Krieg (bellum) im eigentlicben 
Sinne — denn von Privat - Zänkereien oder Schläge- 
reien y die man bildlich auch zuweilen Krieg nennt, 
ist hier nicht die Rede '— ist nichts anders als eli^ 
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^rofser Volketprozcss,* det aber nicbt geistig odet 
mit Wotten, " sondern körperlich oder mit* WaflFdÄ 
geführt, wird, also ein Zustand, Wo zwei (oder auch 
mebre) Tölker anr Behauptung ihrer (wirklichen oder 
angetlichen) Rechte gegen einander offenbaren Zwang 
ausüben *). Da zn sdlchem .Zwange einzele oder 
physische Personen nicht blofs im Matürstande, son- 
dern im Mothfall auch im Bürgerstande' berechtigt 
sind (§. ^^8): s0 müssen auch die Völker als morali- 
sche < Personen diese ]Etefiigni«s haben.« ' Giebt es also 
einen gerechten Zwang — weil da^-Recht überhaupt 
etwas ^rzwihgbares ist (§. 18) — so'muss es auch 
einen gerechten Krieg geben können, oder mit an- 
dern Worten, die Ternunft muas den Krieg wenig- 
stens in gewissen Fällen als ein Nothinittel zulassetf. 
Nun ist aber der Zwäng nur* insofern e gerecht,^ als 
er zum Schutze des JlSöhts odei* zur Vertheidigung 
dient* Also ist auch der Krieg nur in dieset Bezie- 
hung gerecht. Daher kann die Vernunft nur den 
V^rtheidigungskirieg {beUum defenatpum) ivLX zu- 
läÄig halten **). I>en blofsen Angriffskrieg (^«^ 
lum offmsipum) aber muss die Vemunfr rerwerfen, 

*) Der Kürgerlicke Karle g (helhtm eiinle) Ut nur ein ' 
Analo^n- des eigmititehea Knegs, indem' dort zwei oder 
mehre Parteien eines YpiUu im Zustande der Anarohie ads 
feindliclie Volker gegen einander auftreten. Dasselbe gut 
von den sogenannten Fehden, die wieder, ein Analogen 
des Bürgerkriegs sind. 

**) fflfullum bellum suscipi a cipitate optima 9 nisi out pro 
,^fide'aut pro salute." Cip. de rep. III, 25. ed, Mai, Unter ^ 
/rfe^ ist nicht der Glaube, sondern die Treue gegen Bundes- 
genossen, die man auch vertheidigen soll, zu verstehn. Doch 
würde ein Krieg für die Veriheidigmig seines Glaubens , um 
sich keinen fremden* aufdringen zu lassen, nicht minder ge* 
recht sein. Das Alte^thtim wusste aber von solchen Relir 
gionskriegen^ nichts. Diese sind eine muelig^ Erfindung ^ 
der neuem Zeit« 
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folglich jijch den Inraiions- -und Eroberuiii 
irieg. Denn bei dem selbe o iat ea entwcfler ül| 
baufil {tut auf BeiiitiLung eines andern Volh^ 
lar auf Binverleibimg seities Staatsgebiets, mltbtiiJ 
^'ertiicbtiiog seiner ganzen persönlicbeu Suls&istQ 
Freiheit und Gleicliheit {§. 92) abgesehn, \raB ok 
anders als ein politischer Mcird kt ^}* Oa inde 
Krieg, der in politiÄcher Hindcbt ein wi 
rertheidigungskrieg ist^ in milltaiiftcher Ulnslcbf 
wohl ofFensiv als defeosiv^ gefuhrt weideo kanui 
Ja offensive Kp^sopera^sionea in der Regel 
^iind als defensiire; so muss e» erlaubt tei0, den 
theidlguugslsrleg (^>^ matena) «ucb als einen Ati^d 
lu-ieg {ift forma) zn führen. Da ferner der Fall 
treten kaon, dass der Angriff von der aiidem S^ 
Ächou beschlossen ut uod vorbereitet winl^ iiÜöVef»> 
tbeidigtiug dogegen aber unjxiaglioh oder doch b 
schwierig sein wurdet wenn tuan den Aogrtff iii>>viii- 
ten und dem andern Tbeile oicht viehnehr durdb 
einen früberu Angriff suTorkoimnen wölket ^a m\ 
der AngriJTÄ krieg auch in diesem Falle pr!- * • 

wo er dann Zu vorkom mungsk tieg - ; 

umtionis) heifst. Daher kann es frelUdi bi der 
fiihrung oft zweifelhaft sein, .i I. ^^, . ü v ' !. 
fühlenden Völkern der angegca; i^ uj i i [ m ü 
theidigende Thetl sei, besonders wenn beide 
knge vorher, ehe sie xu den Waffen griiT. 
gegenseitig beleidigten oder über ihr gegciu, iu^ 
Ilechtj%^erhaitniss uneinig waren* Die Vernunft Jiii 
jedoch immer foderUi dass xuao, bevor man 



*) Et ist wobl müglidi, dass mcn in Fo%o ciiia« 

|#A VertlieJdigungs krieg es etwsJ ereifere. Ahisr exxie«i| 

npi der blofaen EroheruHg wille« lührau, igt allemal 

. reiuit, inreil du *olcher Krieg ein blor^ar oder roiiier 
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Waffen greife, dUjrqh,Untexhaodlungen auf gutliclicm 
Wege den Stielt beizulegen suche , und wenn diefs 
feblscjilagty sidx den Krieg ausdrücklich erkläre^ 
JDenxi wenn gleich eine solche Kriegserklärung Man^ 
cbem als blofse Formalität erscheinen möchte, so hat 
sie dpch ii^. der That eine höbei^e Bedeutung, , Sie 
zeigt ^ainlich an, dass JEnan ^hd;m - Gebraucfhe eines 
so gewt^tsamen Streitoittels , . als die WafiBen sindf 
mit einer gewisseifi Besonnenheit ^u W^rke geh^ und 
nur xUvtkgedrungen da^u greife, und .giebt zugleiicb 
andern Volkem «4^0 Art ron Burgschaft, dass pian 
in streitigen Fällen . nicht auf eise ehrlose Weise 
durch etnei? uiier.wa]rt9t^n Uebe^fall^siph in VortheiJL 
zu setaen suchen W3er4e. Wo indessen der Krieg 
schron TOn der eineii Seite faktisch erklärt ist, war* 
CS lächerli^,^ eine wi^rtliohe Erklärung noch zu 
fodern «der von sich.au gebep» ehe man wider- 
stehen wollte *).« * 

,Anm* 2. Wcinn .^ein Volk das andre beleidigt 
hat und dem beleidigten keine Geäugthuung geben 
w^ill^ so darf das beleidigte Volk allerdings 4iese 
_ • ■■ ' _ \-- " . ■' * 

*) Bie priesterHclieit Hereide der Alten — Feciales bei den 
Körnern genannt ^-*- welche mit ettsae gewissen Peievlielikext 
den ümeg a^uii^gten, Imtten wplü ke$ne|i a^t^bm Zweck, 
als difs ^ Bezeicbni^g des Kriegs als eines xneaschlichen 
Kaxhpfes. Wilde Thiere n^ogen sich^ nnvermuthet über- 
fallen und zerfleischen. Der Me^iscli. soll auch da y wo er 
Gewalt brauchen mxufy' mit einem seiner hohem Natur wür- 
digen Anstände handeln. Treffend sagt Cicsito (Off. i*»-!!): 
fyCum.4int duo .gener adeceriandif unum per disceptationent^ 
jytdterum per fij^r cumque iüu4 proprium sit. hominis^ hoc 
,y belluarum : confugiendum est ad posterius , si uti non licet 
„ superiore» ** Eben derselbe berichtet (de rep, II » . 17) von , 
TuLLirs H0STXI.ZV8: \yConstituit jus\ quo hella indicerentur § 
y^quod per ee justissime invenfum sanxit fetiali religionef ut 
^yomne bellum ^ qüod denuntiatum Andictumque non ^esett iä 
^yinjuUt^ esse ütque impium judicaretur.** 
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G«nugtliituQg sicli nebmeii« Dann es kann lseij( 
l Volke vemtiiiftiger Weise «ugemuthct werden^ 
rgAfliiLlifir beleitiigeii zu losseo- Haan nun diese ^ 
^li , jng nicht durch blof«.© ReprOüalidii, 
^inrch ^mmalige Eiwiedcrung der sugefügteo B^ä 
ilgung, erlaugt werden; wo bleiht BticK £n dl« 
?*allc kein andres Mittel^ »ich Geneigt iitiung «u 
ich äffen, iibrig, ab der Krieg. Ein solcber Hij 
aeifst Vergeltunggkrieg — Kiiweilen ar-r-» 
mhl minder schicklich, Rache- oder Sti 
i$t aber eeioeto'Weien nach iramer Verth. 
Irieg, wenn er ancL an^r; M rise gefuhrt w 
«an dabei imoier den ^ . liat| tich g* -. 

^erholte Belaidigiiiigeti zu «cbütueor Wenn min 
Tolk defnuögeachtel seine Bdeidignugeti iniv^ .: t| 
lerholt, wenn es also durchaus in Kein r^ > 
P'ek'h^ltniis mit änderst Völlcern treten will: »ci bl^ibll 
liefen kein andres YcHlieidig^j > 'i > ^ ''*■ 
iw pulitiscbe Existena eines 8oJ( - ^ ' 
lufzubebeu, mithin einen wirklichei^ 
i^tinga- oder Tefttlgii iigs krieg (^/ 

») gegen dass^ilbe zu lÜhren* DieE» ^i: ^^ jjLi 
den niirdafrtlsatii&chen KaubsUaten Im T«?hHt»t| 
%VL den christlich -eurti] ' ■ ' 

|ene immerforc sich an d.i,. l...ij.i. , iii.i i . ,1.1.: 
dem Eigenthnme der Burger dieser Staaten re 
fcn, wenn diese sich nicht duich einen s '' 
Xfib\it,von iolchen Rechts verJetzttr-f*- t 
1^: «o sind die christlich -eurO[i 
tliii-s berechtigt, jeae Staaten gansUck äu ftctratSl 
)agegen war e» eine Limmeischr i rn^-^ T' - 
jtcit, als die Spanier mit den su 

>ü Mexiko und Peru, voj 
leidigt waren , einen sillcteu V 
ten* Denn hier w«r ea nicht auä ^ i 
aondern hlor« a^f £iobiir&ii^g eii»«0 trum* 
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B taatagebiets, mithin auf einen politischen 
[Mord, abgesehn (Anm. 1). Die Verschiedenheit der 
EVeligion aber konnte hier aucb nicht einmal einen 
scheinbaren Rechtfertigungsgrund geben. Denn Re- 
ligionskriege sind schon in sich selbst die unge- 
rechtesten t&nd widersinnigsten von allen, da nian 
religiöse Ueberzeugungen Andern weder aufdringen 
kann noch darf. 

$•96. » 

Da während des, Kriegs die kriegenden 
Völker iblofs im Granzen als Beleidiger und 
Beleidigte anzusehen "sind: so dürfen die in dem- 
selben Änzuw'endenden Zwangsmittel auch nur das 
Volk ^s ein gesellschaftliches Ganze^ nie 
aber die Privatpersonen als solche be- 
treffen, so wie auch die Privatpersonen als solche 
keine Feindseligkeiten ausüben dürfen. Die 
Feindseligkeiten im Kriege werden daher nur 
in Folge des Befehls dbt obersten Staatsgewalt 
von denen mid gegen die verübt, welche dieser 
Gewalt als bewaffnete Werkzeuge dienen. 
Die nicht kriegenden Völker aber haben 
das Recht der Neutralität* 

Jnm. 1. Die Meinung, dass Wahrend de^ Kriegs 
aUes Rechtsverhältnis^ zwischen den kriegenden Töl- 
kern aufgehoben, mithin aUen aUes — morden, rau- 
ben, sengen, schänden u. s. -w, -^ erlaubt sei, kann 
nur von Barbare;n aufgestellt und vertheidigt werben« 
Selbst die Römer, die doch im Kriegführen eben 
nicht bedenklich waren,' urtheilten anders sowohl 
theoretisch als praktisch, wie man aus Cic. öffl I, 
11—13. de legg. II, 14. und Liv. hist. V, 27. sieht. 
In der letzten Stelle sagt unt^r andörn der xömische 
Krng's prakt. Philos. Th. I. Kechtslehre. Anfl. S; 22 
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Feldherr CAMu-iiUS sebr tchöny wenn auch. nicLt 
durchaut historisch richtig: „Suhi belli eidam sicut 
^pacis fura, ßuateque non minus quam . fortiter beU 
„gerere didicimus. Arma:- hahemua non -aduersum ean 
„aetatem, cui etiam captis urbih^a paritur, aed ad- 
„P^rsua hoste 8 armatosy ä quibus injustd lacessiü 
„fiumus/* — Kriegende Völker zerfallen gleicLsaji. 
in zwei grofse Hälften, den bewaffnetea und dea 
unbewaffneten Theil. Der bewaffnete Theil 
dient der obdsten Staatsgewalt als unmittelbares 
Werkzeug gegen den Feind. Dieser hat also aucH 
nur gegen jenen seine unmittelbare Gewalt zu rieh- 
ten, d. h. nur die wirklichen . Krieger dürfen sicli 
unmittelbar auf Leben und Tod bekämpfen. Ahei 
dieser Kampf muss sich auch offen als solchen an- 
kündigen. Daher ist aller Meuchelmord und folglich 
auch der Gebrauch des Giftes — Vergiftung der Nah- 
rungsmittel oder der WaflFön — ini Kriege unerlaubt. 
Ebendaher darf auch der. verwundete oder gefangene 
Krieger nicht getödtet werden. Denn der Zweck 
des Kampfes ist, den Feind zum fernem Widerstände 
unfähig zu machen. Ist er also durch seine Wunden 
oder durch Uebergebung seiner Person dazu schon 
unfähig, so ist die Tödtüng desselben eine hlofse 
Barbarei. 'Auch zum. Sklaven 4arf der zum Wider- 
stehen unfähig g'ewordne Krieger ni^ht gemacht wer- 
den. Man darf sich nur seiner versichern, damit 
er nicht entlaufe und wieder zu den Waffen greife. 
Ob man aber eine Auswechslung oder Auslösung der 
Gefangenen während des Kriegs stattfinden lassen 
wolle y steht jedem Theile frei ^). So lange man 

*) Die Entlassung der Gefangnen auf Ehrenwort 
ist ^ilols Sache der Grofnnuth; zuweilen auch des Eigen- 
nutzes. Wer aber sein Ehrenwort bricht und dennoch wie- 
der zu den Waffen greift , darf sich wenigstens' nicht be- 
schweren, wenn er dann als Geftfngner getödtet« ward. 
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indessen- den zum Widerstehen unfähig gewordnen 
Krieger in Gewahrsam behält, muss ejf^ auch verpflegt 
^rerden, weil das Verhungemlassen noch grausamer 
sein würde ) als das Tödten ; doch darf er angehalten 
\?frerden, seinen Unterhalt durch Arbeit insoweit zu 
verdienen , als es seine Kräfte gestatten. — ^ Was den 
unbewaffneten Theil eines im Kriege begriiFenen 
Volkes betrifft, so darf der Feind von demselben 
allerdings Unterhalt fodern, also Obdach, Nahrungs- 
xind Kleidungsmittel, auch anstatt derselben Geld, 
aufserdem aber sich keinerlei Gewaltthätigkeit gegen 
denselben erlauben $ Und um diese zu vermeiden, 
müssen jene Foderungen immer auf eine regelmäfsige 
und schonende Weise geschehen, mithin nicht der 
Willkür des einzelen Kriegers überlassen werden *). 
Tom Staats^ und Näzionaleigenthume mag der Feind 
auch nehmen, was nach einem bestimmten Preise 
geschätzt und als Unterhaltsmittel oder Schadenersate 
betrachtet werden kann, z« fi. öffentliche Gelder, in 
Magazinen aufgehäufte Vorräthe von Waffen, Muni- 
zion und Provision u* d« g. Keineswegs aber gehö- 
ren dahin artistische und literarische Schätze, 
welche als allgemeina Bildungsmittel eines Volks 
einen unendlichen Werth für dasselbe haben und 
daher nuip dann genommen werden dürften, wenn sie 
freiwillig nach einem durch beiderseitige Ueberein«> 
kunft besti!mmteti Preise zur Ablösung von Kriegs- 
kontrib.uzionen dargeboten würden, 'oder wenn man 
sich vorher an diesen Heiligthümem des Feindes 

*) Die Kaperei in Seekriegen ist offenbar ungerecht, 
weil sie ein Kaub des Frivateigentkums ist« Nor Staats- 
eigentknm dürfte gekapert werden, PreuTsen und Nordame- 
rika haben ihr daher ausdrücklich durch einen Vertrag vom 
J. 1785 jsntsagt. S, Eybrbtt's Europa.. Th. i, S. 145. ,,So 
lygehet hin und thuet desgleichen!^^ möchte man. 
hier den übrigen Staate» zurufen. 

22* 
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vergrifFen Iiättei indem im letzten Falle der Feind 
nur entweder .das Seine zurückfoderte oder dafür 
etwas andres dem Genommenen Aehnliclies nähme^ 
nach dem Rechte der Repressalien« Dieses 
Recht findet nämlich im Kriege überall statt, wo 
der eine Theil einen solchen Excess im Gebrauche 
der Gewalt begangen hat, dass man voraussetzet 
musSy er könne nur durch die Furcht vor einer äiin* 
liehen Behandlung künftig davon abgehalten werJexz. 
Freilich giebt es Gräuel, welche die Menachheit ia 
einem solchen Grad empören, dass ein menachliclL 
gesinnter Feind in Ansehung ihrer sich keine B.e- 
pressalien erlauben wird« Aber es muss seinem Ge- 
wissen überlassen werden, ob und wiefern er sicit 
im Gebrauche dieses Rechts mafsigen wolle. Auch 
das Ausheben der G ei f sein als lebendiger Unter- 
pfänder für die Erfüllung gewisser Versprechungen 
oder zur Sicherstellung gegen unruhige Bewegungen 
der Einwohner einer besetzten Stadt oder Provinz ist 
im Krieg erlaubt, das Ajasheben der streitbaren 
Jugend hingegen oder das Zwingen der Gefange- 
nen zum Dienste gegen ihr Vaterland 4(St durchaus 
widerrechtlich« Ueberhaupt versteht es sich yon selbst, 
dass die streitenden Parteien sich aller schändlichen, 
die Menschenwürde entehrenden Mittel, einander zu 
besiegen, enthalten und die allgemeinen Menschen- 
pflichten , so weit es nur immer möglich ist, gegen 
einander erfüllen sollen. Denn ebendadurch erhebt 
sich der Krieg über einen blofs thierischen Kampf. 
„Est enini ukiscendi et püniendi modus." Cic. 1. L 

Anm. 2, Dass das Recht der Neutralität 
allen Völkern zukomme, die nicht am Kriege theil- 
nehmen wollen, leidet keinen Zweifel, sobald ein 
Volk nicht durch ein vorhergegangnes Bündniss (§. 
94) zur Theilnahme verpflichtet ist. Wenn indessen 
ein Volk dieses Recht von den Kriegführenden 
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:re8pektitt vrtssen will, so hat ei auch die Pflicht«, 
seinä Neutralität streng zu hewähren^. Hiezu gehört 
1.) "dass es keinem der Kriegführenden den Durch- 
zug durch '6ein Gebiet^ erlaube, um dem andern 
THeile leichter und schneller beizukommen, 2.)« das« 
es keinem derselben binge zuführe, die unmittelbar 
zum Kriege gebraucht werden, vielweniger Truppen 
leihe *)• Dagegen sind die Neutralen befugt, mit 
'beiden kriegführenden Völkern Handel zu treiben, 
M^iefern es kein Handel mit Kriegswaaren ist. Frei- 
lich ist der Begriff von Kriegswaaren so unbestimmt, 
dass nur durch eine positiv völkerrechtliche Ueber- 
einkunft diese TJnbestinimtheit gehöben werden kann. 
Dass aber Waffen aller Art, also auch Pulver und 
Blei und Eisen, dazu gehören, leidet keinen Zwei- 
fel. Zweifelhafter ist, ob auch Nahrungsmittel dazu 
gehören, weil diese sowohl vom friedlichen Bürger 
als vom Krieger gebraucht werden. Wenn sie in. 
dessen den Kriegern selbst zugeführt werden, so' 
sind sie unstreitig ah Kriegswaateh anzusehn. Wie 
weit in Seekriegen das Blokad erecht gehe, nach 
welchem kein neutrales Schiff in Häfen oder Flüsse 
einlaufen oder an Küsl;en landen - darf, die in Blo- 
kadestand erklärt ..sind : ist ebenfalls eine streitige 
Frage, wiewohl so viel gewiss ist, dass die blofse 
Erklärung noch kein Recht begründen könne. Denn 
sonst könnte man Jenes Recht über die ganze Erde 
• I ■, , ■ t ■ ' ■ ■ • , ,. . 

*) Die Sohweizer, wel6he ausv^ärtigen Mächten Krieger 
vermiethen, entehren sich dadurch nicht nur > sondern ver- 
leben auch die Neutralität g^gen die Völker, mit welchen 
jene Mächte in Krieg gerathen. Sie sollten dann wenigstens 
den im fremden ^olde stehenden Schweizertruppen keinen 
Antheil am Kriege gestatten. Erlaubt man diefs von beiden 
Seiten stillschweigend, ohne darin einen Bru-ch der Neu- 
tralität zu erldicken: so ist es eine Ausnahme vom allge- 
mein^^ Rechte. 
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fiusdelioen. Es muas aUo der Hrklärung anck 
wirkliebe Blokade folgen. Was endlich den J 
betrift; Frei Schiff^ frei Gut — so kann et 
Heclits wegen nur voo solcben neutralen ScUi 
gelten^ die keioe feindlicbeti Truppen oder Kri 
effeJiten führen* Denn durch den Traa&port sol 
Dinge miiiels neutraler Schifle an bedrohte 
aoRugreifende Funkte in der Ferne wurde der 
Theil dem andern viel Abbruch thun bdnnei)* 

$. 97. 
Wie Jeder während des Kriegs geschlo 
Vertrag» so muss aucli der Fridenstrai 
d. h- derjenige Vertrag, wodurch allen FeÄ 
Seligkeiten ein Ende gemacht mid das bid 
streitige Rechtsverhaltniss der kriegfÜJiren 
Volter entschieden wird ^ heüig gelialten yreri 
sobald nur in Ansehung meiner die allgemei 
Bedingungen der Gültigkeit der Verträge sh 
finden (§. 56—58). 

jinm, Sehon wahrend de« Kriegt hBanm Vi 
tr/ige geachlossen werden^ weil nicht allts Rech 
verhaltniss zwischen den Krlegfübreoden anf 
ifit (g, 96- Anm. 1). Dabin gehören z. B. 
«tillÄtaiidsvertTöge, Kapitulationen wegen Uebar 
bnng belagerter PMtBe oder eiiigc«cblo4^er Trupp 
V^ertrtige über Aii*wechieluiig der Gefangnen vor 
schluii des Friede»«. Soilf e8 eine erlaubte aXüxü 
lein, dergleichen Vertrage zu brechen, wenn 
seinen Vortheil dabei findet (S5. B. den Feind w 
rend dea Wairensrilldtmides »u ülier&ncii): na m^ 
es widcrahmig, dergleichen Vertriige *u mrblidlk 
nnd es könnte nicht einmal wegen des Friert 
Sicherheit unterhandelt werden. Denn, wn 
tüit einem Feinde »ich rattragen, det keinen Verti 
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alten will! Was aBeriden Friedeasvertrag betrift,. 
o l^ann derselbe wobl mancbe harte Bedingung für 
en einen Tbeil enthalten. Aber die blofse Härte 
er Bedingungen (z^ B. di^ Bezahlung grbfser Geld* 
iimxnea) hebt doch -die Gültigkeit des Vertrags noch 
licht^ auf, sondern es mnss diese Gültigkeit nach 
Indern infoinenten beurtheilt werden. Zur Gültig* 
• eit eines «Vertrags- gehört erstlich die Willens* 
Einigung der Paexsaente». Diese fällt beim 
"Friedensschlüsse nur dsna weg, wenn der eine Theil 
lurcli eignen«: biofsen Angriffskrieg als einen wider- 
echtlichen Zwääg dtfm- andern sein Versprechen ab* 
^enöthigf hat (§. 57. Anm. ♦. ufld §r 96. Anm. 1). 
Ffaben aber beide Theil^ , indem sie über ihre ge-^ 
jenseitigen Rechte und Pflichte« uneins waren und 
durch götlicheh Vergleit&' 'den Streit nicht beilegen 
konnten, die Gewalt df^ Waffen zur Entscheidung 
gewählt: so ist diefs als ein freier Willensakt von- 
beiden Seiten anssusekn,- und die jCfrlge- desselben, 
der Friedensvertrag, ist dann keineswegs aus einem 
an siph^ widerrechtlichen Zwange herfx>rgegangen. 
Beide T^heile wollten ja , dass ihr Rechtsstreit auf 
diese Art entschieden würde. Der Vertrag Jkann also, 
w^enigsteni^ aus' dieseni< .GruDüde nicht für, ungültig 
erklärt werden^ Zur Gültigkeft des Vertrags gehört 
aber auch^^weitens, dass er keine Stipulafiionen ent- 
halte, welche der moralischen Persönlichkeit 
eines Volkes oder, was eben so viel heifst, den un- 
veräufserlichek Rechten desselben entgegen 
sind (§. 68. Anm. 3. « und §1 92. nebst Anm.). Kein 
Volk kann auf seine SelbstShdigkeit und Vervoll- 
kommnung schlechthiu Verzicht leisten. Diktirte 
ihm also als dem besiegten 1? Heile der Sieger einen 
Frieden, wodurch es auf immer diesem dienstbar 
oder in der freien - Entwickelung und Ausbildung 
seines Kräfte gehemmt würden so ist der Vertrag 
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schon in 'sich selbst .null und nicbtig, . er ist eb 
blofser Scbeinvertrag, der keine recbtUcheÄ FolgeL 
bat; und der, besiegte Tbeil darf, sobald er sich 
stark genug dazu fühlt, von neuem zu de^n Waiieii 
greifen, um sein unveräufserliches Recht geltend zl 
^machen, ohne dass man ihn eines treul<^^a Friedens- 
bruchs besichuldigen könnte;^ In dieser Lage befan- 
den sich . z. 3. alle deutsche Fürsteii und Völker 
gegen Ftaiikreich unter Napolepn's Herrschaft. Sie 
handelten also gand recht, .als sie in dem günstigen 
Augenblicke die Waffen ergriffen, um dias ihnen auf- 
gelegte Joch abzuschütteln. (..Man köqnte daher au c\i 
sagen y .^a^' einem FnedensVertrage , y^odurch die 
Selbständigkeit u^d Yervollkommnungsfahigkeit eines 
Tolkes gefährdet wird, selbsrt die erste , Bedingung 
seiner Gültigkeit, die Willi^S49inig]ang, fehle, weil 
ein Volk nie einwilligen IwMln, dass es auf immei 
eineiA andern dienstbar, oder in der freien Erutwick- 
lang und Ausbildung seiner Kra&e gehemmt werde *). 



♦) Von dieser Seite wird der Pressbiirger Friede (IS06) in 
dsM Zeiten von Voss (^d. 6, '$t. 4. 1806. S. 6) beurtkeilt, 
wo es unter andern keifst: „Schon anderweit ist beiläufig 
„Mgemei^t worden, dass/dieser Fnedensschliiss seineiiL gan- 
„zen Hacqptinhalte qacfa tTnix Fzsnkreieh. vorgeschrieben und 
„von Oestreicb angenonimen wurde. Sonach fehlt es ihm 
„schon an dem ersten und wesentlichsten Erfoderniss eines 
„Vertrags, der freien Ziustimmung beider kontra- 
,,hirenden TheSle. Ebeil so und eben deshalb ist nun 
„ein völlig einseitiger Zweck und Vortheil darin beabsichtet 
„und erreicht worden; tihd sonach verleugnet sich auch 
„biedurch in demselben die Natur eines freien Vertrags." — 
Es erhellet hieraus jzugleich, dass es auch höchst unpoli- 
tisch ist, wenn der Sieger dem Besiegten einen solchen 
Frieden dtktirt. Denn auTser dem ewigen Stachel, den er 
im Herzen des Besiegten zurfecklässt, giebt er ancli stets 
die Ausrede an die Hand, dass der Vertrag aufgedrungen 
sei. Daher ist es natürliqh, dass solche Fried^isverträge 
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Wenn M nun aber Friedensvetträge geben kann, 
welcbe- keine recbtlicbe .Gültigkeit Haben, an die 
also ein besiegtes Volk nicbt^ gebunden ist: so wird 
ein besiegtes Volk, mit dem* der Sieger gar keinen 
Vertrag geschlossen, sondern nach blofser Willkür 
1^ erfahren hat, noch viel weniger verpflichtet sein^' 
Bicli .^iefs gefallen .211 lassen. Es kann daher auch 
nimm elf für eine ^iupörung gehalten werdet», iTPenn 
es sich bei günstiger Gelegenheit^ erhebt, um sein 
unverlierbares Recht wieder gelt:end zu machen. So 
vrar ^ie 'Erhebung der alten Deutschen gegen die 
Römör keine Empörung.,' eben sa wenig aber auch- 
die Erhebung der Pöl^ngegeU" di<er)6^gen Mä<;h4re,' 
die ihr Land -eijobertiand unter jBioh gethjßi}!: hatten. 
13enn warf dem Einen teisht, Ut d<K?h wohl dein An« 
derEL wenigste!)« billig f). . 

" /-* ' /'^ 98. ■'; \ * 

Da durch dm Krieg/ das IjLechl: der Völker 
TÖUig unsicher ^gemacht und dujpch den Sieg ein 
Rechtsstreit der .Völker auf keine allgemeingül- 
tige Weide entschieden wird: so ist es eine nn- 
abweisliche Federung der Vernunft^ dass der- 
gleichen Str^itigkejyten nie durch Waffengewalt 
entschieden werden^ nuthin ein ewiger Friede 

• -■ - : : i '. 

keinen Bestand haben; inid da Napoleon keinen andern zn 
schliefen yetstand, so und sie alle 'mit sammt seiner Hezx- 
Schaft zusammengestümt. .. £^ ist also eine allgemeingültige 
Maxime: Je hilliger, (nicht je vortheilhafter) der Friede^ 
desto besser ist er, weil man desto sichrer auf dessen Dauer 
rechnen kann. 

*) So* ist auch der Au&tand der Oriechen gegen die Tür- 
ken zu benrtheilen. ' Es" hat zwischen Beiden nie ein wirk- 
licher Friede, sondern nur Waffenruhe auf tmbestimmte 
Zei^ bestanden. 
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unter den Völkern herrsche. . Dieser Friede aber. 
als das Ideal eines durchaus rechtlichen 
Zustandes der Völker, ist in keinem Zeit- 
punkte weder durch eine Universal monar- 
chie, noch durch ein politisches Gleich- 
gewicht, noch durch einen allgemeinen 
Völkerbund erreichbar*; sabdern es ist nur 
eine allmähliche Annäherung zu demsel- 
ben durch eine fortschreitende Verbessenmg des 
physischen^ politischen und morali- 
achen Zustandes der Völker möglich. 

Anm. \. Man mag noc& «d sehr theik ans ali- 
gemeinen Wertgesetzen, tbeils^ a:us den hesondem 
Gesetzen der sinnlichen Menschennatur, theils end- 
lich aus den natürlichen Verhältnissen der die Erde 
bewohnenden, an Sprache, Sitte, Denkart, Bildung 
und ^Staatsverfässting »o vüertckiednen Völker die Un- 
verm^idlichheit des Kriegs darthim; x&an mag auch 
noch so weleVartbeileaufzähfen,' die der Kriege zu- 
fällig dem MenschßngescUechte gehracht h^t *}: so 
bleibt er doch immer eins der gröfsten "physischen 
und moralischen Uebel; und Klopstock nennt ihn 
daher nicht mit Unrecht „des Menschengeschlechtes 

Brandmal alle Jahrhunderte durchs der unter- 

• sten. Höllq. 

Lautestes schxecKlichstes, Hohngelächter. ** 
Denn wenn wir ihn hier auch nur, wie es der 
Rechtsphilosophie geziemt, ron jder.)uridischen Seite 



•) Vergl. Embsbr's Scbrift; Die Abgatterei unsers 
philosophitchen Jahrhunderts. Erstes ^Abgott: 
Ewiger Friede (Mannheim) 1779; 8.) mid TsscaiawBR's 
Sthrtft: U^ber den Kfie^. Ein ^thiloaop bischer 
Versuch (Leipzig, ^815: 8.). 
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tracliteni so ist )a ofFenbar, dass der Krieg daa 
3cht der Völker gleichsam auf die Spitze des De- 
ns stellt, mithin ip völlige Unsicherheit setzt, 
dem die Völker ihre Rechtsstreitigkeiten durch 
^aü'esgewalt zu entscheiden suchen, ub^lassen sie 
e Entscheidung eigentlich dem Zufalle, welcher 
JH Sieg eben bo oft dem verleihet, der das gröfste 
nrecht, als dem, der dsfs g^afste Rechl; hat, oder 
it andern Worten, sie führen statt des wahrhaften 
echt« der Vernunft das Scheinrecht des Stärkern 
n. I>a8s dem nicht so sein solle, beweist schon 
e blofse Idee eines Rechtsgesetzes, das unbedingte 
Huldigung, ynithin auch die Abwesenheit des Krie« 
SS fodert; und die Völker, erkennen auch diese Fp* 
erung ah^ indem*, si^^ wahrend des l Kriegs nur Waf- 
mstillstände schliefsen, den Krieg selbst aber durch 
Lnen Friedensschluss bec^ndigen, in welchem sie sich 
es tändige Freundschaft geloben. Sie denken und 
erkünden alsQ wirlUich den Frieden jedesmal als ei- 
en ewigen, wennev auch nachher noch so schnell 
ortibergeht, und betrachten sonach den Frieden als 
en Zustand^ der von Rechts wegen immer stattfin- 
en sollte und nur von Zeit zu Zeit durch den Krieg 
mterb rochen wird. Daher hat auch der Krieg selbst 
[einen andern vernünftigen Zweck als den Frieden. 
Fax pari%ur beUo *). Aller Spott über den- ewigen 
.''rieden ist folglich unstatthaft, und man kann mit 
tlecht sagen: Was sein soll, muss doch wenigstens 
[nöglich sein oder wirklich werden können, wenn 
auch die Bedingupgeu, meiner Wirklichkeit in einer 



'»') Sdion Abütotixxs {eth. ad Niconit X., 7) sagt: ^yllol^-- 
„|U0V|WCT'j Iva itgtivriy aytofAiv* ov^ieg yuQ aigutai to TioXefUW 
„Tov noXifiHV jbrtTttu ** Eben so Cicero (de off. I, 11) : ^^Quare 
,iSuscipT0nda quidem hella 9unt? Ob eam causam ^ ut sine in-- 
jijuria ilft paee i^ivatur*^* * 
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noch so entfernteii Zukunft liegen mögen *). Wel 
che» sind aber diese Bedingungen ? — Manche hale: 
, sie in einer Universalmonarchie gesucht. S.:. 
diese die Herrschaft eines Einzigen über alle Yölk-: 
der Erde bedeuten, so springt deren Unmöglichlje.: 
von selbst in die Augen. Es müsste ein Gott von 
Himmel steigen und sich sichtbar auf einen Tbr«: 
der Erde setzen, um alle fene friderstrebenden Ele- 
mente in ieine gefügige Masse zu verschmelzen. SgU 
aber nur die Herrschaft eines Einzigen über die Vol- 
lmer dieses oder jenes grofsen Erdtheils verstanden 
werden, z. B. »eirte eurppäijsche Universalmo- 
narchie: so tbut eine solche der Idee keine GnÜEe. 
weil die Monarchen vefschiednef Erdthetle sieb doc\i 
fortwährend bekriegen würden y wenn nicht andre 

•} Der ungenannte Verfasser der Betrachtungen übei 
den Frieden «u Wien (Wien, tSlO. 8.) sagt S, 87: „Vor 
^wenigen Jahrett hoffte man axf mnen^Wigen Frieden; jetzt 
„betrachtet man die Idee desaelben für ein Himgespinsu 
„Allein der ewige Fjriede ist als praktische Idee Pflicht, ma; 
„man sich auch ,noch so sehr dagegen sträuben, und ma^^ 
„die Gegenwart noch so schreiend den Hang der Menschei: 
„zu einem ewigen Kriege beurkunden; es wird doch erfüllt 
„werden, was die Vernunft gebietet. Die Vernunft ist das 
„Realste auf Erden; wenn alles anäre Wahn ist, so ist doch 
„das, was die Vernunft lehrt ui^d gebietet, Wahrheit. Ober- 
„fläfehliche Beobachter der Menschennatur, Halbwisser der 
„ Geschichte und unmoralische' Egoisten eifern gegen eine 
„Idee, deren Wesen und Gehalt sie nicht kennen. Sie wol- 
„len das, wa« Pflicht ist, durch die Erfahrung widerlegeu 
„und sprechen sich dadurch das Vefrdammungsurtheil in mo- 
„ralischer und intellektualer Hinsicht." — Man TergL auch, 
insonderheit wegen des Folgenden, des Verfassers Aufsatz: 
Allgemeine Üebersicht und Beurtheilung der 
Mittel, die Völker «umewigen Frieden zu füh- 
ren, in der Leipa. Lit. Zeit. J. 1812. Nr, 5 — 7, und in des 
Verf. Kreu.2- und Queeraügen etc. Nr. 5., wo aucii 
noch andre Schriften über diesen Gegenstand genannt sind. 
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edingungen hinsukämen , welche das Friedehalten 
erbürgten. Darum . haben Andre das politische 
leichgewicht als eine solche BedingUtig be-' 
achtet. Man rerstebt nämlich darunter ,, diejenige 
Verfassung neben einander bestehender und mehr 
oder -vreniger verbundner Staaten, vermöge deren 
keiner unter ihnen die Unabhängigkeit oder die 
vrese;ntlichen Rechte eines andern , i ohne wirksamen « 
Wid'erstand von irgend einer Seite und folglich 
ohne Gefahr für sich selbst, beschädigen kann^* *). 
n dessen hat jenes Gleichgewicht wohl eben so viele 
Lxiege veranlasst, als verhütet; und es bildet sich 
eicht durch, den Krieg selbst (wie durch den letz- 
en Revoluzionskrieg) aus dem angeblichen Gleich« 
;ewicht ein solches Uebergewicht , dass der präpon* 
erirende Staat die übrigen gegen ihn gravitirenden 
ben so beherrscht, wie die Sonne 'die sie umkrei- 
enden Planeten und Kometen, .mithin am Ende eine 
Irt von < Universalmonatchie herauskommt, gegen 
velche dann vop neuem angekämpft wird, weil die 
Staaten auf ihre Selbständigkeit nun einmal nicht 
verzichten können. Diese Selbständigkeit würde nun 
-reilich bei einem allgemeinen Völkerbünde 
ydei Staatenvereine weniger gefährdet sein; da* 
aer diese Idee auch schon im Kleinen (z. B« i^ Nord- 
amerika, in der Sqhweiz und in Deutschland) zum 
r heile realisirt ist. Um sie aber auch im Grofsen 
und vollständig zu leta^isiren, müsstex^ alle Völker 
oder Staaten der £rde sich verbindlich machen, ir- 
gendwo durc|;i ihre Abgesandten einen beständigen 
Kongress zu bilden,, der als oberster Gerichtshof 



*) Diese Erklärung giebt der scharfsinnige Verfasser (an- 
geblich GsNTz) der Fragmente aus der neuesten Ge- 
schickte des politischen Gleichgewichts in Eu- 
ropa (Fetersb. 1806. 8.) gleich auf der ersten Seite. 
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/ • ♦. 
(altgemeines Yölkertiribunal^ alle politische 

Streitigkeiten in letzter Ingtanss entschiede. 'Wer 
' sich indessen ein grofser nnd mächtiger Staat de: 
Ausspruche dieses Gerichtshofes nicht unterwerf:: 
wollte, so müsst' er doch durch Krieg dassu gezwui 
gen werden« Es käme also immer auf den gute: 
Willen, mithin auf ein moralisches Moment an, vrezi 
eine solche politische Verbindung — ihre Wirklicb 
keit schon vorausgesetzt — » und der dadurch za be- 
wirkende friedliche Zustand der Völker Bestand La- 
ben sollte. 

Anm* 2. IKe eben angestellte Betrachtung leb 
unwidersprechlich , dass, wie anderwärts, so au:^ 
hier in Ansehung des rechtlichen Zustandes ier Yu.- 
ker das Idealische uicht in seiner ganzen Fülle vei 
wirklicht werden könne, sondern ein in unendlicl]:: 
Ferne schwebendes Ziel sei, das nur allmählicb 
Annäherung gestattet. Diese Annähetung aber harr 
selbst wieder von einer dreifachen Bedingung ai 
einer physisches^, einer politischen und eine. 
moralischen. 

1. In physische]^ Hinsicht musste jedes Voll 
das einen selbständigen Staat bilden . soll, ein i: 
möglichst natürliche Gränzen eingeschlossnes Gebie* 
von hinlänglicher Ausdehnung und Fruchtbarkeit ha 
ben, damit es nicht nach fremden Gebieten lüsten 
würde. So würden schon eine Menge von Veran- 
lassungen zum Kriege wegfallen. Aber freilich lieg: 
schon in dieser physischen ' Bedingung eine unver- 
meidliche Unbestimmtheit. Denn welche Gränzen sine 
natürlich? Meere, Seen ,. Flüsse , Gebirge, Sandwü- 
sten scheiden wohl die Wohnsitze der Völker au: 
eine naturgemäfse Weise. Aber bei den meisten die- 
ser Gränzen ist doch die eigentliche Gränzlinie schwer 
ztt bestimmen, und ebendiefs kann leicht Granzstrei- 
tigkeiten veranlassen, Wär^ aber durch positive 
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Jebereinkunft die ^Bestimmung ein für allemal ges- 
chehen, so mÜ8S|e dann freilich auch unverrilckt 
laiüber gehalten werden. Es müsste also 

2. in politischer Hinsicht der Grundsatz hin- 
zukommen, dass'kein Staat den Fudern (weder ganz 
loch theilweise) durch Erbschaft, Kauf, Schenkung, 
ILroberung oder auf irgend ^eine andte Weise erwer- 
te n könne. Und damit nicht irgend ein Autokrat 
m Vertrauen auf s.ein stehendes Heer diesen politi- 
chen Grundsatz über den Haufen warfen und sich 
remdes Gebiet aneignen könnte: so müssten zu* 
gleich alle Staaten eine synkratische Verfassung ohne 
»tehende Heere erhalten. Denn so würde der Ent- 
»chluas zum Kriege nicht blofs von dem Willen eines 
BLinzigen, der ^ich dabei keiner unmittelbaren Ge- 
fahr aussetzt, abhangen und nicht mit so grofser 
Leichtigkeit ausgeführt 'w^erden können, wie bisher, 
^Tv^o die stehenden Heere nicht nur immer schlagfertig 
iastanden, sondern auch oft den Krieg aus Kampf- 
lust herbeiführten , weil ein langer Friede ihnen 
lange Weile Aiachte und keine Aussicht zu Ehre 
und Gewinn darbot. Aber alles diefs würde den 
Piiedensbestand nicht verbürgen , wenn nicht die 
Völker auch noch' 

3. in moralischer Hinsicht Fortschritte zum 
Bessern machten« Denn wie sehr auch die Verhält- 
nisse der. Völker und ihr ganzes' politisches Leben 
unter dem Einflüsse der Naturnothwendigkeit stehen, 
so mischt siqh doch überall auch die Freiheit uud 
die edlere oder unedlere Gesinnung in's Spiel; und 
es ist ebendarum .ungereimt, Wenn die Politik alles 
auf mechanische Weise erzwingen und die höhern, 
sittlichen Motive ganzlich verschmähen will- Sollen 
daher die Völker friedlicher als bisher beisammen 
wohnen, so -müssen die Völker eine minder egoisti- 
sche Denkart annehmen; sie müssen einaiaider ihre 
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Vorzüge gönnen; sie müssen im HandelsverkeL. 
liberalere Prinzipien befolgen;, sie müssen einacd 
aucb in religiöser Hinsiebt nacb und nacbi mebr du 
den lernen. Sonst werden Neid, Handelsinteres> 
und Religiousbass immerfort die Fackel des Krie: 
unter ibnen entzünden. • In Ansebung der religiöse: 
Duldsamkeit scheint, unter den cbristUcben YöDien 
wenigstens, der beilige Bund eine bessere Aus- 
siebt in die Zukunft zu eröffnen; und es steltrj 
boffen, dass dieser Bund, wenn er nur Mrirklicb nscii 
der Idee Bestand gewonnen bat und die Prinzipien, 
auf denen er berubt, in den Geist, der. christ- 
lieben Völker und ibrer Regierungen ein- 
gedrungen sind, zur Verminderung der Kriege 
und somit zur annabernden Herbeiführung eines 
dauerhaften Friedens viel beitragen werde *). 

Jeder Bürger des einen Staats hat das Recht, 



*) Vergl. des Verfassers weltbürgerliche Betrach- 
tungen über den heiligen Bund and dessei. 
wahrscbeinliche Folgen, in der Schrift: La saind 
alliance* Oder Denkmal des von Oestieicb, Preu- 
Isen und Kussland geschlossnen heiligen Bun- 
des, Leip^g, 1816. 8. — j^On a beaucoup cherchi^ commeiJ 
ffOn poupait entretenir la paix parmi les komme» . Bn y n- 
ff gar dant bien^ on trouve que le moyen le plus ' probable est 
fjdans la formation de goupernements qui bannissent Varbi- 
19 traire , lea fantaisies , les secrets , les interSts de famille i-<' 
ffde peraonncf^ et VirresponsabilitS des minisfres^ toutes caus^^ 
^gui ont engendri la plupart des guerres dontf sans cea mc- 
yy blies occultes et priifis p on ne peut assigner la cau^e. J^'-^ 
„des constitutions [fiomme il faut] le Fafatinat ne iera p<^f 
tf brälSf ni la guerre faite pour la fenitre de Trianon; Chdr- 
tfles I, ne Sera plus Vennemi des Hollandais 'ni ValUe »^ 
ff Louis XIV* Faites la poUtique depant le public ^ paus l>i 
ff forcerez d^itre eclairee et honnStel^ Da Fräst , de la r^' 
Isolation de PBspagne etc. p. 159 sq. 
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as Gebiet eines andern, mit dem seinigen im 
Vieden begriflFnen, Staates zu betreten und sich 
an Bewohnern desselben zum Verkehre anzubie- 
?n, wenn er sich nicht böser Absichten gegen 
as Wohl des andern Staats oder einzeler, Bürger 
esselben durch sein Benehmen verdächtig macht, 
[ierin besteht das Recht der allgelneinen 
Virtlxbarkeit {jiis hospitalitatis unwersalis) 
welches man auch das Weltbürgerrecht 
jus cosmopoliticum) ijennen kann^ indem sich 
ermöge desselben die Bürger yierschiedner Staa- 
3n als Glieder einer' gröfsem alle Staaten umfks- 
enden Gemeiiüieit — gleichsam einer weltbür- 
erlichen Gesellschaft — zu betrachten haben. 

AntrbX 1. Das Wdltbürg^rrecht macht keinen 
esondern Theil des Naturrechts aus, sondern ist nur 
In Pesfdant z»m Völkerrechte; Es würde nämlich 
Ine Verletzung des-^Völkerrechts sein, wenn man 
Inen Menschen, der zu einem andern Volke gehört 
der Glied einer fremden Bürgergesellschaft; ist, im 
all er unser Gebiet betritt, blols, darum als einen 
eind behandeln wollte. • Denn er beleidigt ja da- 
urch Niemanden; -und wenn er sich als Fremdling 
en Einheimischen zu einem Verkehre (z, B. zum 
landel) anbietet: so «teht es ja bei^ihnen, ob und 
nter welchen Bedingungen . sie sich mit ihm;, einlas- 
en wollen« Wenn er aber gar nur zu seinem Ver- 
nügen oder zur seiner Bdiehrung reist, so kann ja 
iefs auf keinen Fall als ein Eingriff in einen frem- 
en Freiheitskrei$ angesehn' werden. Dass man auf 
«"remdlinge überhaupt ein wachsames Auge hat; dass 
nan von ihnen eine gewisse Beglap,^igung ihrer 
Jnverdächtigkeit (z. B* einen von ahrigkeitUchea 
Krug's prakt. Pliüos, Th. I. Re(chtslehre. Aufl. 8. 23 
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Personen ausgestellten Pass) fodert; dass man insor 
flerheit Fremdlingen, die in grofser Zahl und ht 
waftnet kommen , nicht ohne grofse Vorsicht hl 
ohne vorherige Ablegung der Wajffen den Zutri: 
gestattet : kann freilich keinem Staate verdacht wer- 
den. Al>er die vielen Plackereien , welchen sich di: 
Fremden in manchen Staaten nnterwerfen müssec. 
sind, wo nidit ungerecht, doch unbillig nnd ein- 
Folge der alten Roheit, die in jedem Fremdling ei- 
nen Feind erblickte *). Wenn indessen die Fremden 
sich so verhalten, wie die Europaer, die sich oft in 
entlegnen Weittheilen mit Gewalt niederlielseii ül' 
die Urbewohner vertilgten oder unterjochten: so ii- 
es den Sinesen tind Japanesen eben nicht au veräbeln, 
dass sie gegen die Anl^ömmlinge aus unsrem Welt- 
theile so mistrauisch und unwirtblich sind. 

jinm. 2. Zu dem Weltburgerrechte gehört aucl: 
das Recht der freien Schiffahrt auf den 
Meere (Jus liberae napigationU per mare). Denn d:' 
Meer ist gleichsam von der Natur selbst zum Vei- 
bindungs- oder Verkehrsmittel aller Volker der Erdt 
bestimmt. Es ist daher kein geschlossnes Ge- 
biet (tenitoriwn clauakm) weil niemand sich an 
demselben niede]:las8en und ein feststehendes Grun^i- 
eigenthum erwerben kann. Nur vom Staatsgebic: 
eines Volks umgebne Landseen und Flüsse .gehörea 
mit zu^diesem Gebiete; und wenn sie von zwei 



*") Nach Gig. off. I, 12. hielt bei den alten Römern hctA 
90^viel ttlM peregrinu$ und erst später bekam jenes die £i 
dealang vcm perduelUs (Y<äk dmllum-hellum)' Oh diels eii 
Beweif von mansuetudo (wie Czc. meint) oder ^on femk 
war, bleibe dahingestellt. — Uebrigens könnte man dl 
Weltbürgerreoht aoch das allgemeine Fremd enrechi 
nenneü, um es von dem besondern zu unterscheiden ^ we> 
ches in eintelen Staaten gilt {jus peregrinorum uiUversaU 4 
'natur^de^ €t parüculam s. pqsiiipum). 
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Staatsgebieten umgeben sind, so gehören sie zu beiden 
gemeinschaftlich, woferne sie nicht durch Verträge, 
also vermpge positiver Willensbestimmung, einem von 
beiden ausschliefslich zugetheilt sind. Das Meer 
aber ist frei (nutre UhervUai)^ soweit es ^icht vom 
Liande aus beherrscht (mit den Kanonen bestrichen) 
\rerden Kann *)• Die gröfsere Seemacht des einen 
Volks (z. B. der Englander) kann ihm keine Ober-' 
herrschaft über das Meer geben; vielvreniger kann 
jemand ein Recht haben , nach Art der Seeräuber 4ie 
auf dem Meere befindlichen SchifiFe anzufallen, weg- 
, zunehmen und die Mannschaft zu Sklaven zu machen. 
< Begegnet den Schi£fahrenden ein Unfall ,' so muss es 
ihnen erlaubt sein , am fremden Gebiete zi^ landen 
und die Folgen des Unfalls aufzuheben, so gut sie 
können (das Schiff auszubessern, Lebensmittel einzu- 
kaufen u. d. g.}. Werden eie gar durch Schiffbruch an 
fremdes Lfand geworfen, so hat niemand ein Recht, 
sich ihrer Sachen, vielweniger ihrer Personen zu 
bemächtigen. Ein sogenanntes Strandrecht kann 
es daher nur in Seztehung auf herrenlose Sachen 
gebaa, die das Meer .«» die Küste wirft« 



"*) Daher gehört dl« Fiwdierei an der Knite aixssdhliefslicli 
dem, dem die Küste, gehört, die Fischerei in der hohen 
See aber allen, welche da fischen wollen und können. 



23» 
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zweiter Theil. 



Angewandtes Naturrecht. 



$.100. 

JLla im angewandten Naturrechte die Rechts- 
gesetze der Vernunft in besondrer Beziehung auf 
die menschliche Natur naich ihren empirischen 
Bestimmungen und Verhältnissen ^rwogen wer- 
den sollen 1^, 10) : so entsteht vor allen Dingen 
die. Frage, wie ein ' Gegenstand der Erfahrung 
sich ankündigen müsse, um als ein mensch- 
liches Wesen un(J ebendadurch als ein em- 
pirisches Rechtssubjekt zu gelten/ 

Anm* Diese Frage dürfte Manchem überflüssig 
stheinen, weil ja die Anschauung selbst uns unmit- 
telbar darüber belehre, wer ein Mensch sei. Allein 
diefs hiefse die Sache sehr oberflächlich nehmen. 
Man darf sich nur an die Streitigkeiten der Rechts- 
gelehrten über die Fragen erinnern, ob den £m- 
bryonen, den Misgeburten, den Kindern und den 
Weibern auch die Rechte der Menschheit zukommen, 
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ob es ei^laul^t «ei, da$ Kind im Mutterleibe zu -töd» 
ten, lim die Mutter au erbalten, oder die Mutter, um 
das Kii^d 8!U erhalten, u. d« g. — * um sich sogleich 
zu überzeugen , dass man' ohne eine wissenschaftliche 
Beantwortung der ohigen Frage kein gründliches 
und bestimmtes Urth eil über diese Aechtsstreitigkeitqn 
fällen kdpne* Uebrigens darf jnan nicht fürchten, 
dass wir uns biebei in Spekulazionen über Ich und 
!Nicbti{>h , Id/ealismus un<d Realismus , . verlieren wer* 
den. Pictse sind durch die Fundament^Iphilo- 
sopbie (§4 59 ff.) abgethan. Hier befin4ei) ,wir uns 
auf dem- Soden einer praktischen Wissenschaft, wo 
selbst der entschiedenste Idealist realistisch denken 
muss; . Yj^gl» Fights's «i^rklarungen darüber in sei- 
nem philpsophischen. Journal^, .3« 5. H. 4. 
S. 322 tind 365. Au'(sh;lfind sie in der Fun da - 
xnentaljifl^ijpisopbie '(S.:i22.. Anm^) bereits wört- 
lich angefahrt. ^ : j .^ ' , 

$. ,idi. 

Mensch im juridischen Sinne ist jedes Ein-^ 
zelwGsen {Indwidimm) an welchem dar ein]>irische 
Charakter der Menschengättung •wahrnehmbar ist. 
Dazu gehört, dass es -Als; ein organischer Körper 
für sicli "bestehe, E^teh und Empfindung habeir 
und ein menschliches Antlitz trage. In einem 
solchen Wesen ist; wenigstens, die Anlage zur, 
M^ensohheit (indot^shuäuma) erkennbar. Wo 
aber diese erkennbar ist, da muss auch nach 
dem Urtheile der Vernunft ein empirisches 
Rec,hts.s^bj,ekt anerkannt werden. . 

'jfhptj Da uns in der Erfahrung' nur wir selbst 
als sinnlich • vernünftige , mithin berechtigte Subjekte 
gegel^ sind: so können, wir auch nur ijpl^ep Wc- 
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sen unsre Würdd und upnet Rechte sugestehn, an 
welchen wir den empiritchen Charakter un- 
grer Gattung antreffen | detien ako^ 00 -weit tinsre 
Erkenntniat reicht, die guh)ektiven Bedingun- 
gen nicht fehlen, als Peraon erscheinet! öder, was 
ehen so viel heifst, mit Ternuirft und Freiheit wir- 
ken zu könnet!. Die erste Bedingung dieser Art 
ist, dass etwas als ein organischer Körper für 
sich bestehe. Da diefs'beim Embryo nickt der 
Falldst, so ist et keiti Mensch im juridiselien Smne 
oder kein' 'empirisches Rechtssubjekt« Er erscheint 
gar nicht als Person | er ist nur Theil eines andern 
menschlichen Körpers j und man kann voraus gar 
nicht wissen , ob et sich zu einem solchen Korper 
ausbilden, mithin irgend eiumal als Feraon enchei- 
nen werde. Daher darf der Embryo ohne Bedenken 
zerstuckt werden , wenn die Entbindung nicht anders 
möglich ist. Der Gedanke aber, dass der Embryo in 
diesem Fall einen Angriff auf das Leben der Mutter 
mache und deshalb getödtet werden dürfe, iat so 
ungereimt, dass er keiner Widerlegung bedar£ Da- 
her darf ferner die Mxitter nicfht getödtet werden^ 
um das Leben des Embryo zu erhalten. Man darf 
sie nicht einmal zwingen, #ich defhalb einer gevralt- 
samen Operazion (z. B. dem Kaiserschnitte) zu un- 
terwerfen ^ sondern es muss ihr anheim gestellt wer- 
den , ob sie aus Liebe zu ihrer Leibesfrucht oder aus 
Furcht vor einem noch $fflimerzhaftern Tode eine 
aoldie Operazion an sifih^olkiiehta lassen w<^e *). 



*) Man darf überhaupt keinen Meiischen, der eines Ter- 
nüttftigen und freien Enticblosset ffkhig' Ut^^'ttiixkgenf dass 
er sich einer schmerzhaften. Qperasion unterwerfe, w&m er 
dieselbe mehr als^ den Tod fürchtet« Es ist lediglich seine 
Sache, ob er sich lieber der Gefahr zu sterben aussetzen 
oder den Schmerz einer Operazion, die ja auch leicht den 
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Die Muttet dürfcd sQgär ihre Lieibe^fhicht vor der 
Oeburt' abtreiben , wenn nicht theils die Rechts- 
p flicht gegen den Galten und den Staat, theils^ die 
Oevrissei^pfliGht gegen »ich selbst und die getammte 
üVEenschbeit ihr eine solche Handlung untersagte *). 
r>a also der Embryo erst durch die Gebtirt in die 
KrscheittKingswelt als Person eintritt, so wird er 
aucli- erst. 4urch die Geburt «um wirklichen Men- 
scheli lüzkd 2utn empirischen Rechtssubjektek «^ Die 
zMreite Bedingung -kt, dass der nun für sich 
bestehende organische Körper Leben und' Empfin- 
den g hab0r < Ein todtgeBornes Kind hat so wenig 
Rechte^ als ieih nach der Geburt gestor|3ne8. Da in« 
dessen der Erfahrung zufolge Kinder auch im Zustande 
des Scheintodes geboren; w^i^den können: so treten 

Tod nack sich ziehen kann, ertragen will. Um so weniger 
darf man eine Mutter dazu zwingen, damit das noch gar 
nicht einmal Tdxhandne Kind erhallen werde. D^enn sie würde 
auf diese Art als blolses IV^ittel für etwas ' Uopessdn^ehes 
gebraucht. Man hat ja Beispiele genug y da^s ungebome Lei- 
besfrüchte langie Zeit im weiblichen Körper zurückgeblieben 
sind , ohne diesen zu t5dteh. Warum sollte also ein schwan- 
geres' Weih auf! diese Möglichkeit hin es nicht wagto dür- 
fen > sich eiuei^ gewaltsamen Operazion zu versagen? ' 

*) Weim auch ein seHwanger^ Weib weder Gattin noch 
Bürgerin wäre, /so würde sie d^eh- schon um des Gewissens 
willen ihre Frucht nicht ti^%reihfin dürfen* Denn d^ Ge* 
wissen geht viel weiter als das £i.echtsgesetz. Es betrachtet 
auch schon den Embryo als einen künftigen Menschen d. h. 
als ein keimendes Glied der ganzen Menschengeseilschaft. 
Da nun der Vernta^JL aHes an der Erhaltung dieser grofsen 
Gesrilschaft gelten ist, $o darf auch kein erst keimendes 
Glied derselben' Temichtet werden. Dennoch wät* er unge» 
recht, .die Abtreibung eines Embryo eben so wie den Mord 
* eines Kindes zu bestrafen» Dem^ das Kind hat schon selbst 
Hechte, der Embryo aber nicht, weil er noch Glied von der 
Matter ist, also blofs mit der Mutter einen gemeinschaftli- 
chen Orgaiiismus und ein gemeinsames Leben hati 
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liier alle die Riick^tchten eiD, welche der leboi 
Menidi iem so eben v erat ort neu «clmldig ist, 
vor die völlige Ijeli€n«erlo&chtiiig gewiss ist. Uli 
lluckfricbten $mA theÜs juridiftch, wiefern iiichu 
BcKeben darf, was deu Scbeintodten wifkJir! 
kÖQQte, theilfi hUAs ethisch, wiefern alk« g^ - 
*oU f was ihn Kutti wirkH^eu Liaben erweckeji häx{ 
— Die dritte Bedingung endlich i&t , ^ 
für sieb bestehender > mit Leben und Ebij^ 
begabter, orgauischef Körp^f aticli ela Joesisckl 
cbes Antlitz an ftieh trage- WirÄag6taah^ 
£ici niendchJicbes Antlitz, weil ntur d ^ 
charalitetim&cha Ausdruck, das eigentliche 
der Menficbheit in der Erfabniug ist. Hij. 
die Frage wegen der Mis geburten tn entt^^t^v 
Mögen sie noch so mangelhaft oder feblerhAft ptgi 
nisirt seln^ so düifen sie nicht getodtet werd« 
wenn nur das Mcn&cbenantlit» slu ihnen n' 
verkennen ist. £s lasst sich freilich auch eii 
Entstellung desselbai an einet Misgehurt denke 
dass es zweifelhaft werden kann, ob das *'" 
unter den Begriff der Menschengattnnp zu > 
reo «ci. Üeher solche Fälle aber lü? 
nichts entscheiden j weil sieb keine besLi ; 
linie blieben lässt. I>a gegen machten Vi 
als eine vierte Bedingung anfstellev. 
Geburt von menschlicher Gestalt auch von ibr^ 
Gleichen erKCugt sei. Denn dief« lasit, 
nicht immer (k. B. bei Findelkindern) ausmacbc 
es gleich prajinmirL werden nmss, Dass iihc 
menschliches Wesen auch von vernanftJosan Tl 
cri^engt werden köone^ lässt sioh naek dem iacm 
kanntfsn Laufe der Natur nicht annebmenf imc 
Bastardgeburten durch Termischting ^'"^r^ M»- 
und Tbiexen fehlt es dem Verfasser 
Tbatsacben. Wemj indessen dcrglex aiiia 
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>o ^(Tvürde deren .Tödtnng zut Entfernung eines ^of- 
Fcntlichen Skand^U au» der Menschen weit wohl nicht 
für unerlaubt zu halten sein. — Dass endlich bei 
ßeurtheilung eines sich als Mensch darstellendeh In- 
dividuums auf den Charakter des Geschlechts 
[sexua) nichts ankojoanie, versteht • s&:h von s^bst« 
Oenf^ es rfia^ die^eir Ch^raktfer hei; einem Individiiu^Qi 
bestJbaanLt oder unbestimmt, d. h.' das IndWiduum mag 
Mann pder Weih o^er Hermaphrodit sein ; so kann 
die Es keinen lEinäusi auf, seine .Qualität als Mensch 
haben; weil das'Wesen' der menschlichen Jlf^atuY doch 
nicht in den Gesohlboh^iörginen bestehen kann.-'Diese 
Organe sammt * idein ; davon «^ abhängigen Gesohlecuts- 
Charakter haben ei?s» £influss atif; Ybrhältnis^s«,^ die 
in der Folge näher zu erwägen sind. Denn die E^r^ ^ 
wähnung derselben in Beziehung auf das bürgerliche 
Verhältniss geschähe i^pr beiläufig *). " > . 

% 102. 
Die Rechte der persönlichen SubsistenÄ, 
Freiheit und Gleichheit, welche jßdem sinnliobT 
vernünitigen 'Wesen, blofs als einem sokhei), 
mithin nrsprttöglith? i^komme^ ([$. 29) heifseri in 
besondrer Beziehung auf den Menschen R^echte 
der M e n s c h h e i t . {jura hiandmiatis) und konr- 
nen durch die.enjpjürischen Verh^tijisse der Men- 
schen zu einander . zwar näher.: bestimmt, Aber 
nicht aufgehoben werden. ' Sie - kommen daher 



*) Die Behauptuiig, dass die Weiber keine Menschen, se^l^i^ 
konnte nur Franzosen > bei denen Mensel;! und Mann durch 
einerlei Wort {Vhomme) bezeichnet werden, oder Lüstlingen 
beifallen, denen ' das Weib nichts 91% tin' Instrumentum yolup- 
iatis ist. S. Visp, MulUres homines hön' esse^ cui opposita est 
GsD^acifr d$fansio stxus^^müliebris, Bd. JL Hag.Conu i6S8. it» 
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jedem Wesen zuy in welchem auch nur d| 
Anlage zur Menschheit erkennbar ist (j^ 
101)« Ein Mensch aber, der subjektiT unfahii 



ist 9 seine Rechte selbst zu orkeimen und auszo- 
üben^ heifst unmündig, nnd^ wenn die Unmün- 
digkeit in der Unzulänglichkeit semes LebeniBaller) 
zum Tollen Vernunft- und Freiheitsgebranch äiren 1 
Grund hat, minderjährig {minor ennis) —iai 
Gegenfalle mündig und Toi,ljährig (major- i 
enni9)* Doch lässt sich des Zeitpunkt, wo der i 
Mensch aus dem einen Zustand in den aodeni ' 
i9>ergeht, nach keinem naturlichen Recht^esetee I 
bestimmen. .- 

Anm, Da die gexstigeD: und körperlichen Kräfte i 
des Menschen sich nur nach und nach entwickeln, ' 
so ist der neugeborne Mensch zwar der Anlage und 1 
also auch dem Rechte nach ^in ^ensch , aber docli I 
ein Kind d. h. ein noch nicht zu derjenigen B^eih 
des Geistes und Köqpers gediehener Memch, retanoge 
welcher er aeine^ Rechte se^t . atkeanea und aus- 
üben könnte.. Er hat also gleichsam noch keinen 
rechtlichen Mund, er ist unmündig. Aber aucli 
der erwachsne Mensch kann sich zufallig in einen 
kindesähnlichen Zustande befinden, mithin ebenfalls 
tinmündig^sein, z. B, der Blöd* oder Wahnsinnige, 
ob er gleich nicht minderjährig ist. Jeder Min- 
derjährige ist also unmündig, aber nicht jeder Un- 
mündige minderjährig; und minderjährig kann man 
mit eiiie Zeit lang, unmündig hingegen zeitlebens 
sein. Die Rechte der Unmündigen und Minderjäh- 
rigen aber sollen ebensowohl geachtet werden, al$ 
die der Mündigen upd Volljährigen; und besonders 
bat der Staat die Pflicht, sich jener Personen anan- 



' Digitized 



byGoogk 



Aechtalehre. Th. IT« Angew* Naturrecht. §• 103. 363 

:bxnen und niematiiexi, wer es auch 'sei, eine u&1>e* 
hränkte Gewalt über dieselben zu gestatten. Selbst 
e lELltern können daher keine solche Gewalt über 
re Kinder haben. , 'Der Uebergang eines Kindes 
)er aus der Mündigkeit und Minderjährigkeit in 
ie Mündigkeit und Volljährigkeit geschieht nach 
Bm Gesetze der Stetigkeit (Th. Fh. H. §. 84. Anm. 
) so allmählich, das» sich der Zeitpunkt desselben 
icKt genau bestimnien lasst. Auch tritt derselbe 
ei . Einigen früher- bei Andern später ein, je nach* 
em sie sich schneller oder längsamer entwickeln; 
.nd'die Yerschiedenheit ist hier so grofs, dass sie 
ilclit. blofs ihdtvidualv sondern auch nazional unj 
klimatisch ist. Zwar könnte man sagen , der Mensch 
ei volljährig uti4 in < der Kegel" also iauch mündig, 
obald er föhig sei, seine Gattung durch Fortpflail* 
sung zu erhalten, weil er dann seine ' ^^turbestim* 
ntiiig erreicht' habe ;und die Geisteskraft mit dies^^ 
Körperkraft gewöhnlich gleichen Schritt halte. Diefs 
Lst aber do<;h nicht immer der Fall, und der Eintritt 
der Mannbarkeit (^pubertaa) ist ebenfalls sowohl 
mdividual als nazional und klimatisch , selbst sexual, 
verschieden, indem das Weib in der Regel früher 
mantnbar wird, als der Mani|* ■- Daher müssen die 
positiven Gesetze nach einem ungefähren Mafsstabe 
jenen Zeitpunkt bestimmen; und der >Staat mtiss dich 
die Freiheit, vorbehalten, die Zeit der Unmündigkeit 
in "^einzelen Fällen nach den Umständen zu verkürzen 
oder ztL verlängern. 

$. 103. 

Das angewandte Naturrecht hat vornehmlicli 
die Verhältnisse der Glieder emßiß Familie und 
der Glieder ein^ Kirche, sowohl gegen ieia- 
ander als gegen den Staate zu erwägen und Mt^ 
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fällt daher in das naturliclieFamiHeore< 
id in das natürliche Kirchenreclit* 

Anm. Da di^ empirischen Verbältnisse der. 
sehen von na^jatÜicher Mannigfaltigkeit sind, 
auch das angewandte Naturreeht gewisserinarsea 
unenfOichetö Uni/ünge* Deon die lelnea R< 
prin^ipiftn lassen sich wegen ihrer AUgemeinheit 
«lies Besondre und Einj^ele in il* ' ; ' I .' 
scbenwelt bexleben, Die Winsens i i ^ : . • i 
sich Vorzug« webe auf solche öitipi^isclie Vra 
peJche von allgenieinöreiij ü»« ^" > • -^ ^ ' 
)JL<?se VeihäUniaae gründen ^^ ri r .1. iii 
sischeft theils anf cm motaÜJch * reii| 
Itdürfniss der Menschen. Aus jtjnen ^ 
i die biinsliche GesellBcbaft (s 
die xnan auch. eine Familie: nennt 
kirchliche Gesellschaft {soct^iu e^:c 
die itian auch schlechtweg eine Kirche ttenot 
dnrch rechtfertigt «ich nnsre EintbeiluDg tfes to| 
wunrken NaturrechtÄ von seJhst* P 
Fafnilienrecbt erat hier und ^iso nach ^d*-. . 
abbandeln, bat folgenden Giiind. Kach der \ 
jDg setzt freilich das DaseiEi eines Staalea uiitctj 
fön sehen das Dasein ron Fnrr^-lT*" ^--^v-^- 
len^chen »ur durch einander <^i 
ßhendadtirch bestehen^ dass die ichou v 
Jurger ihres GleicbDU erzengen« ]*^^- « *^ 
lie Staaten anch analnghcb ak gro^ 
tmcbtaiif indem sie sich wie diese Immerf- 
dujiiren und viele Familieii ausanui jj 1, i 
Staat bilden liönnen* 4Ilein bitj . -k 1 

FooritSt des Familicnrechts vor dein Scaati«: 
[der nalürlfcberi Rer!,r , i I . < , V ' D^nn 

rahiTt iili reine K. . n- ; , . ., den enr 
Bedingungen^ ^xuxi^t welchen ftUnscheu un* 
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t stehen. Mögen also die Menschen einander er- 
xigen, wie andre Thiere, oder ans der Erde her- 
»i: wachsen, wie die Filzte, oder Tom Himmel fal* 
n, wie die Meteorsteine: so* ist diefs in Ansehung 
;r reinen Vernunftidee vom Staate völlig einerlei, 
enn die Vernunft fodert schlechWeg, dass^ sinn- 
ch - vernünftige Wesen , die in einem raumlichen 
oexistenzialverhältnisse ttehn, sich im Staate ver-^ 
.nen oder durch die Form des Bürgerthunis die 
echtsidee unter sich realisiren «ollen. Daher lässlf 
ch auch gar wohl ein Staat denken, der aus Men-* 
-hen bestehe, die in gar keinem Geschlechts«- und 
Familienverhältnisse zu einander st<&hen,» z. B. ein 
lofser Männer- öder Weiber- (Amazonen-) Staat; 
md die Geschichte erzählt sogar-, dass* ein herühm-« 
er Staat des Alterthums, der rön^ische^ durch dto 
^Zusammentritt von blofsen Mähnern entstand, die 
lachher erst Weiber raubten, um ihrem Vereine 
Bestand und Dauer zu gebyen. Das Familieniecht 
Hingegen ist durchaus abhängig von jener eöipiri- 
schen Bedingung des menschlichen Daseins; denn es 
geht nothwendig aus von der physischen Menschen«* 
erzeugung" di^rch Vereinigung zweier Geschlechter; 
(las Sexuaiverhältniss ist gleichsam seine natürliche 
Basis *)$ Dieses Verhältniss aber muss im Familien- 
rechte aus einem doppelten Gesichtspunkt erwogen 
werden, einii^al in Bezug auf die Personen, die in 

*) Pallas in seinen Sammlungen historischer Nach« 
richten über, die mongolischen Völkerschaften 
(Th. 2. S. 44) erzählt, dass die Lamen oder Lamaiten be- 
haupten, die himmlischen oder Luftgeister vermehrten sich 
auf verschiedne Art/ einige durch Umarmungen und Küssei 
andre durch hlofses Anlächeln und holde Blicke. Man sieht 
hieraus wenigstens so viely dass sich andre empirische Be- 
dingungen des Elitstehens sinnlich -vemünftigerWe^en wohl 
denken lassen. 
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diesem Ver]iaU;ibse ^u eiaander stehn und ver 
deÄselbea eine Leaondre Art von Gesell&cbaft bi 
sodann in Bezug auf den Staftt, dessect GUede 
tlndi indem dieser jiU eine YOn der Yerniinft: sd 
gefodeTta Hechlsgesellscliaft alle andern GeselU« 
\ien unter setoe Aufsicht und »einen SeliuU: nl 
0aher lässt sieb da$ Familientecbt gar nicht 
ToUstündig und gründlich abhandeln, ohne auf j 
Staatsrecht Kucksicht zu nehmen, wohl aber, 
Staatsrecht ohne däS Familienie^ht. X^asselb« 
vom Kirch eurechte. Denn auch die Kirche 
unter der Aufsicht und dem Schuts^e des Staats | 
Aia gleich^ aus einem höheni Gesichtspunkte betiK^i 
Cet, über dem Staate ütehen mochte* Sohiilcf mi^ 
sich aber auf diesen hohem Gesichtspunkt ^'.'-^^j 
verschwindet gleichsajn die niedere juridiüche " 
auf der wir ixns jetBt noch beßnden, well von 
cheii •Rechte die B^de sein soll, 0a haben w^^ 
Kirche eben so wie die Familie aU eine botaail 
tu der Erfahruijg gegebne, GeselUchaft zu erwa^j 
mm dia reinen Rechtsprinzipien auf sie rr^^' 
wenden zu können > obwohl dabei detgt- . j., 
derselben I wie sich von selbst verstellt, nie ftoa^ 
Auge verloren werden darf *)• 



*) Es lit^ wenn num wiUf ain noUt wendiges tieliel 
witsanschaftlichen Oar«telInng, dast ti« tiiebt nllt« mä 
mal, «andern nur sukxeisiv und getrennt gj^bt, und dti4 
»gewis^ermaifien einseitig- wird. Ai>er der b^bcre vrtt: 
»cbaftlkhe Qebt, der sich freilich nkht mit üantollun i 
also niicli nicht (nitthellen I^st, loU das Vereinseli« in j 
Einheit &eine$ Totalbdvro&stseins wietUr tusammcnlAWesi i 
dadurch die Emteittgkeii aufheben. 



Des angewandten Naturrechts^ 

ejrster Abschnitt. 



Familienrecht 

/ ■ ■ 



§• 104. 

LßsL nach den Gesetzen der Natur die Menschen- 
gattung nur durch körperliche Vereinigung zweier 
dazu besonders orga;msirten Einzelmenschen, des 
Mannes und des Weibes, ehalten werden 
kann: so findet sieh in beiden ein Trieb zu jener 
Verdnigung. DieserTrlebheÜst Geschlechts- 
oder Fortpflanzungstrieb (instinctus sexua^ 
lis, nisus propagatiinis) die Handlung, wodurch 
er naturgemäfs befriedigt wird, fleischliche 
Vermisphung, Beischlaf oder Begattung 
(confunctiQ carnalis^ concubitus s. coititö) und die 
daraus entspringende Verbindung des Mannes und 
des Weibes eine Gattungsverbindung im 
weiten^ Sinne (conjugium sensu latiari), 

Anm. Der Mensch hat es mit allen ToUkomm- 
nern Thieren gemein , dass ^ie Form seiner Gattung 
oder Art -in zwei Geschlechtsform^n^ gleichsam zerris** 
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sen ist, die beständig uach Eioigung strelieti , gl 
als fühlten «ie eine Selxnsuclit zur Rückkehr in d 
Zufttflnd ursprüwglicber Einteit. Der hieriiiif » 
bes&leheDde Trieb ist nicbts anders, als der allgemet 
BUdungstrieb der Natur, wiefern er sich al^^ 2e 
gutig ft kraft (^w genärix) äufgert (Tb. Fh. IL 
i36 tind 140) lind ebendarum Gc« ch locht »• 
Fortp f lanzu n gsirieb lieifst. Dieser Trieh 
Tjnter&cbetdct aicb beim Menscliea von dem ahn 
Triebe bei andern Thierarten durch «wei Umalli 
1, das» seine Wirhsamkeit nicht an eine br 
Jahre$- und Tageszeit gebuiid«?n ist, sondern 
Zeit erregt werden kann , und 2* dass er ehRtidanifl 
mcht mit einer brutalen Heftiglieit sieb äufsertf »tfo^ 
dem der Heriscbaft der Willkür eben so und oock 
mehr, wie der menscbliehe Nahrun g&trieli| fuiidrvrar^ 
fen ist. Diese beiden Momente dürfen ni ' 
achtet gelassen werden, wenn man vom tac^^ 
Sexnalvefbiiltnisse eine richtige Auslebt gewinn 
Denn die Natur hat es ebendadnfch auf eti; 
dauerndere und edlere Vereinigung dc' ^ 
angelegt und mit derselben auch der l- - 
biudung der Menschen übeibaupt eine testei« Grund 
iage gegeben. Ein gegenseitiges Ausiehen der 
Geschlechter mit einer gewissen Zur u ekh «I i u n • 
(einer Art von Abstarsung) verbum' 
die xugleicb Achtung gebietet, * 
den V6rg^glicbeii Geuuss des Au^ ,, 

reicht und i^ugleicb alles umfasfit, wai d^txb A^ 
tnung und VeirschwHgeruug mit e* i i ' . 
ist , wxude dadutcb allein möglich. 
öUt von der Verbindung der Geschlecht 
liehen und weiblichen Men-*"! 
hi^r: 60 mm& mau Jtuch ilh ■ ;Mr: i^ : 
MT altern Sinne, welche rowobl TOriiberg 
dauernd «ein kann, vim Att im eugern, wald 
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uernd Aein soll, unterscheiden, weil die letzte 
str den Charakter einer rechtlichen Verbindung an- 
mmt, wie sofort gezeigt werden muss. 

$. 105. 

"Wiewohl die Natur jeden wohlorganisirten 
[enschen zur Befriedigung des Gesclilechtstrie- 
es anreizt, so hat doch niemand ein natürliches 
echt^ einen Andern zu jener Handlung zu zwin- 
en y -welche der natürliche Beding von der Be- 
riedigung des Triebes ist (J. 104). Vielmehr 
^iirde ein Zwang dieser Art — die sogenannte 
iothzucht (stuprum violentum) — die grafi- 
amste Verletzung einer fremden Persönlichkeit 
ein. Es kann daher selbst eine vorübergehende 
jattungsverbindung nur unter gegenseitiger Ein- 
villigung stattfinden. Sie muss also als eine ver- 
ragsweise Verbindung gedacht werden. Der 
lierauf sich beziehende Vertrag heifst der Gat- 
ungsvertrag im weitern Sinne (pactum 
:onjugale sensu lätiori). * 

Anm. Es ist gar nicht noth wendig, weitläufig 
zu untersuchen, ob und unter welchen Umständen 
Nothzucht möglich sei. Das blofse Attentat ist schon 
die gröljste Rechtsverletzung , weil der Verletzer dar- 
auf ausgeht, di« fremde Persönlichkeit der seinigen 
als blofses Wollustmittel zu unterwerfen, niithin, so 
viel an ihm ist, jene zu vernichten. Man kann es 
daher mit Recht ein kannibalisches oder brutales 
Beginnen nennen, g^g^ii welches die angegriffne 
Person sich auf alle mögliche Weise, selbst durch 
Tödtung des Angreifers, schützen darf, und das vom 
Staate, wenn, auch nicht mit Verlust des I^ebens, 
Krug'i prakt. Philtfs. Th. I. Rechtslehre. Aufl. S. ' 24 
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aoch mit korpcrlkher Zücbtlgang and l.ogcm V» 
ltt.t der Freiheit l>e«traft weiAen muss, .»dem Mfli- 
Gcl<lbur.e g»i- kein VerbältniM zum Verbrechen b« 
w«rae. Denn der Verbrecher handelt offenbar ^ 
ein wilde» Thier, da» vom blinden rusUnkie : 

ben k«in6 fremde Persöalicbkeit aneikennt > 

wir aber hier vom Gattung. vertrage reden, »o aA^ 
„en wir nicht nur den Amdruck «benUlls n.> 
weltern Sinne, sondern wir denke« ouch dab.: 
«emeg* an einen förmlicb tind feierlich abge»eldO»- 
nen Kontrakt; denn gerade i« diesem Falle, «* 
Uteend «onu, kann die EinwUUgung durcU da. uAt* 
■schweigen erklärt werden (§. 67. Anm. 3). 

- $. 106. 

* D^r Gattung» vertrag ist nur iam 

recUtsgültig, wenn er 1- blo& amiflcbai 

zwei Personen vearscliiedne» Geschlecht» MW 

2. auf die ganze Lebensdauer der cJna 

oder andern von ninen gescUossen wird, wd 

Tiellacbe und vorübergehende Gattungs\c 

diingen niit der Würde der Menschheit Va d^ 

Paziszenten nnvereinhar sein, mithin auf tjam 

schändlichen Vertrage htrnheu vi '- 

Eine auf jene Bedingungen gescldo&sne Nc.l- 

düng heifst eine Galtungsverbindung k 

engern Sinne {conjugaim sensu strictiari) M 

eine Ehe (matrimonium) und der dorattf ■ 

beasiehende Vertrag ein Gattungsvertra J 

engern Sinne {pactum conpißaie Mft^sM ^ricl^ 

oder ein Ehe vertrag (pactum mairimoni^ 

Mann und Weib aber (rnaa et feminaj^ 

diesOT Verbindung gedacht hei&es EhemM 



Abseien. L FamiHeatecfat. §. 106. « 371 

und Eheweib (mariim et märita »• uxor) oder 
schlechtweg Gatt eii (conjuges) und machen nur 
Bine (moralisdhe) Person aus. 

Anm, Wenn der Orand^atss JPacium iurpe est 
ipso /uTB rmUum (§• 58. Anm. 2) -«- irgendwo seine 
Anwendung findel:, 60 ist es in Ansehung der Gut- 
tungsverbindung der Fall, Denn wenn gleich der 
Mensch in Ansehung des Gesdhlechtsgenusses mit den 
vernunftloseu Thieren scheinbar auf derselben Stufe 
steht: so beweist doch schon das jedem Unverdorb- 
nen Menschen natürliche Gefühl der Schaam, wel« 
ches ihn nöthigt, sich bei jenem Genüsse in's Ver- 
borgne zurüchzttziehn , dast hier noch andre Regun- 
gen als d^r sinnliche Kit&0l im Spiele sind und dass 
eine blofs thierische Begattung tief unter der Würde 
des Menschen ist. Jene edleren Regungen sind 
nämlich einerseit das Gefühl der Liebe als eines 
Strebens nach harmonischer Vereinigung des gesamm« 
ten Daseins und Wirkens, und anderseit das Gefühl 
der Achtung als einer Scheu vor dem Mlfebrauöh . 
einer fremden Persönlichkeit. Ein solcher Misbrauch 
aber ist jede vorübergehende und vielfache Gattungs* 
Verbindung, weil es dab$i nur auf einen grobsinn* 
liehen, durch blofse Abwechslung der Gegenstande 
zu verstärkenden, aber nicht durch höhere Motive 
zu veredelnden Genuas abgesehn ist, mithin ein Theil 
den andern in der That als blofses VToUustmittel 
braucht. Die Vernunft kann daher eine solche Ver- 
bindung nimmer billigen, vielweniger sie unter den 
Begriff eines Vertrags, der stets etwas Heiliges sein 
soll, stellen. Die im ^ angezeigten zwei Bedingun- 
gen brauchen daher auch gar nicht ausdrücklich ver- 
abredet zu werden. Sie verstehen sich von selbst in 
den Augen der Vernunft ; und wo gegenseitige Liebe 
und Achtung die Herzen erfüllt, da wird keiner von 
' 24* . 
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beiden Tbeilen an eine andre als einfaclxe und lebens- 
längliche Gattungsverbindung auch nur denken. Als 

' kann die rechtsgesetzgebende Vernunft auch keinf 
andre Gattungsverbindung zulassen oder als rechtlicL 
anerkennen , ohne mit sich selbst in Widerspruch z- 
gerathen. Ist aber diefs der Fall, so ist die Gattun^i- 
Verbindung unter allen geselligen Verbindungen de; 
Menschen die allerinnigste , so dass sick vermöge 
derselben zwei physische oder individuale Pendn- 
lichkeite'n zu einer moralisöhen oder Gesammtperson- 

/ lichkeit völlig verschmelzen. Daher durchdringen 
sich auch ihre Freiheitskreise 'gegenseitig, und es ist 
nach dem Begri£fe des dinglich -persönlichen RecLti 
(§. 26) ein Gatte dem andern so eigen ^ als es nur 
immer eine Person der andern sein kann. E\)eTi- 
darum ha|)en nach dem natürlichen Rechte beide 
Gatten auch nur^ Ein äuEseres Gesammteigenthum 
oder sie leben in der vollkommensten Gütergemein- 
schaft. Wenn die positiven Gesetze oder besondre 
Bestimmungen in den Ehepakten diese Gemeinschaft 
beschränken, so mag diefs in manchen Fällen wohl 
der Billigkeit und Klugheit gemäfs sein; aber die 
'Innigkeit* des ehelichen Verhältnisses leidet; doch im- 
mer durch den Gedanken eines ausschliefslichen Be- 
sitzes des einen oder andern Theils. Wer sich selbst 
hingiebt, kann der wohl noch etwas Aeufser^s, das 
etwa zu ihm gehört, davon ausnehmen? 

$. 107. 

Die. Ehe ist also eine zwischen zwei Per- 
sonen verschiednes Geschledits auf ihre Lebens- 
dauer geschlossniß Gattungsverbindung und heilst 
in* dieser Hinsicht auch Monogamie. Jede 
anderweite Gattungsverbindung hingegen (Poly- 
gamie, Gemeinschaft der Weiber, Konkubinat 
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and beliebige Geschlechtsyermischung) ist rechtö- 
ingiiltig und daher vom Staat auf keine Weise 
5u dulden« Auch sind eheliche Verbin- 
iungen zwischen den nächsten Ver- 
wandten (d. h. solchen y die in der Regel Eine 
Familie ausmachen) von Rechts wegen verboten, 
weil deren Gestattung die Nichtachtung sittlicher 
Verhältnisse herbeiführen, mithin ein Gattungs- 
vertrag der Art ebenfalls den Charakter der 
Scliändlichkeit tfnnehmeii' würde. 

Anm» Wenn wir d^n Gedanken ein. für allemal 
festhalten, dass weder die rechtsgeaetzgebende Yer- 
ziunft noch der Staat als Keprasentant derselben in 
der Menschenwelt einen Vertrag als einen wahren 
und gültigen anerkennen Können, der irgend etwas 
Schändliches d. h. die Würde der Vernunft Ent- 
ehrendes und zur Unsittlicbkeit Führendes enthält; 
so w^ird auch niemand einen Anstofs daran nehmen, 
dass die im §. genannten Gättiingsverbindungen selbst 
nach /dem Mal;urrecbte für unerlaubt erklärt worden, 
ob sie gleich sogar in vielen Staaten tbeils gesetzlich 
eingeführt tbeils stillschweigend geduldet sind. -Da 
indessen die Staaten ihren Beruf, die rechtsgesetzge- 
bende Vernunft in ihrer vollen Klarheit und Wirk- 
samkeit darzustellen, gar oft verkannt habien und 
noch verkennen: so geht uns diefs hier weiter nichts 
an, indem wir uns blofs an das. Vernunftgesetz halt 
ten. Was 

!• die Polygamie betrift, mag man dieselbe 
als Vielmännerei (Polyandrie) oder als Vielwei- 
berei (Polygynie) betrachten: so widerstrebt sie in 
beiden Fällen schon der ]Satur,'die überall, wo ihre 
Ordnung nicht durch menschliche An- oder yielmehr 
Unordnung: gestört ist, fast eine ^gleiche Zahl von 
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Knaben ood Mf^dcKeü geborep wet<3cn la^t. 
ferotr dtf Weib j^jdes^el nur vqh Eitlem 
Lefruclilet werden Itaon (indem die Beispiele so« 
na unter SuperfÖtaÄiön höchst selten und seht us 
'wUb find); so Ist die Tielmatinerei auch dartuot 1 
natürlich, uljerdiefft oher der Wüfde der Männer,! 
Bioem Weibe sur Befriedigung eines ungezüp« 
Triebe» diejaen «oUep, durchaus ^ntgeg^n, daher 
nirgend {wemgtien^ in fccineiD Yolke von 
BUdung) geseulicb. Wenu nun gleich mehre \f 
her von Einem Manue befruchtet werden köa 
und daher die Vielweiberei nicht in demselben ' 
nniiatiirJicb, auch in ntancben Staaten geAet^licli 
BO ist iie doch (abgesehn von der dureh Uebcr 
zung leicht moglicheti Schwlchuug der manpli 
^eugungskraft) nicht minder entehrend für dia 
ber, die £iDem Manne in gleieher Art dienen lol 
find daher gewöhnlich in einen Zustand derSJLkiv^ 
ireriinken. Auch »tört die«e Art der Gattongfsretl 
düng die Fanjiiieneinbeil und Teranlasjt iriadcr attJ 
Ungerechtigkeitöti fz, B» den Gebrauch d#f VerarÜimf- 
tcnen uur Bewachung der Weiber), EIt^ - 
heu auch pol3rgauii[Sche Völker iromer aui c 
dem Bildungsstufe stehn , indem «uletÄt alle Bitd^ 
vom edlern Familienleben und der dadurch 
moglicben Menschenersiebung ausgeht. 

2« Dia Gemeiusebaft der Waibtr (c 

mumio ttwJrwm) ivoljte bekanntlich -1 l ' *r 
*l0soph des Alterthomi in seinen i , . : . , Si 
einführen, um alle Bürger mit siueas geoiemachi 
liehen FamtÜenbande äu umscMiogen im ! t 
au nöthigen, skb als (mögliche) Blur . . 
liehen. Aber Flato bedachte niokt« was a< 
vom Familienleben als der enten Gr-i .*r 
lieber Bildung gesagt worden* A 
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icKt^ d08$9 wenn die FamUienbande sich über Alle, 
bwohl nur möglicher Weise, erstrecken, sie eben-* 
a durch , loser werden; wie denn überall die Ver-» 
i^aiidteziliebe mit den Verwandtscfaaftsgradeit absu^ 
lelimen pflegt, wenn^aicfat eine andre Art van Liebe 
m deren Stelle tritt, Zandern wür^ der Staat, der , 
dne solcbeWeibergemeinscbaft einführte, sehr künst- 
iche und überall kaum zulängliche Anstalten treffet) 
nüssen , um der dadurch leicht möglichen AnreisUng 
!:u ^virollüstigen Ausschweifungen und zur Entwei- 
tiuxig des ganzen GeschlechtsverhSltnisaes vorznheu« 
gen. Ueberhanpt aber ist Weibergemeinschaft im 
Grunde nichts anders als Vielmännerei und Vielwei- 
berei zugleich und daher zwiefach yerwerfllch. 

3u Das Konkubinat ist eigentlich eine auf 
so lange geachlossne Gattungsverbindung als man 
Geschmack an einander findet. Eine solche Verbin- 
dung kann der Staat weder in der Ehe — als eine 
Art von Ehe zur linken Hand neben der zur rech- 
ten — noch aufs^r der Ehe — ^ zwischen zwei Un- 
verehlichten — dulden. JDenn sie führt in beiden 
Fällen zur regellosen und ungezügelten Geschlechts* 
lust, mithin ebenfalls zu einer Art von Vielweiberei 
oder Vielmännerei, entaieht der Ehe ihre Heiligkeit^ 
und hebt die zur menschlichen Bildung und inson- 
derheit zur Kindererziehtlng so noth wendige Einheit 
und Würde des Familienlebens amf. Alles- diefs gilt 
in noch höherem Grade 

4. von der beliebige^n Oeaehlechtsvermi« 
schung oder Murerei {Mupnumt^ohmiarium «— f^^ 
nu9 i^algipogu) die, wenn sie gleich vom Staate nicht 
durchaus verhindert werden kan^, doch' auf keinen 
Fall von ihm (durch Duldung von Kupplcrwirth- * 
Schäften; oder Fordellan) begünstigt werden aollte« 
Der Staat fällt dadurch mit sich selbst in 6inen heil" 
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laseti Widersprticli, indem er durcli die Jostiz r^ 
Tjletet unil bestraft, was die Polizei sulässt oder 
la Aufsicht nimmt, damit der Lüitling recht gcfabtl 
sich dem wilden Triebe hingeten und das weil 
Gea chlecht ohne Verantwoitung mit Füfsen itt 
könne. Denn man Kann sich docli wohl Keine 
fere Herab wiirdigTitig diesea Ge&ebleehtes denlseni 
wenn es seinen Karper um eines liiderltchen Gcwti 
willen {quaestus causa) proatituirt. Was endlicli 
5* die Ehen zwischen Verwandten ht 
pO nndet man 2war in allen gebildeten Staaten All 
auf sich beÄiebeode Verbote. Allein man ist \rt^ 
über den eigentlioben Grund dieser Terliola m 
über die Verwandtschaftsgrade einig, auf welcl 
diese Verbote erstrecken sollen« Der naturi 
Abscheu (Aorror rtaturaÜs) bloTs als exik pHyiisc 
Motiv hetrachtet kann freilich nicht all; ^ 

grofs «ein, da die Erfahrung 60 ^iele Bc;iäi'*«.iu 
Cegentheile seigt. Auch die Verschlecbteruj 
der Zeugungen durch Geschlecl^tsyermischung 
Verwandten, worauf sich schon Sokrates bet^ 
öophoD beruft, wird vOn der Erfahrung nicLl durt 
gangig bestätigL Vielmehr liegt der eigeutlif^e Gt 
wohl darin, dass das sittliche VerhäJtnisd, welcl 
solche Verwandte^ die in der Regel Eine Fan 
ausmachen, %\i einem ganss uneigetiniiUigen Wol 
wollen verpflichtet, mit der BpF * K i 'müs 

eigennütsigen Triebes, als der i b 

und für sich betrachtet ist, sich nicht 7e: £i| 

Gatttingsverbindung also, welche die ^iitli 
jeives sittlichen Verhältnisses und ebendadu.:,:. 
(bei der nicht au rerbindemden Vertraulichkeit «j 
eher Verwandten unvermeidliche) Ausai^tnng de* 
ichlechts trieb es mitten Im Schoofse der FAmilT-n 
Folge habeti würde ^ weno sie allgemdin , i 
wäre, muss ebenfalls als etwoi Schändlich«! oJ 
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den IVIenschen Entehrendes betraclitet .werden , indem 
der Mensch sich dadurch, den remunftlcfsen Thieiren 
gleichstellt, die nichts von jenem sittlichen Verhält- 
nisse wissen und es daher auch nicht hei der Begat* 
tung achten können« Wenn alffo / von einem na- 
türlichen Abscheu hier die iElede sein i^olt, »o 
mufl(s imter der Natur voraugsweifike, diie vernünftige, 
IN'atur des Menschen verst^anden werden, so das» le- 
ner Abscheu vielmehr als ein, sittlicher (horror 
moralis) zu betrachten wäre. • Hierauf deutet . auch 
der Ausdruck Blutschande (incestus) hin. Es folgt 
aber altich hieraus ^^ dass jene Eheverbote nicht bloCi 
eineti politischen. jOhder. 'piolizHlicbei^^ sondern einen , 
sittlichen odet moralischen Gri^i^d h^ben,t ^^^ 2^* 
gleich ein rechtliches öder juridisches Verbot begrün- 
det, weil das Rechtsgesetz und folglich auch der 
Staat keinen Gattungsyertrag als gültig anerkennen 
kann, der de^ Menschen entehrt. Zugleich be« ^ 
schränken sich die unbedingten Eheverbote des 
Staats dadurch • auf die nächsten Verwandten 
d. h. auf Eltern: Tind Kinder (zu welchen naturlich 
auch Grofseltern und Enkel geboren) und auf Ge* 
schwister, weil Qur diese in der Kegel Eine Fa- 
milie ausmachen, ehe die Kinder sich von den 
Eltern und die Geschwister von einander trennen. 
Für die angränzendea Verwandtschaftsgrade können 
höchstens nur bedingte d« h. solche Vierbote 
stattfinden, von welphen der Staat sich die Ent- 
bindung (dispensatio) ■ vorbehält, um die jedes- 
maligen Umstände und Verhältnisse berücksichtigen 
zu können, aber freilich nicht, um-. Geld dadurch 
zu gewinnen, und so aus der Ehe «ine Finanz« 
spekulazion zu machen. Man vergl. noch hierüber 
folgende sehr gründliche Schrift: Neuer ^ersuch 
über die Ungültigkeit des mosaischen Ge»' 
setzes und den Rechtsgrund der Ehever- 
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hol©, von D, Kahi. Ltww* Nrrzscii» WittcmW 
ti, Zertst, 1818- 8. *). 

5. 108- 
Der Zweck der Ehe ist ihcüs die 
seugang und Erssiehung neuer meiischliclier In- 
diriduen, um so die Men^chengattuog zu erh 
tlieils die liöchstmögliche Befordening des ph 
sehen und moralischen W^ohlseins der Ehegafi 
selbst Diese haben also das Recht^ alles ^ n 
die Erreichung dieser Zwecke bedingt, yon ea^ 
ander zu fodern, und folglich auch die Pf lichte 
eiDander diefs alles äu leisten, und zwar glfli- 
ches Recht und gleiche Pflicht j der Staat 

•) Die Frag9p oh der Staat nicht die Biganai© i^ 
g&mie überhaupt den Bürgern e^liiEiBen dütfte-, wti 
dturh Krieg odtr Fest zu viel MenJcKen eingeliürst hlu 
hmuhthehf Bebl fiiclt ober dadureb von s^QkI» dutt 
vielfache Gattung« verMndmig der Art nickt tun d«r blol 
Lust willen gedaiilösjren^ luithin aueh tiicM ius Wejh 
Hoises Luftnüitel des Mannes entehren wÜrde^ tnd 
würde doch kein Weib daxu genbtlug^ werden dürteng 
dem es müsste ihr freistekni ob sie util ihr BecKl der 
geihe titelt Ehe aus Liehe %\mi Vaterlands YÄT^ichte» wnU 
Von ihiilicher Art in die Frage^ ob nicht die niiehsteo V^r 
wandte» 'in mina Ga t tun gsverbin düng tret^i dQrfli 
sie auf einer wüjteu Insel eine isolirte Familie au:.. 
Denn die Vernmift hat ein noihwendigct IntereM» a-. 
EevoEerung der Erde durch das Menichengefchledit* 
sittliche VcrliÄlinis» der Verwandten kannte also Hlr 
kein Rindemi» sein^ eine Verhindimi^ eimugeluii 
ftbea jene^ Iittcreiie gefördert wird« Sonit wilide daa 
Menschen gel diJ echt — vorausgetotil,, dii$s ei ' > • 
milie ahetummc — gar nickt hal)en entstehen 1» j > 
weni^tens die ersten Geschwi$ter «ich vemi]><;beei mü 
Wo nlso keine önderweite V^^altl moglick ut, ^-^f *'>h 
Verbot f aa #etb«t. 



Abt chn. L FamiUenrccht. §. 108. 379 ^ 

iber hat das Recht und die Pflicht, die Ehegatten 
;xir Erfüllung ihrer gegenseitigen Pflichten »auch 
lurcK Zwangsmittel anzuhalten, so weit diefs 
Tioglicli und thunlich ist. 

uinm, 1. Ueber de» Zw^dk der ebelichea Ge« 
Bell&ohaft bat man sick eben so wie äbor A%n der 
bürgerÜcheo gestritten. Nach Einigen soUte die 
durch Befriedigung des Gescblechtttriebes 
beiTrirhte Lust (^xpktio libldinii) wo nicbt der 
einzige, doch der erste und näcbste Zweck der £be 
sein» iNun mögen empiriteb wobl Viele , die in die 
£be treten, keinen «nd^ni sk diesen Zweck vor Au«- 
gen haben. Allein man verwechselt hier offenbar 
zwei Dinge mit einander, welche ^tii eoelo v^scbie» 
den sindy nämlich den thieriscbea oder sinn«» 
liehen Zweck der Begattung und den ver^ 
nünftigen Zweck der Ehe. Jener wird instinkt- 
artig, mitbin ohne klares und deutliches Bewus&tsein 
gesucht und ist ^uch aufsec der Ebe erreichbar, ja in 
gewisser Hinsiebt nocb mebr als in der Ebe; wes» 
halb auek die, welche nur auf diesen Zwec^ sebn, 
gewöbnlieh die E^e ftieben öder sie docb nur als 
ein notbwendiges Uebel (ein Jocb) betracbten, dem 
man sich blofs von Staats wegen oder um ander» 
weiter Vortbeile willen zu unterwerfen babe. Wie 
sebr sich aber dadurch der Mensch entebre, indem 
et sieb mit den vernunftlosen Thieren auf Eine 
Linie stellt, ist für sich klar. Der vernünftige 
d. b. von der Vernunft selbit gefederte Zweck der ^ 
Ebe muss also ein hoberer vmd zwar ein solcher 
sein, der in seiner Totalität nur durch die Ebe er- 
reichbar ist. Dieser Zweck ist ein doppelter,^ wie- 
wohl das, was wir bier in der Wissensbbaft {abstra- 
Jundo et reßectendo) als ein Zwiefaches betrachten, in 
der Wirklicbkeit wieder nur Ein« sein soll. Das 
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38Ö llcchtslchre. Th.II. Angewandtes Naturreclit. 

Erste bezieht sicli auf die Menschengattung über- 
haupt. 'Diese soll erhalten M^erden, weil "die Yer- 
Bunft an der Erhaltung des Vernünftigen eia un- 
mittelbares Interesse nimmt. Die Menschengatturr 
kann aber nur durch Erzeugung und Erzieliiixig neuer 
inenschlicher Individuen erhalten werden, und äie!.^ 
ist nur in, mit utid- durch die Ehe möglicli. Denn j 
Wenn' gleich die blofse Erzeugung auch obne und I 
aufser 4et Ehe stattfinden kann, und oft genug statt- 1 
findet: so ist doch die blofse Erzeugung nieht zur ' 
Erhaltung der Menschengattung hinjreichend , sondenk 1 
das Erzeugte, welches sich in einem ganz iiülBosen, 
und Unreifen Zustande befindet, inuss auch aufgezogen 
und erzogen werden. Djizu ist aber eine dauernde 
Verbindung der Erzeugenden, also die Ehe und das 
damit verknüpfte harmonische Familienleben erfo- 
derlich *). Ja selbst die Erzeugung leidet durch die 
regellose Befriedigung des Geschlechtstriebes aufser > 
der Ehe', weil die damit verbundne Unmäfsigkeit im * 
Genüsse die Zeugungskraft schwächt oder bald ganz I 
erschöpft. Also die Erhaltung der Menscheü^- ) 
gattung {canseruaiio generis humäni) wäre das Erste, | 
was die Ehe bezweckt, und dieser Zweck "bef^sst ' 
nicht blofs die Erzeugung einer Nachkom- l 
menschaft (procreatio sobolii) sondern auch die 
Auf- und Erziehung derselben {educatio soholis). 
Aber der vollständige Zweck der Ehe kann nicht 
blofs aufser den Ehegatten (in der Menschengattung) 
sondern er muss auch in ihnen selbst liegen. IDarum 
gehört die höchstmögliche Beförderung ihres 
ganzen (physischen und moralischen) Wohlseins 



*) Hierin liegt unstreitig der Hauptgrund, dass die meisten 
unehelicken Kinder pHysisck und moralisch verwahrlost wer- 
den, auch die Steii>lichkeit unter ihnen weit gröfser ist, als 
unter den ehelichen. 
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^ - 

j^ ^^zu* Diesel Wohlsein ist zum TheCl^ 

^ N^ugung und Erziehung von Kindern 

s ^ . sich die Ehegatten dadurch gegensei« 

«t • a und veredeln. Aber es verbindet sich 
y ihr ganzes Leben durchdringende Gefühl 

jiseitiger Xiiebe und Achtung, wodurch sie 
adec sowohl, bewusst als ünbewusst bilden und 
^seligen. Die sogenannte. wechselseitige Hülf-» 
Leistung (jnutwim^adjutorium) ist i^so" nur ein hlei* 
ner Beitrag zu jenem Wohlsein, der freilich auch 
voix andern Personen, die nicht in der Ehe leben, 
geleistet werden kann, aber nicht in dem Mafse 
und der Art, wie »i von Ehegatten geschieht. Von. 
dieser Seite betrachtet erscheint also die Ehe als ein 
zur vollkommnen Entwicklung und Ausbildung allev 
menschlichen Anlagen im Manne und im Weibe, im 
Erwachsnen und im Kinde, ganz, unentbehrliches 
Institut , welches daher auch . alle Gesetzgeber . in 
alten . und neuen Zeiten sankzionirt und unter die 
besondre Aufsicht uud den mächtigen Schutz des 
Staates gestellt haben. Ja man hat nicht mit 'Un- 
recht die Religion selbst und die Kirche zu ^ Hülfe 
gerufen y um jenem Institute noch eine höhere Weihe 
zu gehen, damit es allem Volke als etwas Heiliges 
und Unverletzbares erscheine. 

Anm. 2. Was nun die Rechte und Pflich- 
ten der Ehegatten betrift, so .etgeben sich die^e aus 
jenem grofseu, in seiner idealen Vollständigkeit ge- 
dachten Zwecke von selbst. Denn was nur irgend 
als Mittel auf diesen Zweck bezogen werden kann, 
das werden die Gatten von einander zu fodern und 
einander zu leisten haben. Mithin gehört auch das 
dazu, was man gewöhnlich (obwohl sehr unrichtig, 
weil man dabei von einer ganz sinnlichen Ansicht der 
Ehe ausgeht) schlechtweg die eheliche Pflicht 
{officium 8. debilum conjugale) nennt. Denn ohne den 
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382 Rechtolehre. Tb. It. AngdWandtes Naturreclit. 

Beischlaf i»t weder das blofs aatürliclie nocli selLst 
das sittliche Element im Zwecke der Ehe vollatazidi| 
stt verwirklichen. Er ist gleichsain da* pliysisclie 
Symbol der Seelentrereinigung, das wiederholt ge- 
gebne und genommene Unterpfand gegenseitiger Zu- 
neigung, das Wechselspiel erregter und befriedigter 
Sehnsucht nach der innigsten Yetknupfaxig ^ die es 
unter Menschen nur geben kann *). Aber hier zei^t 
sich auch ivcht klar und deutlich das UnztzlSngiiciig 
einer blofs juristischea Theorie Ton der Che, wie 
man sie so häufig in grofsen und kleinen Lielirbacliein 
findet. Das strenge Recht uni äie^emtelhea est- 
sprechende Bflicht ist erzwingbar. Also, sagt der 
Jurist, sind te auch die Rechte und Pflichten der 
Ehegatten überhaupt, und die eheliche Pflicht (dei 
Beischlaf) insonderheit. Aber wer soll denn zwin- 
gen ? Im Naturstande müssten die Ehegatten selbst, 
also der Mann die Frau oder die Frau den Mann 
•zwingen. Lasst sich denn aber das erzwing^en, was 
die Gatten nach dem Zwecke difr Ehe einander lei- 
sten sollen? Vernichtet nicht auch nur der Veranch. 
zum Zwange eben das, was das Fundament der Ehe 
ist, gegenseitige. Liebe und Achtung? UnA wird der 
an seinem Rechte verletzte Theil allemal vermögend 
sein, den andern Theil zu seiner Pflichtleistung zu 
zwingen ? --*- Im Bxirgerstande wird freilich der Staat 
zu Hülfe gerufen werden können. Aber wird der 
Zwang des Staats nicht übel noch ärger machen? 
Und kann und darrf der Staat, wo insonderheit von 



*) Der Beischlaf steht in dieser Hinsicht in einer merk- 
würdigen Analogie mit dem Kusse, der gleichsam ein im- 
plizirter Beischlaf ist, wie jener ein explizirter 
Knss. Das keusche Wefli wird daher auch nicht so frei- 
gebig mit seinen Küssen sein, wie eine Buhldime» cUe je- 
den Mann küsst, weü sie jedem Manne zu Diensten stehL 
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lex ehelichen Pflicht im engern Sinne '^ie Rede ist^ 

sineu Zwang ausüben, ohne den Beischlaf zur ehel* 

bafteftten Handlung, xu einer Art Von gesetzlicher 

N^otlizucht herabzuwürdigen? *). -— Hier bleibt dem 

Staate wohl nichts anders übrige als einerseit ^der 

Versuch zur Sühne, welchen er am schicklichsten 

durch Personen machen iasst^ welche im Namen der 

^Religion zu den Herzen sprechen konneüy oder iin-* 

derseit Trennung von Tisch und Sett, um den Oe^ 

trennten Zeit zur Besinnung und Besänftigung tia 

lassen. Wofern aber auch diefs nichts fruchten sollte, 

so kann nichts anders als völlige Scheidung erfolgen, 

'wovon tiefer \inten. -^ Wenn übrigens die Frage ist^ 

ob die Rechte und Pflichten Jer Ehegatten gleich 

oder ungleich seien, so\ bejahetk wir unbedenklich 

das Erste. Das Weib ist freilich in det Kegel der 

schwächere Theil» es ist mehr passiv als aktiv im 

Gesdblechtsverhältnisse, mehr willigend an4 ^gebend 

auf Verlangen, als selbst verlangend oder ^ar federnd 

und neJimend. Der Mann aber ist von diesem Allen 

das Gegentheil. Aber dieser natürliche Gegensatz 

zwischen beiden Geschlechtern soll ^h in der Ehe' 

möglichst ausgleichen- Was daher von beiden Thei* 

len unter den Begriff des Rechts und der Pflicht fällt, 

muss sich ebenfalls möglichst ausgleichen, weil sonst 



*) Dtefs würde wenigstens 41er F«U setej wenn das Weik 
zum. Beischlaf e gezwungen werden sollte. Beim Manne aber 
ist ein eigentlicher Zwang dazu nicht einmal physisch mog* 
lieh. Älse föUt der Beischlaf überhaupt nicht unter den 
Begriff ainer «rzwingharen oder strengen Rechtspflicht. Er 
ist nur eine Folge der Zuneigimg, gleichsam ein- freiwilliges 
Gsschenk der Güte, tmd kann nur untter dieser Bedin{rung 
einosi Menschen, der nicht tierisch gesinnt ist , Genass ge^ 
währen« £r ist also recht im eigentlichen Sinne «ine blofse 
- Liehespf licht, wenn hier nun einmal von IPflicht die 
Hede min soll. 
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384 Rechtslehre. Tb. IL Angewandtes Natttrreclit. 

gegenseitige Liebe uzld Acbtung nicbt besteben konnte 
und das eheliche Verbältniss zu sehr getrübt 'VFÜrde. 
Auch dämm ist dier Monogamie allein zulässig. Denn 
in der Polygamie , sie sei Polygynie oder Polyandrie, 
ist alles Gleichgewicht im ehelichen Bunde aufgeho- 
ben und der vielfache Theil gegen den einfachen in 
eine Niedrigkeit gesetzt, die Ton der Sklaverei nicht 
sehr verschieden ist« Aber die Vernunft kann dieü 
nicht billigen,, sondern sie erkennt die eheliche Ge- 
sellschaft im Allgemeinen als eine gleiche an (§.70). 

$. 109. 
^ Da die Ehe nur durch die wirkliche 
Vereinigung der Geschlechtsglieder 
vollzogen wird, ao ha,t auch der Ehevertrag erst 
nach dieser Vollziehung seine volle Oültigkeit 
Eine Verbindung zweier Personen verschiednes 
Geschlechts unter der aufsern Gestalt der Ehe, 
ohne geschehene Vollziehung derselben, ist daher 
eine blofse Scheinehe, die aber doch der Staat 
aus politischen Gründen als eine wahre gelten 
lassen kann. Sobald dagegen zwei Personen 
verschiednes Geschlechts, die bis dahin weder 
mit einander noch mit einer dritten Person in 
ehelicher Verbindung standen^ ihre Geschlechts- 
glieder wirklich vereinigt haben, ist es natur- 
rechtlicher Weise anzusehn, als ob sie ebenda- 
durqh eine eheliche Verbindung thätlich gestiftet 
hätten,' wenn auch kein Versprechen deshalb 
vorausgegangen und keine Befruchtung des weib- 
lichen Theils darauf gefolgt ist Im Staate aber 
dürfen eheliche Verbindungen nur unter öffent- 
licher Autorität und den gesetzlich bestimmten 
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Formalitäten geschlossen werden. Daher ist der 
Staat berechtigt, heimlichen Verbindungen jener 
Art die Giiltigkeit als Ehen zu enlziehn, den 
männlichen Theil aber zur Entschädigung des 
weiblichen wegen der Folgen desselben zu nö- 
thigen, .'. .. 

Anm. Der Naturzweck der Ehe ist nur durch 
den Beischlaf erreichbar; also^^ist auch der Ehever- 
tragy der jenen Zweck nothwendig in sich aohlic^fst, 
nur ebendadurch (nicht durch die , Trauupg. .oder 
andre I^arm alitäten) vollziebbar. D^ber bxinf^t >auch 
ein bloEses EheverisprecKen — ' es mag) unter vier Au- 
^en oder öffentlich und feierlich gegeben und ange« 
nommen sein {sponsaMa clandestina vel puhiica s. ao^ 
lermid) — noch kein eheliches Yerhältniss h^ron 
LJnd^ da, wenn jemand nachher die versprochne Ehe 
nicht vollziehen wollte, ein eigentlicher Zwang sum 
Beischlafe nitht stattfinden kann (§. 108. Anm. 2): 
\o hat jenes Versprechen schon an und für sich keine 
rechtsverbindliche Jiraft ($. 55* Anm. 1); sondern es 
ist blofse GewisseniBpflicht, ein so wichtiges Verspre- 
chen weder^ leichtsinnig zu geben noch aus blofser 
Lauiie zurückzunehmen *). — In Fällen, wo die .Ehe 



♦) Wenn Eltern ihre Kinder zur Ehe zwingen, wollen, so 
ist diefs blofae Barbarei, die der Staat auf keine Weise un- 
terstützen sollte. Er sollte vielmehr, wenn ihm bekannt 
ivürde, dass einem Kinde durch allerhand Zwangsmittel ein 
Bhererspreishen abgedrungen worden, dasselbe von selbst 
ireraichten. Wenn jemand ^xi freiwilliges Ehaversprechen 
zurücknimmt, so mag diefs freilidi ofit-eine Folge des I«eicht» 
jinns und der Unbeständigkeit, also insoferne gewissenlos 
lein. Aber gezwungen soll er doch nicht werden, weil die 
Bhe einmal ein Yerhältniss ist, das ohne alle Zuneigung 
nicht besteben kann. Nicht einmal Entschädigung ikann der 
andre Theil vemünltiger Weise fodern* Denn da die Ehe, 

Kruges prakt. Plulos. Th. I. Redilslelure. Aufl. 2. 26 
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gut nicht iroUsogen wordeii, findet offidiibar 
wAhre Ehe statt. Doch hrauclit dei Suat keioi 
Lfifi da\roti zu nehmen , wenn $ie ihm nicKt g< 
i%inä irgend eine rechtliche Foderung darauf gi 
Met wird. Er lasst ako, um allen -dnstaf« s« r«^ 
melden, die Verhindung als eine eheliche 
wenn sie ütur die äufäere Fortn der Ehe bat» Ute** 
lufiere Form beatinimt das positive Gebets« tscj f^ 
dient dasa, tbeüs die Thatsache, das« s^wet F* 
verichiednes Geschlecht» in eitie soLebe Verbin&rsg 
L getreten seien ^ zu beglaubigeji , tbeÜJ der Vetei- 
[dang mehf aufsere HaÜigkeit su geben, y^^il salkl 
die Fortdauer des Staats und die Erhaltung der 
gerlichen Rechte daTOn ah hangt. Die tbataa 
OeschlecBtSTereinigung kann «her ancb ohne )eiii 
Form geschehen sein. Dann wire nmvh ' 1 m^'. 
rechtUcher Ansicht die Ehe tbätlich gc? i r. 
aber diefs in der bürgeflicfaea GeaaUscbaft ih 
groben Ausschweifungen , theiU ^ti allerhand Ui 
nungen und Verwirrungen führen konnte: ao 
der Staat alLsrdings das Recht, dergleicheti hcüiaÜfk 
oder formlose Verbindungen au verbietr 
strafen, ist aber dadurch ein Weib btUiu.u.L i w^ 
den^ so ist der Mann von Rechts wegnti var 
Schädigung der Mutter und sur Erhallting des Kt 
verpflichtet« lyie Behauptung hingegcii^ das» tlü 
LStaat den Mann zut förmlichen Eheiichung dnr Qfi 
faebwängerten awtngen solle ^ ist nnstattbiüftB 






^iveiiii 4er enie Tbail in seinar Akneigung boKarrtn, 
uofl tick] teil Musfalleti mü^sti*: bo ut ef ja kmn Sc! 
cifi nicht volUogen wii-d. Hachfitens kann er nur ^u. ^i. 
der Ge«ckenk9 oder Erstattung der Eottan fcniera, 
»Baisieliung atd jenes Visrflprechan geoitcht worileu^ Fifrl 
lAii* odtr Zuxiicklriit etwui fod«rn, seagt aUeouiJ oij»p| 
drjg« D«iilisn im, uad dieia soll der SiuM vt^tugnmnm \ 
liegfinitigcn , da or sie eiiintii} iiiehl fmrbinderxi 
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reil ein solclkef ZVrang üUrhaupt ni<At stattfinde» 
arf 9 todunii treu das Weib ebenfalfo m tulpa ist^ 
venn es sich gegen das Gesetz deat Manne Iraimlich 
lingab, mithin keine Begünstigung eiStes Febltritts 
^om Staat enrarten darf. Äveb würdeii solche Fehl- 
ritte sich dadurch TervieUaltigen» indem sie den Wei^ 
lern eine sichere Anwartschaft auf die Ehe gä>en« 

i 110- ^ 

Wiewohl die Ehe eine lebenslängliche 
Verbindung sein soH (§. 106): so können doch 
Umstände eintreten, welche eine Eheschei- 
lung (diportium} nothwendig machen,^ worüber 
Eiber in der bürgerlichen Gesellschafit dem Staate • 
allein das Erkeniitifiss sukoilinat Der Tod hebt 
natürliöher Weise die eheliche Verbindung anf 
und macht den überlebenden Gatten vSllig frei. 
Sukaiessive Poiygamie i^t daher nicht wi- 
derrechüich. 

Anm. 1. Der Idee nach eisttedkt sich die ehe<> 
liehe Verbindung aUerdIngs auf die gan«e Lebens» 
dauer des einen oder ändern Qatten^ weil die Ver- 
nunft keinen andern Ehevertrag als eimen auf diese 
Bedingung geschlossnen für gültig anerkennen kann. 
Aber hieraus folgt keineswegs die CJnauflÖslichkeit 
des ehelichen Bandes« £s kann vielmehr Umstfinde 
geben 9 unter welchen die Vernunft selbst die Fett» 
Setzung der Ehe für ein grofseres Uebel halten musstei 
als die Auflösung derselben. Solche Unistande wird 
also auch die Vernunft för hinlängliche Schei- 
dungsgründe (rdtioneM diportii si^ficünies) anerkeu» 
nen. Im Naturstande bleibt diefs freilich dem Er«- . 
messen und Gewissen der Ehegatten überlassen. Ist 
aber die Ehe unter Autorität des bürgerlichen 6#*> 

25* 
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388 Recbtilehce. Th«II. Angewandte« Natorrecht 

setze» geschlosten, so kommt das Erkenatniss übe^ 
. die Hinläoglichkeit jener Gründe dem Staate m\ 
Die Auflösung der Ehe kann also dann nur dord 
richterliche Entscheidung erfolgen. Der Staat 
kann daher keine gutwillige (aus freier Einsda* 
mung beider Theile hervorgehende). Scheidung 
(diPoriium uoluntariuni) noch eine willkürllclie 
Entlassung des Weibes vom Manne (repudim) 
gestatten, weil die erste der Heiligkeit der "Ehsund 
die letzte dem Rechte des Weibes Abbruch diaB, 
beide aber die Ehescheidung in's Unendliche venid- 
faltigen würden. Folgende Scheidungsgründe wii^ 
nun die Vernunft, mithin auch das positive Gesetz 
und der bürgerliche Richter, für hinlänglich anei- 
kennen müssen : 

1. Unfähigkeit zum Beischlafe [Impo' 
teniia) wieferne sie nämlich der Ehe vorherging (an- 
tecedens) und nicht gehoben werden kann (insanabiiä). 
Man kann in diesem Falle nicht einmal sagen, dags 
die Ehe im eigentlichen Sinne geschieden werde; 
denn sie war gar nicht vollzogen, folglich keint 
wahre Ehe. Der Staat erklärt also nur die Nichtig- 
keit des vorausgegangenen "Verbalkontraktes und der 
gesetzlichen Formalität, wodurch derselbe äufserlicli 
vollzogen werden soUt^, weil er innerlich nicht voll- 
zogen werden konnte. Hingegen versteht sich von 
selbst, dass die heilbare und die nachfolgende 
Unfähigkeit {impotentia sanabilie et iuperueniens) 
kein hinlänglicher Scheidungsgrund ist. Denn bei 
jener kann das Hindemiss der Vollziehung entfernt 
werden ; durch diese aber würden endlich wegen 
Altersschwäche alle Ehen auflösbar werden. Trift 
aber in frühern Jahren den einen Gatten ein Unfall, 
der ihn unfähig macht: so trift derselbe den andem 
mit, weil beide zu Einer Persönlichkeit verschmol- 
zen sind. 
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2« Ehebruch (aduUerium), In d«r Monogamie 
s der. einzig rechtlichen Art d<^r Gattungsrerbiädiing 
i. 107) hat der eine Gatte ein autschliefsKi^^lMn Recht 
if die Geschlechtsglieder des andern ^ weil sie eben 
nr eine Persönlichkeit haben. ■ Die Befriedigung 
3s Geschlechtstriebes dürth ein drittes Subjekt ist 
so eine offenbare ZerreiCsung des ehelichen Vertrags, 
er nun den an seinen) Rechte verletzten Paziszenten 
icbt mehr binden kann. Sie heifst daher mit Recht 
In Bruch der . Ehe. Will der verletzte Theil die 
Ibe dennoch fortsetzen 9 so steht ihm diefs natürlich 
Lei. Verlangt er aber die Scheidung, so kann sie 
er Staat nicht verweigern, vorausgesetzt, dass der 
^ruch gehörig erwiesen ist und der verletzte Theil, 
lachdem er'Kenntniss davon erhielt, durch fortge« 
etzte Gesichlechts Vermischung mit dem untreuen Gat« 
en die eheliche Verbindung nicht von neuem ange- 
knüpft, hat» Uebrigens ist es in Beziehung auf die 
N^oth wendigkeit der Scheidung gleichgültige ob der 
ELbebru<:h einfach odier doppelt (adiUt, simplex i^ei 
dupleti^ W9LT. Die Schxtld ist nur im letzten Falle 
gröfser auf Seiten derer, welche die Ehe., in der sie j^ 
beiderspit standen, gebrochen *)• 

3. Verw^eigerung des Beischlafs {denegatio 
ojßcii cQTi^UgcUU) wieferne sie nämlich nicht vorüber- ^ 
gehend aus gegründeten Ursachen (Krankheit, Mäfsig* 
keit u» d. g«) sondern unbedingt aus fortdauernder. 

'*) Die. Fragte, ob die Ehe auch durch unnatürHohe W<d* 
lustsünden des einen Theils (OnaBie^, Päderastie,/ Sodomie) 
gebrocben werde > muss wohl bejaht werden, da menUndea 
vernünftigerweise zugenml^et werden kaxm, mit einem sol^ 
chen Menschen in Gescblechtsgemeinschaft femer zu leben. 
AuqIi ist der Gebrauch der Geschlechtsglieder gegen den 
Natunweck immer zugleich ein dem Rechte des anaetn 
Gatten zuwiderlaufender Misbrauch , mithin eine Veiletsiüig - 

des ehelichen Vertrags oder ein Bmch der Ehe. 



Digitized by LjOOQIC' 



390 Rechldolir«. Th.U. Angawandtet Natocrecht. 

Abneigung gatchielit. Da diala dem Naturzwecke 
dar Ehe sawiderllaft und ein eigentlicher Zwang 
sunt BabäUafe unatanhaft iat (§• 106* Ann». 2): u 
Ueibt nichts ander» aUSehaidung übrig, wenn nicht 
die Harcnftekigfceit des weigernden Theila durch sitt' 
liehe Mahnung oder seitige Trennung (fob TisA 
und Bett) gehrochen werden kann« 

4« Bösliche Verlassung {nuüUicMa desertic) 
▼emichtet den gansen Doppelsweck der £hc und 
schliefst daher den vorigen Grund mit ein, weibilb 
auch Manche die unsichtbare und die aiohtbaie 
Verlassung (deseriio fUibüU s# invisihüUy unter- 
scheiden. Denn ohne Beisammensein der Ebegsttea 
iat die Erreichung ]enes Zwecks nicht gedenkbar; 
woau sollte also der Verlassene eine ganz zwecUoie 
Verbindung fortsetaen? Zwailg anr Rückkehr ist 
aber oft nidit möglich und würde anch meistens 
nnr übel Siger machen. Uebrigens yersteht es sich 
von selbst, dass auch hier das Vorübergehende und 
Zufällige (Entfernung auf Reisen, im Kriege u. d. 
g.)* vom Dauernden und Absichtlichen eu w^iter^ 
scheiden sei. 

5. LiebensgefShrliche Behandlung, wenn 
sie auch nicht gerade wickliche ^ Kacbstellung 
nach dem Lebeis (ituüliae i^iiae girucUie) iut. Denn 
wo sich auf der einen Seite ein ao groCser Mangel 
an Liebe und Achtung und ein solcher Grad vob 
Brutalität findet, dass daraus grobe, die Gesundheit 
und selbst dftf Leben g^äbpde^de, JVtisbandlungen 
hervorgelufts da ist wohl dem andern Theile nicbt 
auauastttben, dass er die eheKche Verbindung fort- 
setze. Ja man könnte solches Betragen mit Reclit 
einen Bruch der Ehe nennen, da der eheliche Ver- 
trag auf gan;^ entgegenge^^a^te Bedingungen ge- 
schlossen isti Uebrigens gilt hi^ wied^ 4i^ vorige 
Beschränkung. 
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w 6* S^lbeiitebrutig des <einen G<lUen durch 

grobe^Yerbrocheäy die ihn aller Lieb« nuä Acb- 
txitig def andern Gatten unwürdig mischen, Oder 
sollt:* es wiriüicb gerecht »eint diesen su swingeut 
die eheli<^e Verbindung mit Jenem fortatnsetzen, 
wenn derselbe Verbrechen begangen hat, die mit 
entehrenden Strafen durch die Gesetae belegt wer« 
den? Muss es nicht vielmehr als eine stillschwei- 
gende Bedingung des ehelichen Vertrags angesehn 
werden, dass Ach keiner von beiden ThcfUen durch 
solche Verbrechen entehren solle? Will also der 
andre Theil nicht etwan aus Mitleid , weil vielleicht 
in seinen Augen mildernde Entschuldigungsgriinde 
stattfinden, die Verbindung forttetaen: so muss auch 
in diesem Falle die gefoderte Auflösung derselben 
zugestanden weirden. — Es werden freilich bei Ai|r 
Wendung dieser Scheidungsgründe auf einzele Falle 
mancherlei Schwierigkeiten sich ergeben» Diese muss 
aber die richterliche Klugheit au heseitigen wiaaen. 
Eben diese Klugheit muss $ich m Ansehung der Fra- 
gen beweisen, wie Kollusionen vorsubeugen, was in 
Bezug auf die Kinder der Geschiednen zu bestimmen» 
ob auch dem schuldigen Theile- (oder gar den Ge- 
schiedenen seibat mit einander) die Wiedexr^rheura- 
thung zu gestatten • sei. Uebethaupt kommt es bei 
Streitigkeiten der Ehegatten, es mag nun auf Schei- 
dung atigetragen werden oder nicht, gar sehr dari(uf 
an, dass man weder zia mild noch zu hart verfahre, 
immer aber die gütlichen und moralisch -religiösen 
Mittel vor allen andern versuche« Daru^i halten 
wir die Verweisung solcher Streiti^eiten an. ein 
geistliches Gericht- für eln6 sehr w^e Mafsregel. 
Auch scheint es l^irklicih, als wenn in den Staaten, 
welche den weltlichen Richter allein darüber ent- 
scheiden lassen, die Ehescheidungen sich verviel- 
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liltxgeTi, ohne die eheliche Vertraglichkeit 12 ad das 
eheliche Glücli daclurch zu mehren •). 

Anm, 2- Die Idee Tön der Uisaufll»«!! 
keit der Ehe, ao «last hachsteui eine bedia 
SdiciduDg (toh Tisch und Bett) aber keine uttbedio 
{vc^m Bande selbst) statt Enden dürfe, ist voti M^ao 
0Og«ir bis über das künftige Leben äxim 
worden f äo dass nicht einmal der Tod die IL. 
mithin aticb der eine Gatte nach dem Tode des 
dem nicht wieder heuratlien dürfe, weil dief« eti 
falls eine Art von Polygamie sei» Allein d 
liehe Tertrog als lolcbet ist olTenbar nur fuT 
Welt gescb Jossen , weil er sich auf eine besam 
Modifikation ebendesjenigen Organismus gründet, der 
iio Tode zerstört wird. Und dass man im Iräoftigeit 
Liehen nicbt freien und sich freien la^^en yrexA%^ 
iagt auch die Schrift, Mit der Bedingung fJPl«^ -•*!» 
auch das Bedingte weg* Hat nun der Ehe ^ 

blof» für dieses Leben Gültigkeit, »o wird durch deq 
Tod des einen Gatten der Ue beriehen de völlig fref. 
Er hat also auch das TOllkommne Kechr, einen 
neuen Vertrag der Art au «chliefseni wenn £»*# 

thnnlich findet. Denn es kann in eiaÄei^n r allen 
wobl Abhaitungsgründe geben, die aber dann nich 



*) Da« ünfrucbthaTkeit scheide | kann woW ni 

geradezu behauptet werden. Wenn sie alier eiwe li I 
Abneigmig tiir Folge hat wid mm die Scheich ,, 
wird : so kann der Staat nm so eher einwilligen » Q« cici F*ll i 
nicbt sehr liHiifig vorkommen wird, tind da hier auck k^ia^ 
Bedenklichkeit wegen der Kinder einlritu — Die tJo^lidie 
GesetJigebmjg lässt aufser der UnfruclitbÄrJkeit auch iioek 
felgeiide Scbeidungsunaohen iti: Untreue, Uni^eiiorraii, Dic^ | 
tiahl, Neid^ Bosbeitj GescbwiiUigkeit und ftii«te«;^- i- -irik- 
heil! Dttw hieliei vonüglich auf Klage» des Mdi n mcK- 
eicht genoxnmefi imd dieser dhuielir begOujtfgt i^t, laQctoc 
in die Atigen. 



Absein. 1. Pümilienrecht. §.111. 39S{ 

US dem Rechtsgesstze hervor^hn, wi^fem es sicE 
uf Verträge besieht« Dabe^^ kai^n laucli der Staa| 
ine zvreite, drittle ii)» s. w. Hejifath nicbt verbieten, 
'heilt man nun die Polygamie in simultan^ pnd 
■ah z e 8 s i V e ein , so wird das , was oben (§. 107) 
egen die Polygamie gesagt Börden, nur auf die 
rste anwendbar sein. Im Grunde aber lasst sich 
ine z\9*eite, dritte u. s. w. Heui^tji gar nicht unter 
en Begriff der Polygamie ^stellen, weil der Gatte, 
er naoh Auflösung des Ehebandes durch Scheidung 
der Tod in eine andre Ehe tritt, immer nur Einen 
matten hat, mithin nicht in emer yielfachen ^ Gat.» 
ungs Verbindung steht *). 

§. 111. 
Wiefeme die Ehegatten Er;E,eugende sind, 
leifsen sie Eltern {parentes)\ und deren köh- 
len natürlicher Weise nur zwei sein, nämHöfa 
lei> erzeugende Theil oder der Vater {pater) 
md der gebärende oder die Mutter (mater). 
Oie Erzeugten {progeniti) heifsen ai^cht die, 
S.ind er {libßri). Zur Erhaltung und Erziehung 
lerselben sind die Eltern in jeder Hinsicht v er- 
Dflichtet» Sie haben also auch das Recht 
iazu, so wie zum Gebrauche aller- der Mittel, 

^^ Wemi jemand aus schwärmerischer Liebe seinem Gatten 
bei dessen Lebzeiten vertprochen hätte, nach dessen Tode 
nicht wieder zu heürathen: so würde diels als ein h^ofses 
Gelübde anzusehen sein, dessen Haltung oder Nichthaltung 
seinem eignen Gewissen überlassen werden müsste. Immer 
aber würde die Vernunft ein solches Gelübde für thörig er- 
klären ^ weil niemand für die Dauer derjenigen Gemüths- 
stimmung bürgen kann» aus. welcher das Gelübde hervor-' , 
ging y und man sich eben dadurch der Gefahr der Heue, und 
eines geängsteten Gewissens aussetzt. 
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welche xur Eireichuog jenes Zwecks nolliig 8ind| 
Der Inbegriff der Reckte der Eltsem gSgea die 
Kinder heilst die elterli<5he (vSterlicLe 
und mütterliche) Gewalt {potestas parm- 
talia, patria et mairia). 

Anm. Wenn such die £bs nicht monogamUcli 
wfiröy to wüxde jedes einxele Kind doch nur £iji«fl 
Vater und Eine Matter haben, weil beinn sieDfcliÜ- 
cben Weibe keine Ueberschwangening (jnq^erßdatio) 
stattfindet oder doch nicht erwiesen werden bnn. 
Aber eben dieüs bestätigt auch den Satz» das» üe 
£he nur monogamisch sein solle , indem hei polyan- 
drischen Ehen die Vaterschaft zweifelbaft, bei poly- 
gyniscben aber die Mutterschaft getbeilt sein wilrde 
in Beziehung auf sammtUche zur Fandlie gebörige 
Kinden Die Verpflichtung der lEXteaca sur ErhalUmg 
und Eraiehuag der Kinder ist vielfach, je aacbdeia 
uian auf das VerhSltniss der Eltern zu den Kindern 
oder zu einander oder zum Staate reflektirt. Schon 
der hülflose und unreife Zustand der Kinder fodert 
die Eltern auf , sieb ibrer ansunehmea und tar ihi 
korpeilicbes und geistiges Wohl zu sorgen. Hieraus 
entsteht aber blo(s eine innere oder Gewissenspfiicht, 
au deren Erfüllung indessen schon die natürliche 
Liebe zu deni Erzeugten (oro^) antreibt *). Diese 

*) filaisTxa in seinem Lelirbttcke des Naturreclits 
(S. 4SI) wül diese Pflicht als eine Zwangspflicht und 
iwar als obligatio ex äeiicfo äriunda betrachtet wissen, weä 
nMmlich durch Unterlassung dieser Pflicht die Zeugung sein 
würde »,eine Ton Seiten des Gesengten unfreiwillige 
^Versetsttng aus einem hessern in den rehlimmera Zv- 
„slaady und ebeadeshalh eine Entsiehung ßimB fren- 
„den Seiaigen« — alsa — „eine Beleidigung«^ ikt 
kann man wohl ron einem Gesengten sagen, dass er sich 
Tor der Zeugung in einem Zustande, nad nodi dsm 
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Pflicht vrird jedoch sur aufiern oder Zwangspflicht 
lurch den ehelichen Yertiag, der yernüiiftiger Weifte 
1. b. von Menschen als yemünftigen Wesen gar nicl^t 
mdera geschlossen werden kann, als mit gegenseitig 
ger Uebemaho^ der Verbindlichkeit zur Erhaltung und 
Eilrziebting der Kinder, weil ebendiefs «um Zwecke 
der Khe npthwendig gehört (§• 108). Und wenn die 
Khe unter Autorität des Staats geschlossen ist, wie 
diefs in jeder bürgerlichen Gesellschaft (mithin über* 
hanpt, wegen der ^othwendigkeit des Bürgerthums) 
geacbefaea spUr so entsteht daraus svuch eine Rechts* 
oder jZfW^i^g^Tetbindlicbkeit gegen den Staat, 4er die 
Kinder als künftige Bürger in seinen Schutz nimmt 
und daher die Eltern zur Erhaltung und Erziehung 
derselben mit Gewalt anzuhalten befugt ist. Wer 
nun einen Zweck realisiren soll, der muss auch be* 
recbtigt sein, alle Mittel zu gebtaucben, welche zur 
Verwicklichung jenes Zweckes dienen» selbst wenn 
es Zwangsn:)ittel wären. Also müssen den Eltern 
gewisse Rechte in Bezug auf die Kinder zukommen, ^ 
und diese Rechte zusammengenommen kann man die 
elterliche Gewalt nennen. Ist nun die eheliche 
Gesellschaft eine gleiche (§. 106. Anm. 2): so ist 
auch die väterliche und die mütterliche Gewalt 
einander in der Hauptsache gleich, obwohl der Va- 
ter als Familienhaupt eine entscheidende Autorität 
in Fällen haben muss, wo ül^er die Mittel zur Er« 

in einem hessern, befunden und bereits ein S einiges 
gehabt habe, das ihfea nachher nicht entzogen werden dürfe? 
Ea existirte ja nichts vor der Zeugung 9 und noH 0xisttnH$ 
nullfüs est Status Jieque ulla propri^as neque ullum jus. Auch 
ist e« nicht einmal nothwen^g, dass ein Kind umkomme» 
wenn es die Eltern verlassen. Wie viel ron den Eltern 
verlassene Kinder sind von andern Menschen oder gar von 
Thieren auf erzogen worden? — Aus diesem Onmde folgt 
also woht keine Rechts- oder Zwangspflioht. 
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baltung und Ersiehung der Kinder eine Ve^schiedne 
Ansicht d«r Gatten stattfände. • Daher pflegen aucb 
die positiven Gesetse die väterliche Ge^ralt über die 
mütterliche zu setzen. Die Gesellschaft abex- y vrelche 
Eltern und Kinder tajt einander bilden*, ist w^esent- 
lieh ungleich ($• 70) so lange die Kinder jder elter- 
licheQ Gewillt unterworfen sind. 

$. 112. 
Per Grund der elterlichen Gewalt ist dem- 
nach wfeder ein besondrer Vertrag zMrischai 
Eltern und Kindern, nocli die blofse Abstam- 
mung dieser von jenen, sondern einzig und 
«Hein die natürliche Unmündigkeit der 
Kinder; weshalb jene Gewalt auch in ihrem 
ganzen Umfange yon den Eltern an andre miin- 
dige Personen übergehen kann , sowohl ohne als 
durch Auftrag des Staats. Da aber Unmündige 
nicht rechtlos sind, so haben auch die Kinder 
alle Rechte der Menschheit im Verhält- 
nisse zu ihren Eltern sowohl als deren Stell- 
vertretern und dem Staate ($. 102). 

Anm. Den Grund der elterlicben Gewalt aus 
einem \^ertrage zwischen Eltern und Kindern ab- 
zuleiten; ist unnötbig. Es ist schon oben (§. 70. 

^ Anip. 1) bemerkt worden, dass, wo die Natur unmit- 
telbar ein . geselliges Verhältnis« hervorgebracht hat, 
die > Ableitung desselben aus einem Vertrage nicht 
nothwendig sei. Die Eltern konnten freilich nicht 

' Eltern • werden , ohne sich durch einen freien , wenn 
auch stillschweigend eingcgangnen , Vertrag mit ein- 
ander zu Gatten zu verbinden. Aber sobald sie als 
Gatten Eltern geworden sind, stehn sie mit ihren 
Kindern in einer ganz natürlichen Geselligkeit. Wie 
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oUten auGh die neugebomen Kinder mit ihren 1^1* 
ern einen Vertrag ahschliefsen ? Freilich lässt sich 
bre stillschweigende Einwilligung zu ihrer' eignen 
^rbaltung und Erziehung in Bezug auf die Zukunft 
^räsumiren, nur nicht in Bezug auf die Gegenwart« 
Wenn abei^ aus einer stillschwe(igenden Einwilligung 
ein Vertrag abgeleitet werden soll^ so mii^s der An- 
dre nicbt 2uni Schweigen genothigt sein (§. 57. Anxn. 
3); -wie das neugebome Kind, welches weder wört- 
licb nocb thätlich widerstehen • kann. Also könnte 
bier von einem Verträge nur insoferne die Rede 
sein, als die heranwachsenden mnder ihre Verbin- 
dung mit den Eltern fortsetzen *). — : Ebensowenig 
ist die bloTse Abstammung der wahre Grund der 
elterlicheli Gewalt, weil daraus theils zu yiel theils 
zu Wenig folgt. Zu viel — indem .diese Gewalt dann 
ewig dauern müsste j zu wenig — indem sie dann 
nie auf Andte übergehn konnte. Es liegt aber auch 
dabei eine, ganz falsche Vorstellung zum Grunde. 
Man bildet sich nämlich ein, die Kinder seien ein 
beliebiges Produkts der Eltern und darum ihr. völliges 
Eigenthum« Sie s^ind aber Weder das Eine noch das 
Andre. Betrachtet man die Kinder als organische 
Wesen, so sind sie ein Produkt der Natur oder, wie 
alles in der Natur, ein Geschöpf der Gottheit, die 
durch den Bildungstrieb der Natur die organischen 



*) Di^fs ist auch der Hauptgrund, wariun sich die fürst* 
liehe Gewah mit der väterlichen in rechtlicher Hinsicht 
gar nicht parallelisiren läsBt. Jene ^ann rational ohne einen 
zum Grunde liegenden Vertrag gar nicht gedacht werden; 
diese hingegen lässt sich wohl so denken. Wie kann man 
nun zwei Dinge rechtlich vergleichen i die ein ganz yer« 
schiednes Kechtsprinzip hahen? — Heilst der Fürst ein 
Vater seines Volks, so ist ja das nur ein bildlicher Aus- 
drack. £r hat das Volk nicht erzeugt, sondern er. soll es 
nur mit Täterlichem Wohlwollen regieren. 
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' Wasen oach und xiacli in di« Reihe der RrtcLeinui;. 
gen eintreten Ulset; und die Eltern thnn i^eiter nichts. 

. all dait.ne durch GeschleefattfverniisGhung die Bedic- 
gung erfülien, unter welcher jener Bildnngstriel) ei: 
neuea organisches Wesen hervorbringt *). Betrachtet 
man aber die Kinder' als vernünftige und fireie Wesei 
in der Anlage, so kÖnnetf sie nicht wie blofae Sache: 
ein völlige^ Eigenthum def Eltern sei^. Sie f^fltioit^ 
den Eltern nur nach der Idee eines dinglich -persön- 
lichen Rechtes (§. 36). Weil aber ihre Vemunit lü 
Freiheit noch nicht entwickelt und ausgebildet ut, 
ifreil ihnen noch' daa vollstfindige Yer mögen feiii^, 
sowohl übeihaupt vernünftige Zwecke zu w^oUen uod 
mit Freiheit auseuföhren, als auch insonderheit ii^re 
Rechte zu erkennen, auszuüben untl su echützen, 
mit einem Worte, weil sie noch u/imündig siotl 
— darum allein sind sie der elterlichen Gewalt un- 
terworfen. Und nun lasst sich auch wohl deniten, 
dass sie, wenn sie sich auf den Standpunkt mündi« 
ger Personen erheben könnten, auch freiwillig ^^^^^ 
Gewalt anerkennen würden« .Denn der Zweck ^ti- 
aelben ist eben, die Unmündigen zur Mündigkeit zu 
erheben* Der Unmündige müsste aber, sobald ei 
von der Mündigkeit nur eine Ahnung hatte, such 
BOgleich wünschen, mündig zu werden« Den Eltern 
gebürt nun freilich, weil die Natur selbst sie un- 
mittelbar in gesellige Verbindung mit ihren Kindern 
gesetzt hat, das nächste Recht und die nächste Pflicht 

*) Der dem grieohitcHen Haiitt^oin^ naehgehildete Aus- 
druck Kindermaehen ist schon ans dteteni Gnmds rer- 
wetflich, trenn er a\ich nicht in imsrer keusehea Sprache 
den Stempel der Gememheit tröge. Sinder, ^heiTst^ es gao^ 
richtig, sind eine Gabe Gottes^ airer kein mensdiliches 
)Machwerk , wie eine Statue oder ein andres mentc{ienähnli- 
ches ^ild, da«, wte schön es auch sei, doch nur ein Schatten 
des erhabnen Lesens ist, das dadurch ahgd^ildi^ wird. 
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iur Ausfibiiiig 'jener Gewalt. Sobald sie aber todt ' 
)der aonat auber Stande iind| diefi auf eine ewe^k" ' 
näfsige Weise su tbun, kanii dieselbe Gewalt «uoh ' 
indem Mündigen su Tfaeil werdeÄ. D^iese Mündige« 
beifsen dann mit Aecbt Vormünder, sie mögen 
nun als Fflegeltern in die Stelle der natürlichen 
Eltern treten,, oder gar ihre Pfleglinge an Kindes«- 
statt annehmen (adoptiren) oder als blofse Be- 
schützer (ßu^ores) deren Bestes wahrnehmen« Denn 
naturreehtlich ist diefs 'alles einerlei, obwohl der 
Staat hier mit Recht theils gewisse Unterschiede 
bestimmen, theils die Gewalt in engere Gränzen ein» 
schliefsen kann, weil sich, bei andern Personen nicht 
dieselbe (natürliche) Zuneigung wie bei wiiklicfaea 
Eltern voraussetzen lässt. 

$. 113. 

Da der Zweck der elterlichen Gewalt ist, 
die Unmündigen zu Mündigen zu erheben oder, 
was ebensoYiel bei&t, die Kinder zu erziehen: 
so ist jeder Gebrauch dieser Gewalt, der nicht 
als ehx Mittel zu jenem Zwecke gedacht werden 
kann, unrechtmSfsig. Die Eltern haben also 
kein Recht die Kinder zu todten, zu verstüm- 
meln, zu verkaufen > nach blofser Willkür zu 
züchtigen oder überhaupt als Sachen in ihren 
Nutzen zu verweiiden; und der Staat hat kein 
Recht, alles diefs zu erlauben. Wohl aber hat 
der Staat das Recht und die PjSicht, die Kmder 
gegen Gewaltthätigkeiten der Eltern zu schützen, 
die Eltern zur Erziehung der Kinder zu nöthi- 
gen, und, wo diefs nicht möglich, die Kinder 
seibat erziehen zu lassen. 
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Anm4 Wenn Eltern «ich ein Recbt übei 
Leben und, Tod de'r Kinder etigemafst oder gn 
, mancbe Staaten ihnen dasselbe zugestanden haben , sc 
widerstreitet diefs.aUen Recbtsbegriffen. Eis w^äre ji 
nichts . als das Recht des Stärkern. Vom Aussetzen 
der Kinder gilt dasselbe. Denn wenn gleich c^ 
Kinder dadurch tiicht. unmittelbar getödtet "werde!: 
und ihre Erhaltung .immer möglich bleibt: ao ist es 
doch stets eine lebensgefahrliche Handlung, wera 
nicht etwa der Sjtaat Veran'staltungen getrofiEen hat, 
dass unvermögende oder verschämte Elltern ihre 1^2- 
der an dazu bestimmten. Ortei^ (Findelhäusem) aus- 
setzen können , wo sie der . S;taat in seine Pfieze 
nimmt, um der sonst zu fürchtenden ErniQrdusr 
der Kinder vorzubeugen. Auch krüppelhafte und 
schwächliche Kinder dürfen nicht getödtet w^erden, 
wie die Spartaner thaten und selbst Fi.ato billigte. 
Denn sie sind immer. Menschen und sollen nicht 
blofs Andern iind dem Staate dienen, sondern sie 
haben den Zweck ihres Seins und Wirkens in sich 
selbst; auch kann sich ihre Krüppelhäftigkeit und 
Schwäche vermindern. (Wegen der Misgebuiten s. 
$..101« Anm.). Ebendarum dürfen auch die unehe- 
liclxen Kinder nicht getödtet werden. Käst sagt 
zwar in seiner Rechtslehre (S. 204. A. 1. oder 
S. 234. A. 2): „Das unehelich auf die Welt gekom- 
„ inene Kind ist aufser dem Gesetze (denn das heifst 
„Ehe) mithin auch aufser dem Schutze desselben 
„geboren. Es ist in das gemeine Wesen gleichsam 
„eingeschlichen (vrie verbotne Waare} sp dass 
„dieses seine [dessen] Existenz, (weil* es billig auf 
„diese Art nicht hätt^ existiren sollen) mithin auch 
„seine [dessen] Vernichtung ignoriren kann; und die 
„Schande der Mutter, l^renn ihre uneheliche Nieder- 
„kunft bekannt wird, kann keine Verordnung heben/* 
Allein diefs ist eitel Sophisterei. .Der Vergleich mit 
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jr verbotnen Waare passt nichit und ist des 
[enschen unwürdig;, dass aber ei« uneheliches Kind 
L 1 1 i g nicht ' so hätte existiren s oll e n , ist sogar 
ne ungereimte . Behauptung. Der Mensch bleibt 
[ensch , und wenn er aus der Erde wüchse oder 
>ni IVIonde fiele. Hat abe:^ die Mutter sich des 
[lehelichen Beischlafs nicht geschämt, so mag .sie 
ich der unehelichen Frucht sich nicht schämen. 
Wenigstens kann diese Schaami sie nicht von aller 
träfe befreien ,• wenn man auch einen Milderungs- 
rund daher nehmen mag. Uiid derjStaat muss alles 
lenschliche schützen, was auf seinem Gebiete ge- 
oren wird *). — Das Verstümmeln der Kfnder 
wie die Verschneidun g oder. Kastra aion zuitr 
»ehufe des Gesangs oder der Weiberbewachung 'oder^ 
ar der "Wollust) ist die graus-amste Verletzung der 
Persönlichkeit und überdiefs ein Vergehn gegen das 
;anze Menschengeschlecht. — Das Verkauf en der 
Binder -würde nur erlaubt sein, wenn diese eine 
>ache oder Waare, ein völliges Eigenthum der Eltern 
vären. Folglich dürfen sie auch nicht verschenkt 
Verden. D^hin gehört aber nicht der Fall, wenn 
dnderreiche Eltern, die nicht im Stande sind, ihre 
Binder selbst zu erziehn^ sie Andern zur Erziehung 
ibergeben. Denn hier wird blofs um der Kinder 
»elbst willen auf das Recht der eignen Erziehung 
verzichtet **). — Das Züchtigen der Kinder kann 

*) Die Frage, ob Eltern in Zeiten der höchsten, Hungers* 
notb ihre Kinder schlachten upd essen. dürfen, streift an ein 
Gebiet, 'wo das Rechtsgesetz alle Kraft verliert. Man kann 
daher nur mit Schauder an eine Lage denken, wo di4 Natur 
den Menschen zum Thiere macht, wie wenn anf der See 
Verschlagne über einander herfallen, um sich zu morden 
und zu fressen. Vergl. §. 22. ^m. 2. 

**) Wenn jioch lebende Eltern eins ihrer Kinder andern, 
Eltern zur Adopzion überlassen, so muss diefs eben so be- 

Krug^s prakt Philos. Th« L Rechtslehr«. Anfl. 8. 26 
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nur aU Zuch^ittel zugelassen werden. Ob es abt: 
ein tauglicbes sei, bat die Pädagogik zu bestimme: 
Von eigentlicher Bestrafung kann bei Kindern nie. 
die Rede sein; was Aehnlichkeit damit bat, ist bl:. 
disziplinarisch *). — Denselben Zweck bat das Ac 
halten der Kinder zur Thätigkeit, damit s: 
ihre KräfteN entwickeln und sich an Arbeitsaml^e 
undFleifs gewöhnen. "Was etwan in ökonomisch: 
Hinsicht dabei gewonnen wird, gehört natürlich Je^. 
Eltern. Wenn, aber die Kinder, auf andre Art (durch 
Schenkung, Erbschaft u. d. g.) etwas er^^erben; tc 
gehört den Eltern wenigstens die Benutzung davc: 
zum Behuf e der Erziehung. Denn diese blei: 
iffiiner der Hauptzweck. Dem Staate gebürt dl: 
auch in dieser Hinsicht, daa Repht der Obeiauf- 
• icht (§. 80. Anm. 1). Dieses Recht kann ab: 
nicht so weit gehn, dass' der Staat befugt Mräre, de: 
Eltern, welche ihre Kinder selbst erziehen köiiiiei 
und wollen, vorzuschreiben, nach welcher Metho-- 
oder in welcher Religion sie dieselben zu erziebe. 
haben, vielweniger solchen Eltern die Kinder i' 
entreifsen, tun sie in öffentlichen Anstalten erziehe: 
zu lassen. Denn wenn gleich der Staat befugt is* 
Unterrichts- und Erziehungsanstalten entweder selU 
auf seine Kosten zu errichten oder durch Privatper 
aonen auf ihre Kosten errichten zu lassen: so hat e 
doch keine Befugniss, die Eltern zur Benutzur.: 

trachtet werden. Denn es geschieht doch in der Kegt 
nur, wenn jene so arm sind^ dass sie ihre Kinder nich. 
selbst gehörig erziehen. können. 

«) Aueh 4er Staat kann die gesetzwidrigen Handlungen, 
der BLinder nicht eher bestrafen, als bis diese mündig ge- 
worden. Unmündige am Leben zu strafen, wie es in Eng- 
land geschieht, ist Barbarei. So junge Verbrecher siiid de? 
höchsten Mitleids werth, da es immer nur verwahrloste un. 
verftÜurtA Kinder sind. 
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ierselBen su zwingen, ausgenommen wieferne die 
Litern ihre Kinder nicht selbst erziehen können oder 
vollen, oder wieferne die Kinder sich dem Staats- 
lienste -widmen und dieser eine besondre Bildung 
odert *). 

$.114. 
Die elterliche Gewalt hört mit der Mün- 
ligkeit der Kander auf. Die Kinder haben 
Iah er nach erlangter Mündigkeit in Ansehung 
hrer Lebensart und ihrer eignen ehelichen 
i^erbindung freie Wahl. Es muss ihnen folg- 
ich auch freistehn, ob sie die Familie ver- 
assen oder femer in derselben bleiben wol- 
en, "WO sie dann in ein^ andres Rechtsver* 
lältniss zu den Eltern treten. 

uinm. Da die natürliche Unmündigkeit der Kin* 
1er der Grund der elterlichen Gewalt ist (§.112): 
io fällt mit der Bedingung auch da« Bedingte weg. 
Wann aber die Mündigkeit eintrete, bestimmt der 
Staat durch das positive Gesetz (§. 102. Anm,). Was 
lie Kirider hernach den Eltern aus Achtung, Liehe 
Lind Dankbarkeit noch schtddig sind, kommt hier 
In keine Betrachtung. Doch können die positiven 
Gesetze das Billige (z. B« die Ernährung der Eltern 
im hülflosen Alter durch die Kinder» wenn diese es 
vermögen) auch zum Rechtlichen erheben« Dass aher 
die Einwilligung der Eltern zur Wahl der Lebens- 
art oder zur Verhcurathung ihrer mündigen Kinder 
nothwendig sei, lässt sich nicht behaupten, sobald 

*) Wenn man sonst den Juden ihre Kinder nahm, um sie 
in christlichen Schulen etziehen zu lassen: so war diefs 
ebenfalls eine höchst unchristHche Barbarei, die denn doch 
nirgehd mehr stattfindet. 

26» 
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die Kinder nicht in der Familie, bleiben wolien 
Wollen sie diefs , so steht es bei den Cltem , dl. 
Bedingungen zu bestimmen , und es Icnüpft sich dan. 
ein neues Rechts verhält niss zwischen Eltern und Kin- 
•dern. Diese werden nun Familiengenossen und müsse: 
sich der Autorität derer unterwerfen, vrelche ^:> 
Oberhaupt der Familie sind. Es ist also eigentlic. 
das dienstherrliche Verhäitniss, in welches s'n 
treten; ;wriewohl dasselbe bei den Kindern einen mL- 
dern und innigem Charakter annehmen "wird, als bei 
andern Personen, die blofs für Liohn und Brjod in Lt 
häusliche Gesellschaft aufgenommen werden. 

$. 115. 
Eine Verbindung zweier (oder mehrer) Men- 
schen, vermöge welcher der Eine verpflichtet 
ist, dem Andern nach dessen Vorschriften eine 
Zeit lang gewiss^ persönliche Dienste zu leisten. 
heifst eine dienstherrliche Gesellschaft 
{socieicLS herilis «. famularis)'^ weil die eine Per- 
son als Herr oder Herrin [herus, hera — 
nicht dominus^ domina) und. die andre Person 
als Diener oder Wienerin {famulusy famula 
, — nicht serpusy servd) erscheint. Der Inbe^iff 
der Rechte aber, welche jener Person gegen 
diese in Bezug auf ein solches Verliältniss zu- 
kommen, heifst die herrschaftliche Gewalt 
(potestas herilis). 

Anm. Die Ausdrücke dominus und domina uni 
die gegenüberstehenden serum und seri>a beziehea 
sich eigentlich auf eine besondre Mpdifikazion des 
dienstherrlicben Verhältnisses, vermöge welcher nacr. 
dem Begriffe des dinglichen Eigenthums, welches 
bei den Römern dominium hiefs, der Herr als Ei- 
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gentbüixier von seinem Diener und diesei: als Sklar 
betra eiltet wird. Man kann nun freilicli jene Aus- 
drücke aucli auf eine andre Modifikazion des dienst- 
herrliclten Verhältnisses übertragen. Aber es ist doch 
inixiiei: bessler, für verschiedne Modifikazionen eines 
gewissen Verkältnisses in der Theorie auch verschiedne 
Ausdrücke zu brauchen, besonders wenn solche Mo- 
diEkazioneti von bedeutenden rechtlichen Folgen sind. 
Die Alisdrücke- Knecht und Magd, .womit man 
seruua und sßrua übersetzt, sind zwar bei uns nicht 
gerade in derselben Bedeutung gebräuchlich, indem 
T^ir damit im gemeinen Lieben nur ein niederes 
Dienstverh^ltniss bezeichnen. Weil aber Diener 
und 13ienerin umfassender sind, indem man dar- 
unter auch höhere Diener (Privatsekretare, Verwal- 
ter, Haushofmeister, Kaufmannsdiener u. s. w.) ver- 
stehen kann : so sind sie hier angemessener. Für 
famulus und famula könnte man auch nuTiister MnA, 
ministra, pedissequus und pedissequa , oder überhaupt 
a7nanuensis%x2LUch.en. Das deutsche Wort Frau wird 
zvrar oft für Herrin gebraucht,, hat aber auch die 
Bedeutung von W e ih (fimina) und Gattin (uxor) 
und ist daher weniger passend. Der Kürze wegen 
W'ird in der Folge unter Herr und Diener zugleich 
die Herrin und Dienerin mit begriffen. Im All- 
gemeinen kann man auch Herrschaft und Die- 
nerschaft sagen. 

$. 116. 

Das dienstherrliche Verhäkniss kann recht- 
licher Weise, nur durch Vertrag entstehn. 
Daher kann auch die herrschaftliche Gewalt 
nicht vveiter gehn, als entweder durch den 
wirklich abgeschlossnen Vertrag bestimmt ist oder 
doch einem solchen zufolge bestimmt sein konnte. 
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Ebendanun hat der Herr gegen den Diener keii 
unbeschränktes Zwangsrecht und dieser gegen 
jenen keine unbeschränkte Zwangspfliclit ; tmi 
folglich sind auch Sklaverei und Leibeigen- 
schaft mit der Rechtsidee durchaus tmverträg- 
lieh, so dass sie selbst der Staat nicht als ein 
herkömmliches Rechtsverhältniss dulden, Yiel- 
weniger gesetzlich anerkennen sollte. 

j/nm. 1, WaÄ in dieaem §. behauptet wordei., 
ist ein so nothwendiges Resiiltat der ganzen bishe- 
rigen Rechtstheorie, dass es mit derselben stehen 
oder fallen muss. YergL insonderheit §. 13« 15. 26. 
29. 32. 35. 38 (Anm. 2) 58 (Anm. 3) 70 (Anm. i) 
78. 101 und 102. Da indessen die Sklaverei, von 
der wir zuerst reden wollen, in den neuesten Zei- 
ten einen berühmten Vertheidiger gefunden hat, so 
verlohnt es sich wohl der Mühe, dessen Gründe 
einer besondern Prüfung zu unterwerfen« Hugo ia 
seinem Xehrbuohe des Naturrechts (Au£. 3. 
Berl. 1809. 8») meint nämlich zuvörderst §. i4iy es 
sei „ in den letzten Dezennien bei uns £ast allge- 
„mein Mode geworden, die Sklaverei für wider- 
„ rechtlich zu erklären, ^^ und will nun diese Mode 
bekämpfen. Daher sagt er §. 142: „Bei der Unter- 
„suchupg, ob die Sklaverei Rechtens sein kann, ist 
„eigentlich das Resultat schon dadurch gegeben, 
„weil [dass] sie ja wirklich Jahrtausende lang bei 
„den kultivirtesten Völkern Rechtens gewesen ist 
„und weil [dass] die weisesten und besten Menschen 
^, daran keinen Anstofs gefunden haben. ^' Und nun 
werden in der Anmerkung zu diesem §. JEiiob, So- 
trates, Kato , Scipio, CSkristue , Markaurel , Papinian, 
Mor^ und Gr^iüu zixikct als Zeugen für die Wahrheit 
diäter Behauptung. H. bitte auch noch den ArUto- 
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eles Hinzufügen können.« Denn obgleich Meistka 
n seiiiem Lehrbuche des NatuTrechts (§. 199) 
len Aristoteles durch eine bessere Auslegung der be- 
^anntezi Stelle {Folie, I, 3) von dem Vorwurf, er ge- 
tiöre zix den Yertbeidigern der Sklaverei , zu befreien 
^esTxcIit liat, so ist doch diese Auslegung unrichtig, 
wie anderwärts gezeigt worden. (S. des Verf. 6e- 
scliiclite der Philosophie alter ^eit, §. 96«) 
So viel aber sieht man aus den Aeufserungen des 
Stagirit^n wohl, dass schon zu aeiner Zeit die 
IVeclitinärsigkeit der Sklaverei bezweifelt wurde *). 
Indessen ist das ganze Argument, dessen sich hier 
H. bedient, nicht philosophisch, sondern historisch, 
und folglich in. einer Rechtsphilosophie, wenn sie 
aucU nur nach H.'s Begriffe Philosophie des po- 
sitiven Rechtes sein sollte, völlig unstatthaft. 
Denn die Frage ist hier nicht, ob etwas an irgend 
einepi Orte und zu irgend einer Zeit Rechtens ge- 
wesen d. h. dafür gehalten worden sei, soüdern ob 
es an und für sich Rechtens sei d. h. dafür gehalten 
werden müsse und solle. Diefs kann aber blofs nach 
allgemeinen Yernunftprinzipien , folglich weder nach 
positiven Gesetzen noch nach den Aussprüchen der 
Weisesten und Besten entschieden werden. !Denn 
auch diese können irren, besonders wenn sie über 
etwas urtheilen, woran sie sich von Jpgend auf 
gewöhnt haben und w^as ihnen daher leicht ganz 
natürlich und hothwendig vorkommen konnte. Und 
wenn irgendwo, so muss es hier, wo es das Recht 
von Millionen gilt, nach dem Qrundsatze gehn: 

*) Abli8¥ötbi.es selbst tritt denen bei, welche behaupten, es 
gelie scbon von Natur Sklaven (ipvffH ^ovAoO« Hierauf hat 
RoüssEAV im Contrdt social (I, 2^) treffend geantwortet; 
„ SHl y a des esclaves pflr nature , c^est parcequ' il y a eu des 
„ esclaves contre nature. Za force a fait le» premiers escla- 
i^¥eSf leur Idchete les u perpetiUs»" > . 
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Amicus Socrates, amicua Pißio, sed magis txmica i^t- 
ritaa *)• — H. giebt selbst im 143 §. zu, dass di? 
Sklaverei weder aus der thierischen, noclx aus de: 
Ternünf tigen, noch aus der bür gerli c li en >'a- 
tur folge. Nun aus welcher folgt sie denn ? WaKr- 
scheinlicfa aus einer provisorischen. IDenn H. 
meint gleich nachher, die Sklaverei könne doch 
„provisorisches Recht" sein, und „'die me- 
i, taphysische Spekulazion, jeder Mensch dürfe sich. 
„Sachen zueignen, aber keiner die Person des An- 
„dem als Mittel behandeln, falle weg , da eke 
„Wechselwirkung zwischen dem menschlichen Köi- 
„per und andern Körpern stattfinde..** Also; Well 
eine Wechselwirkung zwischen unsrem und andern ] 
Körpern stattfindet, so kann auch die Sklaverei we- i 
nigstens provisorisch stattfinden. Das klingt ja fast ^^ 
wie : B acutus stat in angulo, ergo pluit, oder : Gleich- | 
wie der Löwe ein grimmiges Thier ist, also soUen { 
wir in einem neuen Leben wandeln! Was. die so- j 
genannte metaphysische Spekulazion betrift, so ist l 

*) Den Stifter d^ CHzistenthums, aaf welchen sich H. auch I 
beruft, mufs mau hier ganz aus dem Spiele lassen. Denn 
dieser hat weder Sklaven gehabt, noch irgendwo die Skla- 
verei als rechtmäfsig vertheidtigt. Dass er nicht dagegen 
sich erklärt hat, beweist nichts. Denn über wie viele Dingte 
hat er sich gar nicht erklärt! Er war ja kein Professor des 
Natur- imd Völkerrechte oder gar der praktischen Philoso- 
phie. Wenn aber die erstem christlichen Lehrer die einmal 
▼orhandnen Sklaven ermahnten, ihr Loos mit christlicher 
Ergebung zu tragen und ihren Herren zu gehorchen: so tha- 
ten sie, was in diesem Augenblicke noch jeder vernunftige 
Keligionslehrer thun müsste, der das Unglück hatte, in 
einem Staate zu leben, welcher die Sklaverei in seinem 
' Schoolse hegte und pflegte. Sie konnten es ruhig der Zeit 
und dem mildem Geiste des Christenthums überlassen, die 
Sklaverei verschwinden zu machen.- Undjsi^ wfrd verschwin- 
den y trotz allen Vertheidigem und Beschöni^em 
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;ie erstlioh nichts weniger als hlofs metaphysisch, 
»onde^rn echt praktisch d. h. unmittelbar anPs Lehen 
iicb beziehend, ohwohl von H. gänzlich misverstan- 
:len. Kein vernünftiger Moralist oder Jurist Kann 
3S für unerlauht halten, einen Menseben als Mittel 
zu bebandeln. Diefs ist ja jeder, vertragsweise und. 
aus freiem 'Willen , um einen hestiitimten Lohn oder 
Gab alt iDienende, er heifse Staatsdi^ner oder Her- 
rendiendr. Ja es ist sogar unbedingtes Vernuijiftgehot 
oder Kategorischer Imperativ, dass Jeder von uns dem 
Andern als Mittel diene, wo er nur weifs und kann. 
Aber folgt daraus die Sklaverei, auch nur proviso- 
riscb? Mitnichten. Der wesentliche Grundbegriff 
der Sklayerei (serpitus sensu proprio) den man bei 
dieser Untersuchung überall festhalten muss, besteht 
darin, dass der Sklav als blofses Mittel für die 
alleinigen Zwecke seines Herrn, folglich schlechthin 
als Sache, als ein durchaus eigenthümliches Ding 
{res sensu proprio) gleich andern Hausthieren betrach- 
tet und behandelt wird. Darum müsste auch, wenn 
die Sklaverei rechtlich wäre, der Herr befugt sein^ 
den Sklaven gleich andern Hausthieren zu tödten, 
zu essen , zu kaufen und zu verkaufen. Alles diefs 
aber ^yiderstreitet der ursprünglichen Persönlichkeit 
eines vernünftigen Wesens, wenn auch dieses, wie 
der Mensch, zugleich ein sinnliches oder thierisches 
ist. Weil man nun diefs wenigstens dunkel fühlte, 
so entstanden daher die, theoretisch inkonsequenten, 
praktisch aber löblichen und dem menschlichen Her« 
zen Ehre machenden, Einschränkungen der Sklave- 
rei, wodurch dieselbe hin und wieder einen mildern; 
gleichsam menschlichern, Charakter annahm, ob sie 
gleich an sich schon etwas Unmenschliches d. h. den 
Rechten der Menschheit Widerstreitendes ist. Wenn 
nun dic^fs der Fall ist, so ' hilft es auch nichts, mit 
H. §. 14)1. if« zu sagen, dass der Sklav, den sein 
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Herr füttert und um de» eignen Vortheils iriUen so 
gar gut füttert, damit der Sklav recht tüchtig arbei- 
ten und recht lange benuttet vrerÄen könne, besser 
daran sei, als der von fremder Milde lebende Arme, 
der als Sklav des ganzen Publikums anzusehen sei! 

— denn wir wissen gar wohl, was es mit dieser an- 
geblichen Sklaverei des Armen für eine Be^vrandniis 
habe, und wie der wahre Sklav neben der oft seh: 
schlechten . und kärglichen Nahrung auch die grs::- 
samsten und lebensgefährlichsten Mishandlungen Tjn 
einem erzürnten Her^n oder gar van einem andea 
Sklaven desselben Herrn erleiden müsse — oder dass 
die Schönheit sogar sich eher bei einer zirkassi- 
sehen Sklavin finde, als bei einem Bettlermädcben! 

— denn von der Schönheit, die ein Lüstling an sei- 
ner Beischläferin sucht, ist hier gar nicht die Bede. 
auch noch die Frage, ob jene Sklavin so schön sein 
würde, wenn ihre Eltern und Voreltern auch Sklaven 
gewesen wären •**- oder dass eii^ Sklav auch klug 
und geschickt und sogar tugendhaft werden 
könne! ;— denn dieses Können auch zubegeben, 
weil Gott und Natur selbst in den unglüciriicLsteu 
Verhältriissen und trotz aller menschlichen "Barbarei 

• ihre Zwecke durchsetzen , so folgt daraus doch we- 
der eine peremtorische noch eine provisorische Recbt- 
mäfsigkeit der Sklaverei — oder dass der Staat, in 
welchem Sklaverei gesetzlich eingeführt ist, den Skla- 
ven mit sehr vielen Arten des Drucks verschone, wei- 
cher den Freien treffe ! — denn es fragt sich ja wohl 
ebenfalls, ob solcher Druck des Freien rechtmälsig, 
und ob es überhaupt ein Verdienst sei, wenn man 
von dem, der in Ketten liegt, nicht auch noch die 

, Dienste dessen fodert^ der sich frei regen und be- 
wegen kann. Doch es ist wohl nicht nöthig, das 
Gewebe von Sophistereien weiter zu zerlegen, womit 
H. gleich allen übrigen Vertheidigern der Sklaverei eine 

I 
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chleclite Sache in Schutz zu nehmen &ucht. Selbst 
Tvenn es wahr wäre, das» viel5e Menschen , die als 
jefangejie getödtet werden würden, nur durch Skla- 
/exei vom Tode gerettet werden k^önnten, wurde doch 
xein rechtlich Gesinnter sie dadurch vom Tode retten 
kV ollen. Denn es ist und bleibt eine ewige Wahr- 
tieit, dass SIclaverei schlimmer als der Tod und das 
Lieben nicht der Güter höchstes tei *). Wenn nun 
diefs gegründet ist, so darf auch der"" Staat weder 
die Privatsklaverei dulden noch selbst öffentliche 
Sklaven (wie die Heloten bei den Spartanern waren) 
halten. Denn es ist eben so ungerecht, den im 
Kriege Gefangenen zum Sklaven zu machen als ihn 
zu todten (§. 96. Anm. 1). Ja es würde sich das 
Letzte, wenn es der Staat seiner eignen Sicherheit 
für die Zukunft schuldig ^u sein glaubte, noch eher 
entschuldigen lassen, als das Erste. Denn nichts 
gefährdet die öffentliche Sicherheit mehr, als die 
Menge der Sklaven in einem Staate, wie die Skla- 
venkriege in altern und die Negteraufstände in neuem 
Zeiten beweisen. Das natürliche Streben des Men- 
sehen nach Freiheit, verbunden mit dem Hasse we- 
gen erduldeter Mishandlüngen , wird und muss der- 
gleichen Ereignisse herbeiführen, so lang* es noch 
Sklaven auf Erden giebt. — Auch Verbrecher darf 
der Staat nicht zur Sklaverei verdammen. Denn 
Züchtlinge und Baugefangene sind keineswegs Skla- 
ven im eigentlichen Sinne d. h. blofse Sachen ohne 



'i') Die NegerkÖuige in Afrika führen oft nur deswegen 
Krieg, um Gefaugene zu niachen imd diese nachher als 
Sklaven zu verkaufen. Die Sklaverei bringt also hier ein 
neues Uebel Hervor. Dass man die Sklaven in christlichen 
Kolonien zu Christen macht, kann die Sklaverei um so we- 
niger rechtfertigen,, da es meist schlechte Christen werden 
und man nicht mit Gewalt Christen machen soll. 
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alle persönlichen Rechte. Sie sind Fersonisn, di? 
wegen Misbranchs der Freiheit derselben durch, rich- 
terlichen Ausspruch beraubt sind, entweder auf be- 
stimmte Zeit, nach deren Ablauf sie w^ieder in in: 
Tolles Recht treten, oder auf Lebens- d. h. unbe- 
stimmte Zeit, bis sie hinreichende Beweise ihrer 
Besserung gegeben haben. Auch bleiben ihre Kinder 
freie Leute, da hingegen die Kinder des Shlaven 
ganz konsequent wieder Sklaven werden, -wie das 
junge Thier dem Eigenthümer des alten. Jure acas- 
sionis gehört. Dass jene Verbrecher arbeiten müsset^ 
ist sehr natürlich , theils um ihren Unterhalt zu ye:- 
dienen, theils zur Schärfung der Strafe, wenn die 
Arbeit schwer ist, theils endlich um durch Arbeir- 
samktit vom Müfsiggang abgehalten und zur Besin- i 
xiung gebracht zu werden. Eben so wenig dürfei» ^ 
Schuldner, die nicht zahlen können, ihrem .Gläu- 
biger als Sklaven übergeben werden, )a nicht einmal 
als Diener. Es mü^ste ihnen wenigstens freistehn, 
zwischen gefänglicher Haft bis^ zur Zahlung und zwi- 
schen Dienstleistung'en zum Behuf einer alli^ahiichen 
Tilgung der Schuld zu wählen. Im letzten Falle 
müsste ein förmlicher Vertrag darüber geschlossen 
werden, damit der Gläubiger den dienenden Schuld- 
ner nicht willkürlich behandelte und festhielte. — 
Wie soll aber die Sklaverei, wenn sie einmal im 
Staate eingeführt ist, abgeschaft werden , damit nicht 
eine plötzliche Freilassung aller Sklaven gröfseres 
Unheil stifte? .Diefs ist Sache Äet Politik, die aber 
doch vom Rechte geleitet werden soll. Demnach 
würden zuerst alle unmündige Kinder der Sklaven 
für freie Leute zu erklären sein, weil von diesen 
nichts zu fürchten ist; sodann alle mündige Sklaven, 
welcshe sich durch ihr Betragen der Freiheit urürdig 
bezeugt hätten, unter der Bedingung, dass sie, wenn 
sie erkauft sind, den Preis durch Geld oder geaetzlich 
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cstimmte Arbeit ersetzen, wofern nicht der Staat, 
er etvra» Ungerechtes erlaubt hat, den Ersatz aus 
ignen Mitteln leisten wollte. Die übrigen Sklaven 
bürden, nur nach Mafsgabe ihrer Würdigkeit allmäh- . 
icH unter derselben Bedingupg. für frei erklärt, und 
\ie Er'werbung neuer Sklaven'^ein für allemal unter- 
lagt -vrerden müssen. — Darf abeir ein Staat den an- 
dern nöthigen, der Sklaverei zu entsagen, und den 
Sklavenhandel auf alle Weise, selbst durch Weg- 
naluxne der mit Sklaven befrachteten Schiffe mitten 
im Frieden, verhindern? Diese Frage ist Völker-^ 
recbtlich oder weltbürgerrechtlich, konnte aber ^rst 
hier beantwortet und muss unseres Erachtens bejaht 
werden. Denn ein solcher Staat handelt im Namen 
der ganzen Menschheit, deren Rechte jeder 
vertheidigen darf, der sich dazu stark genug fühlt. 
"Wie man also befugt ist, dem auf der Strafse Ange<^ 
fallenen beizustehn.und ihn von Mördern und Hau« 
bern zu befreien: to darf man auch den Unglück- 
lichen, di^ ein unmenschlicher Sklavenhändler oder 
Menschenräuber auif seinem Schiffe wie Heringe ein- 
gepackt hat, unbedenklich beispringen, um ihnen 
die Freiheit wiederzugeben. Ein Staat, der sich 
des Menschenräubers als seines Bürgers annehmen 
und ihn beschützen wollte, "s^ürde sich selbst in. die 
Klasse der Raubstaaten versetzen und daher werth 
sein, wie diese mit F^uer und Schwerdt vertilgt zu 
werden (§. 97. Anm. 2). 

Anm.'2i Die sogenannte Leibeigenschaft 
ist eigentlich nur eine verkappte oder, wenn man 
will, gemilderte Sklaverei. Denn» leibeigen heifst 
dein Wortsinne nach der, dessen Leib, einem' Andern 
eigenthümlich ai^gehört. Nun ist aber unser Leib 
der Repräsentant unsrer Persönlichkeit in der Sin- 
nenwelt (§. 36.. Anm. 1). . Wessen Leib also schlecht- 
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hin Eigenthum emes Andern ist, der ist niclit meL 
Person, sondern blofse Sache. Da diefs nach dez 
Bechtsgesetze ^icbt sein soll, so haben die Staater. 
in welchen noch ' Leibeigenschaft stattfindet, dt: 
Gewalt des Herrn gegen den Leibeignen gewisse 
Schranken gesetzt. Diese Schranken besteben ge- 
wöhnlich darin 9 dass 1. der Herr kein Recht lite: 
Leben und Tod des Leibeignen hat, 2. die Diecifd 
des Leibeignen gemessen ^ oder theils herköminticii 
theils gesetzlich bestimmt- sind , und 3- der Leij- 
eigne gegen seinen Herrn klagbar werden darf, wei^i 
dieser zu viel von ihm fodert oder ihn liberbacpr 
zu hart behandelt. Da aber dabei zugleich aDo:e- 
nommen wird, dass der Leibeigne nicht nur fd: 
seine Person dem Herrn zeitlebens diene , sondern 
auch seine Kinder wieder leibeigen werden, mitliin 
die Leibeigenschaft sich fortpflanze: so widerstreitet 
diefs ebenfalls dem Rechtsgesetze. l!)enn wenn auch 
jemand für seine Person durch einen Vertrag sich 
einem Andern zeitlebens zu allen Arten an und für 
sich erlaubter Dienstleistungen verpflichten möchte: 
so kann er doch keinen solchen Vertrag fup seine 
Kinder rechtsverbindlich schliefsen, vreil jedes ver- 
nünftige Wesen, das durch die Geburt in die Er- 
' scheinungswelt eintritt, frei geboren ist, mithin seine 
Einwilligung, die hie;r vernünftiger Weise gar nicht 
vorauszusetzen ist , erst nachgesucht werden müsste. 
Dass aber der Leibeigenschaft wirklich der Gedanke 
zum Grunde liege, der Leib des Leibeignen und 
also aacfa dessen Frucht sei völliges Eigenthum des 
Herrn, sieht man unter andern daraus, dass die Her- 
ren der Leibeignen sonst, das Recht des ersten 
Beischlafs (Jus primae noctis) ansprachen, weil 
man sein Eigenthum beliebig brauchen und geniefsen 
dürfe. Diei^es angebliche Recht ist zwar nicht mehr 
anerkannt, aber das Prinzip ist doch in der Haupt- 
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ache stelxn gcbliebeA *). Darum keifst auch die 
jeibeigenschfi^ft Erbunterthanigkeit. Es giebt 
ndess eine Art der Erbuntertbänigkeit, die nicht 
;eradezu. ungerecht im strengen Sinne genanpt wer- 
ten kann. Wenn nämlich der Herr ursprünglicher 
Besitzer eines gröfseren Grundstücks war und Tbeile 
lesselben an Andre unter der Bedingung überliefs, 
dass diese und dere^ Nachkommen ihm und seinen 
Nachkommen gewisse Abgaben entrichten und Dienste 
leisten sollten: 'SO werden jene Nachkommen diesen 
allerdings dazu verpflichtet sein, so lange sie im 
IBe sitze der ihnen nur bedingungsweise überlassenen 
Grundstücke bleiben wollen. So bald sie aber 
diesen Besitz aufgeben wollen, n^us^ es ihnen 
freistehen. Denn sonst wären sie in der That leib- 
eigen oder, wie man in diesem Falle sagt, an die 
^Erdscholle gebunden (glebae adseripti). Wenn 
nun der Mensch nicht einmal jan das Staatsgebiet 
schlechthin gefesselt ist (§. 88): so kann er noch 
A^eniger an dieses oder jenes' Stück desselben gefes«> 
seit sein. Es heischt sogar die Billigkeit und das 
Staatsinteresse, dass der Staat dem Erbunterthänigen 
dieser Art di^ Loska^fung seines Grundstücks von 
jener Verbindlichkeit und mithin die Verwandlung 
desselben in freies. Eigenthum gestatte, weil eine 
solche Beschränkung des Grunde igenthums immer 
drückend und dem allgemeinen Wohle nachtheilig 
bleibt. , 

Anm^ 3. Da es yerschiedne Arten und' Grade 
persönlicher Dienstleistungen und also, auch der 
Diener giebt: so sollte durch den dienstherrlichen 



*) Wenn die erste Nacht oder, wie man qs jetzt lieber 
nenht, die Erlaubniss zur Heui^th dem Herrn abgekauft 
werden muss: so hat ja die Sache nur einen andern Namen 
erhalten. . ' 
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Vertrag jedesmal bestimmt werden, zu welchen An-: . 
und Graden und auf wie lange man sich. verpflicLtc 
Da diefs aber nicbt immer gescbiebt und zuweile: 
gar kein förmlicher Vertrag abgeschlossen, "wird: • 
muss in Fällen, wo weder ein solcher Vertrag ii:>zi 
auch das Herkommen oder das positive Gesetz ent- 
scheidet, darauf reflektirt werden, ob ein Mensc; 
sich überhaupt zu gewissen Arten und Graden per- 
sönlicher Dienstleistungen durch Vertrag verpflicbrn 
könne^ Zu unsittlichen Diensten kann sich niemrJ 
verpflichten, weil diefs ein schändlicher Vertrag scV^ 
würde (§. 68. Anm. 2). Fodert daher eine Herrschsl: 
dergleichen, so ist die Dienerschaft keinen Gehorsa:n 
schuldig, z. B. wenn jene diese zur Unzticfat, zu:^ 
Dieberei u. d. g. misbrauchen wollte. Auch kann 
sich niemand zu Diensten verpflichten, die über seil 
physisches Vermögen gehn oder dieses Vermögen aui 
eine für Leben und Gesundheit gefährliche Weise 
in Anspruch nehmen. Hat sich aber jemand nur zu 
einer bestimmten Art von Diensten verpflichtet: so 
versteht es sich von selbst, dass ihm keine andern 
Dienste zugemuthet werden dürfen. Auc|i hat der 
Herr kein Recht, seinen Diener ohne^ dessen Ein- 
willigung einem Andern abzutreten, weil der Diener 
dadurch zu einer Sache herabgewürdigt würde, die 
durch Kauf oder Tausch oder Schenkung aus einer 
Hand in die andre gehen könnte. Und w^enn sieb 
jemand nicht ausdrücklich auf^ Lebenszeit , sondern 
nur auf unbestimmte Zeit zum Dienste verpflichtet 
hat: so steht ihm die Aufkündigung des Dienstes 
eben so frei, als dem Herrn die Entlassung des Din- 
ners, mit Vorbehalt der gesetzlichen Fristen, wofem 
nicht vorhergegangene Rechtsverletzungen den Ver- 
trag schon thätlich vernichtet haben. Es ist jedocli 
hier wie überall zu bemerken , dass das strenge BecM 
zur durchgängigen ^Bestimmung des dienstherrlichen 
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ITerhaltnisses nicht ausreicht, sondern Billigkeit und 
^uter Wille, von beiden Seiten hinzukommen müssen, 
venn jeujea Verhältnis« nicht lastig und unfreundlich 
Verden .und dadurch in eine Art von Bauskrieg sich 
erwandeln soll, welchen Herrschaften und Diener^ 
chaften sehr häufig theils offen theils geheim mit 
linander führen. 

§. 117- 

Eine Familie oder häusliche Gesell- 
ichaft besteht demnach , vollständig gedacht^ 
lieils aus Ehegatten, theils ausl^ltem undKin- 
lern , theils endlich aus Herrschaft und Diener- 
jchaft. Die Ehegatten bilden als moralische Per-^ 
>on das Oberhaupt der Familie undheifsen 
n dieser Beziehung der Hausvater (paterr 
Familicts) und diß Hiausmutter {materfamilias). . 
Der Zweck dieser Gesellschaft' ist die best-* 
mögliche^ Führung des gesammten Hauswesens* 
als Bedingung des Wohls aller Familienglieder. 
Alles , was. sich auf diesen Zweck ife Mittd be- 
zieht, anzuordnen ist das Oberhaupt der Familie 
berechtigt. Hierin besteht das allgemeine 
Hausrecht^ dessen Ausübung das Hausregi^ 
ment hei^t Der Staat ,is^ zwar verbunden, 
dasselbe anzuerkennen tmd zu achten, aber auch 
befugt, daraufzusehen, däss es nicht zum Scha- 
den der Familienglieder öder des Staates selbst 
gemisbraucht werde. 

Jtnm, Die Familien, welche in der Erfahrtmg 
angetroffen werden, bestehen nicht immer ans dem 
dreifachen Verhältnisse, welches bisher betrachtet 
worden» Es können die Kinder,^ es kann die Die- 

Krng'fl prakt: Pliilofl. Th. I. Rechtslehre. AuÜ. S.' 27 
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nertchafty es hami sogar der Hausvater oder die 
Hausmiitter fehlen. Sind beide vorbanden ^ so ist 
ibr Recbt in Besag auf die Führung des Hauswe- 
sens in der Hauptsache gleich, obwohl dem Haus- 
vater ab dem eigentliclien Begründer und Crhalter 
der Familie ein köberes An sehn und somit das 
Recht der Entscheidung in streitigen Fallen 
, gebürt. Die übrigen Ha'usgenossen (dommstiei) 
hingegen stehen im ungleichen Verhältnisse zu 
dem Oberhaupte, weil sie dessen Willen als die obeste 
Norm ihres hauslichen Verhaltens achten müsseL 
Diefs gilt selbst von solchen Hausgenossen, weide 
nicht als eigentliche Domestiken eum Gesinde 
(famulUium) gehören, nämlich von Verwandten uod 
Freunden, die ihren beständigen Aufenthalt in dei 
Familie haben, also auch von mündigen Kindero, 
die sich noch nicht von der Familie getrennt, und 
von ^en Eltern des Hausvaters oder der Hansmutter, 
wieferne diese Eltern auf das Hausregiment verzicb- 
tet haben und sich nun von ihren eignen Kindern 
ernähren lassen. Das strenge Recht wird aber in 
Bezug auf solche Hausgenossen natürlich duic^ die 
sittlichen Motive der Achtung^ Liebe und Dankbar- 
keit gemildert. Das Hausrecht im weitern Sinne 
befas^t zwar alle Befugnisse des Familienoberhauptes 
in Bezug -auf das gesammte Hauswesen; im engern 
Sinne aber versteht man darunter die Befugaisi, 
Fremde, denen man nicht aui^ Gastfreundschaft 
oder in Geschäftsangelegenheiten (kospüü pel 
negotii causa) den Zutritt in sein Haus gestatten 
will,' vom Eindringen in dasselbe abzuhalten. Denn 
das Haus ist ein Heiligthum, ^reiches kein Fremder 
durch gewaltsamen Eintritt entweihen solL Dem 
Staate selbst muss daran liegen, dass dieses Heilig- 
th^ nicht entweiht und also auch das Hausrecbt 
so wenig als möglich beschränkt werde. ladessen 
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muss auch* der Staat wegen seine» hohem Zwecks 
und umfassendem Wirkungskreises befugt sein, den 
häuslichen Wirkungskreis in Aufsicht zu nehmen 
und auf angebrachte Klage oder hinlänglich begrün» 
deten Verdacht die Familienglieder in den Schranken 
der Ordniing und des Rechts zu halten, den Eintritt 
LH das Haus zu jed^r Zeit zfii >erlaiigen und bis in's 
Innerste desselben diejenigen Nachforschungen an- 
zustellen , welche die öffentliche Sicherheit fodert. •— 
Die Rechte und Pflichten der Familienglieder 
im engern Sinx^e oder d^r Verwandten (in auf- 
steigender und absteigender Linie — * aace/tdentes ei 
descBndentea — in den Seitenlinien — coüaterales — 
der eigentlichen Verwandten oder Blutsfreunde -^ 
cognati — und der Verschwägerten — qfiinsa) gegen 
einander zu bestimmen ^* bleibt dem positiven GesetM 
überlassen,; li^elthes auph ii^ d^esor Beziebling eitlieb 
besondern F.aniilienrath konstittti^eAkin^n^ 
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Des angewandten Naturrechts 

zweiter Abschnitt. 



K i . r c h e n r e c h t. 



§. 118- 

Wiefeme die Kirche eine blbfs intelligible 
Gemeinschaft aller religiös gesinnten Menschen 
ist, welche die Idee ^ines moralischen Gottes- 
reiches auf Erden in sich selbst zu verwirklichen 
streben: kann sie eigentlich nach juiidiscben 
Prinzipien nicht bieurtheilt werden. Wiefern 
aber eben dieses Streben durch Gestaltung einer 
' in die Sinne fallenden Gesellschaft, die sich zur 
öffentlichen Gottesverehrung vereinigt hat, in 
den äufsem Freiheitskreis einzeler- Menschen 
sowohl als des Staates übergeht: ist sie einer 
solchen Beurfheilung nicht nur fähig, sondern 
auch bedürftig, wenn das Recht nicht dadurch 
ge&hrdet werden soU.^ 

Anm» Die Eintheüung der Kirche in die ud- 
sichtbare und sichtbare' (ecclesiä inuisibiiü s. 
intelUgihüia et f^ieibüis s» sensibiUs) ist zwar von Ei- 
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nigen ^us Mis verstand- «ii<^eföcIiteB woi^cUfi^ hat 'aber 
dennoch ihren' Gruiid und. j^t besonders in Bezugs 
auf die.. lElechts Wissenschaft rqn Bedeutnjog;.. Depn 
jene Kirche, welche eine einzige- an keine äufsere " 
Form gehundne ist und alle religiös gesinnten Men- 
schen aller Länder und Zeiten umfasst, richtet sich 
nur nach inn^m öder inorallich- religiösen, mithin 
völlig zwanglosen Gesetzen, und entzieht •icfai, daher 
als etws^s blofs Intelligibles aller juriditfoji^en. Beuj^- 
theilung. Sobald hingegen die Menschen atkch eine 
äufsere ReUgioiisverfassung annehmen und einen ge- 
meinschaftlichen Kultus einführen: so entsteht eine 
wirkliche odör sinnlich wahrnehmbare Oesellschaft, 
die gleich ]'eAt&t andern sich der juridischen Se^rth^- 
lung.-xütterwerfen ^uss. Denn die Wechselwirkung^ 
in^ Mrejehe nvm die Glieder jener. Gesellschaft mit 
einander und die gaüze Gesellschaft mit dem Staate 
tritt, begründet ein Yerhältniss gegenseitiger Rechte 
und Ffiichten, das um so wichtiger un^ beachtens« 
werther istj je mehr die Erfalirüng aller Zeiten be« 
urkundet, welche Rechtswidrigkeiten durch Verken-, 
nung -dieses Verhältnisses auft dem Schoofse der Kirche 
hervorgegangen sind. Wit' denken übrigens hier nicht 
hlofs an die christliche Kit^h^ ^^' denti dar sähe nur 
ein besondres und p^'ositives KirchenYecbt — 
sondern an alle Religionsgesellschaftei^ , sie mögen 
im gemeiü^ii liebein Kircfaedheirsen'idder nicht — 
mithin an 'dais allgemei'ne nxid natürliche Kir- 
chenrecht; " "^ ■* ' ■ •''■■ n^.:i;. . . -' •• •. 

pä^diißVerwandtschaft der moralisch -reli- 
giösen Denkart die Menschen von selbst geneigt 
macht, sich auch äyfseirlich asu eiii^ gemeinsa- 
men Ankündigung und DarstdDung derselbai 2ü 
yerbin^en; und da jene Verwandtschaft die Dauar 
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dieser Verbindnug weit beBSer rerbürgt^ ab ir- 
gend ein Vertrag, indem ein solcher Vertrag 
selbst schon jene Verwandtsohafk rorausdet 
müs&te^ ohne dieselbe aber nicht eininal 
bindtiche Kraft haben würde; so enteteht 
fctrdiUche GeseUscliaf t , deren n ä c h a t e r Z m bc| 
eben jene Ankündigiing und DarsteUimg der oac 
ralißch- religiösen Denkart^ nnd deren höhl 
Zweck die Begründung nnd Befdrdmng 
morah*$chen Gottesreiches auf Erden ist, in der 
Regel ohne Vertrag* hjde&sen muss doch 
anch hieri wenn vom Er sswin gbaren die Rede^ 
sein soll, die Idee eines Vertrags imm Gc 
gelegt werden , durch welchen ä u fs e r e R cch i 
u n d P f 1 i c h t e n in Bezug auf eine tirchKche Gi 
meinheit als bestimmt gedacht werden können^ 

Anm* Wie ia der KörpeTWelt die mat^nald 
Stoffe nach den Geicuea der Wahlverwur 
eiAsnder an^eheo , bq verbindeii «ich aacJ« 
GeisterwcU gleichgestimmte Seelen gern mit * 
Je lehandiger nun die ttioralbch^reUgioseaU^b« 
guQgeti und Gesinatmgen in einem Meiuch^n ' 
defttouiehr fühlt er da» Bediirfniis iu aicli» sia ao^ 
iursefUoh ansukuudigen titid dar«uateUeo. Fini 
et ianu ojsdre Mentcfaeo, die 7üq dea&elfa^n Ueli 
Keugmigen und Gesionuxigeii entweder schon dum 
druagen «ind oder sich ron ihaeii dttrchdringea 
ien : so Tereinea flieh dergleichen Subjekta von sdl 
mit etQander bu einem gemeinicbaftltchen ttnd 
f^ntUcben Kultus. lyie daraus berroTgebeode ffi 
l^ellgioujgesensehaft heifit ehe» eine Kirche ^i 
bestinnntef esne tiehibare Hiroliet weil mie 
Uolaes Scbte^ü oder Vehikel 4* h* eüifk 
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Repräaentaiitin der. unsiehtfaareti Kirche oder des nio- 

ralischen Gpttesreiches auf, Erden sein soll (§1 118). 

Sie macbt sich also gewissermafsen von selbst« Sol- 

len aber da^nit äufsere Rechte und Pflichten (z. B. 

in Bezug auf Aemter und Würden, Gebäude und 

Grundatiicke oder Eigenthum überbatipt) yerknüpft 

sein: ap jsitiss in der Idee wenigstens ein Vertrag 

zum G^rundd gelegt werden, um danach beurtheilen 

zu. köuu^n, was in liirchluiher Hinsicht erzwii^gbar 

sei oder nicht. Denn was sich gar nicht erzwingen 

lässt, «oll ipan auch nicht erzwingen wollen. Schon 

ein Yerai^ch dieser Art wäf e ui^gerecht. 

$. 120. 
Da wegen des Rechtes der Denkfreiheit 
(§• 36) -—welche in moralisch --religiöser Hin- 
sicht auoh Glaubens- oder Gewias'eiisfrei- 
heit heifst — die möralisoli- religiöse Denkart 
selbst, nicht Gegenstand eines Vertrages sein 
kann: so können die, welche unter sich eine 
Kirche als eine äufsere Religionsgesellschafi stif- 
ten MtoU^n; v^miiifiGtiigv^ ^e Fprio 
der äufsern^Ankiitidigung uod' Darttel^ 
lung'jener Denkart durch eine freie Ueber- 
einkunit bestimmen wollen^ mit dejmi'^örbe- 
halte, d^ss^ wrän .die Denkart, .slcji, änderte 
uad wiifc 4sr.äufs€**ö Fprw in. Wid^r^pr^^i käme, 
es jeddm fee^tehto soUe^ diese FoiKüauEhigdbeti. 
Unrtei^ ' dleier ÄeäiiiguÄg JßSioaien- dah^ -«owohl 
gexivisÄe T)t)gTiie^n;: wfeld^^ det^ ;Rifche Sf-=- 
fentliqh ^pkannt uiid gelelirt,' ds aucliJ^'gewisse 
Gebräu Qrhe, welche ,i». dersep>eii. iQ^nilicJ^ 
«w^g«übt:uöd an .wd^faiftje Z^idbeii der re- 
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ügiosen Eiidieit <lie Glieder einer Kirclie mi 
gegenseitig erkeDnen sollen^ festgesetet i^erdc 

Anm* Der la dem §. aütgetproeliiie Vorbc 
bl ketneiwei^ft <]aSf was man eine rtservatio rn^n 
DetinL Denn dme geht auf Totischsiog Andrer ae 
jener VorbchaU aber liat eben sum Zwecke ^ 
Täusctung in Religionaaügelegenheiteii vorztibetijB 
Er v^erBteht sich daher überall von telb&t, wo Min 
«eben von gesundet Vernunft in einer Kir 
eben Gemeixischaft leben i Denn die Vernunft lui 
ihr ewigeÄ Recht der freien Prüfung und Ucber 
giing £u keiner Zeit aufgeben. Und wenn mtio m 
glauben goi]| well sieb nicht aHes wissen, eio^ 
und hagreifen lasst: so soll n^^n doch nicbt sei 
Ternuoft unter den Gehorsam des Glaubens gefan] 
gen geben d, h. nicht blind glauben (Fund. 
104 — %\ Wann daher in einer iQrehe gewii 
Dogmen ah sututaFischei duich irgend eine Th«t*j 
sacbe (eine wirkliche oder auch nur angehltebe 
fenbarang ) gegebne , Glauben larttkel an < < 
sind« so heilst diefs nur so viel: Es «1:1: 
Dogmen in der Kirche öffentlich bcfcaaaf 
und gelehrt werden von allen, die GlI > 
Kirche aein nnd bleiben oder gar ein J^c^^xil 
deiselben bekleiden wollen. Uebrigeoi aber bkibd 
ea dem Gewissen eines Jeden überlassen » ob 
innere moraliscb -religiöse Denkart damit übe 
aliratne oder ntebc« Daher darf auch jeder Gebtli 
als ScbriftsteUer seine Meinung über jene Dogisa&i^ 
deren Slan und Gulügkelti unbedenklich itiJjiorm,| 
indem ex als Sebiiftateller nicht nu dioser oder jener j 
besondern ReligtopsgescHschaft, sondern sur aUft" 
meinen Gelehrten republik gehört* Mit den kirctüi* { 
eben Gebrau eben (die man gewöbuUch unter des 1 
Titel derLiCargie rttsammenfaist , weil die^ 
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in öfFentUches Amt [katiw^ia] in.der' Kxrcbe ^er^ 
alten^ »ich vorz^g8W^i$e mit der^p/Aßordnmigmid 
usübung beschäftigeii) bat es dieselbe Bjewandniss« 
)enn sie sind zum Tbeile yon jenen Dogmen abbäti* 
lg, mjjD. Theil aber aücb Sacbe der Willkür, und 
i ^rird daher in veiMbiednen Gemeinen derselben 
Lirche öit debr vers^bieden damit gebalten. . Es vAnsi 
bendanun auch jedeM Kircbengliede, wenn es gl^cb 
US eigner Macbt keine Aehderungen in der Liturgie 
laclien . darf , wenig^ens erlaubt seiji, Vorscblage 
ur Verbesserung derselben zu macben, wenn es 
:twaa Unzweckmirsiges oder minder Gutes darin 'zu 
)emerken glaubt; -^ ' Ünüt den kircbliehen oder bei- 
igen Gebräueben (r»^U9 saori) finden sieb gewöhnlicb 
iuch einige, die ganz besonders als Z ei eben der 
kirchlicben Ei nb e i t («ymbola unioni» ecclesicifiiicae) 
lienen sollen (z. B. die Bescbneidung in der jüdischen 
und nmbamedaniscben , Taufe undAbendmabl in der 
cbristHcben Kircbe). Sie baben daber zwar eine' bo« 
here I>ignität als die übrigen und gründen sieb in 
der Regel auf gewisse Dogmen, so dass die Willkur 
in Ansebung ibrer weniger Spielraum bat. Indessejd 
gilt «docb' ftu;i:li yfoa" llmeit, ^ras von. den Dogmen 
gesagt worden, und zwar um «o mebr, da in ge^- 
wisser Hinsiebt alle Dogmen einer Kircbe als solebe 
Symbole betrachtet werden 'können; wesbalb aucb 
Schriften , in welcbeü jetie D^ogmen unter kirchlicher ' 
Autorität dargestellt äind , symbalische Bücher 
genannt werden. Die Verpflichtung auf solche Bücher 
ist folglich nier eine linbedingt^, sondern nur eine un- 
ter der. im §. angezeigten Bedingung euigegangeüe. 

•"'; ' ;'§. 121. "" '' . [ y 

Die Glieder einer kirchlichen Gesellschaft 
können theils splch^ sein ,' weldie ein .kirchlidies 
Lehramt und den in der Kirche angenommenen 
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GoUesiUemt (die äofsere GottesTerebriuig) 
walten, Üieils solche _, welche unter der 
Jener an dem religiösen Kultus überlmupt fhi 
nelunen. Jene lieifsen Geistliche oder K.( 
riker (cierici = x^pm i,^. sorte elecii)^ 
liijigcgen W € 1 1 1 i c h e oder Laien {Ictici ^= i 
&« #. populo adscripti). Doch kann es auch H^ 
ligionsgesellschaften geben , in welchen 
ünlerschied gar nicht stattfindet 

jin^m* £^ scti^tnt freiltcli ebie >iic vun ,xun 
S$ung d&xUi £u iiegcDi weii^«ich einige KircbeD| 

.iGeiBtliobe mqA ErwÄfali« nennen, gldc 
^sAs WiÜQ ihnen eiu licsofidrci: Grad von Uet)t2 
eigen -und aU wareo die ubrigeti^ nur ein eeoic 
und pföiaaet U&ufe. Indes&^n lässt «ich aocIl 

tU'A» !!<:'_ iLp,:'^ ^<. rvuincü und d/i:ij,^^f ii ihr 
B^weihet baben, in dqr Hifcbe c^nd h 
"gehüie ak denen > welcba, jene Vt-r 
iib€jiais«nd| siqh ^nd^i weiten Zwtg. w* ;,i^ 
lidien Lettens gewidmet babeu uod dabei dut 
lirben nnd IrdUcbeo roebr «ugewandc »ind. Ob^ 
die Gebtlicbsa aucb Priester otlf*" )'i*^-^^ Vi 
z-en, Pfarrer oder Prediger nenn 
in tccbtliclier Hinsii:lit gkicbgilltige I 
in dein Waite selbst keine böse i^ci 
Denn abgeaebn von dca^eh Ürspmng i ,. 

4öiwar) der auf das Opfern gar keine Beasielimig 
au ist doch wobl ein Dntti f ; i xwiscb&n. 
• blofsen Priester als Ver\ , i. c de* Tlc\ 
{adtniniUraior &acromm, ßacerdos) iili4 einem 
irleite'r (pBlaior fa,\';<^';^v-'^-: , ,^. ,-;,", tv^.-.s^, 
neu« AoeE der Üiii-:.:,-iir:, •/,-, ->.-.:,.• i ri'^'Ui 
Kl^rilfeitt und Pf^ti<ioklerU#rm ht 
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"-on kleiner Bedeutung« Pass es aber JLeligionsgeselli* 
chaften.gebe, die gat keine Kleriker haben y sqndem 
illea Kircbengliedern als solchen, gleiche. Würde zur 
trkenne^, ist bekannt ^ ob man . gleich ' solche Gesell* 
chaften (z. B. die Quäkergemeine) als Uofse Sekten 
;u betrachten gewohnt ist. 

; '/• i 122. ' ' ; ' 

.Wiefeme die Kleriker mit eiaer öffenüicheic^ 
^utonität in der kirchliphep GeseUschaft bekleidet 
dnd, um die gexüeifisamen Angelegenheiten der* 
selben £u lenken und zu leiten, sind sie zugleich 
Vorsteher oder .Regierer dei: Kirche (a/z^ 
tistites s. rectores ecclesiae). Hieraus bildet sich 
die Idee einer Kirchengewalt (pptestas eqoie-- 
siastica) Von ivelche^;* das cdlg^emeine Kirchen*^, 
regiinent abhangt und welche zum Unterschiede 
von der politischen die hierarchische helfet. 
Daher kann man auch,, nach der .^albgie dqs 
Staats, in Ansehung des Aeufs^rn oder 46r Dar- 
stellung jener Gewalt die: monarchische und 
polyarchische Kirchenform, imd £a Ansehung 
des Itmem oder der Ausübung jener Gewalt die 
autokratische imd synkratische Kirchen- 
form unterscheiden. Aber auch '^hier ist der 
Synkxatismus allein d^r Vernunft; angemesscQ 
($.37). ^ : 

jinm. Die Kirche hat sich aus leicht./ begKif-* 
licbie^^ Ursachen inuoer gern dem Staate nach - und 
angebildet, so dass die Hierarchie dieselben Fomto 
a^^sbm, uxiter welchen sich die Herrschaft im Staa$j^ 
ankündigte« Wkd also die Kirchengewalt von eia^em 
einsäen Subjekte als alleinigem Kii;chenvorfitehdr.ii4^ 
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plrfiiscli -persönlichem Oberbaupfce der Kirclic d^r^ 
stellt, flo gieLt diefs die kirchliehe Monat: 
wird sie dagegen von mehren Sobfekteii als gt:; 
»chafllichenKirchenrorstehern ader inoiaUscli»pE 
Heilem Oherhatipte der Kirche dargesCellc so gic 
diefs die kirchliche Polyarcbie* Nun kanji »d 
tu dem einen sowohl als im andern Falle die 
cheogewalt sswiefiich aoagetiht werden* Wird si« 
der daTsteUenden (physischen oder moratisclien) Fn 
aUein und gans euigeübt, so gieht diefs die kirci 
liebe Autokratiei vrird sie dagegen unter 
Wirkung dar übrigen Kirebenglieder ausge^ ' 
gieht diefs die k i r e h M c b e S y etk r a t i e, 3 * j -^ 
leicht ein, dasa auf den ersten Unterschied 
oder nicht*, ankomme. Denn woiern nur die 
chengewalt auf eine rechtliche und den Zw^eckeo Ü 
Gläubigen angemessne Weise ausgeübt wird : Bt% itt t% 
völlig eiiierlai» ob z. Bi ein Hoberp riestcr, Patrisrcii« 
Oberblschof, Papst, Mufti u, d* g. , oder i.m" r • • 
/it$m , Conaüioriuni j Kirch enra tb ^ he iUge 5 ■ . 
d. g. jene Gewalt darstellen. Nun ist abör, 
die darstellende fpbysiscbe oiler inofA)«-*^^ T 
die Kirchengewalt aUein und gan« ... 
höchste Gefahr vorhanden, dass die Kirelie tu 
religiöse Zwangsanstalt ausarte , mitbin .:; 
kirchlichen Aütokratismus ein Glanbensdc^ j 
bexvorgebe- Denn dar Mensch ist gar «u ge 
seine Meinungen Andern aufzudringen und di< 
desto unfehlharec zu halten, je böber er stel 
je unwissender er dabei ist Und wenn au 
Menschen gewisse Bleinungen begen, ^o bür 
doch nicht für deren Wahrheit und giebt jene 
Recht, sie Andern auf^udrioge^. 'Es ist fä ht 
genug, dass die Konzilien in A^t cLr '- 
eben so geint und eben so in OlauLc-^a 
tiiirt baban , als die Päpste. Der Streit über den Vd 
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ug jener oder dieser ist daber unb^sideutend, Deipn 
renn die Konzilien sieb für infallibel und fiür be- 
ecbtigt zu^ Glaubensswange balten, »o sind ^ie 
ben so ^schlimm und nocb scblimmer ^Is die FSp&te» 
reil dort die Menge nocb mehr imponirt *). Eben* 
laru^m ist aucb eine Kircbe i;m nicbts besser daran^ 
venn . sie statt eines Papstes einen Kircbenratb o3fiT 
iine andre leollegialiscbcTBebörde, welche die^Kirsbe 
lutokratiscb beherrscht , an der Spitze bat. Folg* 
ich. .nvuss jede Kircbe, wie sie auch äufsetlicb ge- 
staltet sei. innerlich die synkratische Form haben. 
Diese hat sie abfu: nur dann , wenn jedem, selbst 
dem geringsten Laien in der K^rclie, die Freiheit 
gelassen wird, in eigentlichen Relig;ionlsachen seiner 
eignen .Ueberzeugun^ zu folgen, und wenu jedfer 
Gemeine, die ibten besondem Keligionslehrer hat, 

■ ««' '"J ■■ wi ■ i i ■ . ■ ■■. - ■, I I .ii f . ,, » i I, ■ - ii ' ii ^ ■ I. I .1 . H ill. 

l 

^) Nach dem TÖmischen Papftls^^'steme ist dsr Papst 

über den Bischöfen nnd den Konzilien; er l>eruft sie^ nnd 

muss ibre Beschlüsse erst genehmigen tind bestätigen, wenn. 

sie in der Kirche gelten sollen. Nach dem Episkopal« 

Systeme abier ist der Papst nur Prirnus inter par€s\ die in 

Konzilien vereinigten Bischöfe sind daher üher ihm uhcL 

können ihn «ogair absetxen. 'I^^es S^TStem haben die Kon« 

Zilien zu Pisa, Basel und Koptnitz, der Kongress zu Ems und 

die S^ode zuPistoja behauptet; auch hat es Fbbronius odeir 

HoNTKEiM in seiner bekannten Schrift über den. Zustand der 

Kirche und die gesetzmafsige Gewalt des Papstes (/a/. 1763.., 

4.) '' koiisequent durchgeführt. ' Barauf beziehn sich auch die 

bekannten vier Artikel oder Grundsätze der g^Ukanischen 

Kirche, unter Lvnwio XIV, im-J. 1681 von dem zu Parii 

▼ersammelten ^französischen Klerus (vornehmlich' nach Bos* 

snBT*s Ansichten) aufgestellt. Aber die Päpste haben diefs 

System immer verdammt, undl das tridentiner Konzil stimmte 

ihnen bei, indem es den Päpsten supremam in ecclesia um- 

ifersa potestatem beilegte. Ja. es hat sich der Papst sogar 

das Recht TorbehaUen, ,die Beschlüsse dieses Konzils aus* 

zulegen; und d^halb eine besondre Kongregation in Kom 

niedergesetzt. 
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Eecbt sugestduden wird, zur Wahl de$«€ 
iHre Zostiuimi^ing sti gebeii^ damit ihr Nleixtand 
gedrungen werden koniaa» dessen Pei^oo , Lehro 
Wandel ihr ati& irgend eiaeirt Grande mis fällig 
Denn wenn such dieser Gnind in einem g€ 
Ftlle nicitt g^nz triftig Bch einen möclite : so 
doch oftenbar allem Kecht und aller Billj^keit mi 
der, wenn eine Gemeine einen Mann, den Aie 
einmal nlclit bähen will, ah ihren Religioojte 
anerkennen und besolden §61]. Aach scbadec 
notb wendig dem Zwecke des kircliHcben X^ehr 
In «olcben Religio nsgesellacliafien aber, die gar if 
KlerÜcer und beiondein Religionilehrer haben, 
dem jedem» der lieh da^^u berufen fühlt» gastet 
religiöse Vertrage vor der versammelten Gemeine 
hfüten, ist gleicbaam eine demokratisclie Itil 
ebenform statt einer t^altra tischen Torlumd 
Solche Gemeinen fallen aber auch leicht auf 
Religionsschwärmereien, die oft sn anArchimebeti 5f 
tnngen Anlass gehen und den KirchenfViedeu stör 
weil der Religion&scbwärmer in der Regel «neh 
dnldaanj ist^ mitbin seine Meinungen ebenimUt 
dem gern aufzudringen sucht •). 

$- 12X 
Wenn eiiiEele KircIiengUedIep «ich den 
dcor Kirche eininal angenommenen Dogmen und 
Gebrauchen (§. 120) nicht konformirGn oder 
einmal eingelührten liierardüschen Form (§, 12 



») W«i man neuerücli die SfnadaUerfatf ttn|f ge 
hat, ist nichts anders als ein« beiondre Mod: 
f jnkmtiscben Ktrelien v^erfasgang^ J 
dilrfen nur nicht um blafseu OeittUohefi lie- 
sdüeicHt sich der kirehltohe Aittükraiismiia od» luetfnrc 
Dt«poti«3Bui immer wieder ein* 
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licht subordiniren wollen: so hat die Kirche 
:war das Recht, jene ton ihrer G^ijieinschaft 
Luszuscliliefsen {jus excommunicandi) aber tei- 
leswegs das Repbt, „sie aufserdem poch mit 
inderwdlten Strafen ' zu belegen oder gar zu 
verdammen {jus puniencU et damnandi). ' ^ ^ 
A.nni. So, wenig diei Kirclie ein Hidcht haben 
»tanii , Auswärtige zum Beitritte zu zwingen — nach 
lern Grundsätze: Goge inirare — so wenig kann aici 
auch ein Recht haben , irgend ein bisheriges Mit- 
glied von der Apostasie mit Gewalt abzuhalten* 
Denn ea Beruht ja auf der subjektiven Ueberzeugtmg 
und Gesinnung, ob und wie sich jemand die un^ 
sichtbare Kirche durch eine sichtbare schematisiren 
d. h. ob er überhaupt einer sichtbaren Kirehe ange- 
hören und, wenn dergleichen mehre Torfaanden sind, 
weichet Ton ihnen er angehören woUe. Aller Zwang 
in dieser Hinsicht widerstreitet' den ursprünglichen 
Rechten vernünftiger Wesen ^nd vernichtet selbst 
den Zweck der kirchlichen Gesellschaft (§• 119) 
wenn dieser nicht geradezu, wie es wohl hin und- 
Aviederr ^er Fall kt, In B<ifrherrschung d^r Gdister 
und in Benutzung dieser geistigen Herrschaft zum* 
eignen , blofs sinnlichen und irdischen, Yortheile der 
Herrschenden gesetzt werden soll. Gleichwohl kann* 
es auch der Kirche liicht ängesonnen wetden, dass 
sie diejenigen, welche bisher zu ihr gehörten ^ aber 
sich fernerhin auf k^infe Weise ihr konfoFrmiren und 
subordiniren wellen, immerfort als ihre Glieder an- 
erkenne. Also hat sie in diesem Falle ganz Unstreitig; 
das Recht der Ausschlief sung {exeomniamicaiio). 
Aber diese Ausschlief sung ist weiter nichts, als förm- 
liche Aufhebung einer Verbindung, die faktisch sehen 
aufgehoben ist, Entfernung aus dieser • bestimihten 
kirchlichen Gesellschaft , nicht aber aus itt bürgere. 
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lichei), oder. dem. Staatsgebiete; denn darüber hat dl 
Kirche nichts zu verfugen. Wenn nun mit der Tbei: 
nähme an einer bestimmten kirchlichen Gemeinscha: 
gewisse äufsere Vortheile (z. B. die Verwaltung vo: 
kirchlichen Aemtem , der Gennss gewisser Einkünfte, 
Pfründen nnd Würden) verknüpft ist: so "vrird dl: 
Kirche natürlich auch. das Recht haben , diese Tor- 
theile denen zu entziehen, die sich ihren Aiiordiiu> 
gen nicht gemafs bezeigen wollen. Auch hat iie 
Kirche unstreitig das Recht, wenn der von ihrAns- 
gescfalossne wieder, aufgenommen sein will , die "k- 
dingungen der Wiederaufnahme (z. B. gem^isse M- 
Ikungen) feftzusetzen. Aber weiter kann auch ihre 
Befugniss auf keinen Fall gehen. Sie hat daher ieine 
eigentliche Strafgewalt. Diese gebürt nur dem 
Staate« Wenn daher die Kirche sich auf eine straf- 
würdige Weise beleidigt fühlt (z. B. durch Sescbim- 
pfung oder Mishandlnng ihrer Vorsteher, Entweihung 
ihrer Yersammlungsörter oder Verletzung ihres Ei- 
genthums, besonders Kirchenraub) : so muas sie beim 
Staate klagbar werden und dieser ist dann r^rpflich- 
. tet, die gesetzliche Strafe zu erkennen und zu roll- 
ziehen. Arn allerwenigsten hat die Kirche ein Recht 
über Leben und Tod ihrer Glieder. Häher der rich- 
tige Grundsatz : Ecclesia . non siUt sanguinem. Sie 
mag also immerhin den Auswärtigen (extraneus) 
oder Abtrünnigen (aposißta) für einen Ungläu- 
bigen (incredjulwi) oder Ketzer {haeretictts) erkla- 
re?i^ wen^. sie ^^ riicht ih^^r Würde Jund Bestimmung 
gemäfser .findet, sich aller Jkränkenden Ausdrücke ge- 
gen AndQrj[^4enkende zu enthalten. . Aber sie darf 
keine Inquisizion, kein Ketzergericht, kein 
Autodafe gegen dieselben anstellen, weil diefi 
liauter unbefugte Anmafsurigen sind. Hat der Staat 
der Kirche vergönnt, ein geistliches' Gericht als 
eine ö£^ntliche Behörde niederzusetzen ^ welche über 
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rchUcJbeAzYgel^genb^AteA nicbt blof» dja^iplimarifcb, 
aderz^ au^b ju^izii^rUch zu evkexknen bat: so erbei^nt 
sae .P^eborde ^ann im Namen äes St^aits, ^^Icber 
^er -aucb das IVaqbt h^t| dem gektjicbcfn Gfit^ichtQ 
3ltlicbQ Besitzer Euzuordnen, damiit alles Geriebt« 
;bQ d^elbst in bester Form Recbteos yerbandelt 
3r<le» JVJarst aicb endUcb gar die Hircbe an, je- 
and^li, W(9gen ^eincir voja der Kircbenlebre abw^iV 
en4eii Yoi#te)lungsai:ten zu verdämmern d. b. mif 
vigai:^ Strafen zu belegen: so macbt «ie sieb qujt 
cheirjlicli PÖ^r virfmebr verabsqbenungs würdig, w^ij 
a g0ra(]/ezu in's Bicbterai«|t Got^ßs ßllu I>er ß.t^i|| 
iDi:} ihr dia^S freilieb niebt webr^n, w^nn %ip ß\T^f 
lald^A »ng^jr^imtau Grpfldiatz ^lat: ßx^rß fqph^ißm 
eil. hiikhf) n\4lf^ sahu. Aber es braucbt sieb ^upb 
iemqnd 4an:^m zu g^simen, weil es docb nur i^ßjt^ 
Ine uiribua ira ist. 

$. 124. 
Eine Kirche kann 9iun Staate ii^i^rh^ppt 
a einem doppelten Verltältnisae stebn* E;n1:we49? 
st sie mit ihm identisch oder von ihm yer- 
ichieden» Im ersten Falle ist die Kirchen- 
jewalt (zwar nicht in der Id^e, aber doch jEa- 
ttisch oder empirisch) auch zugleich die Staats- 
gewalt und umgelc^rt; im zweite» F^le sind 
)eide von einander getrennt, 6o zwar dass sie 
^on verschiednen (physischen oder moralischen) 
Personen dargestellt und ausgeübt werden. Nur 
dieses Verhältniss' kann von der Vernunft gebil- 
ligt werden. 

Anm, Es ist eine durch alle Zeiten b^wäbrte 
Erfabrung, dass je mebt Gewalt; der Me^scb i^ ^- 
poiheMi but, desto mehr will epr auch ir^ ihm bab^n 

Krug's prakt Philo». Th. I. Rechtslelire. AnfL 2. 28 
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A. ,h. desto mehr strebt er nach Erweiterung de: 
ihm Ton Rechtswegen sukommenden Ge^^alt ul^ 
misbraucht sie also auch, indem er keine Schrankes 
derselben anerkennen will. Diefs gilt schon toq 
den isolirten Gewalten der Kirche und des Staats, 
wie vielmehr, wenn sie in einer Person vereinig 
sind. Die Kirchengewalt hat dann alle nur erdeni- 
liehen (physischen und moralischen, körperliclien 
und geistigen) Mittel in ihren Händen, ihre Trean 
auch noch so widerrechtlichen Anmafsungen doicb- 
susetzen; und es bleibt sonach den Gliedern iti 
Kirche und des Staats kein andres Mittel übrig, 
ihre Freiheit «u behaupten, als der Tod — nach 
dem Grundsatze: Qui potest mori, non poiest cof< 
oh es gleich schon an sich der härteste Zwang ist, 
sich zur Behauptung seiner Freiheit tödten lassen 
zu müssen ^ — • oder auch das Exil, 'welohes aber 
£dr den edlen, sein Vaterland liebenden Burger fast 
noch schlimmer ist, weil es mit dem Verlust aller 
Bürgerrechte ^— also mit dem bürgerlichen Tode — 
verknüpft sein würde. Die Vernunft sagt daher: 
Es soll auf der Erde, unter solchen irrendes und 
leidenschaftlichen ViTesen, als die Menschea sind, 
keinen Kirchen-Staat geben, d. h. die Kirchen- 
und die Staatsgewalt sollen nicht personlich verei- 
nigt, oder mit andern Worten, ein Oberhaupt de: 
Kirche soll nicht zugleich Staatsoberhaupt sein, da- 
mit der von der Kirchengewalt Bedrängte und Ge» 
drückte den Schutz der Staatsgewalt, die eben um des 
Rechts willen vorhanden ist, ansprechen könne *). 



*) In theokratischen Staaten ist der Idee nach eben- 
falls die gdistliche mid die weltliche Macht in Einer Per- 
son, nämlich, der Gottheit seihst, vereinigt, Aher da Hier 
das Oherhaupt rein idealisch ist, so scheiden sich gewolin- 
lich dennoch beide Mächte in der Wiridichkeit, wie hei den 
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$. 125. 
^Wenn Kirchen- und Staatsgewalt nach der 
^odening der Vemunfir getrennt smd, so gebürt 
lern Iiihaber der Staatsgewalt das Recht der 
J bergauf sieht über die Kirche (jus [jsum- 
ncLe inspectioTUs] circa sacra) innerhalb des 
Staatsgebiets. Die Kirche ist also dem , Staate 
untefgeordnet, aber nur wiefeme sie eben eine 
siclitbare ist (§. 118). 

^nm, 1. Die unsichtbare Kirche ist etwas über 
alle sinnlichen und irdischen ZtV-ecl^e so weit Er- 
liabnes , dass sie völlig auCser dem Bereiche der / 
Staatsgewalt Hegt und mit derselben nie in irgend 
eine Berührung, geschweige Kollision kommen kann. 
IDarumr sagte auch ein gottlichei: Keligionslehrery dem 
es 'Weit'mehr um jene alleinige und wahre Kirche , als 
um irgend eine sichtbare zu thun war: Mein Keich 
ist nicht von dieser Welt. Tritt aber das Ideale als 
ein Reales in die sinnlichen Schranken des Raums 
und der Zeit, wird eine religiöse Gemeinschaft zu 
einer sinnlich -wiahrnehmbaren Gesellschaft, sa tritt 
sie auch in den Bereich der Staatsgewalt. Detin sie 
niuss sich doch auf irgend einem Gebiete niederlas- 
sen. Wenn also dieses ein Staatsgebiet ist, so ver- 

Israeliteii Moses und Aron, als Stellvertreter des ideali- 
sehen Oberhauptes^ faktisch eine getrennte Gewalt hatten, 
welche Trennung auch unter ihren beiderseitigen Nachfol- 
gern immer stärker herroxtraty hesonders seitdem die Israe- 
liten Könige erhielten. Uebrigena ist es freilich möglich^ 
dass die wctltlicha Macht, wenn sie gleich von der geistlichen 
getrennt ist, derselben dennoch ihren Arm zur Bedrückung 
der Gewissen leiht. Bann verkennt aber auch die weltliche 
Macht ganz ihren hohen Beruf, Schützerin des Hechts zu 
sein; und dann ist freilich keine Rettung %a finden , als im 
Märtjfxertode oder in der freiwilligen Verbannung.. 

28* 
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langt sie, dats sie in d^n Schoofs der bürgerliclien 
GekeUfchaft aufgeaomilieb und von der ivk diese: 
kerxichepden Autorität gleich andern Geaellschafte:- 
anerkannt und geschützt werde. Folglich jehuss sie 
sich ä^ch derselben unteH^ränen, Diese TJnterord- 
nnWg heiiAt ähei däfin, dals siä uüier Aufsicht de: 
StatitsgeTfiBlt steht, üiitbin d^^ InWbi^t Aiis^et Gewalt 
afcüiittht, ^ne quid detiimenti enpiat rtq>ubJißm pfsr eccie- 
'«üün» Diefs ist akö; nichts -vreildr als Axxw&Bidziis 
des allgemeinen Rechts der Oberaufsicht •(§.. 80) t'^f 
^iese besondre Gesellschaft, Kirche genannt. JDaW. 
heilst auch das Staatsoberhaupt mit Reclit Ober- 
aufseher der Kirche (summua episcopus wobei 

freilich das letzte Wort nur etymologisch , nicht ek- 
klesiästisch zu nehmen ist), jene .Oberaufsicht ist aber 
natürlich blofs auf das Staatsgebiet beschrazzirr. 
Erstreckt sich also eine Kirche über diie Granzen des 
Staates hinaus, so hat sich der Staat nicht darum za 
bekümmern, was etwa das aulser dem Staate« befind- 
., liehe Oberhaupt einer solchen Kirche in Bezug- auf 
selbige thue , ausgenommen wiefern eben dieses Thun 
Einduss auf den eignen Staat hat. 'Daher där/ea 
auch die Diener einer solchen Kirche nicUt ohne 
Vorwissen und Zustimmung der Staatsgewalt Im eig- 
nen Staate angestellt werden und keine Verpflichtung 
gegen jenes kirchliche, Oberhaupt übernehmen, die 
ihrer Pflicht gegen die Staatsgewalt entgegen Tiräre. 
Sie müssen vielmehr derselben eben so wie jeder 
andi^ Büi;ger huldigen^ . . 

jdnm. tL I>as /ms idröa saera betlräi^htea Sinige 
1. $lU fUa tuämli, 2. ^h /u4 ^^oPendL Jettes ui aber 
eigentlich fein Recht der Kirchfe auf Schutz von Sei- 
ten des Staats, der daher vielmehr ein officium tuendi 
hat. Das zweite hingegen ist ein wirkliches Keclit 
d€9 Staats 9 dem «ia^ Pflicht \ou Seiten der Kirche 
entspricht, namUch dt9 Pflicht, sivh ^et.d^seü zu 
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snthaltiin , wad dem Staate schädlich werden könnte^ 
also auch aller Eingriffe in die weltliche Macht. — 
Cm alteki RoM hatte das /ze^ cirea ^9a(B(rkt der JPontifBX 
rrtaxirmu als ein weltliches Oberhaupt ^ welches di^ 
Oberaufsicht über die Priesterschaft und den öffeht* 
liehen Gottesdienst führte. Di^ spätem Imperatoren 
oder Kaiser erklärten sicti daher selbst für PontiföoeB 
maxin^s, tind die christlichen Kaiser behielten diese 
Würde b«i , selbst in Bezug auf den heidnischen 
Qottesdiensty bis Oaatian um's J. 450* (Zqsimz hist. 
l. IV*) Auch sagte Konstastin der Grofse sehr rich»^ 
tig zu deti Bischöfen «einer Zeit: ^Yf^iiQ (iiv tcüv 
iioiö r7]$ txxXfjmag, eyco Sb twv ^BTttog vfco d-eov xa- 
^^axajjLtvOQ tnitfxonog av tiffv. (EusEfiivs in Pita 
Const. M\ IV, 24.) Offenbar gehn daher diejenigen 
5u weit, welche (wie Hr. von Bulow in seiner 
Schrift; Ueber die gfegenwärtigen Verhältnisse deS 
christiidL^ evUngelischea Kirchenw^^ens in Deutsch- 
land. Magdeb. 1818. 8*) de^i weltlichen Regenten 
ils Oberbischöf auch ein Recht auf Erhaltung der 
Reinheit des .Religionsbegriffes und ein li'- 
tutrglisches Recht erthfeilen. Woher sollte denh 
der R6getait ein solches Recht erhalten ? £;r versteht 
ja oft am wenigsten von geistlichen Dingen. Uiid 
wenn er auch Theologen und. andre Geistliche zu 
Rathe zieht, so fragt sich, wa? für welche? Sind 
denn nicht diesb gar selir verschiedner jVIeinung in 
Bezug auf die Reinheit des Religionsbegriffs und die 
Güte der Litatgie? *— Ebendarum kann dem Re- 
gelit^eA <livich kieiki Verbd&serungsre^ht in Bezug 
auf diej^Li^che: ijm refo/rmandl ecclesiam s. sucr<i) 
zukommen. Die Kirche refbrmirt sich selbst. Und 
wenn einzele Kirchenglieder (wie Luther) kirchliche 
Reformen vorschlagen und einleiten : so mag ein 
weiser Rfegeht (wie Fkieökich der Weise) sie Wohl 
beginstigen, wenn er sie für gut halt; aber i^ie mit 
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Gewalt durchführen. Vielmehr soll er aller G^walt- 
thätigkeit dabei vorbeugen.- Es hilft auch gar nicbts, 
wenn die Regenten ' sich in geistliche Dinge mischen. 
Sie machen das Uebel |iur ärger durch Mord, Ver- 
folgung, Beraubung, Vertreibung ihrer Unterthanen 
(wie Kabl IX. und L^udwzg XIV.). Alle Regentes 
^ sollten sich daher in «dieser Beeiehung Faibbrxch's 
des Grofsen Maxime aneignen: „Mainienir le go»- 
„i^ernemeni cipil et laiss^ ä chacun la UbertS de eoa- 
„9cunc€; Sire toufour^ roi et ne ß€uncu9 faire le pr^: 
j,c^e8t le eür moyen de pr^eer$>er eon etat de temp^ 
„que Pesprit dogmatique dee th^ologiens cherche soutfeni 
„ä exciter.'* Nur so wird der Regent ein wahrer 
Schutzherr der Kirche oder Oberkirchen- 
voigt (eummue ecclesicte patronue e. adpocatus) sein. 

§. 126- 
Vermöge jener Oberaufsicht (§. 125) hat 
das Staatsoberhaupt das Recht zu untersuchen 
und zu beurtheilen, ob eine gegebne Religions- 
. gesellschafit mit dem Staatszwecke besteZpf»? 
könne oder nicht, und im letzten Faüe den 
Staatsbürgern bei Verlust des Bürg^rechts den 
' Zutritt zu derselben zu verbieten oder auch 
nach Befinden der Umstände die ganze Gesell- 
schaft innerhalb des Staatsgebiets aufzuheben. 
Sobald sie aber damit bestehen kaim, muss sie 
geduldet werden, wenn sie auch von ^en 
im Staate herrschenden Ansichten über religiöse 
(xegenstände noch so sehr abwiche und ihre 
Dogmen oder Gebräuche noch so ungereimt 
schienen« Daher darf ihren Gliedern auch das 
Bürgerrecht nicht versagt werden, wenn sie 
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sonst gegründete Ansprüche darauf haben ($..73. 
Ajmr. 1). 

^nm. 1. Eine Religionsgesellschaft kann im 
Staate als eine fi^chon anerkannt rechtliche Gesell- 
schaft bestehen und entweder alle oder doch sehr 
viele Bürger s;ii Anhäng:ern haben. . Dann hat das 
Staatsoberhaupt blofs darauf zu sehen, dass die Kir- 
chen ge^Aralt sich innerhalb ihrer Schranken (§. 123) 
ha^te und die zu verschiednen kirchlichen Gemein- . 
lieiten gehörigen Individuen sich mit einander ver- 
tragen , damit aus jener Verschiedenheit keine Unru- 
hen und Rechtsverletzungen hervorgehen. Es kann 
aber auch eine Religionsgesellschaft erst im'Entstehen 
begriffen sein und daher nur noch wenige Glieder 
zählen, die sich eben zu einer Gesellschaft konsti- 
tuiren wollen. Hier fragt sich vor allen Dingen, ist 
sie .dine rechtliche Gesellschaft, d. h. kann sie mit 
dem Staatszwecke, und zwar mit dem nächsten 
und unmittelbaren, bestehen; denn über den hö- 
beru und mittelbaren sind die Ansichten der Men- 
schern zu verschieden, als dass derselbe einen sichern 
Mafsstab abgeben könnte <§. 72). Schutz und Si- 
cherheit des Rechts aber ist etwas so Bestimmtes 
und dabei so Nothwendiges , dass eine Religionsge- 
sellschaft, die diesem Zwecke direkt oder indirekt 
entgegenwirkte, vom Staate nicht gleichgültig be- 
trachtet werden konnte. Setzen wir z. B., dass eine 
solche Gesellschaft die Bürger ihren Pflichten gegen 
den Staat durch Verbot der persönlichen Theilnahme 
an der Yertheidigung des Vaterlandes entzöge, oder 
, dass sie das Darbringen von Menschenopfern zur 
Versöhnung der Gottheit foderte, oder dass sie ge- 
waltsam in Häuser und Tempel eindränge, um die 
Gegenstände, der Verehrung daselbst zu zerstören und 
die gottesdienstlicben Handlungen zu unterbrechen, 
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oder da9S sie sich in nächtliches Dunl^el hüUete und 
als eine geheime Gesellschaft (§. 80. Anm* 1) ^vrirkte *): 
ßo wurde der Staat ohne Zweifel herechtigt sein , das 
Aufkommen einer solchen Gesellschaft zu hindere 
oder doch sie in die Schranken der Ordnung und 
des Rechts zurückzuweisen. Was aher die sonstige 
Beschaffenheit ihrer Lehren und Gebräuche hetrift, 
so muss er das Urtheil darüber Gott und ihrem Ge- 
wissen überlassen. 

Anrru 2. Die Frage, ob es im Staate ebe 
herrschende Religion {religio ifominans) geh^L 
dürfe, bedarf hier noch einer besondern Erörterung. 
Versteht man nun unter einer herrschenden Religion 
hlofs diejenige Religionsform y der alle oder doch die 
meisten Bürger anhangen, so erledigt sich die Frage 
von selbst. Denn eine solche Religionsform giebt ja 
dadurch noch keine ausschliefslichen oder Vorrechte, 
indem das natürliche Uebergewicht der Mehrzahl über 
die Minderzahl nicht dahin gerechnet werden kann. 
Allein dieses natürliche Uebergewicht hat auch oft 
rechtliche Folgen, and diese können in jenem Falle 
leicht darin bestehn, das» entweder das aktive Bür- 
gerrecht überhaupt öder das Recht des* Grundeigen' 
thums^ oder das Recht zu Staatsämtern, besonders zu 
den höhern, von der Bedingung abhänge, da^ss man 
jener Religionsform zugethan sei« Diefs ist aber nach 
dem , was schon früher über den Begriff des Bürger- 
rechts gesagt worden, ungerecht, sobald eine Reli- 
gionsform nur niemanden an der Erfüllung aller Bür- 



*) Freilich muss der Staat nicht selbst durch Verfolgungen 
Anlats datu geben, dass die Anhänger einer neuen Religions- 
gesellschaft sicl^ in das Dunkel zurückziehn, um Gott auf ihre 
Weise ungehindert zu verehren. Denn sonst setzt sich der 
Staat auch hier, wie oft, in den Fall, etwas verbieten oder 
gar bestrafettv zu müssen , was er seihat erst veranlasst hat. 
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erp fliehten hindert. Den BegrilF der herrschenden 
eligioti über tyloTs' nach dem Herrscher im Staate 
der der heri^chenden Familie zu bestimmen; ist tin- 
tatthaft i ip^eil es FSlle geben kamn , . wo der- Herr- 
:her einer aiidern Religiondform zugethan ist, als die 
ei TTeitezn groCie Mehrzahl deines Volks. ^ Alsdann 
t es jedoch höchst inkonsequent, die, welche d^r 
.eligiopsfonn des Herrschers' zugethan sind, nicht 
u Staatftiintem zulassen zu wollen. Denn welches 
taatsamt ist denn noch wichtiger und eiüflussreicher, 
Is das des Regenten? — ', Die herrschende Religion 
f^ird auch siuweilen ' die Staatsreligioi^ genannt, 
^iefs ist aber noch unpassender. - Denn nicht der 
>taat als solcher,' sondern das Volk hat Religion^ 
v^eil zum Staate auch da^. Land oder Gebiet gehört, 
Q der letzten Beziehung aber von Religion nicht die 
lede sein kann *)• ^IDex Ausdruck Volksreliglon 
lat aber> nuch sein Unbequemes, weil man unter Volk 
Dft blofs den gemeinen und rohen- Haufen' versteht, 
lind die 'Vornehmen und Gelehrten sich leicht ein- 
bilden, sie bedürften nicht der Religion,, wie das 
Volk, oder müssten wenigstens eine ganz andre ^Is 
dieses haben, wie es in einigen orientalischen Staa- 
ten .wirklich der Fall ist. ' Im Allgemeinen betrachtet 
ist es nun wohl sehr wünschenswerth, dass alle, die 
zu einem und demselben Staate gehören, Fürst und 
Volk, Hohe und Niedre, Gelehrte und Ungelehrte, 
sich auch zu einer und derselben Religion bekennen, 
weil diefs ein neues und um so festeres Band ist, je 
mehr es auch die Herzen bindet und einigt« Da 



*) Daher ist auch der Gmndsatz abgeschmackt: Cujus regio^ 
ejus religio. Das Gebiet hat mit der Religion gar nichts za 
schaffen. Wer auch jenes hätte, wäre darmn doch mcht 
berechtigt, über die Religion der Gebietsbewohner zu ge- 
bieten. Religio est conscientiae f non regionis^ nee dominii, 
Kruf^'f prakt. Philos. Th. L Rachtslehre. Aufl. «. 29 
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tWr die menscliliclie Natur emmal $& orgatialrt 
dftM Dicht aUe Menschen Eitlem Glfmbeiiit sein kütt* | 
Qen ^ MO ut es aucH kern grofsas Uitgliic^» wi 
niclit alla Bürger dess4^1b«n Staats Eio«^ Glaal 
aiad* Iit aber iieh der FoU, so ist es auch Pfij 
des Staats, jeden seines Glaabens ungestört leben 
lasten, wenn dieser Glaube den Zwecii de^ Bür 
lebens olcbt &tört« ££ Jasst &lcb üb erbat 
wobl ein solcber Grad sitcUcbet un4 bür| 
AiisbÜdung denken t dass bei aller YerBohieJ 
des Claubent docb alle Bürger Eines Sinnes 
wo dann yan einer berrscb^nden oder Staatsrc 
nicht weiter die Rede sein wurde *). 



*) AufifiLhrlicBer hat diesen Abscluiitt der pliiJosi>pKi>eiiei 
lachUlehre der VetL entwickelt m seitxer Schrift: „X^^ 
,Eirc1ion recht , nach Grundsätzen der Verni 
ftind im Lichte des Ghristentbums daTgeste^ 
(Letpdg, 13M. 3.) wo aueb anf die abweicjieiiiten Amlt 
Andrer mehr EückAichl genammen ist- 



Ende der Rech tBlehre als ersten Tbeils der ptaVüac 
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§. 117. Die Familie als hausliche ^ Gesellschaft 
im Gänzen betrachtet. §• 417. 
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Kirchenrec'ht. 

§. 118. Die Kirche als unsichtbare und als sieht» 
bare Gemeinschaft der Gläubigen betrachtet. S. 420. 
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trag. S. 421. 
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